
Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel 
Interministerielle Arbeitsgruppe Anpassungsstrategie

Tagesordnung zur 27. Sitzung am 

10. August 2017 von 10:30– 15:30 Uhr 
im Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz Bau und Reaktorsicherheit  

Bonn, Robert-Schuman-Platz 3  
53175 Bonn Raum 1.1.30 

Beginn der Veranstaltung 10:30

TOP 1 

ca 10 min. 

Begrüßung, Genehmigung der Tagesordnung und des Protokolls der 

vorherigen Sitzung 

BMUB 

TOP 2 

ca. 60 min 

Bericht nationale GCOS Treffen 

BMVI / DWD 

TOP 3 

ca. 15 min  

EU /COP 23 

BMUB / BMZ 

TOP 4 

ca. 20 min 

KlimAdapt   

Vorstellung Feinkonzept, UBA  

APA II -Maßnahme 7.8:  Einrichtung des Systems von Diensten zur 

Anpassung an den Klimawandel  

TOP 5 

ca. 15 min.  

Evaluationsbericht – „ APA-Statustool“, UBA 

APA II - Maßnahme 7.5: Verstetigung von Kernprodukten der DAS 

Mittagspause 12.30 bis 13:15 

TOP 6  

ca. 20 min 

Novellierung UVP und Chancen für Berücksichtigung des Klimawandels   

APA II - Maßnahme 2.:5  Evaluierung von Aussagen zur 

Klimaverträglichkeit im Rahmen der UVP für Neu- und Ausbauvorhaben, 

UBA  

TOP 7  

ca. 40 min 

83. Umweltministerkonferenz 24.10. 2014  

Beschluss TOP 20: Prüfung der Einrichtung eines bundesweiten 

Naturgefahrenportals, BMUB, BBK 



TOP 8  

ca. 15 min 
Klimawandel und Meeresspiegelanstieg – Implikationen für die DAS 

BMVI / BSH: Kurzvorstellung der Untersuchung des BSH 

TOP 9  

Ca. 30 min 

Berichte aus den Ressorts  

TOP 10 

ca. 10 min 

Sonstiges 

Themen für die nächste Sitzung 

Ende der Veranstaltung 15:30 
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Deutsche Anpassungsstrategie an den Klimawandel 

Interministerielle Arbeitsgruppe Anpassungsstrategie   

UBA/BMUB WR I 1  16.10.2017 

Ergebnisprotokoll IMA-XXVII (Entwurf)  

27. Sitzung der Interministeriellen Arbeitsgruppe „Anpassungsstrategie“ 

10. August 2017, BMUB Berlin 

Anwesend: Frau Möllenkamp, Herr Köthe, Frau Hoppe (alle BMVI); (DLR i.V. für BMBF); 

Herr Zornbach (BMEL); Frau Schimmelpfenning (TI); Frau Hempen, Frau Huckele, Herr Hanusch, 

Herr Stutzinger-Schwarz (alle BMUB); Frau Mahrenholz, Herr Daschkeit (beide UBA); Herr Rösner, 

Herr Schreiber (beide DWD); Frau Krings, Frau Müller (beide BBK); Frau Kleine-Tebbe (BMI); Frau 

Zimmermann (BMWi); Herr Schreiner (BMG) 

Anmerkung: Die Sitzung fand auf Referatsebene statt. Entschuldigt: BMBF, BMZ. 

TOP 1 – Begrüßung, Genehmigung der Tagesordnung und des Protokolls der vorherigen Sitzung 

Frau Hempen (BMUB) begrüßt die Anwesenden. Die TO und das Protokoll der 26. IMAA-Sitzung 

vom 06.04.2017 wurden genehmigt (siehe Anlage 1). 

TOP 2 – Bericht nationales GCOS Treffen 

DWD berichtet vom letzten GCOS-Treffen am 24./25.11.2016 (siehe Anlage 2). Der vom DWD 

erläuterte Beschlussvorschlag mit Bezug zum NGT-11-Schwerpunkt ICOS-Ozean und anthropogenes 

CO2 (siehe Folie 13) soll nach BMVI-interner Diskussion überarbeitet und bei der nächsten IMAA-

Sitzung neu eingebracht werden. U. a. vom DLR (i. V. für BMBF) und BMEL wird darauf hingewiesen, 

dass aus der IMAA keine Haushaltsempfehlungen für andere Ressorts gemacht werden können. 

BMVI (Hr. Köthe) weist darauf hin, dass administrative Aufgaben bzgl. GCOS derzeit vom BMVI 

finanziert werden, weitere umfangreiche Förderungen erfolgen durch BMBF (Messungen). 

TOP 3 – EU / COP 23 

BMUB stellt den aktuellen Stand für ein ressortübergreifendes side event zum Thema 

„Schwammstadt“ dar (siehe Anlage 3), beteiligt sind BMUB, BMZ, BMVI, UBA, DWD, BBSR, GIZ. Die 

Zusage für die Durchführung des side event durch BMUB KI und BMZ steht noch aus. 

BMUB stellt den aktuellen Stand zu Verhandlungen der EU Governance-VO dar (FF BMWi) und 

erläutert die von der KOM geplanten Berichtspflichten zu Anpassung an den Klimawandel für MS. 

Bisher ist die Berichterstattung zu Klimaanpassung über die MMR geregelt. Der Entwurf der 

Governance-VO geht weit über diese Vorgaben hinaus. Derzeit bereitet BMUB ein Papier zur 

detaillierten Beschreibung der Position DEU bzgl. der VO vor, das mit der IMAA abgestimmt werden 
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soll. BMUB wird BMWi bitten, das Papier als Non-Paper in die Verhandlungen auf EU-Ebene 

einzubringen. In Bezug auf die Governance-VO sowie die EU-Anpassungsstrategie bittet BMUB die 

Ressorts, über Anfragen (bspw. Fragebögen, Interviews) zu informieren und Antworten ggfs. 

abzustimmen. Bei einem Treffen (Juli 2017) zwischen DG Klima und BMUB (WR I 1) wurde seitens 

BMUB das Zusammenspiel von Governance-VO und EU-Anpassungsstrategie hinterfragt. Die 

Vertreter der KOM konnten hierzu keine Auskunft geben. Die KOM bittet DEU um Unterstützung 

bei der Weiterentwicklung der EU-Anpassungsstrategie. BMUB stellt klar, dass Voraussetzung dafür 

zunächst die Klärung der Fragen DEU zur Governance-VO sei.  

TOP 4 – KlimAdapt Vorstellung Feinkonzept, APA II -Maßnahme 7.8:  Einrichtung des Systems von 

Diensten zur Anpassung an den Klimawandel  

UBA stellt den aktuellen Stand zum Aufbau von KlimAdapt vor (siehe Anlage 4), BMUB / UBA 

berichten über die Ergebnisse des Fachgesprächs KlimAdapt am 09.08.2017 (Bonn). 

Beschluss  

Die IMAA begrüßt die vorgestellte Vorgehensweise zur Umsetzung der APA II-Maßnahme 7.8 

„Einrichtung des Systems von Diensten zur Anpassung an den Klimawandel (KlimAdapt)“, 

welche die KlimAdapt-Umsetzung konkretisiert. Ebenfalls begrüßt wird die enge Abstimmung 

zwischen DKD und KlimAdapt beim Aufbau des Gesamtangebotes für Klimadienste und 

Dienste zur Unterstützung der Klimaanpassung und der Arbeitsfortschritt zur Umsetzung des 

ressortübergreifenden Webportals „KliVoPortal“. Bis Anfang Oktober wird der IMAA ein 

Feinkonzept zur KlimAdapt-Umsetzung zur Abstimmung vorgelegt. 

Im Feinkonzept sollte darauf hingewiesen werden, dass KliVoPortal auch Angebote zur 

Unterstützung bei der Verwendung von Produkten bereitstellt, um Nutzer optimal zu unterstützen. 

Dies können Dienstleistungen wie Weiterbildungsmöglichkeiten, Beratungsangebote oder 

Angebote zur Netzwerkbildung sein. Vorhandene Dienstleistungslücken sollten identifiziert und 

über Förder- und Forschungsprogramme entwickelt werden.

TOP 5 – Evaluationsbericht – „APA-Statustool“, APA II - Maßnahme 7.5: Verstetigung von 

Kernprodukten der DAS

UBA stellt den aktuellen Stand sowie die nächsten Schritte zur Evaluation der DAS vor und bittet die 

Ressorts um aktive Mitarbeit und Unterstützung der Evaluatoren, die – entsprechend der 

abgestimmten Methodik - bis Herbst 2018 mehrfach auf die Ressorts zukommen werden (siehe 

Anlagen 5 und 6). Die Ressorts sagen zeitgerechte Unterstützung des Evaluationsprozesses zu, 

inhaltliche Nachfragen wurden geklärt. Mit Blick auf einzelne Interviewreihen wurde angemerkt, 

dass Einschätzungen von Maßnahmenverantwortlichen zu Einzelmaßnahmen (Umsetzungsstand, 

Wirkung der Maßnahmen) subjektive Einschätzungen sind. Die Ergebnisse der regelmäßigen 

Statustool-Abfragen („kleine Abfragen“) werden als IMAA-interne Dokumente verwendet.  
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TOP 6 – Novellierung UVP und Chancen für Berücksichtigung des Klimawandels, APA II - 

Maßnahme 2.:5  Evaluierung von Aussagen zur Klimaverträglichkeit im Rahmen der UVP für Neu- 

und Ausbauvorhaben 

UBA stellt den aktuellen Sachstand zur Novellierung des UVPG und die sich daraus ergebenden 

Chancen für die Berücksichtigung des Klimawandels vor (siehe Anlage 7). BMVI (Hr. Köthe) verweist 

darauf, dass hiermit ein gesetzlicher Hebel für die Umsetzung von Klimaanpassung mit 

Vollzugsrelevanz geschaffen wurde. Hilfestellungen hierzu könnten u. a. über KliVoPortal 

angeboten werden, bspw. für Planer. DLR weist darauf hin, dass Aus- und Weiterbildung für Planer 

wichtige Maßnahmen sein können, um Beratungs- und Umsetzungskompetenz zu stärken. Das DAS-

Förderprogramm bietet Möglichkeiten, Weiterbildungskonzepte zu fördern.  

Die IMAA erbittet kontinuierliche Informationen zur Integration von Klimaanpassung in die UVP. 

Daher sollen Ergebnisse des in 2017 startenden UBA-Vorhabens zum UVPModG und Anpassung an 

den Klimawandel in der IMAA vorgestellt werden (siehe Anlage 7, Folie 4). Darüber hinaus ist es 

relevant, Ebenen übergreifende Erfahrungen (Bund, Länder, Kommunen) aus den 

Geschäftsbereichen der Ressorts  zu diskutieren (siehe hierzu auch Anlagen 8, 9 und 10). 

TOP 7 – 83. Umweltministerkonferenz 24.10. 2014, Beschluss TOP 20: Prüfung der Einrichtung 

eines bundesweiten Naturgefahrenportals 

BMUB und BBK stellen den aktuellen Stand der Diskussionen und mögliche Perspektiven für ein 

Naturgefahrenportal dar (siehe Anlagen 1 und 11). 

BBK weist darauf hin, dass die Verantwortung für den Umgang mit Naturgefahren bei den 

Bundesländern liegt und dass der Begriff Naturgefahren nicht exakt definiert ist. Die Webseite 

warnung.bund.de (auf Basis von MoWaS) enthält einige relevante Informationen zu Naturgefahren 

und ist operativ orientiert. Sie könnte somit als Baustein eines Naturgefahrenportals angesehen 

werden (BBK).  

Beschluss der IMAA: Sachstandsbericht bzgl. Naturgefahrenportal  

Es wird vereinbart, dass BMI/BBK gemeinsam mit BMUB den Bericht des Bundes für die 60. 

ACK / 89. UMK am 15.-17. November 2017 in Potsdam zum TOP Verbesserung des Schutzes 

vor den Folgen von Naturgefahren unter Berücksichtigung nachfolgender Punkte erstellt: Der 

Umgang mit Naturgefahren fällt in das Aufgabenspektrum des Katastrophenschutzes bzw. 

der allgemeinen Gefahrenabwehr und liegt damit im föderalen System Deutschlands im 

Zuständigkeitsbereich von Ländern und Kommunen. Der Bund betreibt bereits eine 

bundesweite Warninfrastruktur, die verschiedene Naturgefahren umfasst und kontinuierlich 

betrieben und fortentwickelt wird. Die darüber bereitgestellten Informationen sind online 

erreichbar (https://warnung.bund.de). Über diese Seite werden aktuelle Warninformationen 

unterschiedlicher Art veröffentlicht – die Infrastruktur stellt der Bund (BMI / BBK). Die 

Warninformationen stammen aus unterschiedlichen, behördlichen Quellen. Aus dem 

Naturgefahrenspektrum werden derzeit auf diesem Weg Wetterwarnungen (zur Verfügung 
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gestellt durch den Deutschen Wetterdienst) und Hochwasserwarnungen (zur Verfügung 

gestellt von den Hochwasserzentralen der Länder) veröffentlicht. Diese Warninfrastruktur ist 

grundsätzlich technisch erweiterbar. Ein weiterer Ausbau und auch der Dauerbetrieb eines 

erweiterten Angebots würden jedoch – neben den vorgelagerten Abstimmungsprozessen – 

eine entsprechende finanzielle Ausstattung voraussetzen.  

Im Hinblick auf eine mögliche Kampagne zur Verbreitung von Elementarschadensversicherungen 

mit dem Bund wird eine direkte Beteiligung der Versicherungswirtschaft von den Vertreter/innen 

der IMAA kritisch gesehen. Die IMAA sieht keine Zuständigkeiten für eine 

Elementarschadenskampagne in ihren Ressorts.  

TOP 8 – Klimawandel und Meeresspiegelanstieg – Implikationen für die DAS 

BMVI (Fr. Möllenkamp) stellt den aktuellen Sachstand dar. Zudem regt BMVI (Hr. Köthe) an in der 

IMAA eine Strategie zum Umgang mit Risiken durch einen beschleunigten Meeresspiegelanstieg  zu 

entwickeln.  Die Zusammenarbeit bzw. Abstimmung mit den Ländern ist hierbei von besonderer 

Relevanz (bspw. wegen der Zuständigkeiten im Küstenschutz). In der Behördenkooperation, die 

durch ein UBA-Vorhaben unterstützt wird, wird das Thema beim nächsten Treffen Anfang 

September fachlich aufgegriffen. 

Beschluss 

Die IMAA sieht die große Bedeutung des Themas Klimawandel und Meeresspiegelanstieg 

und erarbeitet eine Strategie zum Umgang mit dem Thema. Dazu wird die IMAA zu einem 

gesonderten Gespräch (Oktober 2017) einladen und die weitere Vorgehensweise zu dem 

Thema abstimmen. BMVI wird hierzu das bestehende und am 12.06.2017 an die IMAA 

versandte Papier mit einem kurzen Vorspann versehen und an die IMAA leiten. Die Ressorts 

sind aufgefordert, mögliche Teilnehmer aus ihren Fachbereichen für das Gespräch zu 

benennen. 

TOP 9 – Berichte aus den Ressorts 

BMVI berichtet über aktuelle LAWA-Aktivitäten sowie eine kürzlich veröffentlichte Broschüre zum 

klimaresilienten Stadtumbau (KlimReg; siehe Anlage 12). BMVI hat den DAS Basisdienst Klima & 

Wasser zunächst in Form eines Pilotvorhabens realisiert (Anlage 13), will die Initiative zum 

Basisdienst wieder aufgreifen. Zusätzlich verweist BMVI auf das BMVI-Expertennetzwerk (siehe 

Anlagen 14 und 15) sowie die Einrichtung von Messsystemen in der Nordsee. 

UBA weist auf den wechselseitigen fruchtbaren Austausch der Arbeiten zu den DAS-Indikatoren 

und der LAWA-Gruppe zu Klimaindikatoren hin. Zusätzlich wurde die Aktualisierung des DAS-

Monitoringberichts begonnen: Fachbetreuer wurden kontaktiert, die zentralen Ansprechpartner in 

den Ressorts informiert, neue Indikatoren zu den Handlungsfeldern Bauwesen, Wasser, Verkehr 

und Verkehrsinfrastruktur werden derzeit entwickelt.  
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TOP 10 – Sonstiges 

Die nächste IMAA-Sitzung ist für Dezember 2017 vorgesehen. Themen für die nächste Sitzung sind 

u. a.:  

• Gliederung / Zeitplan nächster Fortschrittsbericht 

• Sachstand zu herausragenden APA II – Maßnahmen 

o Maßnahme 7.8: Einrichtung des Systems von Diensten zur Anpassung an den 

Klimawandel KlimAdapt 

o Ggf. weitere Maßnahmen  

• EU / Internationales 

• GCOS 





































TOP 8 Beschlussvorschlag

Die IMAA sieht die große Bedeutung des Themas Klimawandel und 
Meeresspiegelanstieg und erarbeitet eine Strategie zum Umgang mit 
dem Thema.

Dazu wird die IMAA zu einem gesonderten Gespräch (Oktober 2017) 
einladen und die weitere Vorgehensweise zu dem Thema 
abstimmen.

BMVI wird hierzu das bestehende und am 12.06.17 an die IMA 
versandte Papier mit einem kurzen Vorspann versehen und an die 
IMA leiten. Die Ressorts sind aufgefordert, mögliche TN aus ihren 
Fachbereichen für das Gespräch zu benennen.



GCOS.DE

die deutschen 

Klimabeobachtungssysteme

(Global Climate Observing System)

Bericht über 11. Nationales GCOS-Treffen
IMA-27, 10. August 2017, Bonn

Stefan Rösner, Klaus-Jürgen Schreiber, Dr. Hermann Mächel, 
Deutscher Wetterdienst



GCOS was set up to help 
ensure that observational 
needs are met for:

• monitoring

• research

• applications
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Dipl.-Met. Stefan Rösner

Leiter, Referat Regionale Klimaüberwachung,
Geschäftsstelle Deutscher Klimadienst
Koordinator WMO RA VI RCC Network,
Stellv. Deutscher GCOS Koordinator
Frankfurter Str. 135
63067 Offenbach

T: +49 (0)69 8062 4306
F:  +49 (0)69 8062 3759
M: +49 170 9054658
E: stefan.roesner@dwd.de 

oder: rcc.cm@dwd.de
oder: gcos@dwd.de

I: www.dwd.de | www.klimadienste.de | www.rccra6.org | www.gcos.de

Links: www.gcos.de/inventarbericht (DE)
www.gcos.de/inventoryreport (EN)
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Motivation 

 
Die internationale und in Deutschland vorhandene, umfangreiche Expertise zur Unter-
stützung der Stadtentwicklung beim Umgang mit den Auswirkungen eines sich 
schnell verändernden Klimas soll bei COP 23 beispielhaft dargestellt werden. Es be-
steht zudem ein direkter Bezug zum Thema 'human settlements and adaptation' des 
Nairobi Workprogramms (NWP) der UNFCCC.  
 
 

DWD Vorschlag für ein Side-event im deutschen Pavillon der COP23 
- unterstützt durch BMVI, mit DWD, BMUB mit UBA und BBSR, BMZ (Fachebene) 
gemeinsam mit GIZ haben den Vorschlag fachlich geprüft und Punkte eingebracht - 

 

Die Schwammstadt – eine Möglichkeit zur Klimaanpassung in hoch 
verdichteten Siedlungsräumen 
 
Extreme Wetterereignisse können im urbanen Raum aufgrund der hohen Bevölkerungsdich-
te und der Konzentration infrastruktureller und wirtschaftlicher Werte ein überdurchschnittlich 
hohes Schadenspotenzial entfalten. Bereits heute verursachen Stürme, Hitze- und Kältewel-
len, Trockenperioden, Starkniederschläge und Episoden mit erhöhter Luftbelastung sowie 
kombinatorische Wirkungen dieser Ereignisse in hoch verdichteten Siedlungsräumen Ge-
sundheitsbelastungen, Todesfälle und wirtschaftliche Schäden. Zusätzlich können die von 
den Stadtstrukturen verursachten Modifikationen der atmosphärischen Prozesse die Auswir-
kungen des Klimawandels weiter verstärken. Ein Beispiel hierfür ist die erhöhte Hitzebelas-
tung in Städten. Die Auswirkungen des Klimawandels stellen somit insbesondere Großstädte 
und Ballungsräume vor große Herausforderungen.  

Global leben derzeit mehr als 50% der Weltbevölkerung in Städten. Dieser Anteil könnte bis 
2050 auf 66% ansteigen. Durch die regionalen Folgen des globalen Klimawandels sowie die 
weitere Zunahme der Stadtbevölkerung und damit verbundene bauliche Verdichtung und 
Vergrößerung städtischer Ballungsräume werden sich die Herausforderungen für die Stadt-
entwicklung in den nächsten Jahrzehnten weiter verschärfen und zusätzliche Anstrengungen 
im Bereich Klimaanpassung und Klimaschutz erfordern. Insbesondere in Städten besteht ein 
hoher Handlungsbedarf zur Reduzierung der Vulnerabilität und zur Stärkung der Resilienz 
kritischer Infrastrukturen und der Stadtbevölkerung.  

Zentrale Konzepte der Anpassung an die Folgen des Klimawandels im urbanen Raum integ-
rieren je nach den lokal erwarteten Auswirkungen des Klimawandels Maßnahmen zur Hitze- 
und Überflutungsvorsorge gleichermaßen. Der Begriff „Schwammstadt“ beschreibt solch ein 
Handlungskonzept, das die Synergien eines verbesserten Hochwasserschutzes und die 
Verminderung der Hitzebelastung im urbanen Raum im Kontext des Klimawandels verknüpft. 
Kernelement ist die dezentrale Rückhaltung von Regenwasser bei Niederschlagsereignissen 
zur späteren Nutzung zur Abkühlung an Hitzetagen („Schwamm-Prinzip“). 

Um Städte nachhaltig vor Überflutungsrisiken zu schützen, werden dezentrale Wasserspei-
chermaßnahmen (z.B. multifunktional genutzte Retentionsflächen) geschaffen, die die Ge-
fahr einer Überlastung der Kanalsysteme im Falle von Extremniederschlägen reduzieren. Die 
Anpassungsmaßnahmen zielen dabei auf eine Erhöhung der Befähigung der städtischen 
Oberflächen, Niederschlagsmengen wie ein Schwamm aufzunehmen, zu speichern und 
dann abzugeben, wenn sie benötigt werden. Wirksame Instrumente sind die Entsiegelung 
von Flächen, die Mehrfachnutzung von Anlagen für die Aufnahme des Wassers im Nieder-
schlagsfall oder auch die Begrünung von Dächern oder Hausfassaden („Vertikale Gärten“).  
Durch intelligente Begrünung der Speichersysteme und Flächen führt die Verdunstung des 
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gespeicherten Regenwassers zu einer lokalen Abkühlung dieser und benachbarter Flächen 
(Fernwirkung). Besonders dicht bebaute, innerstädtische Gebiete, die schon heute Orte star-
ker Hitzebelastungen sind, profitieren von diesem Konzept. Die Lebensqualität wird deutlich 
erhöht und die Gesundheitsrisiken bei Hitzeperioden können für die Anwohner dieser Stadt-
quartiere reduziert werden. Je nach Umsetzung kann die oberflächige Retention von Re-
genwasser aber auch Gesundheitsrisiken durch zusätzliche Brutstätten für Überträger was-
serinduzierter Krankheiten bergen. Darüber hinaus besitzen die Maßnahmen einer 
Schwammstadt auch positive Effekte auf die Luftqualität und tragen zur Erhöhung der Le-
bensqualität im urbanen Raum bei. 

In Europa gibt es neben Deutschland Pilotaktivitäten zum Kontext Schwammstadt z.B. in den 
Niederlanden und Frankreich. Außereuropäisch sind die USA und insbesondere China 
„Leuchttürme“ auf diesem Gebiet.  

Struktur und Player für das vom DWD vorgeschlagene COP23 Side-Event (Dauer: 1,5 h) im 
deutschen Pavillon zum Thema „Klimaanpassung in der Schwammstadt“:  

1) Willkommen (1-2 evtl. verfügbare pol. Entscheidungsträger, tbd) und Moderator (GIZ, 
angefragt) 10 min 

2) Hintergrund und Überblick (Dr. Paul Becker, DWD/ Maria Krautzberger, UBA) 20 min 
3) 3 fachliche Impulsvorträge (BBSR (Deutschland, angefragt), Juli Trtanj für NOAA 

(USA, angefragt), Dr. Xu Ying für CMA (China, angefragt), NN aus Entwicklungsland 
(Vorschlag durch BMZ)) jeweils 10 min 

4) Diskussion mit dem Publikum (Fragen und Antworten) 20 min 

„Human Settlements and Adaptation“ ist auch ein Thema im Nairobi Work Programme (on 
impacts, vulnerability and adaptation to climate change), kurz NWP, und bei COP 23 u.a. 
Thema des 11. NWP Focal Point Forums. Ein NWP Verhandlungsstrang adressiert die Er-
gebnisse aktueller Aktivitäten und Forschung in städtischen Siedlungsbereichen, sowohl in 
entwickelten als auch in sich entwickelnden Staaten und least developed countries (LDC) zur 
Bestimmung der Sensitivität und Vulnerabilität für den Klimawandel und zur Ableitung von 
kurz- und langfristigen Anpassungsmaßnahmen für Planungsprozesse.  

Das bei diesem Side-Event vorgestellte und diskutierte Wissen, die Ideen und Handlungsan-
sätze zur Klimaanpassung in Städten im Kontext Schwammstadt sollen den Teilnehmern 
wertvolle Anregungen und Impulse geben, auf deren Basis die Aktivitäten und Ziele der 
COP23 und des NWP unterstützt werden können. 
 
 
Zusätzliches Material: 
 
Folgendes zusätzliches elektronisches Material kann angeboten werden:  
 

1. Kernaussagen der deutschen Präsentationen (GIZ, UBA, DWD, BBSR) als 2-Minuten 
Video-Botschaften  

2. 5-minütige Slide-shows, die sich mit speziellen Herausforderungen des Stadtklimas 
und der Stadtentwicklung auseinandersetzen und mögliche Anpassungswege aufzei-
gen  

3. Ggf. Animation für LED-Weltkugel im Deutschen Pavillon 
 

















































Evaluierung der Deutschen 
Anpassungsstrategie
Workshop IMA und AFK am 06. April 2017 in Bonn 

adelphi und CEval
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Hintergrund DAS Evaluation

Evaluation als Anforderung aus dem Fortschrittsbericht

„Die IMA wird die Aktivitäten des Bundes im Rahmen des DAS-Prozesses und den 
Umsetzungsstand des APA II regelmäßig evaluieren, um den Fortschritt zur 
Anpassung an den Klimawandel in Deutschland einzuschätzen und gegebenenfalls 
nach zu justieren. Hierzu wird sie eine abgestimmte Methodik entwickeln und bis 2019 
auf dieser Basis eine erste Evaluierung vornehmen.“ 

Fortschrittsbericht 2015, S. 98
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Hintergrund und Ziele der Evaluation

Ansprüche an das Evaluationskonzept

• Einfach anzuwenden

• Liefert leicht erfassbare, nachvollziehbare Schlussfolgerungen für die 
Bundesebene

• Berücksichtigt zentrale Themen, Aktivitäten und Akteure

• Erweiterbar, um bei späteren Evaluation bestimmte Fragestellungen noch 
fundierter beantworten zu können, wenn mehr Wirkungen zu beobachten sein 
werden
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Grenzen bei der Evaluation des DAS-Prozesses

…möglich …kaum möglich

Abschätzung der Wirkungen von 
Maßnahmen auf Zielgruppen

Herstellung von kausalen 
Wirkungszusammenhängen zwischen 
einzelnen Maßnahmen und Veränderungen 
bei aggregierten Einschätzungen zu 
Vulnerabilität

Mittelfristig: Plausible Wirkzusammenhänge
zwischen Maßnahmen und  Determinaten 
von Vulnerabilität in Teilbereichen

Aktivitäten der Bundesebene erfassen und 
evaluieren

Alle Anpassungsaktivitäten auf allen 
Ebenen in Deutschland evaluieren

Fortschritte und Entwicklungen bei der 
Anpassung beschreiben

Detaillierte Angaben dazu, ob Fortschritt 
ausreicht

Bestehendes Wissen zu Wirkungen aus 
Monitoringbericht, Vulnerabilitätsanalyse 
und div. Forschungsberichten für die 
Evaluation nutzen 

Komplett neues Indikatorenset entwickeln

Alle Handlungsfelder gleich detailliert 
durchleuchten
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Ausgangspunkt für die Entwicklung des Konzepts

• Zentrale Ziele und Aktivitäten im DAS-Prozess

• Herangehensweisen an Evaluation von Anpassungsstrategien in anderen 
Ländern (Analyse von Dokumenten und verwandten Studien, persönlicher 
Austausch mit A, CH und GB)

• Enge Verknüpfung mit bestehenden Produkten und Aktivitäten im DAS-Prozess 
(z.B. Monitoringbericht)

• Rückmeldungen aus der IMA-Sitzung im Oktober 2016

• Rückmeldungen aus Probe-Interviews

• Interne Fragestellung: was ist ambitioniert, aber immer noch machbar? 
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Wirkungsmodell für die DAS-Evaluation

APA II Umsetzung des APA II
• Zusammenarbeit der 
beteiligten Akteure (u.a. 
Effizienz) (wo findet 
Zusammenarbeit statt?)

• Rollen und Zuständigkeiten 
der Akteure bei der 
Umsetzung der einzelnen 
Maßnahmen 

• Ressourcen

Ergebnisse der Maßnahmen des 
APA II
• Umsetzungsstand der 
Maßnahmen des APA II

Wirkung der Maßnahmen des APA 
II auf Ebene der Zielgruppen 
(kurz/mittelfristige Effekte)

Prozess
• Entwicklung der DAS und 
Folgedokumente 

• Zusammenarbeit der Akteure im DAS 
Prozess

• Rolle der verschiedenen Akteure 
(BMUB, UBA, IMA, AFK)

• Erstellung der Dokumente  (Barrieren, 
Abläufe, Zusammenarbeit der Fach-
Ressorts) u.a. wie lief die Erstellung 
des Fortschrittsberichts? Wie lief die 
Zusammenarbeit mit den Fach-
Ressorts zur Erstellung des APA II?

• Beteiligungsprozesse bei der Erstellung 
der Dokumente

Produkte / Ergebnisse des DAS-
Prozesses auf strategischer 
Ebene

• Bestandsaufnahme: Welche 
Produkte gibt es? 

• Analyse der Dokumente (Inhalt, 
Struktur, Kohärenz, Konsistenz 
der Dokumente; Relevanz und 
Vollständigkeit der Cluster und 
Handlungsfelder)

• Rolle des Fortschrittsberichts in 
Abgrenzung zur DAS

• Verankerung von 
Klimaanpassung in den 
Bundesressorts

• Kommunikationsmaßnahmen 

Wirkung des DAS Prozesses auf 
strategischer Ebene (kurz- u. 
mittelfristig)

• Entwicklungen in den 
Bundesländern

• Stärkung der Eigenvorsorge der 
Akteure 

• Bereitstellung von Wissen
• Befähigung politischer Akteure
• Erfüllen der Grundsätze der DAS 
mit Leben (Eigenvorsorge, 
Mainstreaming)

• Verankerung der Daueraufgabe 
Anpassung an den Klimawandel in 
Fachpolitiken, Fachgesetzgebung, 
Ländergesetzgebung 

Wirkung des DAS 
Prozesses auf 
gesamtgesellschaftlicher 
Ebene

• Trägt der DAS Prozess in
seiner Gesamtheit dazu 
bei, auf 
gesamtgesellschaftlicher 
Ebene die 
Anpassungskapazität an 
den Klimawandel zu 
stärken und die 
Vulnerabilität zu senken. 

Input Umsetzung Output Outcome Policy-Impact
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Prozessevaluation Überprüfung Implementierungsstand Wirkungsevaluation
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Wirkungsmodell für die DAS-Evaluation

APA 
II

Umsetzung des 
APA II

Ergebnisse der 
Maßnahmen des APA 
II

Wirkung der 
Maßnahmen des APA II 
auf Ebene der 
Zielgruppen 
(kurz/mittelfristige 
Effekte)

Prozess Produkte / Ergebnisse 
des DAS-Prozesses 
auf strategischer 
Ebene

Wirkung des DAS-
Prozesses auf 
strategischer Ebene 
(kurz- u. mittelfristig)

Wirkung des 
DAS Prozesses 
auf 
gesamtgesellsch
aftlicher Ebene

Input Output Outcome Policy-Impact

S
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ch

e 
E

be
ne

O
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tiv

e 
E

be
ne

Prozess-
evaluation

Überprüfung 
Implementierungsstand

Wirkungsevaluation

Umsetzung
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(Evaluative) Fragestellungen

Übergeordnete Fragen für die Evaluation:

• Inwieweit hat der DAS-Prozess dazu beigetragen, die Vulnerabilität gegenüber 
den Folgen des Klimawandels zu reduzieren?

• Sind die Rahmenbedingungen für die Arbeit am DAS-Prozess passend? (z.B. 
Austausch und Koordination, Strukturen für die horizontale und vertikale 
Zusammenarbeit, Ressourcen, etc.)

• Inwieweit wurde Anpassung an den Klimawandel angemessen als 
Daueraufgabe verankert?

• Inwieweit hat der DAS-Prozess dazu geführt, dass Bürgerinnen und Bürger 
sowie Unternehmen ihre eigene Verantwortung zur Anpassung an den 
Klimawandel verstärkt wahrnehmen (Eigenvorsorge)?

• Wie ist der Umsetzungsstand des Aktionsplan Anpassung? 
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Datenerhebungen

Dokumenten
-analyse

1

Interviewreihe A.2 (AFK)

2

Interviewreihe B (Berater)

2

APA Statustool

3

Auswertung von Indikatoren, weitere 
Recherchen und Analysen

4

Interviewreihe D 
(Sektorexperten)

6

Interviewreihe C 
(Umsetzende APA II)

5

Interviewreihe A.1 (IMA)

2
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1) Fragestellung: Inwieweit hat der DAS-Prozess dazu beigetragen, die 
Vulnerabilität gegenüber den Folgen des Klimawandels zu reduzieren?

Hauptkriterien Teilkriterien Indikator / Quelle

Wie hat sich die Vulnerabilität (V.) 
in Deutschland im Zeitverlauf 
verändert?

Vergleich der Ergebnisse von 
Vulnerabilitätsanalysen auf Bundesebene 
(nach Schwerpunkten u./o. Regionen)

Veränderungen bei Indikatoren und 
qualitativen Bewertungen aus den 
verschiedenen Vulnerabilitätsanalysen
(2005, 2015, 2021/22)

Welche Veränderungen bei Determinanten 
von Vulnerabilität können innerhalb der 6, 
in der VA identifizierten 
handlungsfeldübergreifenden 
thematischen und räumlichen, 
Schwerpunkte beobachtet werden?

Einschätzungen von Experten 
(Interviewreihe D)

Indikatoren aus dem Monitoringbericht 
(ca. 30)

Ergebnisse aus wissenschaftlichen 
Studien

Welche Rolle spielt der DAS-
Prozess bei Veränderungen der 
Vulnerabilität? 

Welche Wirkungen (hinsichtlich
Determinanten von Vulnerabilität in den 6 
Schwerpunkten) haben die APA II 
Maßnahmen?

Einschätzungen der Umsetzenden (APA 
Statustool, Interviewreihe C)

Einschätzung von Experten 
(Interviewreihe D)

Was sind Wirkungen weiterer Aktivitäten 
der Bundesressorts im DAS-Prozess 
(hinsichtlich Determinanten von V.)?

Einschätzungen von Beratern und 
Umsetzenden (Interviewreihen B und C)

Einschätzungen von Experten 
(Interviewreihe D)
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2) Fragestellung: Sind die Rahmenbedingungen für die Arbeit am DAS-Prozess 
passend? 

Hauptkriterien Teilkriterien Indikator / Quelle

Inwiefern sind die zentralen 
Strategiedokumente angemessen 
für die Arbeit zu Anpassung auf 
Bundesebene? 

Wie verlief der Prozess zur Erarbeitung 
der Dokumente?

Bewertung von IMA-Mitgliedern
(Interviewreihe A.1)

Wie gut passen Struktur und Inhalt der 
Strategiedokumente zu den 
Herausforderungen bei der Arbeit zur 
Anpassung auf Bundesebene? 

Bewertung von IMA-Mitgliedern 
(Interviewreihe A.1)

Dokumentenanalyse

Gibt es ein angemessenes Maß 
an Austausch und Koordination 
im DAS-Prozess?

…zwischen Bundesressorts (u.a. 
Geschäftsabläufe in der IMA)?

Bewertung von IMA-Mitgliedern 
(Interviewreihe A.1)

…zwischen Bund und Bundesländern? Bewertung von IMA-Mitgliedern und von 
AFK (Interviewreihe A.1 und A.2)

Gibt es innerhalb der jeweiligen 
Bundesressorts genug politische 
Unterstützung und Ressourcen 
für die Arbeit am 
Anpassungsprozess?

Welchen Stellenwert hat das Thema 
Anpassung in den jeweiligen 
Bundesressorts? 

Bewertung von IMA-Mitgliedern 
(Interviewreihe A.1)

Gibt es im jeweiligen Bundesressort 
ausreichend Zeit und Kompetenz für die 
Arbeit am Thema? 

Bewertung von IMA-Mitgliedern 
(Interviewreihe A.1)

Ist das im DAS-Prozess 
erarbeitete und zur Verfügung 
gestellte Wissen (v.a. VA, 
Monitoringbericht) nützlich und 
ausreichend?

Im Bereich Vulnerabilität? Einschätzung von IMA-Mitgliedern und 
von AFK (Interviewreihe A.1 und A.2)

Im Bereich Monitoring von bisherigen 
Impacts?

Einschätzung von IMA-Mitgliedern und 
von AFK (Interviewreihe A.1 und A.2)
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3) Fragestellung: Inwieweit wurde Anpassung an den Klimawandel angemessen 
als Daueraufgabe  verankert?

Hauptkriterien Teilkriterien Indikator / Quelle

Inwieweit wurde Anpassung an 
den KW als Daueraufgabe  
verankert?

Inwieweit wurde Anpassung in den 
Bundesressorts organisatorisch als 
Daueraufgabe verankert?

Einschätzung von IMA-Mitgliedern 
(Interviewreihe A.1)

Anzahl von Maßnahmen im APA II, die 
als Daueraufgabe gekennzeichnet 
wurden

Inwieweit wurde Anpassung im rechtlichen 
Rahmen als Daueraufgabe verankert?

Einschätzung von Experten 
(Interviewreihe D)

Auswertung der Integration von 
Anpassung in Rechtsinstrumente auf 
Bundesebene durch eigene Recherchen 
und Analysen (u.a. ausgehend von CC-
Plan)
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4) Fragestellung: Inwieweit hat der DAS-Prozess dazu geführt, dass Bürgerinnen 
und Bürger sowie Unternehmen ihre eigene Verantwortung zur Anpassung an 
den Klimawandel verstärkt wahrnehmen (Eigenvorsorge)?

Hauptkriterien Teilkriterien Indikator / Quelle

Welche zentralen Aktivitäten zur 
Stärkung der Eigenvorsorge 
wurden umgesetzt?

über Bereitstellung von Informationen und 
Vernetzung

Recherche von Informationsmaterialien 
und Veranstaltungen, die im Rahmen 
des DAS-Prozesses veröffentlicht bzw. 
umgesetzt wurden (Auswertung entlang 
einschlägiger APA II Maßnahmen)

über die Gestaltung von 
Rahmenbedingungen

Screening von im Rahmen des DAS-
Prozesses angestoßenen
Rechtsinstrumenten bzw. Integration in 
bestehende Instrumente

Bestandsaufnahme von im DAS-Prozess 
entwickelten finanziellen Anreizen

Inwieweit nehmen Bürgerinnen 
und Bürger sowie Unternehmen 
ihre eigene Verantwortung zur 
Anpassung an den Klimawandel 
verstärkt wahr?

Wie ist das Vorsorgeverhalten von
Bürgerinnen und Bürger?

Indikatoren aus dem Monitoringbericht 
(ca. 7-8)

Wie ist das Vorsorgeverhalten von 
Unternehmen?

Indikatoren aus dem Monitoringbericht 
(ca. 1-3)

Welche Rolle spielten die 
zentralen Aktivitäten bei der 
Stärkung der Eigenvorsorge?

Für welche zentralen Aktivitäten kann ein 
plausibler Wirkungszusammenhang mit 
einem veränderte Vorsorgeverhalten der 
Akteure hergestellt werden?

Einschätzung von Beratern 
(Interviewreihe B)

Einschätzung von Umsetzenden (APA 
Statustool und Interviewreihe C)
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5) Fragestellung: Wie ist der Umsetzungsstand des Aktionsplan Anpassung II? 

Hauptkriterien Teilkriterien Indikator / Quelle

Stand der Umsetzung der 
Maßnahmen des APA II

Wie viele Maßnahmen des APA II befinden 
sich bereits in der Umsetzungsphase?

Anzahl und Prozent der Maßnahmen, 
die aktuell umgesetzt werden (APA II 
Statustool)

Wie viele Maßnahmen des APA II wurden 
bereits abgeschlossen

Anzahl und Prozent der Maßnahmen, 
die bereits abgeschlossen sind (APA II 
Statustool)

Gibt es Maßnahmen, die im APA II 
aufgeführt sind, aber doch nicht 
durchgeführt werden?

Anzahl und Prozent der Maßnahmen, 
deren Umsetzung (noch) nicht 
begonnen wurde (APA II Statustool)

Welche Hürden und Erfolgsfaktoren gibt es 
bei der Umsetzung?

Einschätzungen der Umsetzenden (APA 
II Statustool und Interviewreihe C)
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Ablauf der Evaluation

Dokumenten
-analyse

1

Interviewreihe 
A.2

2

Interviewreihe 
B

2
APA 

Statustool

3

Auswertung von Indikatoren, 
weitere Recherchen und 

Analysen

4

Interviewreihe 
D

6

Interview-
reihe C

5

Übergreifende 
Auswertung 

der Ergebnisse  
und erste 
Schluss-

folgerungen zu 
Hauptkriterien

7

Reflektion 
von 

Ergebnissen 
und Schluss-
folgerungen 
über Delphi

8

Finale 
Ergebnisse 

und 
Schlussfolgeru

ngen

9

Interviewreihe 
A.1

2
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Dokumentenanalyse

Thema Basis und Ausgangslage für die Evaluation

Zentrale Fragestellungen • Ziele der DAS
• Struktur und Inhalt der Strategiedokumente
• Gegenüberstellung Fortschrittsbericht und DAS Strategiedokument 
• Gewichtung und Themen der Maßnahmen im APA II 

Vorgehen Durchführung vom Evaluationsteam; Leitfaden mit zentralen Fragen für die 
Dokumentenanalyse; Einbezug zentraler Dokumente aus dem DAS-Prozess 
(DAS, APA I + II, FB, etc.)

Auswertung Auswertung entlang der Leitfragen, meist qualitativ, teils quantitativ (Gewichtung 
der Maßnahmen)

Verknüpfungen Inhaltliche Verknüpfung mit den Leitfäden A.1, A.2, B und C

Dokumenten-
analyse

1
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Interviewreihe A.1 (Bund/IMA)

Thema Reflektion der Zusammenarbeit und Koordination auf Bundesebene 

Zentrale Fragestellungen • Rolle der Ressorts in der IMA und Zusammenarbeit 
• Stellenwert des Themas Anpassung innerhalb der Ressorts
• Verankerung als Daueraufgabe
• zentrale Dokumente (Erstellung und Anwendung)
• Rolle Fortschrittsbericht und DAS Strategiedokument
• Struktur der Dokumente (Cluster + Handlungsfelder)
• Zusammenarbeit mit den Ländern
• Beteiligungsprozesse und Zusammenarbeit mit externen Beratern und 

Wissenschaftlern, sowie Forschungsprogramme 

Vorgehen Telefonische Befragung aller IMA-Mitglieder (je 1 Vertreter je Bundesressort); 
Leitfaden gestützte Interviews mit meist offenen Fragen

Auswertung Transkription, Anonymisierung, qualitative Auswertung (z.B. über MaxQDA) zur 
Herausarbeitung von Schwerpunkten und Tendenzen

Verknüpfungen Inhaltliche Verknüpfung mit Dokumentenanalyse sowie den Leitfäden A.2 und B. 

Leitfaden A.1

2

IMA-
Mitglieder Ministerien Behörden

IMA-Mitglieder,
Ministerien
Behörden
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Interviewreihe A.2 (Länder/AFK)

Thema Reflektion des Zusammenspieles zwischen Bundes- und Länderebene

Zentrale Fragestellungen • Beteiligung der Länder im DAS-Prozess
• Mehrwert des DAS-Prozesses und der im Prozess entwickelten Produkte für 

die Bundesländer (u.a. Dokumente, Methoden, Regionalkonferenzen, AFK-
Sitzungen, Bund/Länder Fachgespräche etc.)

• Unterstützung durch den Bund im Bereich Klimaanpassung

Vorgehen Telefonische Befragung der Mitglieder des AFK (je 1 Vertreter je Bundesland) 
Leitfaden gestützte Interviews mit meist offenen Fragen

Auswertung Transkription, Anonymisierung, qualitative Auswertung (z.B. über MaxQDA) zur 
Herausarbeitung von Schwerpunkten und Tendenzen

Verknüpfungen Inhaltliche Verknüpfung mit Dokumentenanalyse sowie den Leitfäden A.1 und B

Leitfaden A.2

2

Länder-
vertreter

Ländervertreter
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Interviewreihe B (Berater und Wissenschaftler)

Thema Betrachtung und Bewertung des DAS-Prozesses aus Sicht externer Berater und 
Wissenschaftler, welche den Prozess begleiten / begleitet haben

Zentrale Fragestellungen • Adressierte Herausforderungen in DAS und APA
• Eigenvorsorge und Subsidiarität im DAS-Prozess
• Rolle Fortschrittsbericht und DAS Strategiedokument
• Struktur der Dokumente (Cluster + Handlungsfelder) 
• Einbezug externer Experte aus Wissenschaft und Beratung in den DAS-

Prozess (Mehrwert, Art der Aufgaben, Optimierungspotenzial)

Vorgehen Telefonische Befragung von Beratern (ca. 8 bis 10 Interviews); Leitfaden gestützte 
Interviews mit meist offenen Fragen

Auswertung Transkription, Anonymisierung, qualitative Auswertung (z.B. über MaxQDA) zur 
Herausarbeitung von Schwerpunkten und Tendenzen

Verknüpfungen Inhaltliche Verknüpfung mit Dokumentenanalyse sowie den Leitfäden A.1 und A.2 
sowie mit Indikatoren und weiteren Recherchen und Analysen 

Leitfaden B

2

Berater Wissen-
schaftler

Berater
Wissenschaftler
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APA Statustool

Thema Umsetzung der Maßnahmen des APA II

Zentrale Fragestellungen • Umsetzungsstand der Maßnahme (Status, Gründe für Verzögerung oder Nicht-
Durchführung, Zeitrahmen, Folgeaktivitäten)

• Übergreifende Bewertung der Umsetzung der Maßnahme (Zuständigkeiten, 
Arbeitsteilung, Meilensteine, Erfolgsfaktoren bei der Umsetzung)

• Wirkung der Maßnahme (intendierte Wirkung, ist eine Wirkungsüberprüfung 
vorgesehen, bzw. wurde eine Wirkungsüberprüfung durchgeführt? Kann 
bereits eine Wirkung festgestellt werden?)

Vorgehen Excel-Tool (kleine und große Abfrage), das von den Maßnahmenverantwortlichen 
ausgefüllt werden soll. Enthält alle Maßnahmen des APA II;
Differenzierung zwischen Umsetzungsmaßnahmen und Forschungsmaßnahmen

Auswertung Quantitative Auswertung der geschlossenen Fragen: Tabellarische und grafische 
Auswertung des Umsetzungsstandes; Qualitative Aufbereitung der offenen Fragen 

Verknüpfungen Inhaltliche Verknüpfung mit Leitfaden C sowie Analysen auf Impact-Ebene, 
Indikatoren

APA Statustool

3
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Interviewreihe C (Maßnahmenverantwortliche)

Thema Umsetzung der Maßnahmen des APA II 

Zentrale Fragestellungen • Übergreifende Einschätzung zum Umsetzungsstand im Ressort
• Herausforderungen bei der Umsetzung und Erfolgsfaktoren 
• Rolle der Verankerung der Maßnahmen in der DAS für die Umsetzung der 

Maßnahmen
• Gibt es weitere Aktivitäten außerhalb des APA II

Vorgehen Telefonische Befragung von Maßnahmenverantwortlichen (1 Vertreter je 
Bundesressort); Leitfaden gestützte Interviews mit meist offenen Fragen;
Durchführung der Interviewreihe nach Auswertung des APA Statustools um ggf. 
auf dort aufgeworfene Fragen und Themen eingehen zu können

Auswertung Transkription, Anonymisierung, qualitative Auswertung (z.B. über MaxQDA) zur 
Herausarbeitung von Schwerpunkten und Tendenzen

Verknüpfungen Inhaltliche Verknüpfung mit APA Statustool sowie Analysen auf Impact-Ebene, 
Indikatoren

Leitfaden C

5

Maßnah
men-

Verant-
wort-
liche

Ministerien Behörden

Maßnahmenverantwortliche
Ministerien
Behörden
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Weitere Recherchen und Analysen

Thema Wirkung des DAS-Prozesses (v.a. Wirkung auf strategischer Ebene)

Zentrale Fragestellungen • Veränderung der Vulnerabilität innerhalb der 6 in der VA identifizierten 
Schwerpunkte (wissenschaftliche Studien)

• Zentrale Aktivitäten zur Stärkung der Eigenvorsorge von Bürgerinnen und 
Bürgern sowie Unternehmen

• Verankerung von Klimaanpassung im Planungsrecht und anderen 
Instrumenten

Vorgehen Durchgeführt vom Evaluationsteam, größtenteils Online-Recherchen, Rückgriff auf 
Ergebnisse bereits durchgeführter Projekte zum Thema Anpassung 

Auswertung Qualitative und quantitative Auswertung der Ergebnisse entlang der Leitfragen. 
Zusammenführung mit Auswertung der betreffenden Indikatoren und Ergebnissen 
der Interviews (s. nächste Zeile)

Verknüpfungen Inhaltliche Verknüpfung mit Indikatoren sowie mit Ergebnissen aus den 
Interviewreihen, teilweise Überschneidungen mit Dokumentenanalyse

Recherchen 
und Analysen

4
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Einbeziehung von Indikatoren

Thema Wirkung des DAS-Prozesses

Zentrale Fragestellungen • Welche Veränderungen sind innerhalb der 6, in der Vulnerabilitätsanalyse 
identifizierten handlungsfeldübergreifenden thematischen und räumlichen, 
Schwerpunkte zu beobachten? (Impact und Response)

• Veränderungen bei Indikatoren aus den verschiedenen Vulnerabilitätsanalysen
• Inwieweit nehmen Bürgerinnen und Bürger sowie Unternehmen ihre eigene 

Verantwortung zur Anpassung an den Klimawandel verstärkt wahr? 
(Eigenvorsorge)

• ggf. punktueller Einbezug einzelner, spezifischer Indikatoren

Vorgehen Auswahl relevanter Indikatoren durch Evaluationsteam; Herstellung plausibler 
Wirkungszusammenhänge mit dem DAS-Prozess; Auswertung und Interpretation 
(u.a. mit Experten, s. Leitfaden D)

Auswertung Qualitative Auswertung und Interpretation; wo möglich: quantitative Analysen 

Verknüpfungen Inhaltliche Verknüpfung zu Recherchen und Analysen, zu Leitfaden C und D sowie 
zum APA Statustool.

Indikatoren

4
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Interviewreihe D (Sektor-Experten) 

Thema Wirkung des DAS Prozesses im Hinblick auf die handlungsfeldübergreifenden 
thematischen und räumlichen Schwerpunkte

Zentrale Fragestellungen • Abgeleitet aus der Indikatorendiskussion
• Expertengespräche für die Unterstützung der Einschätzung plausibler 

Wirkungszusammenhänge zwischen Maßnahmen und Indikatoren

Vorgehen Telefonische oder persönliche Gespräche mit Experten; offene Gespräche zu den 
jeweils spezifischen Fragestellungen je Schwerpunkt

Auswertung Transkription und qualitative Auswertung (z.B. über MaxQDA), hier evtl. keine 
Anonymisierung

Verknüpfungen Inhaltliche Verknüpfung mit Ergebnissen zur Wirkung des APA Statustools, 
Indikatoren, weitere Recherchen und Analysen

Leitfaden D

6

Experte 
Hitze

Experte 
Bau

Experte 
Flut

Experte
Boden

etc.

Experten Hitze, 
Bau, Flut, Boden 
etc.
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Übergreifende Auswertung

• Ausgangspunkt: es gibt Fragestellungen, Hauptkriterien, Teilkriterien und 
Indikatoren; mit den vorgestellten Methoden werden über unterschiedliche Wege 
Daten erhoben; die gesammelten Informationen müssen zusammengeführt 
werden, um zu bewerten, inwieweit Teilkriterien erfüllt werden

• Bewertung ist ein zentraler Schritt in Evaluationen („Wir verstehen Evaluation als 
Beurteilung und Bewertung der Wirkungen staatlicher Programme und 
Maßnahmen mit wissenschaftlichen Methoden“, Klöti 1997)

• „Pulling it all together is where most evaluations fall apart“ (Scriven 1993 in 
Julnes 2012)
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Wichtig beim Bewerten

• Systematisches Vorgehen: regelgeleitet, nicht willkürlich oder zufällig

• Intersubjektiv gültige Ergebnisse: sind für mehrere Individuen in gleichem Maße 
erkenn- und nachvollziehbar (heißt aber nicht, akzeptiert)

• Ziel: empirisch gestützte Bewertungen mit intersubjektivem Geltungsanspruch
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Möglichkeit zur Bewertung: Entwicklung von 
Bewertungsrubriken

• Vorschlag: Für zwei der Teilkriterien sogenannte Bewertungsrubriken entwickeln 
(„Inwieweit wurde Anpassung bei den Bundesressorts organisatorisch als Daueraufgabe 
verankert?“ und „Wie hat sich die Eigenvorsorge entwickelt?“) 

• Definition eines „Erfolgsbilds“ für das Teilkriterium, also den minimalen Schwellenwert, 
der erreicht werden muss, damit der Evaluationsgegenstand als positiv bewertet wird. Im 
Erfolgsbild erwähnte Aspekte sollten empirisch beurteilbar sein; ggf. weitere Erfolgsstufen 
definieren

• Beispiel

• Hauptkriterium: Inwieweit wurde Anpassung an den KW als Daueraufgabe  
verankert?

• Teilkriterium: Inwieweit wurde Anpassung bei den Bundesressorts organisatorisch als 
Daueraufgabe verankert?

• Erhebung von Daten über Interviewreihe A.1, dann Einordnung des Grades der 
Verankerung für jedes Ministeriums in nicht verankert, verankert oder stark verankert 
anhand von klar messbaren Indikatoren, siehe folgende Folie
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BEISPIEL einer möglichen Bewertungsrubrik

Beurteilung Beschreibung

Verankert • Das Bundesressort hat einen Ansprechpartner für das Thema
• Es wurde intensiv geprüft, ob und wenn ja wie Arbeitsbereiche 

durch den Klimawandel betroffen sind.
• Falls Betroffenheit vorliegt, wurde mindestens eine passende 

Maßnahme umgesetzt und abgeschlossen.

Starke Verankerung • Im Bundesressort beschäftigen sich neben dem 
Hauptansprechpartner mindestens drei Personen mit dem 
Thema.

• Es wurde und wird regelmäßig intensiv geprüft, ob und wenn 
ja wie Arbeitsbereiche durch den Klimawandel betroffen sind.

• Falls Betroffenheit vorliegt, wurden mindestens drei passende 
Maßnahme umgesetzt und abgeschlossen, die auch die 
Rahmensetzung betreffen.

keine Verankerung Liegt vor, wenn die Anforderungen der Beurteilung „verankert“ 
nicht erreicht werden konnte 
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Delphi-Befragung – Kontext 

• Was ist eine Delphi-Befragung?

Ein Gruppenkonsensverfahren, bei dem den beteiligten Experten in mehreren Runden 
Zusammenfassungen der bisherigen Erkenntnisse zur Kommentierung und 
Vervollständigung zugesandt werden. Das Delphi-Verfahren kann anonym oder nicht 
anonym angelegt werden.

• Warum wird hier eine Delphi-Befragung durchgeführt?

• Möglichkeit zur Klärung noch offener bzw. nicht eindeutig beantworteter 
Evaluationsfragen

• Gibt einer Mehrzahl von Befragten aus unterschiedlichen Gruppen die Möglichkeit, 
auf die Aussagen der anderen Befragten zu reagieren und diese zu diskutieren

• Ergebnisse werden damit auf eine breitere Basis gestellt

• Möglicherweise heterogenes Meinungsbild wird strukturiert und in seinen 
Begründungen nachvollziehbar; Ansatzpunkte für Konsens werden ggf. sichtbar

• Ergebnisse können validiert und dadurch auch stärker legitimiert werden
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Delphi-Befragung – Durchführung

• Wie wird bei der Delphi-Befragung vorgegangen?

• Die Antworten/Einschätzungen zu den fünf evaluativen Fragestellungen und Haupt- und 
Teilkriterien der Evaluation werden zusammengefasst und den Befragten in Form 
begründeter Thesen per E-Mail mit der Bitte um Kommentierung und Vervollständigung 
zugesandt.

• Die per E-Mail übermittelten begründeten Kommentare der Befragten werden durch das 
Evaluationsteam inhaltsanalytisch ausgewertet und zusammengefasst (ggf. kurze 
telefonische Nachfragen zur Klärung).

• Die Ergebnisse der ersten Delphirunde werden den Befragten dann für die zweite Runde 
in anonymisierter Form mit der Bitte um Kommentierung und Vervollständigung 
zugesandt.

• Die Kommentare der Befragten werden erneut durch das Evaluationsteam 
inhaltsanalytisch ausgewertet und zusammengefasst.

• (usw.)

• Welcher Zeitaufwand entsteht für die Befragten?

• Pro Runde der Delphi-Befragung ca. 2 Stunden (Lesen der thesenartig 
zusammengefassten Ergebnisse, Abfassen der Kommentare)
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Berichte

• Langfassung, max. 100 Seiten + Anhänge (wissenschaftlicher 
Evaluationsbericht, wird nicht in der IMA abgestimmt); Fertigstellung 
Ende 2018, Veröffentlichung 2019 

• Mit highlights/Einzelfällen, bei denen (positive) Wirkungen relativ gut zu 
beobachten waren?

• Kurzfassung (Management summary) für die Öffentlichkeit, ca. 10 bis 12 
Seiten

• Fokus auf Ergebnisse, Schlussfolgerungen und Empfehlungen

• Wird ein Teil des Fortschrittsberichts 2020

• Unter Einbeziehung der IMA (1 Jahr Zeit zwischen Veröffentlichung 
wissenschaftlicher Bericht und Abstimmung Kurzfassung für FB 2020)
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Umgang mit Daten:Datenschutz &Anonymisierung

Wissenschaftlicher 
Evaluations-Bericht 

und Kurzfassung

• Anonymisierung und Aggregation der Interviews 
• Nur Zugehörigkeit zu einer bestimmten 

Akteursgruppe (z.B. Bundesressort / Berater / 
Experte im Bereich XY) wird deutlich, keine 
Nennung von Namen, keine Nennung von 
Institutionen

nach Abschluss der 
Evaluation

• Aus Gründen der Transparenz und 
Vergleichbarkeit für spätere Evaluationen: 
Übergabe der Rohdaten (inkl. Interview-
Transkripte) an Auftraggeber, einsehbar für alle 
IMA-Vertreter 

• Löschung der Daten beim Auftragnehmer 
(Evaluator)
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Ansätze für die übernächste Evaluation 

• Reflexion des Konzepts der Evaluation von 2017/2018

• Detaillierte Betrachtung von Entwicklungen bei der Vulnerabilität, auf Basis der 
kommenden Vulnerabilitätsanalyse und eines Abgleichs mit der Analyse aus 
2015

• Analyse der mittelfristigen Wirkung von APA II Maßnahmen

• Evaluation des Gesamtangebots des Bundes für Klimadienste und Dienste zur 
Unterstützung der Klimaanpassung (zwei Säulenmodell)
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Bevölkerungsschutz in Deutschland
Definition

Seite 2

Quelle: BBK-Glossar, BBK 2011, S. 7

http://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Downloads/BBK/DE/Publikationen/Pr
axis_Bevoelkerungsschutz/Band_8_Praxis_BS_BBK_Glossar.pdf?__blob=
publicationFile

Definition: Bevölkerungsschutz

„Der Bevölkerungsschutz beschreibt als Oberbegriff alle 
Aufgaben und Maßnahmen der Kommunen und der 
Länder im Katastrophenschutz sowie des Bundes im 
Zivilschutz.

Anmerkung: Der Bevölkerungsschutz umfasst somit alle 
nichtpolizeilichen und nichtmilitärischen Maßnahmen 
zum Schutz der Bevölkerung und ihrer 
Lebensgrundlagen vor Katastrophen und anderen 
schweren Notlagen sowie vor den Auswirkungen von 
Kriegen und bewaffneten Konflikten. Der 
Bevölkerungsschutz umfasst auch Maßnahmen zur 
Vermeidung, Begrenzung und Bewältigung der 
genannten Ereignisse.“ 

10.08.2017 | „Naturgefahrenportal“ | BBK II.3



Bevölkerungsschutz in Deutschland
Verfassungsrechtliche Grundlagen

Bevölkerungsschutz 

im Verteidigungsfall

(Art. 73 Abs. 1 Nr. 1 Grundgesetz)

Katastrophenschutz

(Art.30,70 Grundgesetz)

Seite 3

die Länderder Bund

Katastrophenhilfe

(Art. 35 Grundgesetz)

BBK



Bevölkerungsschutz in Deutschland
Zivilschutz und Katastrophenhilfe

Bundesanstalt THW

„Gemäß § 1 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 des THW-
Gesetzes obliegt dem THW als originäre Aufgabe 
technische Hilfe im Zivilschutz zu leisten. Gemäß 
Art. 73 Ziff. 1 des Grundgesetzes hat der Bund 
hierfür die ausschließliche 
Gesetzgebungskompetenz.“

https://www.thw.de/DE/THW/Bundesanstalt/Auftrag/auftrag_node.ht
ml

https://www.thw.de/DE/THW/Bundesanstalt/bundesanstalt_node.html
http://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/BBK/DE/2017
/Fahrzeuguebergabe_Feuerwehr_Bonn_Buschdorf.html?nn=18979
12

10.08.2017 | „Naturgefahrenportal“ | BBK II.3



Bevölkerungsschutz in Deutschland
Ebenenübergreifende Zusammenarbeit

„Um auf die neuartigen Gefahrenlagen 
situationsgerecht reagieren zu können, 
bedarf es einer stärkeren Zusammenarbeit der 
Länder mit dem Bund unter Einbeziehung der 
Kommunen und der im Katastrophenschutz und 
Rettungswesen tätigen Organisationen.“ 

(aus dem Beschluss des AK V vom 25.03.2002)

http://www.bbk.bund.de/SharedDocs/Downloa
ds/BBK/DE/Publikationen/Wissenschaftsforum
/Band-
4_NeueStrategie.pdf?__blob=publicationFile

 Querschnittsthemen 
DAS?

„Raum-, Regional- und 
Bauleitplanung sowie 

Bevölkerungsschutz“

10.08.2017 | „Naturgefahrenportal“ | BBK II.3



Beispiel: Hochwasser
Zeitfenster: aktuelle Lageinformation

http://www.hochwasserzentralen.de/
(abgerufen am 04.08.2017)



Beispiel: Hochwasser
Zeitfenster: aktuelle Lageinformation

https://www.pegelonline.nlwkn.niedersachsen.de/Start
(abgerufen am 04.08.2017)

Niedersächsischer 
Landesbetrieb für 
Wasserwirtschaft, 
Küsten- & Naturschutz 
(NLWKN)

https://www.pegelonline.nlwkn.niedersachsen.
de/Hinweis#Meldestufen
(abgerufen am 04.08.2017)



Beispiel: Hochwasser
Zeitfenster: Vorhersageinformation

https://www.pegelonline.nlwkn.niedersachsen.de/Start
(abgerufen am 04.08.2017)

https://www.pegelonline.nlwkn.niedersachsen.de/Hinweis#Meldest
ufen
(abgerufen am 04.08.2017)



Beispiel: Hochwasser
Zeitfenster: statistische Information (Zeitreihen)

http://www.hw-karten.de
(abgerufen am 04.08.2017)

Stadtentwässerung
s-betriebe Köln 



Beispiel: Pollenflug-Gefahrenindex & UV-Gefahrenindex
Was ist eine Naturgefahr?

http://www.dwd.de/DE/leistungen/gefahrenindizespollen/
gefahrenindexpollen.html (abgerufen am 04.08.2017)

http://www.dwd.de/DE/leistungen/gefahrenindizesuvi/gefa
hrenindexuvi.html (abgerufen am 04.08.2017)

Pollenflug-Gefahrenindex (DWD) UV-Gefahrenindex (DWD)



Beispiel: Erdbeben
Betrachtungszeitraum / Zeitreihe

https://www.bgr.bund.de/DE/Themen/Erdbeben-
Gefaehrdungsanalysen/Seismologie/Bilder/erdbeben_in_deutschland_g.html?nn=1561788 (abgerufen am 
04.08.2017)

Seismizität in Deutschland (BGR) „Von den staatlichen Erdbebenobservatorien 
in Deutschland beobachtete Seismizität für 
den Zeitraum 01.01.1995 – 15.05.2010. 
Erdbeben, die vermutlich natürlichen 
Ursprungs sind, sind in rot dargestellt. 
Erdbeben, bei denen menschliche Aktivitäten 
eine Rolle spielen können (sogenannte 
induzierte Erdbeben), sind in gelb dargestellt. 
Quelle: BGR“



Beispiel: Erdbeben
Betrachtungszeitraum / Zeitreihe

http://www.gfz-potsdam.de/sektion/erdbebengefaehrdung-und-
spannungsfeld/themen/hintergrundinformationen-erdbeben/seismizitaet-in-deutschland/ (abgerufen am 
04.08.2017)

Seismizität in Deutschland (GFZ) „Epizentren der katalogisierten Erdbeben seit 
ca. 1000 AD bis 2001 (nach Grünthal, 2003), 
Datengrundlage (aus Grünthal und 
Wahlström, 2003a, b).



Beispiel: Erdbeben
Was ist eine Naturgefahr?

https://www.bgr.bund.de/DE/Themen/Erdbeben-
Gefaehrdungsanalysen/Seismologie/Bilder/erdbeben_in_deutschland_g.html?nn=1561788 (abgerufen am 
04.08.2017)

Seismizität in Deutschland (BGR) „Von den staatlichen Erdbebenobservatorien 
in Deutschland beobachtete Seismizität für 
den Zeitraum 01.01.1995 – 15.05.2010. 
Erdbeben, die vermutlich natürlichen 
Ursprungs sind, sind in rot dargestellt. 
Erdbeben, bei denen menschliche Aktivitäten 
eine Rolle spielen können (sogenannte 
induzierte Erdbeben), sind in gelb dargestellt. 
Quelle: BGR“



Beispiel: „Vorsorgeinformation“
Zielgruppe, Quelle

http://media.gfz-potsdam.de/gfz/wv/doc/infothek/leaflets/Erdbeben_dt.pdf (07.08.2017)

https://www.umweltbundesamt.
de/sites/default/files/medien/364
/dokumente/schattenspender_hi
tzeknigge.pdf (07.08.2017)

http://www.bbsr.bund.de/BBS
R/DE/Veroeffentlichungen/So
nderveroeffentlichungen/2015
/DL_UeberflutungHitzeVorsor
ge.pdf?__blob=publicationFile
&v=3 (07.08.2017)

Weitere Informationen:
http://www.bbk.bund.de/DE/Aufgab
enundAusstattung/BaulicherBevoel
kerungsschutz/baulicherbevoelkeru
ngsschutz_node.html



Beispiel: Naturgefahrenportal (CH)

http://www.planat.ch
(07.08.2017)



Beispiel: Naturgefahrenportal (CH)

http://www.naturgefahren.ch/home/
aktuelle-naturgefahren.html
(07.08.2017)



warnung.bund.de

Screenshots aus Beta-Version (noch nicht öffentlich zugänglich!) abgerufen am  02.08.2017 



warnung.bund.de

Zivilschutz- und Katastrophenhilfegesetz – ZSKG
§ 1 Aufgaben des Zivilschutzes

(2) Zum Zivilschutz gehören insbesondere 
1. der Selbstschutz,
2. die Warnung der Bevölkerung,
3. der Schutzbau,
4. die Aufenthaltsregelung,
5. der Katastrophenschutz nach Maßgabe des § 11,
6. Maßnahmen zum Schutz der Gesundheit,
7. Maßnahmen zum Schutz von Kulturgut.

http://www.bbk.bund.de/DE/AufgabenundAuss
tattung/Krisenmanagement/WarnungderBevoe
lkerung/MoWaS/ModularesWarnsystem_node.
html (abgerufen am 04.08.2017) 

Weitere Informationen:



warnung.bund.de

Screenshots aus Beta-Version (noch nicht öffentlich zugänglich!) abgerufen am  02.08.2017 



warnung.bund.de

Screenshots aus Beta-Version (noch nicht öffentlich zugänglich!) abgerufen am  02.08.2017 



warnung.bund.de

Screenshots aus Beta-Version (noch nicht öffentlich zugänglich!) abgerufen am  02.08.2017 
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Vorwort

Ende Mai bis Anfang Juni 2016 traten im Westen und Sü-
den Deutschlands so starke Regenfälle auf, dass diese lokal 
zu verheerenden Sturzfluten und Schäden führten. Zehn 
der sechzehn wärmsten Jahre in Deutschland seit 1881 
liegen laut Deutschem Wetterdienst im 21. Jahrhundert, 
darunter 2014 das bisher wärmste, 2015 das zweitwärmste 
und großräumig zudem extrem trockene Jahr. Der Klima-
wandel schreitet voran. 

Vorsorge vor Hitze- und Trockenperioden, Hochwasser-
schutz und Küstenschutz im Klimawandel – dies sind 
Aufgaben für die Regionalplanung, wie sie die Minister-
konferenz für Raumordnung (MKRO) bereits 2013 in ihrem 
fortgeschriebenen Handlungskonzept „Raumordnung 
und Klimawandel“ aufgriff. Mit den Modellvorhaben der 
Raumordnung „Raumentwicklungsstrategien zum Klima-
wandel“ (KlimaMORO) liegen umfassend dokumentierte 
Erkenntnisse und Beispiele zur Integration von Belangen 
der Klimaanpassung in die Regionalpläne vor. Speziell 
für die Planungspraxis wurde ein Methodenhandbuch 
zur regionalen Klimafolgenbewertung in der räumlichen 
Planung im Jahr 2013 veröffentlicht. 

Um Klimaanpassung noch besser in die regionale Pla-
nungspraxis zu integrieren, wurde nun die vorliegende 
Handlungshilfe Klimawandelgerechter Regionalplan 
(KlimREG) entwickelt. Sie zielt darauf ab, insbesondere die 
regionalen Planungsstellen bei der Klimaanpassung zu un-
terstützen. Zentraler Baustein ist die Darstellung der beste-
henden Planungspraxis auf Basis einer aktuellen bundes-
weiten Querschnittsauswertung. Für die Handlungsfelder 
Verminderung von Hochwassergefahren / Schadenspoten-
zial, Küstenschutz, Schutz vor Hitze in Siedlungsbereichen, 
regionale Wasserknappheit und multifunktionale Fest-
legungen wertet die Handlungshilfe die Planungspraxis 
systematisch aus und stellt zahlreiche Beispiele vor. Darauf 
aufbauend werden die in Workshops in drei Praxistest-
Regionen getesteten Instrumentensteckbriefe mit inno-
vativen Regelungsinhalten als auch weiterentwickelte 
Festlegungen zur Klimaanpassung vorgestellt. 

Die Inhalte der Handlungshilfe sind auch online in dem 
Webtool www.klimreg.de nutzerfreundlich aufbereitet. Ein 
Beratungsmodul auf klimamoro.de ergänzt die Handlungs-
hilfe mit Leitfäden, Onlinetools, Guten Beispielen und 
Expertisen zu ausgewählten Themen. 

Wir empfehlen dieses umfassende Beratungsangebot des 
Bundes zur regionalen Vorsorge vor klimawandelbedingten 
Herausforderungen zu nutzen und wünschen eine anre-
gende Lektüre. 

Prof. Dr. János Brenner (BMVI)
Dr. Fabian Dosch (BBSR)
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Beispielbild (bitte ersetzen) 

Abbildung 1: Flusslandschaft (Quelle: Shutterstock / Botond Horvath)
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Kurzfassung

Der Klimawandel und seine Folgen können bestehende 
Raumnutzungen (erheblich) beeinflussen oder sogar ge-
fährden. Für die räumliche Entwicklung sind vor allem der 
Temperaturanstieg, die jahreszeitliche Verschiebung von 
Niederschlägen und die zunehmenden Starkregenereig-
nisse relevant. Darüber hinaus beeinträchtigen Folgen der 
klimatischen Veränderungen, wie der steigende Meeres-
spiegel und die Zunahme von Sturmfluten, Lebensräume 
des Menschen sowie Habitate von Flora und Fauna. Wie 
hoch der Anpassungsdruck bereits ist, verdeutlichen die 
wiederholten Hochwasserkatastrophen der vergangenen 
Jahre eindringlich: Nach der Jahrhundertflut 2002 betraf 
den Südosten Deutschlands im Mai/Juni 2013 erneut solch 
ein verheerendes Ereignis. Zudem führten Starkregen 
zuletzt im Frühsommer 2016 zu Überschwemmungen, die 
mehrere Todesfälle und immense Sachschäden zur Folge 
hatten.

Raumordnung und Raumentwicklung werden als Quer-
schnittsaufgaben eine besondere Bedeutung zur Anpas-
sung an die Folgen des Klimawandels beigemessen. Die 
Region ist dabei eine wichtige Handlungsebene, so dass 
der Regionalplanung ein besonderes Gewicht für eine 
klimaangepasste Raumentwicklung zukommt. Sowohl die 
Sicherungs- und Ordnungs- als auch die Entwicklungs-
funktion sind für die Klimaanpassung relevant. Zum einen 
sind überörtlich bedeutsame Flächen mit ihren Funktionen 
für die Handlungsfelder der Klimaanpassung (Flächen für 
die Retention von Hochwasser und den Kalt- und Frisch-
luftaustausch zwischen Stadt und Umland) langfristig zu si-
chern (Ordnungsfunktion). Zum anderen ist es erforderlich, 
dass die Regionalplanung in einem prozesshaften Vorgehen 
anstrebt, bestehende und zukünftige Gefahren infolge der 
klimatischen Veränderungen und ihrer Folgen zu verrin-
gern. Das erfordert auch, Flächennutzungen zu verändern. 
Ein Beispiel für die Entwicklungsfunktion ist, Flächen für 
die Retention von Hochwasser zurückzugewinnen. Die vor-
sorgende Integration von Belangen der Klimaanpassung 
in die Regionalpläne ist damit neben dem Klimaschutz 
ein wichtiges Handlungsfeld der Regionalplanung. Eine 
bundesweite Querauswertung regionalplanerischer Festle-
gungen zeigt, dass die Vorschläge der Ministerkonferenz für 
Raumordnung (MKRO) für regionalplanerische Festle-
gungen zur Klimaanpassung nicht vollständig umgesetzt 
wurden.

Die Mehrzahl der Innovationen und Good Practices für 
Festlegungen, welche die Steckbriefe der vorliegenden 
Handlungshilfe dokumentieren, zielt auf die Sicher- 
ungs- und Ordnungsfunktion. Die Festlegungen dienen 
dementsprechend dazu, Freiflächen und ihre Funktionen 
langfristig für eine klimaangepasste räumliche Entwick-
lung zu sichern. Erfolgreich sind restriktive Regelungen, 
wenn die Regionalplanung Handlungen anderer Akteure, 
die den Festlegungen zuwiderlaufen, unterbinden kann. 
Ziele der Raumordnung verschaffen der Regionalplanung 
entsprechende Möglichkeiten. Weichen Planungen anderer 
Akteure vom Zielsystem des Regionalplans ab, ist eine 
durchsetzungsstarke Intervention in formalen Verfahren 
möglich. Beispiele für entsprechende Festlegungen aus den 
Instrumentensteckbriefen sind:

-	 Vorranggebiet Hochwasserabfluss und -rückhalt
-	 Vorranggebiet für den Hochwasserschutz
-	 Vorranggebiet für den Kaltlufttransport
-	 Regional bedeutsame  Kaltluftentstehungsgebiete
-	 Regional bedeutsame Frischluftentstehungsgebiete
-	 Regional bedeutsame Kaltluftabflussbahnen
-	 Regional bedeutsame Frischluftabflussbahnen

Grundsätze, die die Bauleitplanung in die Abwägung 
einbezieht, sind weniger durchsetzungsfähig. Gleichwohl 
können sie in solchen Fällen nützlich sein, in denen auf 
regionalplanerischer Ebene keine abschließende Entschei-
dung möglich ist. 

Die möglichen Wirkungen zukünftiger regionalplaner-
ischer Festlegungen sollten bei der Planerstellung und 
-fortschreibung kritisch reflektiert werden, um mit durch-
setzungsstarken Festlegungen Funktionen von Flächen zu 
sichern, die für eine klimagerechte Entwicklung der Region 
bedeutsam sind. Eine solche Reflektion sollte darüber 
hinaus einerseits die Aufgabe und Leitvorstellung der 
Raumordnung und andererseits zugelassene Gegenstände, 
Rahmenvorgaben und mögliche Adressaten der Bindungs-
wirkungen der Festlegungen berücksichtigen. Herauszu-
heben sind in dem Zusammenhang die multifunktionalen 
Grünzüge, die unterschiedliche Funktionen schützen, 
als durchsetzungsfähig angesehen werden und auch von 
nachfolgenden Planungsebenen anerkannt sind. Im Sinne 
der No-Regret-Strategie schützen sie verschie-dene Funk-
tionen von Freiflächen. Auch wenn die Klimawandelfolgen 

Kurzfassung
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nicht in dem prognostizierten Maße eintreten, ist der 
Erhalt der Freiflächen damit aus anderen Gründen sinnvoll 
beziehungsweise eine angepasste Entwicklung zu einem 
späteren Zeitpunkt noch möglich.

Die Regionalplanung setzt Anliegen der Klimaanpassung 
auch in Kooperation mit anderen Akteuren um. Entspre-
chende Aktivitäten verfolgen beispielsweise der Verband 
Region Stuttgart im Handlungsfeld Siedlungsklima und 
der Regionale Planungsverband Leipzig-Westsachsen bei 
der Aufforstung, die sowohl dem Rückhalt von Nieder-
schlagswasser als auch der Frischluftentstehung dient. Die 
Regionen verfolgen damit einen entwicklungsorientierten 
Ansatz und beschränken ihre Handlungen nicht nur dar-
auf, bestehende Nutzungen zu sichern. Die Planungspraxis 
enthält damit auch in den Handlungsfeldern der Klimaan-
passung Elemente einer kooperativen Regionalplanung. Im 
Hinblick auf die Festlegungen ist relevant, dass Ziele und 
Grundsätze entsprechende Aktivitäten der Regionalpla-
nung legitimieren können. Ein Beispiel sind die Vorbehalts-
gebiete Anpassung an den steigenden Meeresspiegel. Sie 
regen dazu an, Konzepte zum Umgang mit Nutzungen in 
sturmflutgefährdeten Bereichen zu entwickeln.

Besteht das Ziel von Festlegungen für eine klimagerechte 
Regionalentwicklung in der Entwicklungsfunktion, sollten 
strategisch Schwerpunkte auf prioritäre Handlungsfelder 
gelegt werden. Dabei sind die Aufgaben und die verfügba-
ren Ressourcen zu berücksichtigen. Als erfolgreich erweist 
sich ein kooperatives Vorgehen vor allem dann, wenn 
Themen aufgegriffen werden, die von den Gemeinden und 
den Fachplanungen nicht aufgegriffen, gleichzeitig aber als 
regional bearbeitungsbedürftig empfunden werden. Für 
die thematisierten Handlungsfelder der Klimaanpassung 
ist dies vor allem beim Schutz vor Hitze in Siedlungsberei-
chen der Fall. In dem Handlungsfeld besteht keine starke 
Fachplanung. Auch erfordert der Austausch von Frisch- 
und Kaltluft zwischen dem Umland und der Stadt mitunter 
eine Sichtweise, die über die administrativen Grenzen einer 
Gemeinde hinausgeht. Damit bietet sich für eine entwick-
lungsorientierte Regionalplanung die Möglichkeit, tätig zu 
werden.

Im Handlungsfeld Vorbeugender Hochwasserschutz ist die 
Ausgangssituation grundlegend verschieden. Mit der Was-
serwirtschaft besteht hier eine starke Fachplanung, die ihre 

Handlungen mit der Umsetzung der Hochwasserrisikoma-
nagementrichtlinie auf die raumrelevanten Handlungsfel-
der Rückhalt von Niederschlagswasser und Minimierung 
des Schadenspotenzials ausweitet. Bundes- und Landes-
recht schaffen hierfür zunehmend die Grundlagen. Sowohl 
Regionalplanung als auch die Wasserwirtschaft haben 
aufgrund ihrer räumlichen Abgrenzung, die an admi-
nistrativen Grenzen orientiert ist, Probleme, Ober- und 
Unterliegeraspekte im Zusammenhang eines gesamten 
Flusseinzugsgebietes in den Blick zu nehmen. Großräumige 
Flusseinzugsgebiete, zum Beispiel von Donau, Elbe, Oder 
und Rhein, überschreiten benachbarte Planungsräume, 
für die § 7 Abs. 3 ROG eine Abstimmung von Raumord-
nungsplänen vorschreibt. Landes- und Regionalplanung 
können zu Fragen des Vorbeugenden Hochwasserschutzes 
gleichwohl einen wertvollen Beitrag leisten, indem sie mit 
der Sicherung von Flächen für die Retention und der Ver-
ringerung von Schadenspotenzialen vorbeugend Flächen 
sichern. Damit gehen sie auch über die wasserrechtlichen 
Vorschriften hinaus. Damit ist die Regionalplanung ein 
zentraler Akteur, um Konzepte zur Verringerung von 
Hochwassergefahren umzusetzen. Die Verringerung der 
Hochwasserentstehung und -gefahren sind für die Regi-
onalplanung im Vergleich zur Steuerung der Siedlungs-
entwicklung meist von nachrangiger Bedeutung. Daher 
beschäftigen sich viele Regionen – insbesondere wenn sie 
in der jüngeren Vergangenheit nicht von verheerenden 
Überschwemmungen betroffen waren – meist nicht ver-
tieft mit dem Vorbeugenden Hochwasserschutz. Im Sinne 
des Vorsorgeauftrags, das heißt der Vermeidung möglicher 
zukünftiger Katastrophen, sind die Prioritäten zu verän-
dern. Nachfolgende Planungen sollten mit Vorranggebieten 
Anpassung an Überschwemmung sowohl im Binnenland 
als auch entlang der Küste dazu verpflichtet werden, den 
Umgang mit Schadenspotenzialen zu beachten.  

Bei der Fortschreibung des Regionalplans und der Integra-
tion von Festlegungen zur Klimaanpassung sind neben den 
strategischen Überlegungen zu den Regelungstatbeständen 
und ihrer normativen Ausgestaltung auch die verfügbaren 
Daten zur regionalen Betroffenheit zu berücksichtigen. 
Belastbare Datengrundlagen sind nicht nur für eine rechts-
sichere Abgrenzung der Raumordnungsgebiete erforder-
lich, sondern erhöhen auch im späteren Planvollzug die 
Überzeugungskraft der regionalplanerischen Argumenta-
tion. Dennoch sollte die Regionalplanung bei unsicheren 
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Aussagen zu klimatischen Veränderungen mutiger auf das 
bestehende Wissen zurückgreifen und ihre Einschätzungs-
prärogative nutzen. Ist die Regionalplanung in regionale 
Betroffenheitsanalysen involviert, sollte sie darauf drängen, 
die mögliche Spannbreite klimatischer Veränderungen 
mit Szenarien zu berücksichtigen. Auch wenn zu einem 
Zeitpunkt eine Entscheidung für ein Szenario gefällt wird, 
dessen Eintrittswahrscheinlichkeit als realistisch angese-
hen wird, können die Ergebnisse anderer Szenarien für das 
spätere Handeln hilfreich sein. Zeichnen sich unvorherge-
sehene Veränderungen bei den klimatischen Parametern 
ab, liegen bereits Informationsgrundlagen vor, auf deren 
Grundlage das regionalplanerische Handeln angepasst 
werden kann. Sind restriktive Festlegungen für bestimmte 
Flächen in der Zukunft aufgrund geänderter Rahmenbe-
dingungen nicht mehr erforderlich, können sie zurückge-
nommen werden. Ein solches Vorgehen erhält Entwick-
lungsoptionen für eine nachhaltige Raumentwicklung.

Kurzfassung
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Abstract

Climate change and its consequences can (significantly) in-
fluence or even threaten existing use of space. Temperature 
rise, seasonal shifts of precipitation and increasing heavy 
rain events are relevant for spatial development. Moreover, 
the effects of climatic changes, such as the rising sea level 
and the increase of storm floods, affect human habitations 
as well as habitats of flora and fauna. The repeated catas-
trophic floods of recent years are a clear indication of the 
extent of the pressure on adaptation. After the flood in 
2002, South-East Germany once again faced devastating 
floods in May / June 2013. In the spring of 2016, heavy rain 
also led to floods in the south-west of Germany, causing 
several deaths and extensive property damage.

Spatial planning and spatial development are of particular 
importance for adaptation to the consequences of climate 
change. It is important and necessary to take action on a 
regional level, therefore regional planning is particularly 
important for climate-adapted spatial development. Safety, 
regulatory and development functions are all relevant 
to climate change. Geographically significant areas, with 
their function to combat the affects of climate change, 
for example in areas for the retention of flood water or 
the exchange of cold and fresh air between the city and 
the surrounding area, must be preserved in the long term. 
Additionally, regional planning is required as a procedu-
ral approach to reduce existing and future hazards due to 
climatic changes and their consequences. This also requires 
changing land use, for example recovering areas for the 
retention of flood water. The precautionary integration of 
climate adaptation issues into regional plans is, in addi-
tion to climate protection, an important field of action 
for regional planning. A nationwide cross-examination of 
regional planning stipulations shows that the proposals of 
the Ministerial Conference on Regional Planning (MKRO) 
for regional planning requirements for climate adaptation 
have not been fully implemented.

The majority of the innovations and good practices for 
regional development, documented in the fact sheets 
of this document, are aimed at the securing and order 
function. They serve to designate and secure free spaces 
and their functions for long term climate-adapted spatial 
development. Successful regulations are restrictive if the 
planning actions which are contrary to the stipulations can 
be prevented. Spatial planning goals can provide regional 

planning appropriate options. A strong intervention in 
formal procedures is possible when actors are able to yield 
from the regional system's target system. Examples of cor-
responding specifications from the fact sheets include:

-   Priority areas for flood outflow and retention
-   Priority areas for flood protection
-   Priority areas for movement of cold air
-   Locally important cold-air production areas
-   Regionally important fresh air recreational areas
-   Regional hot air drains
-   Regional fresh air drains.

Principles that weigh-in urban land-use planning are less 
enforceable. However, they can be useful in situations  
where a final decision is not possible at the regional plan-
ning level.

In order to ensure the successful development of the most 
important features of affected areas, which are important 
for the climate sensitive development of the region, the 
potential impacts of future regional planning requirements 
should be critically reflected in the planning and updating 
of the site. Such a reflection should take into account the 
task and presentation of the spatial organization and per-
mitted objects, framework conditions and possible results 
of the binding effects of the definitions. In this context, 
multifunctional green belts, which protect different func-
tions, should be emphasized as being capable of being im-
plemented and recognized by subsequent planning levels. 
In the sense of the No-Regret-Strategy, they protect various 
functions of open spaces. Even if the climate change conse-
quences do not occur to the projected extent, the preser-
vation of open spaces is thus meaningful for other reasons, 
including allowing adapted development at a later date.

Regional planning also implements climate adaptation in 
cooperation with other actors. Corresponding activities 
are pursued, for example, by the Verband Region Stuttgart 
in the field of climate aware settlement and the Regional 
Planning Association Leipzig-Westsachsen in reforestation, 
which contribute both to the retention of rainwater and 
fresh air production. The regions thus pursue a develop-
ment-oriented approach and do not limit their actions to 
merely preserving existing uses. The planning practice also 
contains elements of cooperative regional planning in its 
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climate adaptation actions. With regard to the provisions, 
it is important that objectives and principles legitimize 
corresponding activities of regional planning. One example 
is the reservation of areas for adaptation to the rising sea 
level. They stimulate the development of concepts for the 
handling of land use in storm-prone areas.

If the goal is to define climate-sensitive regional develop-
ment as the development function, strategic focus should 
be placed on priority fields of action. The appropriate tasks 
and available resources must be taken into account. A 
cooperative approach can prove to be successful, especially 
when issues are not being addressed by the municipalities 
or specialist planning, but are felt as a regional need. This 
is especially the case when it comes to protection against 
heat in settlements in the context of climate adaptation 
since there is no strong specialist planning in this field of 
action. Also, the exchange of fresh and cold air between the 
countryside and the city sometimes requires a viewpoint 
that goes beyond the administrative boundaries of a mu-
nicipality. This makes it possible for development-oriented 
regional planning to take action.

In the field of preventive flood protection, the situation is 
fundamentally different. The water sector already plays a 
large role in technical planning, and expands its activities 
with the implementation of flood risk management guide-
lines including the retention of rainwater and the minimi-
zation of the potential flood damage. Federal and state law 
are increasingly creating the basis for this. Both regional 
planning as well as water management have problems to 
consider upper and downstream aspects in the context of 
an entire river catchment area due to their spatial deli-
mitation, which is oriented at administrative boundaries. 
Large-scale river basin districts, for examples the Danube, 
the Elbe, the Oder and the Rhine, exceed adjacent plan-
ning areas, for which § 7(3) Regional Planning Act (ROG) 
requires a coordination of spatial planning plans. However, 
regional planning can make a valuable contribution to the 
question of preventive flood protection by safeguarding 
areas for the retention and reduction of potential damage 
and going beyond the current water regulations. As a result, 
regional planning is a key player in implementing concepts 
for the reduction of flood hazards. The reduction in the 
formation and generation of floods is, for the most part, of 
secondary importance for regional planning compared to 

the management of settlements. As a result, many regions, 
especially when they have not been affected by devastating 
floods in the recent past, are usually not prepared or tho-
roughly aware of preventive flood protection. The priorities 
must be changed towards precaution and the avoidance of 
possible future disasters. Subsequent plans should be made 
with priority areas to adapt to floods, both inland and along 
the coast, and to deal with damage potential.

When updating the regional plan and integrating provi-
sions on climate adaptation, available regional data must 
also be taken into account, in addition to the strategic 
considerations on regulatory acts and their normative 
design. Important and accurate databases are necessary not 
only for legal safeguarding of spatial planning areas, but 
also to increase the persuasive force of regional planning 
argumentation for implementation. However, in the case 
of uncertain statements on climatic changes, regional plan-
ning should take a more courageous approach to existing 
knowledge and use its assessment prerogatives. If regional 
planning is involved in regional analysis, it should press to 
take into account the full range of climate change scenari-
os. Even if a decision is made for a scenario whose proba-
bility of occurrence is considered unrealistic, the results of 
other scenarios may be helpful for later action. If unfore-
seen changes occur within climate parameters, information 
bases are already available, and regional planning action 
can be adapted. If restrictive provisions for certain areas are 
no longer required in the future due to changed condi-
tions, they can be withdrawn. Such an approach generates 
development options for all types of sustainable spatial 
development and allows regions to be prepared to adapt to 
future climate change.

Abstract
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Veränderungen in Folge des Klimawandels können beste-
hende Raumnutzungen beeinträchtigen. Für die räumliche 
Entwicklung sind vor allem der Temperaturanstieg, die 
jahreszeitliche Verschiebung von Niederschlägen und die 
zunehmenden Starkregenereignisse relevant.1 Darüber hi-
naus beeinträchtigen Folgen der klimatischen Veränderun-
gen, wie der steigende Meeresspiegel und die Zunahme von 
Sturmfluten, Lebensräume des Menschen sowie Habitate 
von Flora und Fauna. Die Betroffenheit durch die Folgen 
des Klimawandels variiert regional, was auch aus unter-
schiedlichen naturräumlichen Ausgangssituationen und 
vorhandenen Nutzungen resultiert.2 Wie hoch der Anpas-
sungsdruck bereits jetzt ist, verdeutlichen die wiederholten 
Hochwasserkatastrophen besonders eindringlich: Nach der 
Jahrhundertflut 2002 betraf den Südosten Deutschlands im 
Mai/Juni 2013 erneut solch ein verheerendes Ereignis. Star-
kregen führten im Frühjahr 2016 im Südwesten Deutsch-
lands zu Überschwemmungen, die mehrere Todesfälle zur 
Folge hatten und immense Sachschäden anrichteten.

Die Bundesregierung misst der Raumordnung und Rau-
mentwicklung als Querschnittsaufgabe eine besondere 
Bedeutung zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels 
bei.3  Die Region ist dabei eine wichtige Handlungsebene, 
weil viele Wirkfolgen der veränderten klimatischen Para-
meter zwar kleinräumig, zum Beispiel auf lokaler Ebene 
identifiziert werden können, dabei aber stets in einem 
Zusammenhang mit dem umgebenden physischen Raum 
stehen (zum Beispiel Küste, Flussgebiet oder Stadtregion). 
Demzufolge sind Anpassungsstrategien und -maßnahmen 
vielfach in überörtliche, häufig regionale Rahmen einzu-
binden und sollten auf einer überörtlichen Handlungs-
ebene entwickelt, formuliert und umgesetzt werden.4 Für 
diese Aufgabe ist die Regionalplanung prädestiniert, die als 
Bindeglied zwischen unterschiedlichen Ebenen, Ressorts 
sowie öffentlichen und privaten Akteuren fungiert. Sie 
kann Vorgaben des Bundes und der Länder regionsspezi-
fisch und sektorenübergreifend konkretisieren sowie mit 
den Interessen der Kommunen zusammenführen.5 Die vor-
sorgende Integration von Belangen der Klimaanpassung 
in die Regionalpläne ist damit neben dem Klimaschutz ein 
wichtiges Handlungsfeld der Regionalplanung. 

Auch in Folge des Modellvorhabens der Raumordnung 
„Raumentwicklungsstrategien zum Klimawandel“ (Klima-
MORO) liegen bereits erste Erfahrungen mit der Integrati-

on von Belangen der Klimaanpassung in die Regionalpläne 
vor. Das Projekt „Klimawandelgerechter Regionalplan“ 
(KlimREG) wertete die bestehende Planungspraxis aus, 
entwickelte regionalplanerische Festlegungen (im Folgen-
den nur noch Festlegungen) zur Klimaanpassung weiter 
und testete sie in Workshops in drei Praxistest-Regionen. 
Auf diesen Ergebnissen baut die Handlungshilfe auf, die re-
gionale Planungsstellen unterstützen möchte. Für einzelne 
Handlungsfelder der Klimaanpassung gibt die Handlungs-
hilfe zunächst einen Überblick über bestehende Festlegun-
gen und ihre Wirkungen. Darauf aufbauend dokumentiert 
sie in Instrumentenstreckbriefen sowohl innovative Rege-
lungsinhalte als auch weiterentwickelte Festlegungen.

Die Inhalte beruhen zunächst auf einer bundesweiten 
Querschnittsauswertung der Festlegungen von jeweils zwei 
Regionalplänen aus den Flächenländern (siehe Quellenver-
zeichnis) und einer rechtswissenschaftlichen Prüfung der 
identifizierten Festlegungen. Zur Analyse der Wirkungen 
der Festlegungen wurden leitfadengestützte Telefoninter-
views mit den Mitarbeitern von zehn regionalen Planungs-
stellen, die für Belange der Klimaanpassung zuständig sind, 
geführt. Die Interviews erfolgten in Form einer subjektiven 
Wirkungsanalyse, das heißt die Aussagen zu den Wirkun-
gen regionalplanerischer Festlegungen beruhen auf einer 
Selbsteinschätzung der involvierten Akteure.6  Im Hinblick 
auf die identifizierten Festlegungen wurden sie gefragt, ob 
sie sich bei der Erstellung von Stellungnahmen zu anderen 
Planungen auf die Festlegungen beziehen. Darüber hinaus 
wurden die Befragten mit einer zweiten Frage gebeten, 
die Wirkungen ihrer Stellungnahmen einzuschätzen. 
Möglichkeiten zur Implementation weiter entwickelter 
Festlegungen wurden in Workshops in den drei Regionen 
Mittelthüringen, Planungsraum I Schleswig-Holstein und 
Regionalverband Ruhr mit Vertretern der Regionalplanung, 
ausgewählter Gemeinden sowie relevanter Fachplanungen 
diskutiert.

Die Handlungshilfe gliedert sich wie folgt: Das Kapitel 2 
Regionalplanerische Klimaanpassung beinhaltet zum einen 
Thesen, die einen Rahmen für wirkungsvolle Festlegungen 
zum Umgang mit den Folgen des Klimawandels abstecken. 
Zum anderen geht das Kapitel auf Grundlagen ein. Sie 
beziehen sich auf die Einbindung der Klimaanpassung in 
den Prozess der Regionalplanerstellung und die rechtlichen 
Rahmenbedingungen. Letztere fasst eine Checkliste zu-

1	 Einleitung
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sammen. Den Kern der Handlungshilfe bildet Kapitel 3, das 
untergliedert nach Handlungsfeldern der Klimaanpassung 
sowohl einen Überblick über die bestehende Planungs-
praxis und ihre Wirkungen gibt, als auch innovative und 
mögliche Festlegungen zum Umgang mit den Folgen des 
Klimawandels vorstellt. Die Instrumentensteckbriefe, die 
einen komprimierten Überblick zu den Grundlagen und 
der Ausgestaltung möglicher Regelungsinhalte geben, un-
terscheiden zwischen Good Practices und Innovation. Als 
Good Practice werden innovative Festlegungen einiger Re-
gionalpläne bezeichnet, die sich aus Sicht der Forschungs-
assistenz für eine weitere bundesweite Verbreitung eignen. 
Bei Innovationen handelt es sich um Festlegungen, die von 
der Forschungsassistenz weiterentwickelt wurden. Das ab-
schließende Kapitel 4 fasst die Kernergebnisse zusammen 
und diskutiert die Umsetzungsmöglichkeiten der darge-
stellten Festlegungen.

Die Inhalte der Handlungshilfe sind online in dem Web-
tool www.klimreg.de nutzerfreundlich aufbereitet.

Einleitung

Abbildung 2: klimREG Webtool (Quelle: www.klimreg.de)
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Die Empfehlungen des KlimREG-Projektes beruhen auf 
drei Ausgangsthesen, die einen Rahmen für wirkungsvolle 
Festlegungen zur Klimaanpassung abstecken. Die Thesen 
basieren auf einer Auswertung des Wissensstandes, den 
empirischen Erhebungen im KlimREG-Projekt sowie der 
Diskussion mit Vertretern von Wissenschaft und Praxis in 
einem Projektworkshop.

These 1: Die Steuerungsinhalte sind an der raumord-
nerischen Kompetenz, also vor allem der Aufgabe und 
der Leitvorstellung der Raumordnung, sowie an deren 
Beschränkungen wie zugelassene Gegenstände, Rah-
menvorgaben und mögliche Adressaten der Bindungs-
wirkungen auszurichten.

Die bestehenden Regionalpläne enthalten vielfach Fest-
legungen, die aufgrund der fehlenden raumordnerischen 
Kompetenz beziehungsweise des fehlenden bodenrecht-
lichen Durchgriffs auf raumbedeutsame Planungen und 
Maßnahmen von Personen des Privatrechts ihre inten-
dierten Wirkungen nicht erreichen können. Beispiele 
sind Festlegungen zur Bewirtschaftung land- und forst-
wirtschaftlicher Flächen oder zum Wasserverbrauch von 
Gewerbebetrieben. Entsprechende Festlegungen über-
frachten – neben Zustandsbeschreibungen und politischen 
Absichtserklärungen – den Regionalplan. Festlegungen zur 
Klimaanpassung sollten sich daher strikt an der Aufgabe 
und der Leitvorstellungen der Raumordnung, welche die 
Begriffe „zusammenfassend“, „überörtlich“ und „fachüber-
greifend“ beschreiben (vgl. § 1 ROG), sowie an Gegenstand 
und Adressat der Bindungswirkungen orientieren.

These 2: Die Anwendung des Vorsorgeauftrags und 
-grundsatzes erfordert und erlaubt einen mutigeren Um-
gang mit den Projektionen des Klimawandels.

Aus der Aufgabe der Regionalplanung, zukünftige räumli-
che Entwicklungen zu steuern und Raumfunktionen und 
-nutzungen vorsorgend zu sichern, folgt die Notwendigkeit, 
mit unsicheren zukünftigen Entwicklungen beispielsweise 
mittels Bedarfsprognosen umzugehen. Ein entsprechendes 
Vorgehen erfolgt bereits in unterschiedlichen Handlungs-
feldern (unter anderem Siedlungsentwicklung, standortge-
bundene Rohstoffsicherung). Diese sind in Bezug auf den 
Entwicklungs- und Vorsorgeauftrag mit den Handlungsfel-
dern der Klimaanpassung vergleichbar, da jegliche Bedarfs-

prognosen stets mit Unsicherheiten behaftet sind. Bei der 
Klimaanpassung sollte die Regionalplanung entsprechend 
mutig mit den unterschiedlichen Datengrundlagen umge-
hen, beispielsweise auf historische Karten bei der Abgren-
zung von Raumordnungsgebieten zur Hochwasservorsorge 
zurückzugreifen, wie es im Vorentwurf des Regionalplans 
Oberes Elbtal/Osterzgebirge stattfand. Durch das Einbe-
ziehen von Erfahrungswissen erreicht der Regionalplan 
gegenüber den rein wasserwirtschaftlich modellierten 
Gebietsabgrenzungen eine weitergehendere planerische 
Vorsorge.

These 3: Die Steuerungswirkung von Grundsätzen sollte 
bei der Neuaufstellung von Regionalplänen geprüft 
werden.

Das Raumordnungsgesetz (ROG) sieht mit Zielen und 
Grundsätzen zwei Typen von Instrumenten vor, die sich in 
ihrer Steuerungswirkung unterscheiden. Ziele der Raum-
ordnung gelten aufgrund der Beachtenspflicht nach § 4 
Abs. 1 ROG und fachgesetzlicher Raumordnungsklauseln 
im Sinne von § 4 Abs. 1 Satz 3 ROG im Vergleich zu Grund-
sätzen als wirksamer, wenn sie präzise und verbindlich 
ausgestaltet sind und eine eindeutige Handlungsanwei-
sung enthalten.7  Die Einschätzungen zu den Bindungs-
wirkungen der planerischen Grundsätze sind verhalten.8  
Empirische Untersuchungen liegen hierzu zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt kaum vor. Einige interviewte Akteure 
gehen durchaus davon aus, dass nachfolgende Planungen 
bestimmte Grundsätze in ihrer Abwägung berücksichtigen 
und sie damit die räumliche Entwicklung beeinflussen. Es 
zeigt sich jedoch aus Sicht von Planungspraktikern, dass 
die Erstellung und Umsetzung von Grundsätzen personelle 
Ressourcen sowohl bei den regionalen Planungsträgern als 
auch bei den Kommunen bindet. Ein teilweiser Verzicht auf 
planerische Grundsätze könnte die Erfassbarkeit der Pläne 
für ihre Adressaten erhöhen. Dementsprechend sollten die 
Wirkungen von Grundsätzen im Vorfeld der Regionalplan-
erstellung kritisch reflektiert und geprüft werden.

2.1	 Einbindung der Klimaanpassung in die 		
	 Fortschreibung des Regionalplans

Auf der Grundlage von leitfadengestützten Interviews mit 
Mitarbeitern von 13 regionalen Planungsstellen wird im 
Folgenden zunächst beschrieben, wie Aspekte der Klimaan-

2	 Regionalplanerische 
	 Klimaanpassung
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passung in den Fortschreibungsprozess des Regionalplans 
eingebunden wurden. Darauf aufbauend wird ein idealty-
pisches Ablaufmodell zur Integration der Klimaanpassung 
in die Regionalplanerstellung vorgestellt. Das Verständnis 
des Erstellungsprozesses basiert auf demjenigen von Fürst,9  
das zwischen den sechs Phasen Planvorbereitung und 
-erstellung, Beteiligung, Planfestlegung und -umsetzung 
sowie Planungskontrolle unterscheidet. Aufgrund der 
Fokussierung auf die Fortschreibung des Regionalplans 
werden die letzten beiden Phasen – Planumsetzung und 
Planungskontrolle – vernachlässigt.

Sechs Regionen weisen über das Modell von Fürst hinaus-
gehende Elemente im Prozess der Regionalplanerstellung 
auf. Die Ansätze werden in zwei unterschiedlichen Berei-
chen als innovativ angesehen. Zum einen greifen sie auf zu-
sätzliche Daten zur Klimawandelbetroffenheit zurück. Zum 
anderen ergänzen sie die formelle Beteiligung umfassend 
durch partizipative Verfahrensformen. Die innovativen 
Elemente werden anhand der beiden Fallbeispiele Regio-
naler Planungsverband Leipzig-Westsachsen und Verband 
Region Stuttgart dargestellt.

Fallbeispiel Regionaler Planungsverband Leipzig-
Westsachsen

Der Regionale Planungsverband Leipzig-Westsachsen 
schreibt gegenwärtig seinen Regionalplan fort und hat 
2015 einen Vorentwurf veröffentlicht. Im Verbandsgebiet 
sind die Folgen des Klimawandels bereits spürbar. Neben 
steigenden Temperaturen und den Defiziten des Wasser-
dargebots rückten Hochwasserkatastrophen entlang der 
drei großen Flüsse Elbe, Mulde und Weiße Elster in den 
Jahren 2002 und 2013 die Hochwasserthematik besonders 

in das Blickfeld des Planungsverbands. Zur Integration von 
Belangen der Klimaanpassung greift der Planungsverband 
auf die Ergebnisse einer Vulnerabilitätsanalyse zurück. Die 
Vulnerabilitätsanalyse ist ein Ergebnis des KlimaMORO, an 
dem der Verband von 2009 bis 2013 beteiligt war, und wird 
– neben den Daten der Fachplanung – als Datengrundlage 
für Klimaanpassungsthemen genutzt. Sie informiert über 
die Betroffenheit durch erwartete Hitzebelastung, Starkre-
gen und Hochwasser sowie ein verringertes sommerliches 
Wasserdargebot.10 

Regionalplanerische Klimaanpassung

Abbildung 3: Regionsinterne Workshops - Austausch als Schlüsselelement (Quelle: HCU)
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Darüber hinaus werden partizipative Verfahrensformen in 
den laufenden Planerstellungsprozess integriert, die über 
das rechtlich erforderliche Maß hinausgehen. Im Vorfeld 
des Fortschreibungsprozesses erfolgte eine breite Betei-
ligung im Rahmen des KlimaMOROs, die unter anderem 
die Handlungsempfehlungen der Vulnerabilitätsanalyse 
umfassend behandelte. In der anschließenden Planvorbe-
reitungsphase bestanden zusätzlich landesweite Arbeits-
gruppen, um den Austausch mit den Fachplanungen zu 
vertiefen und eine sachsenweit einheitliche Verwendung 
von Datengrundlagen für die Planfortschreibung zu 
ermöglichen. Die landesweite Abstimmung erschloss 
Synergien zwischen den unterschiedlichen sächsischen 
Planungsverbänden. Im weiteren Planerstellungsprozess ist 
ein Forum vorgesehen, um das regionale Leitbild weiterzu-
entwickeln und es in die Zielvorstellung des Regionalplans 

einzubeziehen. Ein Austausch mit den Gemeinden erfolgt 
kontinuierlich in regionalen Aktionsräumen.

Die von der Planungsstelle bisher als konfliktarm wahrge-
nommene Einbindung der Handlungsempfehlungen der 
Vulnerabilitätsanalyse könnte ein Indiz dafür sein, dass 
Informationen zu den Folgen des Klimawandels und eine 
informelle Beteiligung an den Handlungsempfehlungen 
der Vulnerabilitätsanalyse die Akzeptanz von Festlegungen 
erhöht haben. Abbildung 4 ordnet die Erstellung zusätzli-
cher Datengrundlagen und die informellen partizipativen 
Elemente den Phasen der Planerstellung zu.

Fallbeispiel Verband Region Stuttgart

Der aktuelle Regionalplan des Verbands Region Stuttgart 
ist seit dem Jahr 2009 rechtskräftig. Siedlungsklimatische 
Belange berücksichtigt die Planung in der Region aufgrund 
der Lage Stuttgarts in einem Talkessel und daraus resultie-
renden stadtklimatischen Belastungen seit Langem. Die zu-
nehmende Hitzebelastung steht in einem Zusammenhang 
mit den lagebedingten Durchlüftungsdefiziten und bildet 
eine wesentliche Herausforderung in den urban geprägten 
Gebieten der Region. Um Festlegungen zur Reduktion der 
Hitzebelastung in den Siedlungsbereichen zu entwickeln, 
griff der Verband – einmalig in Deutschland – auf Daten 
eines Klimaatlasses zurück, dessen Erstellung mit eigenen 
Mitteln finanziert worden war. Der Klimaatlas enthält 
umfassende Grundlagen-, Ergebnis- und Analysekarten 
und ermöglicht damit eine rechtssichere Abwägung für 
klimabezogene Zielausweisungen.11 

Im Zuge der Regionalplanaufstellung erfolgten drei 
ergänzende informelle Beteiligungsschritte. Im Vorfeld 
wurde ein breiter Zukunftsworkshop zur Frage „Quo Vadis 
Region Stuttgart: In welcher Zukunft wollen wir leben?“ 
durchgeführt, um die breite Öffentlichkeit zu beteiligen. 
Die Gemeinden wurden in einem zweiten Schritt über 
fachliche Informationsveranstaltungen eingebunden. In 
der Folge wurden Konflikte insbesondere zwischen Frei-
raumerfordernissen und gemeindlichen Vorstellungen zur 
Siedlungsentwicklung identifiziert. Den dritten informel-
len Beteiligungsschritt bildete eine Erörterung der heraus-
gearbeiteten Positionen und Konflikte mit den Gemeinden 
vor Ort. Damit wurde das Verständnis für die Bedeutung 
klimabedeutsamer Freiflächen und von Belangen des 

Abbildung 4: Planerstellungsprozess Leipzig-Westsachsen
(Quelle: eigene Darstellung)
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Hochwasserschutzes sowie für die daraus resultierenden 
Festlegungen erhöht.

Das Beispiel der Region Stuttgart zeigt, dass durch eine 
umfassende Einbindung der betroffenen Bevölkerung und 
Gemeinden frühzeitig Konflikte durch klimaanpassungs-
bezogene Festlegungen identifiziert werden können. Diese 
konnten im weiteren Verfahren angemessen adressiert und 
erörtert werden, was möglicherweise die Akzeptanz der 
Festlegungen erhöht. In der Argumentation des Verban-
des hat sich dabei bewährt, dass in der dicht besiedelten 
Region unter anderem die Freiflächen zwischen einzelnen 
Ortslagen die lokale Identität stärken. Zudem dient der 
regionale Klimaatlas als hilfreiche Datengrundlage. Abbil-
dung 5 ordnet die Erstellung zusätzlicher Datengrundlagen 
und die informellen partizipativen Elemente der Phase der 
Planerstellung zu.

Idealtypischer Ablauf zur Einbindung von 
Klimaanpassungsthemen

Aus der Auswertung der beiden Prozesse lassen sich 
innovative Elemente für die Planerstellung ableiten, die 
einerseits zu rechtssicheren und bindenden Festlegun-
gen zur Klimaanpassung beitragen und andererseits die 
Akzeptanz der Festlegungen stärken. Wichtig erscheint 
erstens eine vertiefte Datengrundlage zur regionalen 
Betroffenheit durch den Klimawandel beziehungsweise zu 
einzelnen siedlungsklimatischen Parametern, weil sie eine 
rechtssichere Begründung von Festsetzungen ermöglicht. 
Zweitens sind informelle Beteiligungsverfahren hilfreich. 
Diese ergänzenden Elemente eines klimawandelgerechten 
Planerstellungsprozesses sollen möglichst miteinander 
verbunden werden, um bereits während der Erstellung der 
Datengrundlagen für die zukünftigen Herausforderungen 
infolge des Klimawandels zu sensibilisieren.

Bei der Ergänzung der Grundlagendaten der Fachplanun-
gen lassen sich zwei Wege unterscheiden. Zum einen gibt 
es umfangreiche Analysen siedlungsklimatischer Belange, 
wie sie vom Verband Region Stuttgart aber auch dem Ver-
band Mittlerer Oberrhein und dem Regionalverband Ruhr 
erarbeitet wurden. Zum anderen kann eine umfassende 
Untersuchung der Betroffenheit durch die Folgen des 
Klimawandels entsprechende Daten zur Verfügung stellen. 
Eine Integration der Anpassungskapazität erscheint dabei 
nicht erforderlich. Die Operationalisierung entsprechender 
Daten ist mit einem hohen Aufwand verbunden, wie ein 
Ansatz von Gupta et al.12 verdeutlicht. Die Autoren greifen 
dabei auf die Oberkategorien gerechte Governance, Vielfalt, 
Lernkapazität, Raum für autonome Veränderung, Füh-
rungsstärke und Ressourcen zurück. Vielfach verfügen die 
Fachplanungen über Daten zur Betroffenheit in einzelnen 
Handlungsfeldern der Klimaanpassung, zum Beispiel zu 
Hochwassergefahren. Daher sollte die bestehende Pra-
xis, diese Daten frühzeitig einzubeziehen, weiter verfolgt 
werden. Es ist möglich – wie das Beispiel der sächsischen 
Regionalplanung verdeutlicht –, die Fortschreibung der 
Regionalpläne eines Bundeslandes mit landesweiten 
Facharbeitsgruppen vorzubereiten, in denen Landes- und 
Regionalplanung sowie Fachplanungen vertreten sind. Eine 
entsprechende Zusammenarbeit erschließt Synergien. 

Abbildung 5: Planerstellungsprozess Verband Region Stuttgart 
(Quelle: eigene Darstellung)
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Werden auf den Klimawandel bezogene Fachgutachten 
erstellt, kann die Einbindung politischer Entscheidungs-
gremien in den Erstellungsprozess die Legitimation der 
Ergebnisse steigern. Aufgrund der Unsicherheiten über die 
Veränderungen der klimatischen Parameter sollten die 
Fachgutachten die Spannbreite der IPCC-Szenarien 
berücksichtigen. Zu beachten ist dabei, dass auch ex-
treme Entwicklungen einbezogen werden. Damit sollte 
berücksichtigt werden, dass bei der Vorausschau zukünf-
tiger klimatischer Veränderungen sogenannte kognitive 

Verzerrungen auftreten. Sie führen dazu, dass wir nicht 
daran glauben, dass die potenziellen Risiken infolge des 
Klimawandels eintreten werden.13 Zum einen wird die 
Eintrittswahrscheinlichkeit des Gewohnten in der Zukunft 
oft überschätzt und zum anderen die Eintrittswahrschein-
lichkeit extremer Ereignisse oft unterschätzt.14 

Darüber hinaus ist bei der Erarbeitung des Regionalplans 
sowohl eine Information als auch die Beteiligung zu einem 
frühen Zeitpunkt hilfreich, um Konflikte insbesondere zwi-
schen Erfordernissen der Klimaanpassung und gemeind-
lichen Vorstellungen zur Siedlungsentwicklung frühzeitig 
zu identifizieren. Vielfach hat sich in den Regionen eine 
direkte Ansprache der Kommunen bewährt. Dazu können 
verschiedene Formate, zum Beispiel Kommunalgespräche, 
bilaterale Erörterungen oder der laufende Austausch in re-
gionalen Aktionsräumen (siehe Fallbeispiel Region Leipzig-
Westsachsen), genutzt werden. Ein Regionalforum, das auf 
den Klimawandel bezogen ist, bietet die Möglichkeit, die 
regionalen Akteure hinsichtlich der Klimawandelbetrof-
fenheit und der regionalplanerischen Erfordernisse der 
Klimaanpassung zu sensibilisieren. Entsprechenden The-
men ist genügend Raum einzuräumen und vor allem ist die 
Spannbreite möglicher Folgen umfassend zu thematisieren. 
Abbildung 6 ordnet die Erstellung zusätzlicher Daten-
grundlagen und die informellen partizipativen Elemente 
einem idealtypischen Prozess der Planerstellung zu.

Schlussfolgerungen

Wenige Regionen räumen derzeit der Integration von 
Belangen der Klimaanpassung einen hohen Stellenwert 
ein. Die Bedeutung entsprechender Belange ist vor allem 
dann hoch, wenn die Folgen klimatischer Veränderungen 
die Region bereits spürbar betreffen. Beispiele sind die 
mangelnde Durchlüftung und die daraus resultierende 
Hitzebelastung in der Region Stuttgart sowie Hochwas-
serkatastrophen in der Region Leipzig-Westsachsen. Die 
Analyse zeigt auch, dass in den meisten Regionen zusätzli-
che Ressourcen erforderlich sind, um fachliche Grundlagen 
für Festlegungen in den Handlungsfeldern der Klimaan-
passung selbst zu entwickeln, in denen die Fachplanungen 
entsprechende Daten nicht ausreichend zur Verfügung 
stellen. Entsprechendes verdeutlicht die Vulnerabilitätsana-
lyse für die Region Leipzig-Westsachsen, die nur in einem 
MORO erstellt werden konnte.

Abbildung 6: Idealtypischer Prozess zur Erstellung eines klimawan-
delangepassten Regionalplans  (Quelle: eigene Darstellung)
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Eine frühzeitige Einbindung informeller Beteiligungsver-
fahren kann die Akzeptanz von Festlegungen zur Kli-
maanpassung steigern, aber auch Konflikte mit anderen 
Handlungsfeldern des Regionalplans frühzeitig identifi-
zieren. Dabei müssen auch Konflikte mit den Gemeinden 
ausgetragen werden, wenn die Regionalplanung ihrer 
Aufgabe einer nachhaltigen Raumentwicklung gerecht 
werden will. Um Konflikte produktiv auszutragen, sollte die 
Regionalplanung eine Arena beziehungsweise Kommuni-
kationsangebote bereitstellen. Allerdings können informel-
le Beteiligungsverfahren rechtlich bindende Festlegungen 
nicht ersetzen. Um die erhofften Wirkungen partizipativer 
Elemente zu erzielen, sollten im Vorfeld der Ausschluss 
bestimmter Akteursgruppen hinterfragt und Machtver-
hältnisse zwischen den Teilnehmern reflektiert werden. 
Während der Durchführung partizipativer Formate ist zu 
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berücksichtigen, dass Verfälschung von Bedeutung und 
Macht nicht ausgeblendet werden und somit die Ansichten 
aller Teilnehmer gleich wertgeschätzt werden.15 

2.2	   Rechtliche Grundlagen 

Die Aufstellung von Festlegungen ist Teil der hoheitlichen 
Aufgabe der Raumordnung. Die Bewältigung von Aufgaben 
der Klimaanpassung durch Festlegungen gehört ebenfalls 
zu dieser hoheitlichen Aufgabe (vergleiche nur § 2 Abs. 2 
Nr. 6 Satz 7 ROG). Festlegungen müssen nach Art und 
Umfang beziehungsweise Gegenstand und Reichweite die 
verfassungsrechtlichen Vorgaben des Grundgesetzes (GG) 
an die Raumordnung und die Vorgaben des Raumord-
nungsgesetzes (ROG) beachten. Grundlegende, allgemein-
gültige Anforderungen an Festlegungen folgen aus den 

Abbildung 7: Gesteigerte Akzeptanz durch frühzeitige Einbindung (Quelle: HCU)
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verfassungsrechtlichen Vorgaben des Rechtsstaatsprinzips 
und des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes sowie der Kom-
petenzverteilung im GG und deren Konkretisierung in den 
§§ 1, 2, 7 und 8 ROG. Hierzu gehören unter anderem die 
Einhaltung des Erforderlichkeits- und Abwägungsgebots 
sowie des Bestimmtheitsgrundsatzes. Weitere Anforde-
rungen ergeben sich aus den materiellen Vorgaben für 
regionalplanerische Inhalte in § 8 ROG. Für Einzelheiten 
zu diesen allgemeingültigen Anforderungen wird auf die 
einschlägige raumordnungsrechtliche Kommentarliteratur 
verwiesen.

Neben der Einhaltung allgemeingültiger, grundlegender 
Vorgaben an Festlegungen kommt im Bereich der Kli-
maanpassung zwei Anforderungen eine herausgehobene 
Bedeutung zu. Dies sind zum einen die Kompetenzen und 
Grenzen der Raumordnung, die sich aus der hoheitlichen 
Aufgabe der Raumordnung ergeben, sowie zum ande-
ren der Vorsorgeauftrag der Raumordnung. Außerdem 
hat durch aktuelle Entscheidungen der Obergerichte die 
Berücksichtigung privater Belange in der planerischen Ab-
wägung einen erheblichen Bedeutungszuwachs erhalten. 
Dies wird im Folgenden näher beleuchtet.

Zur Berücksichtigung privater Belange und zur 
Normenkontrolle gegen Regionalpläne

Durch jüngere Entscheidungen des Bundesverwaltungsge-
richts (BVerwG) und anderer Oberverwaltungsgerichte hat 
die Berücksichtigung privater Belange in der planerischen 
Abwägung nach § 7 Abs. 2 Satz 1 ROG  erheblich und in 
bestimmten Fallgestaltungen grundlegend an Bedeutung 
gewonnen. 

Drei Fallgruppen sind zu unterscheiden:

1)   Die erste Fallgruppe betrifft die Personen des Privat-
rechts, deren Grundstücke im räumlichen Geltungs-
bereich einer Zielfestlegung mit der Wirkung des § 35 
Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1 BauGB liegen. Hier müssen die 
privaten Belange, soweit sie auf der Ebene der Regional-
planung erkennbar und von Bedeutung sind, gemäß 
§ 7 Abs. 2 Satz 1 ROG abschließend abgewogen werden. 
Auf eine konkrete Nutzungsabsicht des Grundeigen-
tümers kommt es dabei nicht an. Der Grund für diese 
Anforderung ergibt sich daraus, dass das BVerwG  

§ 35 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1 BauGB als echte Raumord-
nungsklausel anerkannt hat.16 Danach dürfen raum-
bedeutsame Vorhaben den Zielen der Raumordnung 
nicht widersprechen. Als echter Raumordnungsklausel 
kommt der Vorschrift eine strikte Bindungswirkung 
für Ziele der Raumordnung zu; eine nachvollziehende 
Abwägung im Vorhaben-Genehmigungsverfahren 
mit privaten Belangen ist nicht mehr möglich und 
zulässig. Die Festlegung von Zielen der Raumordnung 
wirkt insoweit bereits als Inhalts- und Schrankenbe-
stimmung des Grundeigentums und schränkt die im 
Außenbereich nach § 35 BauGB grundsätzlich mögli-
chen Nutzungsbefugnisse ein. Die Planungsträger der 
Regionalplanung können dabei allerdings berücksich-
tigen, dass die Nutzungsmöglichkeiten im Außenbe-
reich nicht die in § 42 BauGB vorausgesetzte Qualität 
einer eigentumsrechtlichen Rechtsposition aufweisen, 
sondern dem Vorbehalt der Beeinträchtigung oder dem 
Entgegenstehen öffentlicher Belange unterliegen.17 

2)   Die zweite Fallgruppe betrifft im Rahmen der Anwen-
dung des Planvorbehalts nach § 35 Abs. 3 Satz 3 BauGB 
Vorhabenträger oder sonstige Berechtigte, die konkrete 
Nutzungsabsichten haben und denen vom Grundeigen-
tümer zivilrechtliche Nutzungsbefugnisse eingeräumt 
worden sind.18 Hier sind die privaten Belange, soweit sie 
auf der Ebene der Regionalplanung erkennbar und von 
Bedeutung sind, gemäß § 7 Abs. 2 Satz 1 ROG entspre-
chend den Vorgaben aus der ersten Fallgruppe konkret 
und abschließend abzuwägen.

3)   Zur dritten Fallgruppe gehören alle sonstigen priva-
ten Belange, die in die Abwägung einzustellen sind, 
sofern und soweit sie für die Ebene der Regionalpla-
nung Bedeutung haben sowie mehr als geringwertig, 
schutzwürdig, nicht mit einem Makel behaftet und für 
den Planer erkennbar sind.19 In dieser Fallgruppe steht 
dem Planungsträger der Regionalplanung – wegen der 
Aufgabe der Raumordnung und ihrem Rahmencharak-
ter – die Befugnis zur Typisierung und Pauschalierung 
der privaten Belange als Gruppenbelange zu. Eine 
kleinteilige und individuelle Zusammenstellung – wie 
zum Beispiel auf der Ebene der Bauleitplanung – ist in 
diesen Fällen in der Regel nicht erforderlich. Eine Aus-
nahme besteht allerdings dann, wenn auf der nachfol-
genden Planungs- oder Zulassungsebene die kleintei-
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ligen privaten Belange nicht zu prüfen sind oder nicht 
mehr geprüft werden können.

Vor diesem Hintergrund hat die obergerichtliche Recht-
sprechung die Normenkontrolle gegen Regionalpläne ge-
mäß § 47 VwGO für Personen des Privatrechts grundsätz-
lich eröffnet.20 Eine Antragsbefugnis besteht erstens für die 
Personen des Privatrechts, deren Grundstücke im räumli-
chen Geltungsbereich einer Zielfestlegung mit der Wirkung 
des § 35 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 1 BauGB liegen, zweitens für 
Vorhabenträger oder sonstige Berechtigte, die konkrete 
Nutzungsabsichten und lediglich zivilrechtliche Nutzungs-
befugnisse haben und drittens für sonstige Planbetroffene, 
wenn diese in abwägungserheblichen Belangen im Sinne 
von § 7 Abs. 2 Satz 1 ROG und damit in ihrem Recht auf 
gerechte Abwägung betroffen sein können. Eine Antragsbe-
fugnis ist nur dann ausgeschlossen, wenn eine Verletzung 
des Abwägungsgebots offensichtlich und eindeutig nach 
jeder Betrachtungsweise ausgeschlossen ist. 

Im Ergebnis sind die Träger der Regionalplanung gehalten, 
der Abwägung der privaten Belange der Grundeigentümer, 
sonstiger zivilrechtlich befugter Vorhabenträger sowie 
sonstiger Planbetroffener mit entsprechender Sorgfalt vor-
zunehmen, soweit sie auf der Ebene der Regionalplanung 
erkennbar und von Bedeutung sind.

Kompetenzen und Grenzen der Raumordnung

Die hoheitliche Aufgabe der Raumordnung beinhaltet nach 
dem GG die zusammenfassende, überörtliche und fach-
übergreifende Planung und Ordnung des Raums. Sie er-
mächtigt zu Festlegungen und begrenzt diese zugleich nach 
Gegenstand und Reichweite. Diese Vorgaben sind auch bei 
Festlegungen zur Klimaanpassung strikt zu beachten. Die 
räumlichen Erfordernisse des Klimas sind ferner in § 2 Abs. 
2 Nr. 6 Satz 1, 5, 7 und 8 ROG als gesetzliche Grundsätze der 
Raumordnung niedergelegt. Festlegungen, die auf diesen 
gesetzlichen Grundsätzen der Raumordnung beruhen, hal-
ten den Kompetenztitel der Raumordnung im Grundsatz 
ein im Einzelnen.

Die gesetzlichen Grundsätze der Raumordnung zum Klima 
reichen von dessen Funktionsfähigkeit über den Klima-
schutz und die Klimaanpassung bis zur Berücksichtigung 
der Wechselwirkungen. § 8 Abs. 5 ROG bestimmt ferner, 

dass die Raumordnungspläne Festlegungen zur Raum-
struktur einschließlich der anzustrebenden Freiraum-
struktur enthalten sollen. Die gesetzlichen Grundsätze 
der Raumordnung und die Vorgaben zu den Planinhalten 
beruhen auf der Erkenntnis, dass der Klimawandel und 
vor allem die Folgen der klimatischen Veränderungen die 
räumliche Entwicklung Deutschlands wesentlich be-
einflussen (werden). Der Bundesgesetzgeber hat mit der 
Aufnahme der räumlichen Erfordernisse des Klimas in § 2 
Abs. 2 Nr. 6 ROG die Vorstellung verbunden, dass Festle-
gungen, die auf den gesetzlichen Grundsätzen und auf den 
vorgegebenen Planinhalten beruhen, zum Kompetenztitel 
der Raumordnung gehören.

Es ist damit (auch und vor allem) Aufgabe der Regional-
planung, entsprechende Festlegungen zu treffen und die 
durch das Klima, den Klimaschutz, die Klimaanpassung 
hervorgerufenen Konflikte und deren Wechselwirkungen 
zu beachten. Bei den Regelungen in den §§ 2 und 8 ROG 
handelt es sich nicht um einen abschließenden Katalog, 
sondern um beispielhafte Aufzählungen, was nicht zuletzt 
daraus ersichtlich wird, dass für die anzustrebende Frei-
raumstruktur im ROG nur beispielhaft der Freiraumschutz, 
die Sanierung und Entwicklung von Raumfunktionen 
sowie die Freiräume zur Gewährleistung des Vorbeugenden 
Hochwasserschutzes aufgezählt werden.

Festlegungen in Regionalplänen, die die räumlichen 
Erfordernisse des Klimas aus § 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1, 5, 7 und 
8 ROG betreffen, gehören demnach zum Kompetenztitel 
der Raumordnung, wenn bei ihrer Aufstellung außerdem 
die Grenzen strikt beachtet wurden, die der hoheitlichen 
Aufgabe der Raumordnung gezogen sind. Die hoheitliche 
Aufgabe der Raumordnung beinhaltet die zusammenfas-
sende, überörtliche und fachübergreifende Planung und 
Ordnung des Raums. Demgemäß bestimmt § 1 Abs. 1 ROG 
als Aufgabe der Raumordnung die Entwicklung und Ord-
nung des Gesamtraums der Bundesrepublik Deutschland 
und seiner Teilräume durch zusammenfassende, überörtli-
che und fachübergreifende Raumordnungspläne.

Die Begriffe „zusammenfassend“, „überörtlich“ und „fach-
übergreifend“ dienen ferner dazu, verschiedene Kompeten-
zen abzugrenzen. Dies betrifft die Abgrenzung der Raum-
ordnung zur örtlichen Gesamtplanung mit der nach Art. 
28 Abs. 2 GG geschützten Selbstverwaltungsgarantie der 
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Gemeinden und die Abgrenzung der Raumordnung zu den 
Fachplanungen, die mit eigenen Kompetenzen versehen 
sind.

Festlegungen in Regionalplänen müssen die Aufgabe einer 
zusammenfassenden Planung erfüllen. Zusammenfassend 
bedeutet, dass im Regionalplan die erforderlichen raumbe-
deutsamen Nutzungs- und Schutzfunktionen mit ihren er-
möglichenden und abwehrenden Inhalten auf der regiona-
len Planungsebene zusammengeführt werden. Ergebnis der 
Zusammenführung muss ein gesamträumliches Plankon-
zept mit einem abwägungsgerechten Interessenausgleich 
sein. Das bedeutet für den Teilbereich der Klimaanpassung, 
dass deren raumordnerischen Belange mit den Belangen 
des bislang bestehenden gesamträumlichen Konzepts 
abzuwägen und entsprechende Festlegungen dem gesam-
träumlichen Konzept hinzuzufügen sind.

Die Aufgabe der überörtlichen Planung und Ordnung 
gibt vor, dass in Regionalplänen (nur) raumbedeutsame 
Festlegungen im Sinne von § 3 Abs. 1 Nr. 6 ROG getrof-
fen werden dürfen. Das Merkmal „überörtlich“ dient der 
kompetenzrechtlichen Abgrenzung der Raumordnung zur 
örtlichen Gesamtplanung mit der nach Art. 28 Abs. 2 GG 
geschützten Selbstverwaltungsgarantie der Gemeinden 
und ist sorgfältig zu handhaben. Im Grundsatz gilt für die 
Abgrenzung einerseits, dass die in § 1 Abs. 1 ROG bestimm-
ten Aufgaben und die in § 2 ROG geregelten gesetzlichen 
Grundsätze der Raumordnung überörtliche und damit 
auch übergeordnete Aufgaben sind. Andererseits erfolgt 
die örtliche Gesamtplanung vor allem durch das im BauGB 
abschließend geregelte Bodenrecht, das auf Art 74 Abs. 1 
Nr. 18 GG beruht. Alle im BauGB geregelten Gegenstände 
sind örtliche Angelegenheiten. Gegenstand einer regional-
planerischen Festlegung kann und darf danach nicht sein, 
was zum Regelungsbereich des BauGB und damit nach 
dem Planungssystem der nachfolgenden örtlichen Ebene 
zugewiesen ist. Dies würde zum Beispiel für die Festlegung 
von Gebieten zur Neuanlage von Grünflächen oder Wald 
auf Brach- oder Siedlungsflächen gelten, wenn deren kli-
matische Wirkungen räumlich und/oder funktional auf die 
unmittelbare Umgebung begrenzt sind und sie damit nur 
örtliche Auswirkungen haben. Entsprechende Festlegungen 
wären dann allein Aufgabe der örtlichen Gesamtplanung.

Trotz dieser an sich klaren Abgrenzung gibt es zwischen der 
überörtlichen und der örtlichen Planungsebene Konflikt-
fälle, weil das mehrstufige Planungssystem denselben 
(Planungs-) Raum umfasst und weil sich zwischen überört-
lichen und örtlichen Aufgaben Überschneidungsbereiche 
ergeben können. 

Zur Lösung dieser Konfliktfälle gelten vor allem die folgen-
den beiden Grundsätze:

1)  	 Festlegungen müssen einen überörtlichen Inhalt und 
Charakter haben. Der Begriff der Überörtlichkeit ist 
dabei entweder räumlich und/oder funktional zu 
bestimmen. Bei der räumlichen Bestimmung muss die 
Festlegung räumlich über das Gebiet einer Gemein-
de hinausgehen und ist in diesem Sinne überörtlich. 
Von höherer praktischer Relevanz ist die funktionale 
Bestimmung, da mit ihr Festlegungen einhergehen 
können, die nur ein Teilgebiet eines Gemeindegebiets 
betreffen. Eine überörtliche Bedeutung liegt hier 
in zwei Fallgruppen vor: zum einen, wenn mit der 
Festlegung raumbedeutsame oder raumbeeinflus-
sende Auswirkungen verbunden sind, die über das 
betroffene Gemeindegebiet hinausgehen, zum anderen, 
wenn Raumfunktionen wegen Lagevorteilen und/
oder Standortbedingungen gesichert werden. Beispiele 
für eine überörtliche Bedeutung sind die Festlegung 
von Gebieten zur Freihaltung von Kaltluftschneisen 
zwischen zwei Gemeinden oder von Kaltluftentste-
hungsgebieten mit abkühlenden Wirkungen auch für 
Nachbargemeinden. Gebiete zur Sicherung von Flächen 
für den Deichbau haben wegen der erforderlichen 
Standortbedingungen und wegen einer gemeindeüber-
greifenden Schutzfunktion in der Regel einen überört-
lichen Charakter.

2)  	 Ferner dürfen die Festlegungen in der Regel nur eine 
Rahmenvorgabe beinhalten, die der nachfolgenden 
örtlichen Planungsebene einen hinreichenden Kon-
kretisierungsspielraum belässt. Dabei können auch 
gebiets- oder sogar parzellenscharfe Festlegungen 
zulässige Eingriffe in die gemeindliche Selbstverwal-
tungsgarantie sein, da diese nach Art. 28 Abs. 2 GG 
unter einem Gesetzesvorbehalt gewährt wird. Für einen 
zulässigen Eingriff bedarf es allerdings der Beachtung 
des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes anhand konkreter 
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Gegebenheiten. Hierfür gilt nach der höchstrichterli-
chen Rechtsprechung:21

-  	 Es müssen sachliche, überörtliche und raumbedeut-
same Gründe für die Festlegungen bestehen.

-  	 Die überörtlichen Belange haben ein höheres Ge-
wicht als die örtlichen Belange.

- 	 Die Einschränkungen dürfen nur einzelne Gemein-
den betreffen.

-  	 Die Rahmenvorgabe ist für die Erreichung des 
angestrebten Zwecks geeignet.

-  	 Es gibt kein milderes Mittel.
-  	 Das Verhältnis von Zweck und Eingriff ist insgesamt 

angemessen.

Die Aufgabe der fachübergreifenden Planung und Ordnung 
erfordert, dass eine Abstimmung der fachlichen Ansprüche 
an den Raum erfolgt und im Ergebnis ein integrierender 
Regionalplan aufgestellt wird. Das Merkmal fachüber-
greifend dient der kompetenzrechtlichen Abgrenzung der 
Raumordnung zu den Fachplanungen und ist wegen der im 
GG vorgenommenen Kompetenzverteilung betreffend die 
Fachaufgaben und wegen des in Art. 65 Satz 2 GG enthal-
tenen Ressortprinzips zu den (Fach-) Ministerien ebenfalls 
sorgfältig zu handhaben.

Im Verhältnis der fachübergreifenden Planung zur Fach-
planung gilt grundsätzlich eine Gleichordnung. Damit 
besteht ein Unterschied zum Verhältnis von der überört-
lichen Planung zur örtlichen Planung, das eine Übergeord-
netheit kennzeichnet. Die Fachplanungen haben gemäß 
den Fachgesetzen ihre Fachaufgaben zu erfüllen. Die Regio-
nalplanung hat als zusammenfassende fachübergreifende 
Planung eine Koordinierungs-, Strukturierungs- und Sich-
erungsfunktion wahrzunehmen. Die Koordinierungs- und 
Strukturierungsfunktion bedeutet dabei, die verschiedenen 
Raumansprüche der Fachplanungen des Bundes und der 
Länder abwägungsgerecht aufeinander abzustimmen und 
planerische Konflikte auszugleichen. Die Sicherungsfunk-
tion dient der Sicherung fachplanerischer Raumansprüche 
durch Festlegungen im Regionalplan und vor dem Zugriff 
durch andere Raumnutzungen oder -funktionen.

Zwischen der Raumordnung und der jeweiligen Fachauf-
gabe besteht demnach eine arbeitsteilige Aufgabenstruktur 
mit Verschränkung der aufgabenspezifischen Kompeten-

zen und Gestaltungsspielräume. Im Ergebnis handelt es 
sich um zwei sich überschneidende Aufgabenkreise mit 
dem Planungsträger der Regionalplanung auf der einen 
und dem jeweiligen Fachplanungsträger auf der anderen 
Seite. Diese Überschneidungsbereiche und der Umstand, 
dass das mehrstufige Planungssystem wiederum denselben 
(Planungs-) Raum umfasst, ergeben auch hier Konfliktfälle.

Zur Lösung dieser Konfliktfälle gelten vor allem die folgen-
den Grundsätze:

Für die Abgrenzung der Kompetenz der Regionalplanung 
zur Kompetenz der (vorhandenen) Fachplanungen gilt, 
dass die Regionalplanung aus den Vorgaben und Erforder-
nissen der Fachplanungen in der planerischen Abwägung 
ein gesamträumliches Plankonzept mit Festlegungen zu 
entwickeln und zu sichern hat. Die Regionalplanung hat 
dabei zu beachten, dass sie im Regelfall keine Kompetenz 
besitzt, in ihrem Gewande die Inhalte eines Fachplans zu 
regeln und/oder die Fachplanung zu ersetzen (Grundsatz 
der unzulässigen Ersatzvornahme und Wahrung eines 
hinreichenden Planungsspielraums für Fachplanung). Dies 
gilt zum Beispiel im Verhältnis der Regionalplanung zur 
Fachplanung der Wasserwirtschaft. Die Regionalplanung 
kann die Flächen der Überschwemmungsgebiete durch 
Vorranggebiete sichern und fachübergreifende Voraus-
setzungen für raumverträgliche Ausnahmen regeln, nicht 
jedoch – ersatzweise – den Inhalt einschließlich der Detail-
regelungen einer Überschwemmungsgebietsverordnung. 
Letzteres gehört zu der Fachaufgabe, die die Wasserwirt-
schaft zu erfüllen hat.

Diese Grundsätze werden durch verschiedene Ausnahmen 
durchbrochen: 

- 	 Eine erste Ausnahme gilt für den Fall, dass für eine 
bestimmte oder neue Fachaufgabe (noch) keine Fach-
planung gesetzlich geregelt worden ist. Dies ist zum 
Beispiel für die standortgebundenen Rohstoffe außer-
halb des Bundesberggesetzes (BbergG) der Fall, ebenso 
wie für Teile eines sogenannten Klimaschutzrechts und 
für das Klimaanpassungsrecht. In diesen Fällen hat die 
Regionalplanung die Belange der Fachaufgabe, soweit 
sie für die fachübergreifende Planung abwägungser-
heblich sind, zu erheben und gemäß der planerischen 
(Gesamt-) Abwägung entsprechende Festlegungen in 
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das gesamträumliche Konzept aufzunehmen. Die 
	 Regionalplanung erfüllt insoweit eine Auffangfunktion.

-	 Eine entsprechende Ausnahme gilt ferner für Fälle 
einer bereits gesetzlich geregelten Fachplanung, wenn 
von der Fachplanung für den Planungsraum noch kein 
Gebrauch gemacht worden ist oder die Fachplanung 
veraltet beziehungsweise überholt ist. In beiden Fällen 
fehlen fach-liche Vorgaben und/oder Erfordernisse für 
die Regionalplanung. 

Schließlich besteht für einen Sonderfall eine Gegenaus-
nahme zur Koordinierungs- und Strukturierungsfunktion 
der Regionalplanung. Der Sonderfall betrifft die Wahrneh-
mung einer Fachplanung unmittelbar durch Gesetz des 
Bundes- oder Landesgesetzgebers, wie zum Beispiel bei 
der Bedarfsplanung für Verkehrsinfrastrukturvorhaben. 
Im Falle einer gesetzlichen Fachplanung im Bereich des 
Klimaschutzrechts und/oder des Klimaanpassungsrechts 
sind dieser Fachplanung widerstreitende Festlegungen in 
Regionalplänen unzulässig. Möglich wären jedoch Festle-
gungen im Einklang mit der Fachplanung, die Standorte 
oder Trassen sichern. Aufgrund der Sicherungsfunktion 
wäre es im Sinne einer Standort- oder Trassenfreihal-
tung ferner möglich, eine gemäß der fachübergreifenden 
Planung raumverträglichere Lösung zu sichern. Solche 
Festlegungen hätten allerdings keine Bindungswirkung 
gegenüber dem Bundes- oder Landesgesetzgeber, sondern 
nur gegenüber Trägern anderer raumbedeutsamer Planun-
gen und Maßnahmen.

Der Vorsorgeauftrag der Raumordnung

Der in § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 ROG geregelte Vorsorgeauftrag 
besagt, dass „Vorsorge für einzelne Nutzungen und Funk-
tionen des Raums zu treffen“ ist. Der Vorsorgeauftrag ist 
von herausgehobener Bedeutung für eine Bewältigung der 
durch den Klimaschutz und die Klimaanpassung entstan-
denen und entstehenden Aufgaben sowie deren Wechsel-
wirkungen und der damit verbundenen Konflikte. Der Vor-
sorgeauftrag beruht auf dem Vorsorgegrundsatz, der (auch) 
bei Bestehen von Ungewissheiten staatliche, präventive 
Eingriffe rechtfertigt. In der Folge wird die Schwelle des 
Erforderlichkeitsgebots herabgesetzt, wenn andererseits 
der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz in der Ausprägung des 
Abwägungsgebots gewahrt bleibt. Bei der Anwendung des 

Vorsorgegrundsatzes und des Abwägungsgebots kommt 
der Plangeber außerdem nicht um die Verwendung von 
Einschätzungen und Prognosen herum. Für die Erarbei-
tung der Einschätzungen und Prognosen ist einerseits die 
Beweislastschwelle herabgesetzt und wird dem Plangeber 
eine gerichtlich nur eingeschränkt überprüfbare Ein-
schätzungsprärogative zugestanden. Andererseits sind die 
Grenzen einer eingeräumten Einschätzungsprärogative zu 
beachten.

Im Einzelnen:

Der Vorsorgeauftrag verlangt nach § 1 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 
ROG, dass Vorsorge für einzelne Nutzungen und Funkti-
onen des Raums zu treffen ist. Gegenstand des Vorsorge-
auftrags ist also die vorsorgende Sicherung eines (späteren) 
Raumbedarfs für einzelne Raumfunktionen und  
-nutzungen, wie Schutz vor (weiterer) Verbauung und vor 
Siedlungsentwicklung oder die Sicherung von Trassen, 
Standorten, Gebieten und Funktionen. Er kommt in der Re-
gel dann zum Tragen, wenn einer Fachplanung vorlaufende 
Sicherungsinstrumente fehlen. Bislang war und ist dies 
zum Beispiel bei der Rohstoffsicherung, im Bereich von 
Natur und Landschaft, beim Bodenschutz sowie im Bereich 
des Schutzes von Grundwasservorkommen der Fall. Im 
Teilbereich Klimaanpassung kommen alle Handlungsfelder 
für eine Vorsorge in Betracht. Als Beispiele für einen Schutz 
vor Siedlungsentwicklung ist der Raumbedarf für die Rück-
verlegung von Deichen oder für die Ausdehnung von Über-
schwemmungsflächen zu nennen. Ein weiteres Beispiel 
könnten solche Flächen sein, denen in hoch verdichteten 
Räumen eine raumbedeutsame Funktion für die Kaltluft-
entstehung und Abkühlung einer Stadtregion zukommt. 
Ein Beispiel für einen Schutz vor (weiterer) Verbauung sind 
Flächen mit steigendem Grundwasserspiegel, insbesondere 
Polderflächen, wenn das Grundwasser absehbar nicht mehr 
wirtschaftlich abgepumpt und bauliche Anlagen nicht 
mehr geschützt werden können. In Kombination mit dem 
Bereich von Natur und Landschaft ist schließlich vorstell-
bar, dass für eine zu erwartende künftige Wanderung von 
Flora und Fauna Trassen im Sinne eines Biotopverbundsys-
tems gesichert werden.

Die herausgehobene Bedeutung des Vorsorgeauftrags für 
die räumlichen Erfordernisse des Klimas ergibt sich aus 
zwei Gründen: Einerseits gibt es kein Klima-Fachrecht, 
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andererseits ist die Wahrnehmung des Aufgabenbereichs 
mit einer Bandbreite an Ungewissheiten verbunden. Für 
das querschnittsorientierte Fachgebiet Klima fehlt ein 
umfassend geregeltes Klima-Fachrecht mit eigenständiger 
Fachplanung. Nur für Teilgebiete, zum Beispiel das Was-
serrecht, sind für einzelne Handlungsfelder zu einzelnen 
Punkten Fachplanungen vorhanden, wie für den Deich- 
und Küstenschutzbau, den Hochwasserschutz oder die 
wasserwirtschaftliche Planung. Demgemäß fehlen in der 
Regel (noch) fachgesetzliche oder fachplanerische Bedarfs-
feststellungen. Der Regionalplanung kommt in diesen 
Fällen innerhalb der arbeitsteiligen Aufgabenstruktur von 
Raumordnung und Fachplanung eine Ergänzungsfunktion 
zu. Die Raumbedarfe und sonstigen räumlichen Erfor-
dernisse des Klimas, des Klimaschutzes und der Klimaan-
passung im Sinne von §§ 2 und 8 ROG sind vorsorgend zu 
sichern, zu ordnen und zu entwickeln. Im Ergebnis werden 
dadurch nachfolgende Fachplanungen nicht durch zwi-
schenzeitlich aufgenommene Raumnutzungen unmöglich 
gemacht oder wesentlich erschwert. Dies gilt in besonderer 
Weise für Raumbedarfe, die standortgebunden sind und für 
die geeignete Flächen nur begrenzt vorhanden oder noch 
verfügbar sind. Als Beispiele kommen hierfür (wiederum) 
Flächen für den Küsten-, Grundwasser- und Hochwasser-
schutz sowie raumbedeutsame Kaltluftentstehungsgebiete 
und Kaltluftschneisen in Betracht.

Neben dieser Ergänzungs- ist auch die Rechtfertigungs-
funktion des Vorsorgeauftrags der Raumordnung hier 
von großer Bedeutung. Der Vorsorgeauftrag baut auf dem 
Vorsorgegrundsatz auf und erleichtert die Wahrnehmung 
der Aufgaben im Fachgebiet Klima, Klimaschutz und 
Klimaanpassung. Der Vorsorgegrundsatz ist zuerst im 
deutschen Umweltrecht (§§ 1 und 5 Abs. 1 Nr. 2 Bundes-
Immissionsschutzgesetz – BImSchG) entwickelt worden. 
Durch seine Aufnahme in den Grundsatz 15 der „Rio-Erklä-
rung über Umwelt und Entwicklung“ hat er Eingang in das 
internationale Recht gefunden. In der Rechtsprechung des 
Europäischen Gerichtshofs (EUGH) ist der Vorsorgegrund-
satz – auf der Grundlage von Art. 191 Abs. 2 Satz 2 Vertrag 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) – zu 
einem allgemeinen Grundsatz im Gemeinschaftsrecht 
fortentwickelt worden, dem auch eine Ermächtigungs- und 
Legitimationsgrundlage zuerkannt wird.

Der Vorsorgegrundsatz besagt, dass staatliche Eingriffe 
und/oder staatliches präventives Handeln (auch) bei Unge-
wissheiten über den Eintritt eines Ereignisses beziehungs-
weise Schadens gerechtfertigt sein können. Im Vergleich 
mit der (ordnungsrechtlichen) Gefahrenabwehr ist die 
Eingriffsschwelle abgesenkt: Es bedarf keiner hinreichen-
den Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts. Danach 
können im Sinne von Vorsorgemaßnahmen Handlungs- 
und Nutzungsfreiräume offen gehalten werden, wenn über 
die Wahrscheinlichkeit eines Schadenseintritts oder dessen 
Ausmaß wissenschaftliche und/oder technische Unge-
wissheiten oder einzelne Unsicherheitsfaktoren bestehen. 
Dies schließt auch den Umstand ein, dass sich – wie bei den 
Folgen des Klimawandels – die Ausgangslage noch in die 
eine oder andere Richtung entwickeln kann. Festlegungen 
können danach auch dann getroffen werden, wenn nur po-
tenzielle Gefahren bestehen oder sogar nur ein generelles 
Besorgnispotenzial. Es genügt, dass auf der Grundlage eines 
sach- und fachgerecht ermittelten Sachverhalts mögliche 
Ereignisse oder Schäden nur deshalb nicht ausgeschlossen 
werden können, weil nach dem gegenwärtigen Erkenntnis-
stand in Wissenschaft und Forschung bestimmte Ursa-
chenzusammenhänge weder bejaht noch verneint werden 
können. Die Einordnung eines ungewissen Ursachenzu-
sammenhangs als generelles Besorgnispotenzial oder als 
potenzielle Gefahr oder als (ordnungsrechtliche) Gefahr 
bemisst sich nach dem Erkenntnisstand über den Wahr-
scheinlichkeitsgrad des Eintritts eines Ereignisses oder 
Schadens. Als Ausgleich für die Absenkung der Eingriffs-
schwelle ist in diesen Fallgestaltungen sorgfältig darauf 
zu achten, dass die Festlegungen nach Art und Umfang 
verhältnismäßig sind. 

Damit ermöglicht und erleichtert der Vorsorgegrundsatz 
auch und gerade im Fachgebiet Klima, Klimaschutz und 
Klimaanpassung die Erfüllung des Vorsorgeauftrags der 
Raumordnung durch die Aufstellung von Festlegungen. 
Einerseits ist ein vorsorgender Handlungsbedarf hierfür 
aktuell erkennbar, andererseits ist die Wahrnehmung der 
Aufgaben in diesem Fachgebiet mit einer Bandbreite an 
Ungewissheiten und einzelnen Unsicherheitsfaktoren 
verbunden. Trotz des Bestehens von Ungewissheiten 
in Verbindung mit aufgestellten Festlegungen können 
staatliche präventive Eingriffe gerechtfertigt sein. Liegen 
die vorgenannten Ungewissheiten oder einzelne Unsi-
cherheitsfaktoren vor, ist für präventive Festlegungen in 

Regionalplanerische Klimaanpassung
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Regionalplänen einerseits die Schwelle des Erforderlich-
keitsgebots in § 2 Abs. 1 ROG herabgesetzt und müssen die 
Festlegungen andererseits den Verhältnismäßigkeitsgrund-
satz in der Ausprägung des Abwägungsgebots nach § 7 Abs. 
2 Satz 1 ROG wahren.

Die Schwelle des Erforderlichkeitsgebots ist im Rahmen des 
Vorsorgeauftrags herabgesetzt, weil einerseits zwar aktuell 
Anhaltspunkte für einen Handlungsbedarf bestehen, ande-
rerseits aber Unsicherheitsfaktoren in Prognosen über die 
Entwicklung des Klimas und die Folgen des Klimawandels 
bestehen. Die Herabsetzung bedeutet, dass für Festlegung-
en in Regionalplänen unter diesen Umständen keine 
fachliche Bedarfsplanung vorhanden sein muss. 

Das Erforderlichkeitsgebot ist gewahrt, wenn zwei Voraus-
setzungen eingehalten werden: Erstens darf die Festlegung 
nicht gegen den ausdrücklichen Willen eines – sofern 
vorhandenen – Fachplanungsträgers erfolgen; zweitens 
genügt es, wenn mittel- oder langfristig eine Chance auf 
Verwirklichung der Festlegung, sei es als Raumfunktion 
oder -nutzung, besteht. Einer Verwirklichung in absehbarer 
Zeit bedarf es schon deshalb nicht, weil es nach dem Sinn 
und Zweck der Aufgabe um die vorsorgende Sicherung ei-
nes späteren Raumbedarfs geht. Das Erforderlichkeitsgebot 
kann also bereits eingehalten sein, wenn eine Deichrück-
verlegung oder eine (Wieder-) Aufforstung von Flächen 
gesichert und vorbereitet werden soll.

Kehrseite der herabgesetzten Erforderlichkeitsschwelle ist, 
dass für die Träger der Regionalplanung erhöhte Überprü-
fungs- und Anpassungspflichten bestehen. Ein einmal ge-
fundenes Planungsergebnis ist „unter Kontrolle zu halten“. 
Demgemäß sind einmal getroffene Festlegungen bei nächs-
ter Gelegenheit anzupassen oder aufzuheben, wenn der die 
Festlegung tragende Grund nachträglich weggefallen oder 
die Festlegung ausnahmsweise sogar funktionslos gewor-
den ist. Ein solcher Fall kann eintreten, wenn ein Fachpla-
nungsträger die vorsorgend gesicherte Raumfunktionen 
oder -nutzungen aufgibt. Entsprechendes gilt, wenn sich 
der vorsorgende Sicherungszweck durch fortschreitende 
Erkenntnisgewinne, neue Umstände oder durch eine ande-
re Entwicklung des Klimas oder der Folgen des Klimawan-
dels wesentlich geändert hat oder vollständig entfallen ist. 
Neben einer Anpassung oder Aufhebung einer Festlegung 
in den vorgenannten Fällen im Rahmen einer regulären 

Fortschreibung des Regionalplans kann bei Vorliegen eines 
Ziels der Raumordnung auch – in Abhängigkeit von den 
Umständen des Einzelfalls – ein Zieländerungsverfahren 
oder ein Zielabweichungsverfahren in Betracht kommen 
und durchgeführt werden (müssen). Abhängig sind die be-
nannten Handlungen von den Umständen des Einzelfalls. 
Handelt es sich um einen Grundsatz der Raumordnung, 
kann er im Fall der Fälle dann in der erforderlichen Abwä-
gungsentscheidung leichter zurück gestellt werden.

Schließlich müssen die präventiven Festlegungen in 
Regionalplänen den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz in der 
Ausprägung des Abwägungsgebots wahren. Nach § 7 Abs. 2 
Satz 1 ROG sind die erheblichen öffentlichen und privaten 
Belange gegeneinander und untereinander (bei Zielen der 
Raumordnung: abschließend) abzuwägen, die auf der Ebe-
ne der Regionalplanung erkennbar sind. Das bedeutet, dass 
am Ende des Planungsprozesses in der Entscheidung über 
den Regionalplan alle entsprechend entscheidungserheb-
lichen Belange zu berücksichtigen sind. Nach allgemeiner 
Auffassung ist dazu der Sachverhalt unter Ausschöpfung 
aller sich aufdrängenden Erkenntnisquellen soweit voll-
ständig und zutreffend zu ermitteln und zu bewerten, dass 
die von der planerischen Festlegung berührten öffentli-
chen und privaten Belange fehlerfrei abgewogen werden 
können. 

Zu den entscheidungserheblichen Belangen zählen unter 
anderem alle äußeren Belange des konkreten Planfalls. 
Dies sind zum Beispiel alle Umstände in Bezug auf eine 
Standortgebundenheit und/oder Lagegunst für eine Raum-
nutzung und/oder -funktion sowie eine endliche oder 
begrenzte Verfügbarkeit geeigneter Flächen. 

Zur Natur planerischer Entscheidungen gehört außerdem, 
dass künftige Raumnutzungen und -funktionen festge-
legt werden und dass Entscheidungen für die Zukunft 
mit Ungewissheiten verbunden sind. Die Plangeber sind 
deshalb für eine vollständige und zutreffende Ermittlung 
und Bewertung der entscheidungserheblichen Belange 
auf die Erarbeitung und Verwendung gutachterlicher 
Einschätzungen und Prognosen angewiesen. Dies gilt im 
Besonderen bei der Bewältigung des Aufgabenbereichs 
Klima, Klimaschutz, Klimaanpassung und deren Wechsel-
wirkungen und Folgen. Denn hier gehören zur Ermittlung 
und Bewertung des Sachverhalts auch und vor allem eine 
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Ermittlung und Bewertung genereller Besorgnispotenzi-
ale oder potenzieller Gefahren in Bezug auf die jeweiligen 
Schutzgüter in Verbindung mit dem Erkenntnisstand über 
den Wahrscheinlichkeitsgrad des Eintritts eines Ereignisses 
oder Schadens. 

Einschätzungen und Prognosen

Für die Erarbeitung der Einschätzungen und Prognosen 
ist die Beweislastschwelle herabgesetzt und es wird dem 
Plangeber eine Einschätzungsprärogative zugestanden.

Die Beweislastschwelle ist dadurch herabgesetzt, dass 
Festlegungen in den Regionalplänen auch dann getroffen 
werden können, wenn zu den ermittelten und bewerte-
ten generellen Besorgnispotenzialen oder potenziellen 
Gefahren in Verbindung mit dem Erkenntnisstand über 
den Wahrscheinlichkeitsgrad des Eintritts eines Ereignisses 
oder Schadens keine ausreichenden oder unklare Beweise 
vorliegen oder wenn die Ermittlungen und Bewertungen 
keine eindeutigen Schlussfolgerungen zulassen. 

Die dem Plangeber zugestandene Einschätzungspräroga-
tive hat zwei Wirkungen: Sie bedeutet auf der einen Seite, 
dass die Gerichte – obwohl der Grundsatz der Gesetzmä-
ßigkeit der Verwaltung weiter Geltung beansprucht – den 
Plangebern unter bestimmten Voraussetzungen einen 
(Einschätzungs-) Vorrang beziehungsweise ein Vorrecht 
bei der Ermittlung und Bewertung des Sachverhalts ein-
schließlich genereller Besorgnispotenziale oder potenziel-
ler Gefahren in Verbindung mit dem Erkenntnisstand über 
Wahrscheinlichkeitsgrade einräumen. Folge und Kehrseite 
der zugestandenen Einschätzungsprärogative ist, dass die 
gerichtliche Kontrolle auf die Einhaltung der Vorausset-
zungen und Grenzen der eingeräumten Einschätzungsprä-
rogative beschränkt ist.

Die Gewährung einer Einschätzungsprärogative ist aner-
kannt, wenn und soweit normkonkretisierende Maßstäbe 
wie Durchführungsverordnungen und Verwaltungsvor-
schriften nicht vorhanden sind sowie wenn und soweit 
(noch) kein allgemein anerkannter Stand der Wissenschaft 
vorliegt. Unter diesen Umständen muss eine Einschätzung 
und Prognose unter ausschließlich wissenschaftlichen 
Kriterien vorgenommen werden, wobei dem Plangeber 
– auf Grund fehlender eindeutiger Erkenntnisse – ein 

Einschätzungsvorrang, das heißt ein Spielraum sowohl 
für die Ermittlung von Betroffenheiten als auch für deren 
Bewertung, eingeräumt wird. Entsprechendes muss im 
Bereich der Bewältigung der Folgen des Klimawandels für 
die Ermittlung und Bewertung genereller Besorgnispoten-
ziale oder potenzieller Gefahren in Verbindung mit dem 
Erkenntnisstand über Wahrscheinlichkeitsgrade gelten.

Für die Einhaltung der Einschätzungsprärogative sind vom 
Plangeber neben den vorgenannten Voraussetzungen vier 
Grenzen zu beachten, die von den Gerichten im Fall der 
Anrufung kontrolliert werden:

1)	 Erstens ist das im konkreten Planfall gebotene empi-
rische Material heranzuziehen. Für eine zutreffende 
Ermittlung des Sachverhalts ist die beste verfügbare 
Wissensgrundlage zu verwenden und für eine vollstän-
dige Ermittlung sind alle dem Plangeber zugänglichen 
und/oder sich aufdrängenden Erkenntnisquellen 
auszuschöpfen. 

2)	 Zweitens dürfen keine aus fachlicher Sicht unzulängli-
chen oder ungeeigneten Bewertungsverfahren verwen-
det werden. 

3)	 Drittens muss die vorgenommene Bewertung der Be-
lange fachlich vertretbar und widerspruchsfrei sein. 

4)	 Und viertens ist im Falle einer Planfortschreibung 
zu ermitteln und zu prüfen, ob inzwischen wissen-
schaftlich eindeutige Erkenntnisse vorliegen, die die 
weitere Anwendung der Einschätzungsprärogative 
ausschließen. In einem solchen Fall ist erforderlich, die 
wissenschaftlich eindeutigen Erkenntnisse und/oder 
daraufhin erlassene normkonkretisierende Maßstäbe 
anzuwenden und die bisher getroffenen Festlegungen 
auf ihre Fortschreibung oder Änderung zu überprüfen. 
Die Einschätzungsprärogative hat insoweit einen dyna-
mischen Charakter. 

Dieser dynamische Charakter der Einschätzungsprärogati-
ve gilt auch in einem laufenden Planverfahren zur Aufstel-
lung oder Fortschreibung eines Regionalplans, weil nach 
§ 12 Abs. 3 ROG für die Abwägung nach § 7 Abs. 2 ROG die 
Sach- und Rechtslage im Zeitpunkt der Beschlussfassung 
über den Raumordnungsplan maßgebend ist. Das bedeu-
tet: Verstreicht zwischen der Ermittlung und Bewertung 
genereller Besorgnispotenziale oder potenzieller Gefahren 
in Verbindung mit dem Erkenntnisstand über Wahr-
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scheinlichkeitsgrade und der Beschlussfassung über den 
Regionalplan ein längerer Zeitraum und hat sich die beste 
verfügbare Wissensgrundlage seither maßgeblich geän-
dert oder liegen dank fortschreitender wissenschaftlicher 
Forschungen nun eindeutige(re) Erkenntnisse vor, muss die 
Ermittlung und Bewertung des Sachverhalts einschließ-
lich der generellen Besorgnispotenziale oder potenzieller 
Gefahren in Verbindung mit dem Erkenntnisstand über 
Wahrscheinlichkeitsgrade auf die geänderte Wissensgrund-
lage und/oder die eindeutige(re) Erkenntnisse umgestellt 
werden. Dieser Umstand kann zu erheblichen praktischen 
Problemen und zeitlichen Verzögerungen beim Abschluss 
eines Planverfahrens führen, denn Verfahren zur Aufstel-
lung oder Fortschreibung eines Regionalplans sind regel-
mäßig aufwändig und zeitlich gestreckt.

Abschließende Abwägungsentscheidung

In der abschließenden planerischen Abwägungsentschei-
dung über den Regionalplan sind alle entscheidungser-
heblichen Belange zu einem angemessenen Interessenaus-
gleich zu bringen. Das bedeutet hier auch, dass zwischen 
der Festlegung zur Vorsorge mit dem staatlichen Eingriff 
und dem staatlich präventiven Handeln einerseits sowie 
andererseits der Unsicherheit in Bezug auf die ermittel-
ten und bewerteten generellen Besorgnispotenziale oder 
potenziellen Gefahren in Verbindung mit dem Erkennt-
nisstand über Wahrscheinlichkeitsgrade der Risiken ein 
verhältnismäßiger Interessenausgleich zu schaffen ist. 
Wegen der bestehenden Ungewissheiten oder einzelner 
Unsicherheitsfaktoren kann die Eignung des gewählten 
Mittels und die Güterabwägung zwischen Vorsorge und 
Eingriff pauschaliert – also ohne kleinteilige und indivi-
duelle Zusammenstellung der einzelnen Belange – geprüft 
werden. Dabei wird der Funktionsfähigkeit des Klimas, 
dem Klimaschutz und der Klimaanpassung einschließlich 
der Wechselwirkungen in der Abwägung im Regelfall eine 
hervorgehobene Bedeutung zukommen. 

Unzulässig wäre insoweit nur eine „reine Vorratsplanung“. 
Eine solche Vorratsplanung würde vorliegen, wenn unter 
keinem Gesichtspunkt bereits ein Bedarf für eine planeri-
sche Festlegung erkennbar wäre. Bei bestehenden Baurech-
ten sind ferner die gesetzlichen Wertungen aus §§ 39-44 
BauGB und aus § 78 Abs. 2 bis 4 WHG in der Abwägung zu 
berücksichtigen. Außerdem ist immer auch zu prüfen, ob 

und in welchem Umfang zur Schaffung eines angemesse-
nen Interessenausgleichs Ausnahmen von einer Festlegung 
in Betracht kommen. Die Verwendung von Regel-Ausnah-
me-Strukturen gilt im Besonderen bei der Festlegung von 
Zielen der Raumordnung. Entsprechende Ausnahmetatbe-
stände zu Zielen der Raumordnung können als „Öffnungs-
klauseln“ geeignet oder sogar geboten sein, angesichts 
bestehender Ungewissheiten eine (zu) starre Festlegung für 
Einzelfälle zu vermeiden und einen angemessenen Inter-
essenausgleich zu gewährleisten. In diesem Sinne können 
auch fortschreitende Erkenntnisgewinne oder eingetretene 
Änderungen bei den eingeschätzten Folgen des Klimawan-
dels bei der nachfolgenden Umsetzung des Regionalplans 
berücksichtigt werden.
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a) raumordnerische Kompetenz

Raumbedeutsamkeit
- Ist der Bedarf für eine planerische Festlegung erkennbar?
- Handelt es sich um einen raumbedeutsamen Belang?

Gesetzliche Aufträge

- Liegt ein Koordinierungsauftrag vor?
- Liegt ein Entwicklungs- und Vorsorgeauftrag aus eigener Kompetenz vor?
- Liegt ein Sicherungs- und Vorsorgeauftrag wegen besonderer Lagevorteile/ Standortbedingungen 
   vor?
- Besteht eine Kompetenz zur Eigenermittlung von relevanten Daten?
- Gibt es keine gesetzlich geregelte Fachplanung zum Tatbestand?
- Gibt es kein fachplanerisches Gesamtkonzept mit Bedarfsplanung?
- Gibt es nur einen veralteten Fachplan?
- Wird der Tatbestand durch die Fachplanung gesetzlich geregelt, aber für den Planungsraum noch    
   nicht wahrgenommen?

b) Einschränkungen der Kompetenz

überörtlich
- Hat die Festlegung einen überörtlichen Inhalt und Charakter gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 6 ROG?
- Beinhaltet die Festlegung eine Rahmenvorgabe, die der nachfolgenden örtlichen Planungsebene 
   einen hinreichenden Konkretisierungsspielraum lässt?

fachübergreifend

   Grundsatz der unzulässigen Ersatzvornahme:
- Die Festlegung ersetzt die Fachplanung nicht vollständig?
- Die Festlegung impliziert keinen Vollzug von Fachgesetzen?
- Die Festlegung hat keine Inhaltsbestimmung des Eigentums (Bodennutzung)? 
   Achtung: Gilt nicht bei Raumordnungsklauseln!

  Wahrung des hinreichenden Gestaltungsspielraums für die Fachplanung: 
- Wurden alle relevanten örtlichen Einzelheiten geprüft?
- Wurden alle relevanten spezifisch-fachplanerischen Anforderungen geprüft?
- Wurden fachplanerische Konfliktlösungskonzepte geprüft?

instrumentell - Ist die Festlegung ein für RO-Pläne vorgesehener Inhalt nach §§ 2 Abs. 1, 8 ROG?

zulässiger 
Zieladressat

- Ist der Adressat klar benannt in Form einer anderen öffentlichen Stelle oder einer Person des 
   Privatrechts nach § 4 Abs. 1 ROG für nachfolgende Planung und Entscheidung?

Bindungswirkung
- Ist die Festlegung aus raumordnerischer Sicht geeignet?
- Beinhaltet die Festlegung eine raumordnerische Vorzugwürdigkeit (Standortvergleich)?
- Beinhaltet die Festlegung keine Zulassungs- und Umsetzungspflicht für die Fachplanung?

Erforderlichkeit

- Bestehen Möglichkeiten / rechtliche Instrumente der Fachplanung  zur Konfliktbewältigung?
- Bestehen Möglichkeiten / rechtliche Instrumente der Fachplanung  zur  Umsetzbarkeit?
- Bei der Festlegung von Zielen: Ist eine Regel-Ausnahme-Struktur (Öffnungsklausel) sachgerecht, 
  angemessen oder notwendig?

Bestimmtheit - Ist die Festlegung klar, eindeutig und widerspruchsfrei formuliert?

Abwägung –  
öffentliche und 
private Belange

- Wurde das im Planfall gebotene empirische Material hinzugezogen?
- Wurden in der Abwägung zulängliche und geeignete Bewertungsverfahren angewandt?
- Ist die vorgenommene Bewertung der Belange fachlich vertretbar und widerspruchsfrei?
- Im Fall der Planfortschreibung: Sind inzwischen wissenschaftlich eindeutige Erkenntnisse erlangt 
   worden, die die Anwendung der Einschätzungsprärogative ausschließen, beschränken oder modi-
   fizieren?
- Bei der Festlegung von Zielen: Ist eine Regel-Ausnahme-Struktur (Öffnungsklausel) sachgerecht, 
   angemessen oder notwendig?

c) Erweiterung der Kompetenz

echte Raumord-
nungsklauseln

- Enthalten Fachgesetze echte Raumordnungsklauseln mit Erweiterung der Festlegungsmöglich-
   keiten im Vergleich zu b)? (Wie z. B. in § 35 Abs. 3 Satz 2 BauGB, mit der Möglichkeit zur Inhalts-
   bestimmung des Eigentums in Bezug auf die Bodennutzung)

Abbildung 8: Checkliste für Festlegungen zur Klimaanpassung (Quelle: eigene Darstellung)
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3	 Handlungsfelder der 
	 Klimaanpassung

Verminderung von 
Hochwassergefahren
(S. 33)

Multifunktionale 
Festlegungen
(S. 82)

Schutz vor Hitze in    	        
Siedlungsbereichen
(S. 62)

Regionale 
Wasserknappheit
(S.72)

Verminderung von Ge-
fahren entlang der Küste
(S. 56)

Minimierung des         	       
Schadenspotenzials
(S. 46)

Die MKRO identifizierte 2009 im „Handlungskonzept 
der Raumordnung zu Vermeidungs-, Minderungs- und 
Anpassungsstrategien in Hinblick auf die räumlichen 
Konsequenzen des Klimawandels“ die folgenden sieben 
Handlungsfelder, in denen die Raumordnung einen Beitrag 
zur Bewältigung der Folgen des Klimawandels leisten kann:

-	 Vorbeugender Hochwasserschutz in Flussgebieten
-	 Küstenschutz
-	 Schutz der Berggebiete (insbesondere Alpenraum)
-	 Schutz vor Hitzefolgen in Siedlungsbereichen
	 (bioklimatische Belastungsgebiete)
-	 Regionale Wasserknappheit
-	 Veränderungen im Tourismusverhalten
-	 Verschiebung der Lebensräume von Tieren und
	 Pflanzen

Von besonderer bundesweiter Bedeutung für formelle 
Handlungen der Regionalplanung, das heißt für die Erstel-
lung und den Vollzug von Festlegungen, erscheinen dabei 
zum gegenwärtigen Zeitpunkt der Vorbeugende Hochwas-
serschutz, der Küstenschutz, der Schutz vor Hitzefolgen in 
Siedlungsbereichen und Regionale Wasserknappheit. Das 
folgende Kapitel geht auf die vier Handlungsfelder ein, 
wobei der Vorbeugende Hochwasserschutz aufgrund un-
terschiedlicher Herausforderungen in Verminderung von 
Hochwassergefahren und Minimierung des Schadenspo-
tenzials unterteilt wird. Den Abschluss des Kapitels bilden 
Erläuterungen zu multifunktionalen Festlegungen, mit 
denen die Regionalplanung Ziele in mehreren Handlungs-
feldern verfolgt. Damit verfügt die Regionalplanung über 
ein planerisches Instrument, das der No-Regret-Strategie 
entspricht. Selbst wenn bestimmte Funktionen geschützter 
Flächen nicht für die Klimaanpassung erforderlich sind, 
erfüllen die Gebiete wichtige Funktionen in anderen Hand-
lungsfeldern. Die folgenden Ausführungen gehen kurz auf 
die Empfehlungen der MKRO in den drei Handlungsfel-
dern ein, die die Handlungshilfe nicht vertieft thematisiert.

Auch wenn die übrigen Handlungsfelder im Rahmen 
der Handlungshilfe nicht weiter ausgeführt werden, soll 
dennoch ein kurzer Überblick gegeben werden, welche 
Optionen die MRKO22 auch für diese sieht, um den Klima-
folgen regionalplanerisch zu begegnen. Im Handlungsfeld 
Schutz der Berggebiete und insbesondere im Alpenraum 
werden die Handlungsschwerpunkte im Schutz sowohl des 
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sollen Isolation von Biotopen beziehungsweise ganzen 
Ökosystemen überwunden und Wanderungsbewegungen 
ermöglicht werden. Die Regionalpläne können dazu ent-
sprechende Flächen vor allem mit Vorrang- und Vorbe-
haltsgebieten für Natur und Landschaft sichern. Darüber 
hinaus wird empfohlen, Vorrang- und Vorbehaltsgebiete 
für weitere Freiraumnutzungen wie Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft, Hochwasserschutz sowie Grünzüge und 
Grünzäsuren einzubeziehen. Die entsprechenden Gebiets-
kulissen können Landschaftsprogrammen und Land-
schaftsrahmenplänen entnommen werden. Die Sicherung 
entsprechender Flächenfunktionen sollten konzeptionelle 
Ansätze zur Steuerung der Siedlungs- und Verkehrsent-
wicklung ergänzen, die auf eine Bündelung und Konzent-
ration setzen und verbindlich festlegen, um noch vorhan-
dene großräumig unzerschnittene Freiräume zu sichern.

3.1	 Verminderung von Hochwassergefahren

Infolge des Klimawandels sind hydrologische Veränderun-
gen wahrscheinlich, das heißt eine jahreszeitliche Ver-
schiebung der Niederschläge und vermehrte Starkregen-
ereignisse im Sommer. Treffen Niederschläge auf Flächen, 
deren Böden bereits mit Wasser gesättigt und/oder stark 
versiegelt sind, führt dies infolge des Wasserabflusses zu 
lokalen Überschwemmungen und Flusshochwasser.23  Der 
Verlust natürlicher Retentionsräume durch Flussbegradi-
gungen und den Bau von Hochwasserschutzeinrichtungen 
hat erhöhte Wasserstände zur Folge, weil sich die Hoch-
wasserwelle in einem geringeren Maße flächig ausdehnen 
kann.24 Der Bundesgesetzgeber hat die Regionalplanung 
mit § 2 Abs. 2 Satz 6 ROG beauftrag, einen Beitrag zur 
Reduktion der Hochwasserentstehung zu leisten und damit 
vorsorgend tätig zu werden. Um die Entstehung von Hoch-
wassergefahren zu verringern, können Flächen für den 
Rückhalt von Niederschlagswasser und für die Retention 
bei Hochwasser gesichert werden.27  Regionalplanerische 
Festlegungen in beiden Handlungsfeldern werden im Fol-
genden thematisiert.

Planungspraxis – Rückhalt von Niederschlagswasser

Maßnahmen zum Rückhalt von Niederschlagswasser zielen 
auf den Erhalt der Wasserspeicherfähigkeit von Boden, 
Vegetation und Gelände, unter anderem durch den Schutz 
von Freiräumen, die Erhöhung der Infiltrationsfähigkeit 
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empfindlichen Lebensraumes als auch der Bevölkerung 
gesehen. Darüber hinaus sollen auch Entwicklungsmög-
lichkeiten für die Bevölkerung und die Wirtschaft berück-
sichtigt werden. Dazu sollten in die Regionalpläne Festle-
gungen zu folgenden Themen integriert werden:

-	 Erhalt und bei Bedarf Wiederherstellung der  Schutz-
funktionen des Bergwaldes,

-  	 zum Schutz vor Naturgefahren (z. B. Massenbewegun-
gen wie Muren, Steinschlag, Lawinen, Überschwem-
mungen)

-  	 zum Erhalt der Berglandwirtschaft,
-  	 zum Erhalt ökologisch bedeutsamer Naturräume sowie
-  	 zur qualitativen Verbesserung des Tourismus. 

Im Handlungsfeld Veränderungen im Tourismusverhalten 
wird insbesondere in den Küsten- und Bergregionen von 
größeren Veränderungen ausgegangen. Während an der 
Küste der Chance Verlängerung der Saison vor allem zu-
nehmende Sturmflutrisiken gegenüberstehen, wird für den 
Wintertourismus in den Bergen vor allem von zunehmen-
den Risiken ausgegangen. Die Regionalplanung sollte die 
Prozesse zusammen mit betroffenen Akteuren strategisch 
und konzeptionell aufarbeiten. Festlegungen in Regional-
plänen können dabei unterstützen, indem:

-  	 neue Tourismusschwerpunkt- und -entwicklungs-
räume festgelegt und mit textliche Festlegungen zur 
qualitativen und quantitativen Tourismusentwicklung 
verknüpft werden, um zu einer vorausschauenden 
Lenkung von Fördermitteln beizutragen,

-  	 bestehende Trassen der Schienenverkehrsinfrastruktur 	
für eventuell spätere Nutzungen sowie

-  	 Standorte für neue Investitionen und Infrastrukturen 	
gesichert werden.

Im Handlungsfeld Verschiebung der Lebensräume von 
Tieren und Pflanzen wird davon ausgegangen, dass sich 
die klimatisch geeigneten Lebensräume nach Norden 
und Osten, in höhere Lagen der Gebirge oder entlang von 
Feuchtigkeitsgradienten verschieben werden. Darüber hin-
aus können wärmeliebende Arten einwandern. Um einem 
verstärkten Aussterben von Arten zu begegnen, wird der 
Handlungsschwerpunkt darin gesehen, ein regions- und 
länderübergreifendes, funktional zusammenhängendes 
Netz ökologisch bedeutsamer Freiräume zu sichern. Damit 
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land- und forstwirtschaftlich genutzter Flächen oder eine 
dezentrale Regenwasserbewirtschaftung in bebauten Berei-
chen.28  Der Rückhalt von Niederschlagswasser im gesam-
ten Flusseinzugsgebiet betrifft damit zwei Bereiche: Das 
Wasser aus Niederschlägen, das zum einen auf bebauten 
oder befestigten Flächen und das zum anderen auf unbe-
festigten Flächen anfällt.

In der ersten Fallgestaltung handelt es sich um Nieder-
schlagswasser im Sinne des Wasserrechts. Den Belang 

Rückhalt von Niederschlagswasser in Siedlungsbereichen 
adressieren mehrere Regionalpläne mit textlichen Grund-
sätzen. Bei ihnen stellt sich die Frage nach einer raumord-
nungsrechtlichen Legitimation, da bereits § 55 Abs. 2 WHG 
einen vergleichbaren Grundsatz der (ortsnahen) Abwas-
serbeseitigung enthält. Daher wird eine Festlegung, die auf 
den Rückhalt von Niederschlagswasser in Siedlungsberei-
chen zielt, für den Regionalplan nicht als sinnvoll angese-
hen. 

Detaillierte Analysen liegen für das Elbehochwasser 2002 vor. Zu den entscheidenden Ursachen für die verheeren-
den Überschwemmungen zählte der umfangreiche Verlust natürlicher Retentionsräume entlang des Flusses, die 
seit 1850 um 86 %25 reduziert wurden. In der Folge kam es entlang der Elbe und ihren Nebenflüssen zu zahlreichen 
Deichbrüchen, wodurch eine Fläche von mehr als 300 km² überschwemmt wurde. Die Überflutung von Siedlungs- 
und Industriegebieten erhöhte auch den Schadstoffgehalt des Flusswassers. Vergleichbare Probleme verdeutlichte 
das Hochwasser in Mitteleuropa im Mai/Juni 2013, von dem auch Deutschland stark betroffen war. Entlang der 
Donau und Elbe sowie ihrer Nebenflüsse kam es in Teilen zu Pegelständen, die einem 500-jährigen Hochwasser 
entsprachen. Auch hier führten zahlreiche Deichbrüche zu Überschwemmungen; fünf davon allein am sächsi-
schen Elbeabschnitt. Die Investitionen in das sächsische Deichsystem nach dem Hochwasser 2002 haben aufgrund 
der Ober-Unterlauf-Problematik die Gefährdung der Unterlieger erhöht. So brach am 10. Juni der Deich nahe des 
sachsen-anhaltinischen Dorfes Fischbeck. In der Folge wurde eine Fläche von 200 km² überflutet.26

Abbildung 9: Der Verlust natürlicher Retentionsräume erhöht die Gefahr von Hochwassern (Quelle: Uwe Wagschal/pixelio.de)

Exkurs: Hochwasserereignisse der letzten Jahre 
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Beispiele sind:

Bezirksregierung Köln: 
G Es ist auf einen Rückhalt und verlangsamten Abfluss 
des Wassers im gesamten Einzugsgebiet des Rheins 
hinzuwirken.

Regionalverband Mittlerer Oberrhein: 
G In baulich genutzten Bereichen sollen
−  	Bodenversiegelungen und damit Vergrößerungen 

des Oberflächenwasserabflusses z. B. durch flächen-
sparendes Bauen vermieden werden,

− 	 die Versickerung von Niederschlägen z. B. durch 
Flächenentsiegelung und andere geeignete Maßnah-
men gefördert werden,  

−  	bauliche Maßnahmen auf die hydrologischen und 
hydraulischen Gegebenheiten des jeweiligen Gewäs-
sereinzugsgebietes ausgerichtet werden.

Verband Region Stuttgart: 
G Soweit Raum beanspruchende Maßnahmen eine 
Verminderung der Einsickerungsrate der Niederschläge 
oder eine Beschleunigung des Wasserabflusses be-
wirken, ist anzustreben, die Auswirkungen möglichst 
gering zu halten. Dabei sollte der Vermeidung neuer 
Versiegelung Vorzug gegeben werden vor technischen 
Maßnahmen zur Versickerung und Retention.

Regionalversammlung Südhessen: 
G Bei Baugebiets-, Verkehrs- und sonstigen Flächen 
beanspruchenden Planungen ist Abflussverschär-
fungen durch Schaffung von Rückhaltemaßnahmen 
vorzubeugen.

Die Planungspraxis schätzt die Wirkungen der Festle-
gungen verhalten ein. Sie greift bei ihren Handlungen im 
Planvollzug nicht auf die Grundsätze zurück. Damit ist 
fraglich, inwieweit die Festlegungen die Handlungen der 
Regionalplanung beeinflussen. Die Planungspraxis sieht sie 
unter anderem aufgrund vergleichbarer wasserwirtschaftli-
cher Regelungen als redundant an.

Das Wasser, das auf unbefestigten Flächen anfällt, betrifft 
zum überwiegenden Teil land- und forstwirtschaftlich 
genutzte Flächen. Für Festlegungen ist relevant, dass der 
Regionalplanung ein bodenrechtlicher Durchgriff auf 

raumbedeutsame Planungen und Maßnahmen von Perso-
nen des Privatrechts fehlt. Festlegungen, die ausschließlich 
auf den Rückhalt von Niederschlagswasser abzielen, sind 
dementsprechend umstritten.29  Die ARGE BAU30  emp-
fiehlt daher im Sinne einer No-Regret-Strategie, entspre-
chende Belange in multifunktionale Festlegungen, die 
Freiräume und Freiraumfunktionen sichern, zu integrieren. 
Entsprechende Raumordnungsgebiete wären Vorrang- und 
Vorbehaltsgebiete Natur und Landschaft sowie Walderhalt 
und -mehrung.31 

Umfangreiche Entwicklungsvorgaben für Boden und Vege-
tation enthalten die „Gebiete zur Erhaltung und Verbesse-
rung des Wasserrückhalts“ der beiden sächsischen Regi-
onalpläne Oberes Elbtal/Osterzgebirge und Westsachsen. 
Die Bereiche kennzeichnet, dass bei Schneeschmelze oder 
extremen Niederschlägen in kurzer Zeit starke oberirdische 
Abflüsse eintreten, die zu Hochwasser in Fließgewässern 
führen. Kriterien für die Ausweisung der Gebiete zur 
Erhaltung und Verbesserung des Wasserrückhalts“ bilden 
bestimmte Gebiets- und Gewässerparameter in Verbin-
dung mit dem häufigen Auftreten von Starkregen und eine 
bisher unterbliebene Besiedlung. 

Der westsächsische Regionalplan schließt mit einem Ziel 
Maßnahmen, wie Bodenversiegelung und Bodenverdich-
tung, aus. Darüber hinaus strebt die Festlegung an, das 
Wasserrückhaltevermögen zu verbessern. Das Raumord-
nungsgebiet ist nicht als Vorrang- oder Vorbehaltsgebiet 
gekennzeichnet. Der Wortlaut der textlichen Vorgaben lässt 
auf ein Ziel schließen:

Regionaler Planungsverband Westsachsen: 
Z In den „Gebieten zur Erhaltung und Verbesserung des 
Wasserrückhalts“ sind Beeinträchtigungen des Wasser-
rückhaltevermögens durch großflächige Bodenversie-
gelungen, die Beseitigung abflussdämmender Vegeta-
tionsbestände, nutzungsbedingte Bodenverdichtungen 
und Verringerung des natürlichen Retentionsraums 
der Fließgewässer zu vermeiden oder zu unterlassen. 
Nutzungen und Maßnahmen, die eine Erhöhung des 
Wasserrückhaltevermögens in diesen Gebieten begüns-
tigen, sind zu befördern.

Bei den Einflussmöglichkeiten auf die Verwirklichung 
des Plansatzes ist zwischen restriktiven und entwick-

Handlungsfelder der Klimaanpassung
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lungsorientierten Belangen des Raumordnungsgebiets 
zu unterscheiden: Die restriktiven Belange werden in 
formellen Verfahren wirkungsvoll umgesetzt, zum Beispiel 
indem Bauleitplanverfahren in entsprechenden Bereichen 
untersagt werden. Die entwicklungsorientierte Erhöhung 
des Wasserrückhaltevermögens ist mit dem formellen Inst-
rumentarium kaum umsetzbar. Möglichkeiten bietet allein 
die Flurneuordnung, bei der die Planungsstelle darauf 
drängen kann, Belange des Wasserrückhalts zu berücksich-
tigen. 

Eine regionalplanerische Handlungsmöglichkeit zur 
Verminderung von Hochwassergefahren besteht darin, 
Flächen für die Aufforstung zu sichern. Räumlich auf die 
Gebirgsbereiche des Allgäus beschränkt, fordert beispiels-
weise der Regionalplan Allgäu Wälder zu erhalten und 
aufzuforsten.

Regionaler Planungsverband Allgäu: 
Z Auf die Erhaltung und Verjüngung der Wälder mit be-
sonderen (Schutz-) Funktionen und auf eine naturnahe 
Waldbewirtschaftung soll hingewirkt werden. 
Z Im Hochgebirge und seinen Vorbergen sollen
−  	insbesondere solche Flächen standortgerecht aufge-

forstet werden, auf denen der zu begründende Wald 
Schutz vor Erosion, schädlichem Wasserabfluss oder 
Lawinen geben kann,

−  	verstärkt zielgerichtete Maßnahmen für die Stabi-
lität von Wäldern mit herausgehobener Bedeutung 
für den Rückhalt von schädlichem Abfluss von Ober-
flächenwasser ergriffen werden.

Aufgrund der Soll-Formulierung ist die klare Regel-Aus-
nahme-Struktur in der Formulierung fraglich. Darüber 
hinaus wirft die Festlegung die Frage auf, inwieweit die 
Regionalplanung die Regelungskompetenz gegenüber der 
Forstwirtschaft einhält.

Abbildung 10: Retentionsflächen senken durch temporären Rückhalt den Hochwasserscheitel von Gewässern  
	       (Quelle: www.mediaserver.hamburg.de/imagefoto.de)
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entsprechend anzupassen. Ausnahmen hiervon sind 
nur nach Maßgabe des § 31 b Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) zulässig.

Bezirksregierung Köln: 
Z Die Überschwemmungsbereiche der Fließgewässer 
sind Vorranggebiete für den vorbeugenden Hoch-
wasserschutz und als solche für den Abfluss und die 
Retention von Hochwasser zu erhalten und zu entwi-
ckeln. Überschwemmungsbereiche sind – soweit sie bei 
100jährlichem Hochwasser überschwemmt werden – 
von entgegenstehenden Nutzungen, insbesondere von 
zusätzlichen Baugebieten in Bauleitplänen freizuhalten. 
Bei Aufgabe einer baulichen Siedlungsnutzung ist eine 
Umnutzung möglich, sofern das Retentionsvolumen 
erhalten bleibt oder nach Möglichkeit vergrößert wird.

Regionale Planungsgemeinschaft Altmark: 
Z Die festgelegten Vorranggebiete für Hochwasser-
schutz sind zum Schutz von Leben und Gesundheit der 
Bevölkerung von Neubebauung freizuhalten.

Regionale Planungsgemeinschaft Altmark: 
Z Die Vorranggebiete für Hochwasserschutz sind von 
Planungen, Maßnahmen oder Nutzungen freizuhalten, 
die einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen 
Maßnahmen die Überflutung durch Hochwasser ver-
stärken, die Hochwasserrückhaltung und den Hoch-
wasserabfluss negativ beeinträchtigen können.

Regionalversammlung Südhessen: 
Z In der Karte sind „Vorranggebiete für vorbeugenden 
Hochwasserschutz“ dargestellt. Sie dienen neben der 
Sicherung der Überschwemmungsgebiete der Gewässer 
und der Retentionsräume der Sicherung des Hoch-
wasserabflusses bzw. dem Freihalten stark überflu-
tungsgefährdeter Bereiche hinter Schutzeinrichtungen. 
In ihnen sind Planungen und Maßnahmen, die die 
Funktion als Hochwasserabfluss- oder Retentionsraum 
beeinträchtigen bzw. den Oberflächenabfluss erhö-
hen/beschleunigen (z.B. Bebauung/Versiegelung und 
Aufschüttungen), unzulässig. Eine ausnahmsweise In-
anspruchnahme durch raumbedeutsame Planungen ist 
nur aus überwiegenden Gründen des Allgemeinwohls 
möglich. Der Retentionsraumverlust ist zeitnah und 

Planungspraxis – Flächenvorsorge für die Retention 
von Hochwasser

Flächen für die Retention senken den Hochwasserscheitel 
von Gewässern durch temporären Rückhalt.32 Gesteuerte 
Polder dienen dazu, bei extremen Hochwasserereignissen 
Gebiete entlang des Unterlaufs zu entlasten.33 Regional-
pläne können Flächen für Retention vorsorgend sichern 
und funktionswidrige Nutzungen ausschließen, wenn 
wasserwirtschaftliche Konzepte und Gebietsausweisun-
gen vorliegen.34 Deutschlandweit erfolgt dies vielfach mit 
Vorranggebieten. 

Neben der Festlegung von Flächen, die bereits gegenwärtig 
im Hochwasserfall überschwemmt werden, ist es mit dem 
Regionalplan möglich, Gebiete für die Erweiterung von 
Retentionsflächen vorsorglich zu sichern. Liegen wasser-
wirtschaftliche Konzepte vor, können auf der Grundlage 
Vorranggebiete ausgewiesen werden. In Fällen ohne was-
serwirtschaftliches Konzept können die entsprechenden 
Flächen auf der Grundlage naturschutzfachlicher Erfor-
dernisse oder näher spezifizierter regionalplanerischer 
Einschätzungen gesichert werden.35 

Die folgenden Festlegungen zeigen beispielhaft die Band-
breite textlicher Festlegungen für Vorranggebiete auf, die 
das Ziel verfolgen, Flächen für die Retention bei Hochwas-
ser zu sichern:

Regionaler Planungsverband Westsachsen: 
Z Vorranggebiete vorbeugender Hochwasserschutz 
(Retentionsraum) sind von Bebauung freizuhalten. 
Innerhalb von Vorranggebieten vorbeugender Hoch-
wasserschutz (Retentionsraum) soll die Errichtung 
von Anlagen der Infrastruktur, die den Wasserabfluss 
behindern können oder Rückhalteraum nicht aus-
gleichbar einschränken, ausgeschlossen sein.

Bezirksregierung Düsseldorf: 
Z Die Überschwemmungsbereiche der Fließgewässer 
sind als Vorranggebiete für den vorbeugenden Hoch-
wasserschutz zu erhalten und für den Abfluss und die 
Retention von Hochwasser zu entwickeln. Sie sind von 
entgegenstehenden Nutzungen, insbesondere von Bau-
flächen, freizuhalten. Soweit in den Flächennutzungs-
plänen der Kommunen noch unbebaute Bauflächen in 
Überschwemmungsbereichen dargestellt sind, sind sie 
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gleichwertig auszugleichen und der Hochwasserabfluss 
zu sichern.

Regionalverband Mittlerer Oberrhein: 
Z Die Schutzbedürftigen Bereiche für den vorbeugen-
den Hochwasserschutz sind für natürliche Überflu-
tungen und die Retention von Hochwässern sowie für 
Maßnahmen der Gewässerentwicklung und Auenre-
naturierung zu sichern. In diesen Bereichen haben die 
Belange des Hochwasserschutzes Vorrang vor anderen 
Nutzungen. Insbesondere sind sie von weiterer Bebau-
ung freizuhalten. Zwingende Vorhaben und Maßnah-
men im öffentlichen Interesse sind nur dann möglich, 
wenn
− 	 eine Erhöhung des Schadenpotenzials nicht zu 

befürchten ist,
− 	 kein Verlust an Retentionsraum erfolgt bzw. ein 

gleichwertiger Ausgleich dafür geschaffen wird,
− 	 keine Verlagerung des Gefahrenpotenzials erfolgt.

Innovative Regelungsinhalte für Vorranggebiete zur Siche-
rung überschwemmter Bereiche enthält der Regionalplan 
Altmark, der in einem multifunktionalen Ansatz auch die 
Belange Natur und Landschaft sowie ökologisches Ver-
bundsystem als (eigenständige) Grundlage für das Raum-
ordnungsgebiet heranzieht:

Regionale Planungsgemeinschaft Altmark: 
Z Vorranggebiete für den Hochwasserschutz sind zur 
Erhaltung der Flussniederungen für den Hochwasser-
rückhalt und den Hochwasserabfluss sowie zur Vermei-
dung von nachteiligen Veränderungen der Flächennut-
zung, die die Hochwasserentstehung begünstigen und 
beschleunigen, vorgesehen. Diese Gebiete sind zugleich 
in ihrer bedeutenden Funktion für Natur und Land-
schaft und als Teil des ökologischen Verbundsystems zu 
erhalten.

Eine weitere Festlegung für das Raumordnungsgebiet 
nimmt auch auf Wirkungen von Maßnahmen Bezug, die 
im Zusammenwirken mit anderen Maßnahmen Hoch-
wasserrückhalt und -abfluss beeinträchtigen. Allerdings 
erfordert die fachliche Prüfung einen hohen Aufwand und 
kann die restriktiven Wirkungen schwächen:

Regionale Planungsgemeinschaft Altmark: 
Z Die Vorranggebiete für Hochwasserschutz sind von 
Planungen, Maßnahmen oder Nutzungen freizuhalten, 
die einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen 
Maßnahmen die Überflutung durch Hochwasser ver-
stärken, die Hochwasserrückhaltung und den Hoch-
wasserabfluss negativ beeinträchtigen können.

Die Vorranggebiete zum Schutz von Flächen für die Reten-
tion erreichen im Hinblick auf ihren restriktiv wirkenden 
Steuerungsanspruch ihre beabsichtigten Ziele. Sie werden 
im Planvollzug angewendet, das heißt die Stellungnahmen 
zu anderen Planungen nehmen auf sie Bezug. Darüber 
hinaus ist es der Regionalplanung möglich, auf ihrer 
Grundlage nachfolgende raumwirksame Planungen zu 
verhindern, welche die Retentionsfunktion beeinträchtigen 
beziehungsweise die Rückgewinnung von Retentionsflä-
chen gefährden.

Betreffen die textlichen Festlegungen die Rücknahme be-
stehender Bauleitplanungen, erreichen sie ihre angestreb-
ten Wirkungen kaum, weil die Regionalplanung dies nicht 
durchsetzen kann. Explizit regelt der Regionalplan für den 
Regierungsbezirk Köln eine Rücknahme von Planungen:

Bezirksregierung Köln: 
Z Die in Überschwemmungsbereichen liegenden 
Bauflächen von Flächennutzungsplänen, die noch 
nicht in Anspruch genommen sind, insbesondere durch 
rechtskräftige verbindliche Bebauungspläne, Satzungen 
oder im Zusammenhang bebaute Ortsteile gemäß § 34 
BauGB, sollen nicht für Siedlungszwecke in Anspruch 
genommen, sondern statt dessen wieder dem Reten-
tionsraum zugeführt werden. Rechtskräftige verbind-
liche Bebauungspläne und Satzungen bleiben von der 
Regelung unberührt.

Die Wirkungsdefizite des Plansatzes resultieren daraus, 
dass die Rücknahme von Bauflächen in Gemeinden kom-
munalpolitische Konflikte birgt und damit umstritten ist. 
Damit ist die Kommunalpolitik zögerlich, eine Rücknahme 
umsetzen. Zudem erteilt die Regionalplanungsbehörde so 
gut wie keine Weisungen zur Anpassung der Flächennut-
zungspläne.
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Auf ein anderes Defizit beim Schutz von Flächen für die 
Retention mit Vorranggebieten verweisen die Erfahrungen 
beim Vollzug des folgenden Plansatzes durch die Region 
Stuttgart:

Verband Region Stuttgart: 
Überflutungsgefährdete Gebiete in den Talauen 
außerhalb von im Zusammenhang bebauten Siedlun-
gen sowie Flächen für Anlagen und Maßnahmen des 
vorbeugenden Hochwasserschutzes sind von weiterer 
Bebauung freizuhalten. Als Datengrundlage für die 
Abgrenzung der hierbei relevanten Gebiete sind die 
Ergebnisse der Hochwassergefahrenkartierung heran-
zuziehen.

Die Grundlagendaten, auf denen die Abgrenzung des Vor-
ranggebietes beruht, erschweren den Vollzug des Plansat-
zes. Die Planzeichnung des gegenwärtigen Regionalplans 
bezieht sich auf Hochwasserszenarien, da zum Erstellungs-
zeitpunkt noch keine flächendeckenden Hochwassergefah-
renkarten verfügbar waren. Aus diesem Grund verweist der 

Regionalplan bei der Planumsetzung auf die wasserwirt-
schaftlichen Vorgaben, die über die regionalplanerischen 
Festlegungen hinausgehen. Die Planungspraxis kann die 
Wirkungen entwicklungsorientierter Ziele der Raumord-
nungsgebiete zur Sicherung und Erweiterung von Flächen 
für die Retention nicht einschätzen. Für die Umsetzung 
sind nachgeordnete Planungsebenen zuständig, die keine 
Rückmeldungen geben. Die Regionalplanung kann die 
Flächen ausschließlich sichern.  

Bezirksregierung Köln: 
Z Zur Vergrößerung des Rückhaltevermögens sind an 
ausgebauten und eingedeichten Gewässern hierfür 
geeignete Bereiche vorsorgend zu sichern und nach 
Einzelfallprüfung durch entsprechende Planungen 
und Maßnahmen Deichrückverlegungen/Einrichtung 
gesteuerter Rückhalteräume/Gewässerrenaturierun-
gen) als Retentionsraum zurück zu gewinnen, so z.B. die 
vorgesehenen neuen Rückhalteräume „Köln-Worringer 
Bruch“ und „Köln Langel/Niederkassel“ am Rhein und 
„Siegburg-Kaldauen“ an der Sieg.

Abbildung 11:  Moorgebiet Mühleckerfilz dient als Kohlenstoffspeicher und zur Regulierung des Wasserhaushaltes  (Quelle: HCU)

Handlungsfelder der Klimaanpassung
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Ähnlich werden die Wirkungen von Festlegungen in 
formellen Verfahren eingeschätzt, wenn sie Vorgaben für 
Freiraumnutzungen enthalten, weil der Regionalplanung 
ein direkter Zugriff auf die Nutzer der Flächen fehlt. Ent-
sprechende Regelungen zur Nutzung von Abflussbereichen 
enthält der Regionalplan Westsachsen:

Regionaler Planungsverband Westsachsen: 
Z Die Abflussbereiche von Vorranggebieten vorbeu-
gender Hochwasserschutz (Retentionsraum) sollen als 
Grünland genutzt oder durch Aufforstung geeigneter 
Gebiete in ihrem Retentionsvermögen gestärkt werden.

Good Practices und Instrumenteninnovationen

Die folgenden Instrumentensteckbriefe beinhalten zum 
einen bestehende Festlegungen, die auf eine Verminderung 
der Hochwassergefahren zielen. Zum anderen beschreiben 
sie innovative Lösungen, die im Rahmen des KlimREG-
Projektes entwickelt wurden, um die Hochwassergefahren 
regionalplanerisch zu minimieren. Im Einzelnen verfolgen 
sie folgende Ziele:

- 	 Erhalt von Retentionsraum – Flexibilisierung mit 
Regel-Ausnahme-Struktur

-	 Rückgewinnung von Retentionsraum – Flexibilisierung 
mit Regel-Ausnahme-Struktur

-	 Rückhalt von Niederschlagswasser und Erosionsver-
meidung durch Aufforstung

-	 Erhaltung von Retentionsraum – Verknüpfung mit 
Natur- und Landschaftsschutz 

- 	 Erhaltung und Verbesserung des Wasserrückhalts in 
Hochwasserentstehungsgebieten
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Innovation 1: Erhalt von Retentionsraum – Flexibilisierung 
mit Regel-Ausnahme-Struktur

Bezeichnung Vorranggebiet Hochwasserabfluss und -rückhalt

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im Binnenland ist 
zu sorgen,  im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rückgewinnung von 
Auen, Rückhalteflächen und Entlastungsflächen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 ROG)

„Dem Schutz kritischer Infrastrukturen ist Rechnung zu tragen.“ 
(§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 4 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Sicherung vorhandener Überschwemmungsbereiche als Retentionsraum

Landesplanerische 
Vorgaben

nicht erforderlich, weil das ROG unmittelbar gilt

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Daten der Wasserwirtschaft (Überschwemmungsgebiete gemäß § 76 Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG), bisher nicht geschützte, von einem HQ 100 überschwemmte 
Bereiche), eigene Erhebungen

 

Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung (Regel)

In den Vorranggebieten Hochwasserabfluss und -rückhalt sind Maßnahmen oder 
Nutzungen ausgeschlossen, die einzeln oder im Zusammenwirken mit anderen 
bestehenden oder geplanten Maßnahmen und Nutzungen die Überflutung durch 
Hochwasser verstärken oder die Hochwasserrückhaltung oder den Hochwasserab-
fluss negativ beeinträchtigen können.

Festlegung einer Ausnahme 
von der vorstehenden Regel

Für Vorhaben, die aufgrund fachplanerischer Notwendigkeiten zwingend im 
Vorranggebiet Hochwasserabfluss und -rückhaltung errichtet oder geändert 
werden müssen, gilt eine Ausnahme, wenn der verloren gehende Retentionsraum 
umfang-, funktions- und zeitgleich ausgeglichen wird und geeignete Objekt-
schutzmaßnahmen ergriffen werden.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Natur/Landschaft, Wasser, Verkehr

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer Freiräume, Siche-
rung klimatischer Ausgleichsflächen, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken,  
Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Land- und forstwirtschaftliche Nutzung, Siedlung und Verkehr

Referenzen Eigene Ausarbeitung basierend auf:
Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin

Handlungsfelder der Klimaanpassung
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 Innovation 2: Rückgewinnung von Retentionsraum –
                          Flexibilisierung mit Regel-Ausnahme-Struktur

Bezeichnung Vorranggebiet Freihaltung potenzieller Retentionsflächen

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im 
Binnenland ist zu sorgen, im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rück-
gewinnung von Auen, Rückhalteflächen und Entlastungsflächen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 
Satz 5 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Sicherung vorhandener Überschwemmungsbereiche als Retentionsraum

Landesplanerische 
Vorgaben

nicht erforderlich, weil das ROG unmittelbar gilt

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Daten der Wasserwirtschaft, eigene Erhebungen

 

Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung (Regel)

Die Vorranggebiete Freihaltung potenzieller Retentionsflächen sind für den 
Abfluss und die Retention von Hochwasser zu entwickeln. Sie sind von hochwas-
serempfindlichen oder den Abfluss behindernden Nutzungen, insbesondere von 
zusätzlichen Siedlungsbereichen und Bauflächen, freizuhalten. 

Festlegung einer Ausnahme 
von der vorstehenden Regel

Eine Ausnahme kann zugelassen werden, wenn der durch die Nutzung im 
Flusseinzugsgebiet verloren gehende Retentionsraum umfang-, funktions- und 
zeitgleich ausgeglichen wird.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Natur/Landschaft,  Verkehr, Wasser 

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer Freiräume, Siche-
rung klimatischer Ausgleichsflächen, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken,  
Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Land- und forstwirtschaftliche Nutzung, Siedlung und Verkehr

Referenzen Eigene Ausarbeitung basierend auf:
Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
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Innovation 3: Rückhalt von Niederschlagswasser und 
                          Erosionsvermeidung durch Aufforstung

Bezeichnung Vorranggebiet Rückhalt von Niederschlagswasser und Verhinderung von Erosion

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im 
Binnenland ist zu sorgen, im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rück-
gewinnung von Auen, Rückhalteflächen und Entlastungsflächen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 
Satz 5 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Verbesserung des Wasserrückhaltes in der Fläche der Einzugsgebiete der Flüsse

Landesplanerische 
Vorgaben

nicht erforderlich, weil das ROG unmittelbar gilt

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Erosionsgefährdete Böden und Hangneigung, Daten des Bodenschutzes

Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

Die Vorranggebiete Rückhalt von Niederschlagswasser und Verhinderung von 
Erosion sind standortgerecht und an den Klimawandel angepasst so aufzuforsten, 
damit Erosion vermieden und der Abfluss von Niederschlagswasser verringert 
wird. Nutzungen, welche dem Rückhalt von Niederschlagswasser entgegenstehen 
oder die Erosion fördern, sind unzulässig.

Planadressat Forstliche Rahmenplanung, Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Natur/
Landschaft, Verkehr und Wasser (mittelbar durch Ausschluss von Nutzungen)

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer Freiräume, Siche-
rung natürlicher Kohlenstoffsenken, Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Sicherung landwirtschaftlicher Flächen, Siedlung und Verkehr

Referenzen Eigene Ausarbeitung basierend auf:
Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
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Good Practice 1: Erhalt von Retentionsraum – Verknüpfung 
                                mit Natur- und Landschaftsschutz

Bezeichnung Vorranggebiet für den Hochwasserschutz

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im Binnenland ist zu 
sorgen, im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rückgewinnung von Auen, 
Rückhalteflächen und Entlastungsflächen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Sicherung vorhandener Überschwemmungsbereiche als Retentionsraum

Landesplanerische 
Vorgaben

Vorranggebiete für Hochwasserschutz sind Gebiete zur Erhaltung der Flussnie-
derungen für den Hochwasserrückhalt und den Hochwasserabfluss sowie zur 
Vermeidung von nachteiligen Veränderungen der Flächennutzung, die die Hoch-
wasserentstehung begünstigen und beschleunigen. Diese Gebiete sind zugleich in 
ihrer bedeutenden Funktion für Natur und Landschaft zu erhalten. 
Vorranggebiete für Hochwasserschutz sind zum Schutz von Leben und Gesund-
heit der Bevölkerung von Neubebauung freizuhalten. 

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Überschwemmungsgebiete, die gemäß §§ 72 ff. WHG in Verbindung mit dem Lan-
desrecht durch die zuständigen Landesbehörden festgesetzt wurden

Planzeichen

 

Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

Vorranggebiete für den Hochwasserschutz sind zur Erhaltung der Flussniederun-
gen für den Hochwasserrückhalt und den Hochwasserabfluss sowie zur Vermei-
dung von nachteiligen Veränderungen der Flächennutzung, die die Hochwas-
serentstehung begünstigen und beschleunigen, vorgesehen. Diese Gebiete sind 
zugleich in ihrer bedeutenden Funktion für Natur und Landschaft und als Teil des 
ökologischen Verbundsystems zu erhalten. 

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Natur/Landschaft, Wasser, Verkehr

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Belange von Natur und Landschaft, Sicherung eines Netzes ökolo-
gisch bedeutsamer Freiräume, Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer 
Freiräume, Sicherung klimatischer Ausgleichsflächen, Sicherung natürlicher 
Kohlenstoffsenken, Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Land- und forstwirtschaftliche Nutzung, Siedlung und Verkehr

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
Land Sachsen-Anhalt 2010: Landesentwicklungsplan 2010 des Landes Sachsen-
Anhalt. Magdeburg
Regionale Planungsgemeinschaft Altmark 2005: Regionaler Entwicklungsplan für 
die Planungsregion Altmark. Salzwedel



45Handlungsfelder der Klimaanpassung

 
Good Practice 2: Erhaltung und Verbesserung des Wasserrückhalts
                                in Hochwasserentstehungsgebieten

Bezeichnung Gebiet zur Erhaltung und Verbesserung des Wasserrückhalts

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im Binnenland ist zu 
sorgen, im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rückgewinnung von Auen, 
Rückhalteflächen und Entlastungsflächen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Verbesserung des Wasserrückhaltes in der Fläche der Einzugsgebiete der Flüsse

Landesplanerische 
Vorgaben

In den Regionalplänen sind Gebiete, die auf Grund potenziell starker Oberflä-
chenabflüsse eine Erhaltung und Verbesserung der Wasserrückhaltung besonders 
erfordern, als „Bereiche der Landschaft mit besonderen Nutzungsanforderungen“ 
festzulegen. Diese Festlegung ist durch weitere Festlegungen, die auch der Was-
serrückhaltung dienen, wie Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Waldmehrung, zum 
Schutz des vorhandenen Waldes oder Arten- und Biotopschutz sowie regionale 
Grünzüge, zu ergänzen.

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Fachbeitrag Naturschutz und Landschaftspflege zum Landschaftsrahmenplan 
Region Westsachsen / Gebiete mit sehr geringem Wasserrückhaltevermögen

Planzeichen Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

In den „Gebieten zur Erhaltung und Verbesserung des Wasserrückhalts“ sind 
Beeinträchtigungen des Wasserrückhaltevermögens durch großflächige Bo-
denversiegelungen, die Beseitigung abflussdämmender Vegetationsbestände, 
nutzungsbedingte Bodenverdichtungen und Verringerung des natürlichen 
Retentionsraums der Fließgewässer zu vermeiden oder zu unterlassen. Nutzungen 
und Maßnahmen, die eine Erhöhung des Wasserrückhaltevermögens in diesen 
Gebieten begünstigen, sind zu befördern.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanungen: Forstliche Rahmenplanung, Natur/
Landschaft, Verkehr, Wasser

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer Freiräume, Siche-
rung natürlicher Kohlenstoffsenken, Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Landwirtschaftliche Nutzung, Siedlung und Verkehr

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin 
Sächsisches Staatsministerium des Innern 2013: Landesentwicklungsplan Sachsen. 
Dresden
Regionaler Planungsverband Leipzig-Westsachsen 2015: Regionalplan Leipzig-
Westsachsen 2017: Vorentwurf. Leipzig
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3.2	 Minimierung des Schadenspotenzials 

Hochwasserschutzeinrichtungen bieten keinen vollkom-
menen Schutz, wie die zahlreichen Katastrophen infolge 
des Ausfalls entsprechender Einrichtungen immer wieder 
verdeutlichen. Zum einen können die Schutzeinrichtungen 
technisch versagen, beispielsweise durch den Bruch eines 
Deiches. Zum anderen kann das Bemessungshochwasser, 
für das sie ausgelegt sind, überschritten werden. Im zweiten 
Fall wird der betroffene Deich den Wassermassen standhal-
ten, aber überflutet.36 Tritt ein solcher Fall ein – der niemals 
vollständig ausgeschlossen werden kann – sind hohe 

Schäden die Folge, weil die Nutzungen aufgrund der ver-
meintlichen Sicherheit nicht an die mögliche Gefährdung 
angepasst sind. Aus diesem Grund sollten in den betrof-
fenen Räumen, die als potenzielle Überflutungsbereiche 
bezeichnet werden, mögliche Schäden verhindert werden, 
indem der Regionalplan hochwasserangepasste Nutzungen 
vorschreibt.37 Die Minimierung des Schadenspotenzials 
bildet die dritte Säule des Vorbeugenden Hochwasserschut-
zes. Mit ihr ergänzt die Regionalplanung den technischen 
Hochwasserschutz. Regionalplanerische Festlegungen 
sollen der Flächenvorsorge dienen und hochwasseremp-
findliche Nutzungen hinter den Deichen verhindern.                        

Den Handlungsbedarf in diesem Bereich haben die vergangenen Hochwasserereignisse veranschaulicht. Im Zuge 
des Elbehochwassers 2002, von dem die Bundesländer Sachsen und Sachsen-Anhalt am stärksten betroffen waren, 
starben 21 Menschen und wurden mehr als 100 verletzt. Auch die materiellen Schäden waren hoch: Allein in Sach-
sen wurden aufgrund von Deichbrüchen 25 000 Wohngebäude sowie circa 800 Kilometer Straßen mit 100 Brücken 
beschädigt. Der finanzielle Gesamtschaden im deutschen Einzugsgebiet der Elbe betrug circa 11,4 Milliarden €.38  Die 
Überschwemmungen 2013 in Mitteleuropa entlang von Elbe und Donau und ihrer Nebenflüsse verursachten allein 
in Deutschland mit circa 6 Milliarden € erneut einen immensen Schaden.39

Exkurs: Schäden aus den vergangenen Hochwasserereignissen 

Abbildung 12:  Technische Schutzeinrichtungen bieten keinen vollkommenen Schutz: Hochwasser in Verden an der Aller - Niedersachsen  
                           (Quelle: neurolle-Rolf/pixelio.de)
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Insbesondere in tief liegenden Bereichen kann aufgrund 
besonders hoher Wasserstände im Falle einer Überflutung 
eine Gefahr für Leib und Leben bestehen. Hier sollten Vor-
ranggebiete in unbesiedelten Bereichen Siedlungsentwick-
lung und Hochwasser unverträgliche Infrastrukturen un-
tersagen.40  In Bereichen, in denen Siedlungsflächen bereits 
bestehen, ist die regionalplanerische Regelungskompetenz 
beschränkt.41  Regionalplanerische Festlegungen, die zur 
Minimierung des Schadenspotenzials beitragen, werden im 
Folgenden thematisiert.

Planungspraxis

Zu den regionalplanerischen Regelungsmöglichkeiten zur 
Minimierung des Schadenspotenzials bestehen unter-
schiedliche Positionen. Die Kontroverse bezüglich regio-
nalplanerischer Vorgaben im Bestand spiegelt sich in der 
Planungspraxis wider. Festlegungen zur Minimierung des 
Schadenspotenzials sind selten. Ein Fünftel aller Regional-
pläne enthält deutschlandweit verbindliche Festlegungen 
zur Risikovorsorge in potenziellen Überflutungsberei-
chen.42 Entsprechende Regelungsinhalte fehlen vor allem 
in den Regionalplänen Mecklenburg-Vorpommerns, 
Niedersachsens und Schleswig-Holsteins.43 

Vorranggebiete zur Verringerung von Schadenspotenzialen 
weisen die Regionalpläne für den Regierungsbezirk Köln 
und für Südhessen aus. Ersterer verpflichtet die Bauleitpla-
nung, informatorisch auf das Risiko der Hochwassergefähr-
dung hinzuweisen. Allerdings bestehen begründete Zweifel, 
ob die Hinweis- beziehungsweise Informationspflicht als 
räumlich-sachliche Vorgabe und damit als Ziel angesehen 
werden kann.

Bezirksregierung Köln: 
Z In Vorranggebieten, soweit sie über die gesetzlich 
festgesetzten Überschwemmungsgebiete hinausge-
hen, sowie in Extremhochwasser-Bereichen sollen die 
Kommunen auf das Risiko der Hochwassergefährdung 
im Rahmen der Bauleitplanung hinweisen.

Zu den Wirkungen sind kaum Informationen verfügbar, 
weil der Hinweis nur bei Flächennutzungsplänen eingefor-
dert wird. Inwieweit der Belang in den Bebauungsplänen 
berücksichtigt wird, ist für die Regionalplanung nicht 
nachvollziehbar, weil Planungen – wenn sie aus dem Flä-
chennutzungsplan entwickelt werden – ihr nicht vorgelegt 
werden.

Abbildung 13: Regionsinterne Workshops dienten der Entwicklung und Diskussion bestehender und neuer regionalplanerischer Festlegungen 
	       zur Minimierung des Schadenspotenzials (Quelle: HCU)
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Der Regionalplan Südhessen betreibt Flächenvorsorge, 
indem er auf besonders tief gelegenen Flächen eine Bebau-
ung ausschließt. Die Öffnungsklauseln für Planungen aus 
Gründen des überwiegenden Allgemeinwohls passen die 
Festlegung an §§ 77 und 78 WHG an und sichern damit die 
Einhaltung des raumordnerischen Kompetenztitels.

Regionalversammlung Südhessen: 
Z In der Karte sind „Vorranggebiete für vorbeugenden 
Hochwasserschutz“ dargestellt. Sie dienen neben der 
Sicherung der Überschwemmungsgebiete der Gewässer 
und der Retentionsräume der Sicherung des Hoch-
wasserabflusses bzw. dem Freihalten stark überflu-
tungsgefährdeter Bereiche hinter Schutzeinrichtungen. 
In ihnen sind Planungen und Maßnahmen, die die 
Funktion als Hochwasserabfluss- oder Retentionsraum 
beeinträchtigen bzw. den Oberflächenabfluss erhö-
hen/beschleunigen (z. B. Bebauung/Versiegelung und 
Aufschüttungen), unzulässig. Eine ausnahmsweise In-
anspruchnahme durch raumbedeutsame Planungen ist 
nur aus überwiegenden Gründen des Allgemeinwohls 
möglich. Der Retentionsraumverlust ist auszugleichen 
und der Hochwasserabfluss zu sichern.

Die Schadenspotenziale steigen in der Region trotz der 
Festlegung an. Maßgeblich dafür sind der Ausschluss des 
Bestandes von der Gebietskulisse und die begrenzten regio-
nalplanerischen Möglichkeiten zur Verhinderung kleinerer 
Bauvorhaben.

Beispiele für Grundsätze zur Verringerung von Scha-
denspotenzialen bilden die folgenden vier Festlegungen. 
Sie zielen in der Mehrzahl darauf ab, dass nachfolgende 
Planungen den Belang berücksichtigen und damit keine 
neuen möglicherweise gefährdeten Nutzungen entstehen.

Regionaler Planungsverband Westsachsen: 
G Bei Planungen und Maßnahmen in Vorbehaltsgebie-
ten vorbeugender Hochwasserschutz sind das beste-
hende Überschwemmungsrisiko einschließlich der 
Gefahren des Versagens bestehender Schutzeinrichtun-
gen sowie die Rückgewinnung ehemaliger Retentions-
flächen zu berücksichtigen.

Bezirksregierung Köln: 
G Potenzielle Überflutungsbereiche sowie der Extrem-

hochwasser-Bereich des Rheins, soweit er über den 
100jährlichen Überschwemmungsbereich hinausgeht, 
sind Vorbehaltsgebiete für den vorbeugenden Hoch-
wasserschutz. In ihnen soll bei der weiteren räumlichen 
Nutzung dem Risiko einer Überflutung ein besonderes 
Gewicht beigemessen werden.

Regionalverband Mittlerer Oberrhein: 
G In den überschwemmungsgefährdeten Bereichen bei 
Katastrophenhochwasser sollen vorhandene und künf-
tige Nutzungen an das Risiko angepasst werden. Hierzu 
sollen Einzelbestimmungen zur Schadensminimierung 
in den gemeindlichen Planungen festgelegt werden. 
Nicht anpassbare Nutzungen sollen ausgeschlossen 
werden.

Regionalversammlung Südhessen: 
G In hochwassergefährdeten Bereichen sind die Nut-
zungen so zu gestalten, dass Hochwasserschäden mög-
lichst verhindert oder zumindest minimiert werden. 
In diesem Sinne sind potenzielle Überflutungsbereiche 
auch hinter den Deichen als gefährdet anzusehen. Die 
Ausweisung von Siedlungsflächen in hochwasserge-
fährdeten Bereichen soll vermieden werden; sofern dies 
nicht möglich ist, sollen die Gefährdungspotentziale 
möglichst gering gehalten werden.

Die Planungspraxis bewertet die Wirkungen der Fest-
legungen differenziert. Positiv schätzt ein Vertreter des 
Planungsverbands Region Leipzig-Westsachsen die 
Wirkungen des Vorbehaltsgebiets ein: Aufgrund des 
Grundsatz-Charakters verfüge die Regionalplanung über 
eingeschränkte Möglichkeiten zur Umsetzung des Plan-
satzes, so dass in den Stellungnahmen auf das bestehende 
Restrisiko und seine Berücksichtigung verwiesen würde. 
Die Gemeinden berücksichtigten den Grundsatz jedoch 
in den Festsetzungen der Bebauungspläne. Vergleichbar 
ist die Einschätzung aus der Region Mittlerer Oberrhein. 
Der Vertreter des Regierungsbezirks Köln ist verhaltener: 
Die Regionalplanung weise in ihren Stellungnahmen 
auf den Belang hin, könne jedoch nicht nachvollziehen, 
inwieweit sie damit Entscheidungen nachfolgender 
Planungen beeinflusse. Ein Vertreter Südhessens verneint 
die Umsetzung des entsprechenden Belangs in nachfol-
genden Planungen, hier bestünden keine Wirkungen. Eine 
Evaluation der Wirkungen von Vorbehaltsgebieten zur 
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Verringerung von Schadenspotenzialen anhand von sieben 
Bauleitplanverfahren in den Regionen Mittelthüringen und 
Oberes Elbtal/Osterzgebirge kommt zu einem vergleichbar 
ernüchterndem Ergebnis. Nehmen die Bebauungspläne 
entsprechende Belange auf, erfolgt das nicht in dem Maße, 
wie dies die Regionalplanung in ihren Stellungnahmen 
fordert. Als entscheidend für die Wirkung der Festlegungen 
werden eine bereits bestehende Sensibilisierung aufgrund 
vorangegangener Schadensereignisse, wasserwirtschaftli-
che Restriktionen und daraus resultierende Auflagen an die 
Bebauung sowie ökonomische Anreize der Versicherungs-
wirtschaft angesehen.44 

Einer der vier Regionalpläne verbindet mit den Vorbehalts-
gebieten explizit Maßnahmen, um Schadenspotenziale zu 
reduzieren.

Regionaler Planungsverband Leipzig Westsachsen:
G In Vorbehaltsgebieten vorbeugender Hochwasser-
schutz sind bei der Sanierung bestehender Bebauung 
sowie bei neuer Bebauung geeignete bautechnische 
Maßnahmen zur Vermeidung des Eintrags wasserge-
fährdender Stoffe im Überschwemmungsfall vorzuse-
hen.

Inwieweit entsprechende Festlegungen ihre intendierten 
Wirkungen erreichen ist zweifelhaft, weil sich zum Beispiel 
Fördermittel zur Behebung von Hochwasserschäden nicht 
an dem Grundsatz orientieren. 

Good Practices und Instrumenteninnovationen

Die folgenden Instrumentensteckbriefe beinhalten zum 
einen bestehende Festlegungen verschiedener deutscher 
Regionen, die sich bereits dem Thema angenommen haben, 
und zum anderen innovative Lösungen, die im Rahmen des 
KlimREG-Projektes entwickelt wurden, um das Schaden-
spotenzial regionalplanerisch zu minimieren. Die Rege-
lungsinhalte betreffen im Folgenden:

-	 Verringerung von Schadenspotenzialen in deichge-
schützten Bereichen mit hohen Überschwemmungstie-
fen

-	 Verringerung von Schadenspotenzialen in deichge-
schützten Bereichen

-	 Hochwasserangepasste Bestandsentwicklung in deich-
geschützten Bereichen

-	 Hochwasserangepasste neue Bebauung in deichge-
schützten Bereichen

-	 Berücksichtigung von Schadenspotenzialen in deichge-
schützten Bereichen

-	 Ausschluss neuer Schadenspotenziale in deichge-
schützten Bereichen – Flexibilisierung mit Regel-Aus-
nahme-Struktur
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Innovation 1: Verringerung von Schadenspotenzialen in 
                          deichgeschützten Bereichen mit hohen 
                          Überschwemmungstiefen

Bezeichnung Vorranggebiet Anpassung an Überschwemmungen mit einem hohen 
Gefahrenpotenzial

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im 
Binnenland ist zu sorgen,  im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rück-
gewinnung von Auen, Rückhalteflächen und Entlastungsflächen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 
Satz 5 ROG)

„Dem Schutz kritischer Infrastrukturen ist Rechnung zu tragen.“ 
(§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 4 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Risikovorsorge in potenziellen Überflutungsbereichen

Landesplanerische 
Vorgaben

nicht erforderlich, weil das ROG unmittelbar gilt

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Hochwassergefahrenkarten (HWRM-RL), dokumentierte historische Hochwasse-
rereignisse, Daten der Wasserwirtschaft und eigene Erhebungen / Wasserstand > 2 
m, spezifischer Abfluss > 2 m²/s

 

Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

In den Vorranggebieten Anpassung an Überschwemmungen mit einem hohen 
Gefahrenpotenzial sind nur Bauleitplanungen zulässig, die der Erhaltung, der 
Erneuerung, der Anpassung oder dem Umbau vorhandener Ortsteile dienen. 
Bauleitpläne und Fachpläne haben eine an die bei Extremhochwasser mögliche 
Wassertiefe und Fließgeschwindigkeit angepasste Bauweise vorzuschreiben. 
Die Errichtung oder der Ausbau kritischer Infrastrukturen und von Störfallbetrie-
ben ist in Vorranggebieten Anpassung an Überschwemmungen mit einem hohen 
Gefahrenpotenzial ausgeschlossen.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Natur/Landschaft, Wasser, Verkehr

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer Freiräume, Siche-
rung klimatischer Ausgleichsflächen, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, 
Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr

Referenzen Eigene Ausarbeitung basierend auf:
Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
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Innovation 2: Verringerung von Schadenspotenzialen in 
                          deichgeschützten Bereichen

Bezeichnung Vorranggebiet Anpassung an Überschwemmungen

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im 
Binnenland ist zu sorgen, im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rück-
gewinnung von Auen, Rückhalteflächen und Entlastungsflächen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 
Satz 5 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Risikovorsorge in potenziellen Überflutungsbereichen

Landesplanerische 
Vorgaben

nicht erforderlich, weil das ROG unmittelbar gilt

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Hochwassergefahrenkarten (HWRM-RL), dokumentierte historische Hochwasser-
ereignisse, Daten der Wasserwirtschaft und eigene Erhebungen / Wasserstand <  
2 m, spezifischer Abfluss < 2 m²/s

Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

In den Vorranggebieten Anpassung an Überschwemmungen hat eine dem Hoch-
wasserrisiko angepasste Nutzung zu erfolgen. Bei neuer Bebauung sind geeignete 
bautechnische Maßnahmen zur Vermeidung des Eintrags wassergefährdender 
Stoffe im Überschwemmungsfall vorzusehen. Bei der Sanierung bestehender Be-
bauung sind geeignete bautechnische Maßnahmen zur Vermeidung des Eintrags 
wassergefährdender Stoffe im Überschwemmungsfall zu berücksichtigen.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer Freiräume, Siche-
rung klimatischer Ausgleichsflächen, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, 
Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr

Referenzen Eigene Ausarbeitung basierend auf:
Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
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Good Practice 1: Hochwasserangepasste Bestandsentwicklung in
                                deichgeschützten Bereichen

Bezeichnung Vorranggebiet vorbeugender Hochwasserschutz (Risikovorsorge)

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im Binnenland ist 
zu sorgen,  im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rückgewinnung von 
Auen, Rückhalteflächen und Entlastungsflächen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Risikovorsorge in potenziellen Überflutungsbereichen

Landesplanerische 
Vorgaben

In den Regionalplänen sind Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für den vorbeugen-
den Hochwasserschutz für Risikobereiche in potenziellen Überflutungsbereichen, 
die bei Versagen bestehender Hochwasserschutzeinrichtungen oder Extremhoch-
wasser überschwemmt werden können, zur Minimierung möglicher Schäden 
(Hochwasservorsorge) sowie Art und Umfang der Nutzungen in diesen Gebieten 
festzulegen. Durch diese Festlegungen ist die Umsetzung der Hochwasserrisiko-
managementpläne zu unterstützen.

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Gefahrenhinweiskarte, Hochwasserschutzkonzepte, Hochwasserrisikomanage-
mentpläne / Besiedelte und unbesiedelte Flächen, die bei einem Extremhoch-
wasser Überflutungstiefen von mehr als 2 m beziehungsweise einen spezifischen 
Abfluss von mehr als 2 m²/s aufweisen.

Planzeichen
 

Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

In den Vorranggebieten vorbeugender Hochwasserschutz (Risikovorsorge) sind 
nur Bauleitplanungen zulässig, die der Erhaltung, der Erneuerung, der Anpassung 
oder dem Umbau von vorhandenen Ortsteilen dienen. Dabei sind hochwasseran-
gepasste Maßnahmen vorzusehen.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer Freiräume, Siche-
rung klimatischer Ausgleichsflächen, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, 
Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin 
Sächsische Staatsregierung 2013: Landesentwicklungsplan Sachsen 2013. Dresden
Regionaler Planungsverband Leipzig-Westsachsen 2015: Regionalplan Leipzig-
Westsachsen 2017: Vorentwurf. Leipzig
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Good Practice 2: Hochwasserangepasste neue Bebauung in  
                                deichgeschützten Bereichen 

Bezeichnung Vorranggebiet vorbeugender Hochwasserschutz 

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im Binnenland ist 
zu sorgen,  im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rückgewinnung von 
Auen, Rückhalteflächen und Entlastungsflächen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Risikovorsorge in potenziellen Überflutungsbereichen

Landesplanerische 
Vorgaben

In den Regionalplänen sind Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für den vorbeugen-
den Hochwasserschutz für Risikobereiche in potenziellen Überflutungsbereichen, 
die bei Versagen bestehender Hochwasserschutzeinrichtungen oder Extremhoch-
wasser überschwemmt werden können, zur Minimierung möglicher Schäden 
(Hochwasservorsorge) sowie Art und Umfang der Nutzungen in diesen Gebieten 
festzulegen. Durch diese Festlegungen ist die Umsetzung der Hochwasserrisiko-
managementpläne zu unterstützen.

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Gefahrenhinweiskarte des Freistaates Sachsen / Bereiche, in denen bei einem
Extremhochwasser die Wassertiefe 2 m beziehungsweise der spezifische Wasserab-
fluss 2 m²/s überschreitet

Planzeichen Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung (Im Regionalplanentwurf Oberes 
Elbtal/Osterzgebirge wird voraussichtlich eine grundlegend geänderte Herange-
hensweise an den Umgang mit Schadenspotenzialen zum Tragen kommen)

In Vorranggebieten zur Anpassung an Hochwasser dürfen neue Baugebiete nur 
dann ausgewiesen werden, wenn in ihnen eine an die bei Extremhochwasser mög-
liche Wassertiefe und Fließgeschwindigkeit angepasste Bauweise vorgeschrieben 
wird.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer Freiräume, Siche-
rung klimatischer Ausgleichsflächen, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, 
Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin 
Sächsische Staatsregierung 2013: Landesentwicklungsplan Sachsen 2013. Dresden
Regionaler Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge 2015: Regionalplan 
Oberes Elbtal/Osterzgebirge 2. Gesamtfortschreibung: Vorentwurf. Radebeul
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Good Practice 3: Berücksichtigung von Schadenspotenzialen in
                                deichgeschützten Bereichen

Bezeichnung Vorbehaltsgebiet Anpassung an Hochwasser

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im Binnenland ist zu 
sorgen, im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rückgewinnung von Auen, 
Rückhalteflächen und Entlastungsflächen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Risikovorsorge in potenziellen Überflutungsbereichen

Landesplanerische 
Vorgaben

In den Regionalplänen sind Vorrang- und Vorbehaltsgebiete für den vorbeugen-
den Hochwasserschutz für Risikobereiche in potenziellen Überflutungsbereichen, 
die bei Versagen bestehender Hochwasserschutzeinrichtungen oder Extremhoch-
wasser überschwemmt werden können, zur Minimierung möglicher Schäden 
(Hochwasservorsorge) sowie Art und Umfang der Nutzungen in diesen Gebieten 
festzulegen. Durch diese Festlegungen ist die Umsetzung der Hochwasserrisiko-
managementpläne zu unterstützen.

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Gefahrenhinweiskarte des Freistaates Sachsen / Gebiete, die bei Extremhochwasser 
überschwemmt werden können, in denen die Wassertiefe 2 m beziehungsweise 
der spezifische Wasserabfluss 2 m²/s unterschreitet

Planzeichen Textliche Festlegung zum Grundsatz der Raumordnung

In den Vorbehaltsgebieten zur Anpassung an Hochwasser sollen, sofern aufgrund 
der Flächenverfügbarkeit in einer Kommune keine alternativen Standorte möglich 
sind, neue Baugebiete so errichtet werden, dass Schäden bei Extremhochwasser 
minimiert werden.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer Freiräume, Siche-
rung klimatischer Ausgleichsflächen, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, 
Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin 
Sächsische Staatsregierung 2013: Landesentwicklungsplan Sachsen 2013. Dresden
Regionaler Planungsverband Oberes Elbtal/Osterzgebirge 2015: Regionalplan 
Oberes Elbtal/Osterzgebirge 2. Gesamtfortschreibung: Vorentwurf. Radebeul
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Good Practice 4: Ausschluss neuer Schadenspotenziale in 
                               deichgeschützten Bereichen – Flexibilisierung 
                               mit Regel-Ausnahme-Struktur

Bezeichnung Vorranggebiet für vorbeugenden Hochwasserschutz

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im Binnenland ist zu 
sorgen, im Binnenland vor allem durch Sicherung oder Rückgewinnung von Auen, 
Rückhalteflächen und Entlastungsflächen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Risikovorsorge in potenziellen Überflutungsbereichen

Landesplanerische 
Vorgaben

In überschwemmungsgefährdeten Bereichen sowie in überflutungsgefährdeten 
Bereichen hinter Schutzeinrichtungen ist auf eine Verringerung der Schadenspo-
tenziale hinzuwirken.

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Wasserwirtschaftliche Fachgutachten / Prognostizierte Wasserstände höher als
3 m mit einer Bemessungsgrundlage von einem extremen Hochwasserereignis
HQ 200 + 0,5 m.

Planzeichen

 

Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung (Regel)

In der Karte sind „Vorranggebiete für vorbeugenden Hochwasserschutz“ dar-
gestellt. Sie dienen neben der Sicherung der Überschwemmungsgebiete der 
Gewässer und der Retentionsräume der Sicherung des Hochwasserabflusses 
beziehungsweise dem Freihalten stark überflutungsgefährdeter Bereiche hinter 
Schutzeinrichtungen. In ihnen sind Planungen und Maßnahmen, die die Funktion 
als Hochwasserabfluss- oder Retentionsraum beeinträchtigen beziehungsweise 
den Oberflächenabfluss erhöhen/beschleunigen (zum Beispiel Bebauung/Versie-
gelung und Aufschüttungen), unzulässig.

Festlegung einer Ausnahme 
von der vorstehenden Regel

Eine ausnahmsweise Inanspruchnahme durch raumbedeutsame Planungen ist 
nur aus überwiegenden Gründen des Allgemeinwohls möglich.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Verkehr, Wasser

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer Freiräume, Siche-
rung klimatischer Ausgleichsflächen, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, 
Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung 2000: 
Landesentwicklungsplan Hessen 2000. Wiesbaden
Regierungspräsidium Darmstadt 2010: Regionalplan Südhessen / Regionaler Flä-
chennutzungsplan 2010. Darmstadt
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3.3	 Verminderung von Gefahren 
	 entlang der Küste

Aufgrund des Klimawandels steigen der Meeresspie-
gel, die Sturmflutwasserstände und -scheitel sowie die 
Seegänge. In der Folge sinkt die Wirksamkeit natürlicher 
Küstenschutzelemente, was die Belastung der Anlagen des 
Küstenschutzes erhöht. Werden die Anlagen nicht entspre-
chend angepasst, steigt die Gefahr ihres Versagens. In der 
Konsequenz erhöht sich das Risiko für Sturmflutschäden 
im Deichhinterland.45 Die Betroffenheit variiert regional: 
Neben Unterschieden in der Veränderung der klimatischen 

Parameter sind dafür die jeweils spezifischen naturräumli-
chen Ausgangssituationen und die bestehenden Nutzungen 
vor Ort maßgeblich. Als potentiell überflutungsgefährdet 
gelten an der Nordsee die Gebiete, welche fünf Meter oder 
weniger über dem Meeresspiegel (NN) liegen, an der Ostsee 
Gebiete mit weniger als drei Metern über NN. Die Ge-
samtfläche beläuft sich auf 13 900 km², wovon ein Groß-
teil durch Deiche geschützt ist. Dennoch leben in diesen 
Räumen circa 3,2 Millionen Menschen und die volkswirt-
schaftlichen Werte umfassen 900 Milliarden €.46 Weitere 

Auswirkungen des Klimawandels entlang der Küsten 
betreffen steigende Belastungen für die Entwässerung, die 
Verschiebung der Brackwasserzone und eine zunehmende 
Grundwasserversalzung. Der wasserwirtschaftliche Küsten-
schutz ist bestrebt, die technischen Schutzeinrichtungen zu 
ertüchtigen sowie baulich und technisch anzupassen. 

Die Regionalplanung kann sowohl die Fachplanung 
unterstützen als auch das Anwachsen von Schadenspoten-
zialen reduzieren. Um den Küstenschutz bei einer späteren 
Verstärkung der Schutzanlagen zu unterstützen, können 
regionalplanerische Festlegungen zum einen Flächen ent-

lang der Einrichtungen vor Nutzungsänderungen bewah-
ren. Zum anderen kann der Regionalplan auch Klei- und 
Sandentnahmestellen sichern. 

Mögliche Regelungsinhalte zur Verringerung von          
Schadenspotenzialen in Regionalplänen sind die Dar-
stellung von Sicherungsbereichen entlang erodierender 
Küstenabschnitte und Bebauungsvorgaben sowohl für 
sturmflutgeschützte als auch für nicht geschützte Gebiete.49  
Eine weiterreichende Option besteht darin, einen späteren 

Abbildung 14: Zukünftig werden Meeresspiegel, Sturmflutwasserstände und -scheitel sowie Seegänge steigen (Quelle: selbst/pixelio.de)
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Wie konkret die Bedrohung der Küsten bereits ist, 
zeigen die Folgen der letzten Sturmfluten, beispiels-
weise Sturmtief Tilo an der Nordsee im November 
2007, das zu großen Dünenabbrüchen auf Helgoland 
führte47 oder der Orkan Xaver 2013, der große Land-
verluste auf Sylt und den Ostfriesischen Inseln zur 
Folge hatte.48 

Exkurs: Sturmfluten der letzten Jahre

Rückzug von Nutzungen aus bestimmten Bereichen vor-
zubereiten. Entsprechende Festlegungen können aus zwei 
Gründen sinnvoll sein: Zum einen, wenn die Flächen für 
Anpassungsmaßnahmen des Küstenschutzes und des Was-
sermanagements benötigt werden, zum anderen ist aber 
auch vorstellbar, dass zukünftig aufgrund eines unverhält-
nismäßig hohen technischen und finanziellen Aufwands 
bestimmte Bereiche nicht mehr schutzwürdig sind.50 

Planungspraxis

Die Praxis regionalplanerischer Festlegungen im Hand-
lungsfeld Verminderung von Gefahren entlang der Küste 
differiert zwischen den betroffenen Flächenländern 
Niedersachsen, Schleswig-Holstein und Mecklenburg-
Vorpommern. Allein in Niedersachsen enthalten die 
Regionalpläne Regelungsinhalte, um Entnahmestellen 
für Klei und Sand zu sichern und Bereiche vor und hinter 
Küstenschutzanlagen von konkurrierenden Nutzungen 
freizuhalten.51 

Die textlichen Ziele in den Regionalplänen Schleswig-
Holsteins übernehmen die Vorgaben der Küstenschutz-
planung. Als Ziele der Raumordnung wirken die Vorgaben 
des Fachplans jedoch nur, wenn sie in die raumordnerische 
Kompetenz des Regionalplans fallen und der Verweis auf 
die Vorgaben des Fachplans bestimmt erfolgt. Auch die 
Festlegungen der beiden Regionen Westmecklenburg 
und Vorpommern unterstützen die wasserwirtschaftliche 
Fachplanung. In den Vorranggebieten Küstenschutz des 
Regionalplans Vorpommern sollen sich alle Planungen und 
Maßnahmen dem Küstenschutz unterordnen, womit das 
textliche Ziel nicht über die Begriffsdefinition des Raum-
ordnungsgebiets im ROG hinausgeht oder sie konkretisiert.

Regionaler Planungsverband Vorpommern: 
Z In den Vorranggebieten Küstenschutz sind alle 
Planungen und Maßnahmen den Anforderungen des 
Küstenschutzes unterzuordnen. 

Darüber hinaus zielen die Festlegungen im Regionalplan 
Vorpommern darauf, die Schadenspotenziale zu redu-
zieren. Dazu unterscheiden die textlichen Grundsätze 
zwischen den beiden Gebietskulissen Siedlung und Au-
ßenbereich. In der ersteren ist der Status quo mit Schutz-
maßnahmen und -bauwerken zu wahren. Darüber hinaus 
enthält der textliche Grundsatz einen Auftrag zur Entwick-
lung von Strategien, um das Schadenspotenzial für Leib 
und Leben zu verringern.

Regionaler Planungsverband Vorpommern: 
G Überflutungsgefährdete Siedlungen sollen vor den 
Auswirkungen von Sturmfluten durch Maßnahmen 
und Bauwerke des Küstenschutzes gesichert werden. 
Dazu sollen auch Strategien erarbeitet werden, mit 
denen das Schadenspotenzial für alle in überflutungs-
gefährdeten Gebieten lebenden Menschen langfristig 
verringert werden kann.

Außerhalb der im Zusammenhang bebauten Bereiche 
strebt die Regionalplanung eine natürliche Küstendynamik 
an, wobei kommunale Entwicklungsbelange berücksichtigt 
werden sollen.

Regionaler Planungsverband Vorpommern: 
G Wo Küstenschutzmaßnahmen zur Sicherung der im 
Zusammenhang bebauten Gebiete nicht erforderlich 
sind, sollte die natürliche Gewässer- und Küstendyna-
mik unter Beachtung der kommunalen Entwicklungs-
belange nach Möglichkeit zugelassen werden.

Im Vergleich zu den Empfehlungen der MKRO weisen die 
regionalplanerischen Festlegungen zur Verminderung von 
Gefahren entlang der Küste damit insbesondere in den 
Handlungsfeldern Risikominimierung in nicht ausreichend 
sturmflutgeschützten Küstengebieten und Freihaltung von 
Pufferzonen an ungeschützten Erosionsküsten Defizite auf. 
Fachliche Grundlagen sind mit Küstenschutzplanungen in 
allen drei Küstenländern vorhanden, so dass die Defizite im 
Handlungsfeld Küstenschutz vor allem in der Integration 
der Belange in den Regionalplan liegen.52  
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Zu den Wirkungen der Festlegungen liegen keine Ergebnis-
se vor.

Instrumenteninnovationen

Die im Folgenden aufgeführten Instrumente dienen der 
Behebung der beschriebenen Defizite und zeigen mögliche 
Lösungswege auf, die Verminderung von Gefahren entlang 
der Küste stärker in den Regionalplan zu integrieren. Im 
Einzelnen thematisieren sie folgende Punkte:

-	 Verhinderung zusätzlicher Schadenspotenziale in 
deichgeschützten Bereichen

-	 Standortsicherung kritischer Infrastrukturen in deich-
geschützten Bereichen – Flexibilisierung mit Regel-
Ausnahme-Struktur

–     Verringerung zusätzlicher Schadenspotenziale in deich-
geschützten Bereichen

Abbildung 15:  Nutzungen in Küstenbereichen hinter Schutzeinrichtungen sind zukünftig besonders gefährdet 
	        (Quelle:www.mediaserver.hamburg.de/imagefoto.de)
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Innovation 1: Verhinderung zusätzlicher Schadenspotenziale in
                          deichgeschützten Bereichen 

Bezeichnung Vorranggebiet Anpassung an Überschwemmungen mit einem hohen 
Gefahrenpotenzial

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im 
Binnenland ist zu sorgen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Ergänzende Risikominimierung in sturmflutgeschützten Küstengebieten

Landesplanerische 
Vorgaben

nicht erforderlich, weil das ROG unmittelbar gilt

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Hochwassergefahrenkarten (HWRM-RL), Daten der Wasserwirtschaft und eigene 
Erhebungen / Wasserstandshöhe > 2 m, spezifischer Abfluss > 2 m²/s bei einem 
Ausfall der Schutzeinrichtungen

 

Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

In den Vorranggebieten Anpassung an Überschwemmungen mit einem hohen 
Gefahrenpotenzial sind nur Bauleitplanungen zulässig, die der Erhaltung, der 
Erneuerung, der Anpassung oder dem Umbau vorhandener Ortsteile dienen. Die 
Bauleitpläne haben eine an die bei Extremhochwasser mögliche Wassertiefe und 
Fließgeschwindigkeit angepasste Bauweise vorzuschreiben. Erweiterungen und 
Nachverdichtung bestehender Siedlungsbereiche sind ausgeschlossen.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer Freiräume, Ressourcenschutz

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr

Referenzen Eigene Ausarbeitung basierend auf:
Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
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Innovation 2: Standortsicherung kritischer Infrastrukturen in 
                          deichgeschützten Bereichen – Flexibilisierung 
                          mit Regel-Ausnahme-Struktur

Bezeichnung Vorranggebiet Anpassung an Überschwemmungen

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im Binnenland ist zu 
sorgen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 ROG) 

„Dem Schutz kritischer Infrastrukturen ist Rechnung zu tragen.“ 
(§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 4 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Ergänzende Risikominimierung in sturmflutgeschützten Küstengebieten

Landesplanerische 
Vorgaben

nicht erforderlich, weil das ROG unmittelbar gilt

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Hochwasserrisikomanagementkarten, Daten der Wasserwirtschaft, eigene Erhe-
bungen

Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung (Regel)

Die Errichtung oder der Ausbau kritischer Infrastrukturen und von Störfallbetrie-
ben ist in Vorranggebieten Anpassung an Überschwemmungen ausgeschlossen.

Festlegung einer Ausnahme 
von der vorstehenden Regel

Eine Ausnahe ist zuzulassen, wenn Planungen und Maßnahmen der kritischen 
Infrastruktur zwingend notwendig sind und wenn geeignete Objektschutzmaß-
nahmen ergriffen werden.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

-

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr, Fachplanungen mit Bezug zu kritischen Infrastrukturen

Referenzen Eigene Ausarbeitung basierend auf:
Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
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Innovation 3: Verringerung von Schadenspotenzial in
                          deichgeschützten Bereichen 

Bezeichnung Vorranggebiet Anpassung an Überschwemmungen

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, [...], als auch durch solche, die der Anpassung an den 
Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Für den vorbeugenden Hochwasserschutz an der Küste und im Binnenland ist zu 
sorgen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 5 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Ergänzende Risikominimierung in sturmflutgeschützten Küstengebieten

Landesplanerische 
Vorgaben

nicht erforderlich, weil das ROG unmittelbar gilt

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Hochwassergefahrenkarten (HWRM-RL), Daten der Wasserwirtschaft, eigene Er-
hebungen / Wasserstandshöhe < 2 m bei einem Ausfall von Schutzeinrichtungen

 
Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

In den Vorranggebieten Anpassung an Überschwemmungen hat eine dem Hoch-
wasserrisiko angepasste Nutzung zu erfolgen. Bei neuer Bebauung sind geeignete 
bautechnische Maßnahmen zur Vermeidung des Eintrags wassergefährdender 
Stoffe im Überschwemmungsfall vorzusehen. Bei der Sanierung bestehender Be-
bauung sind geeignete bautechnische Maßnahmen zur Vermeidung des Eintrags 
wassergefährdender Stoffe im Überschwemmungsfall zu berücksichtigen.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Sicherung eines Netzes ökologisch bedeutsamer Freiräume, Ressourcenschutz

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr

Referenzen Eigene Ausarbeitung basierend auf:
Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin



62 Handlungshilfe Klimawandelgerechter Regionalplan

3.4	 Schutz vor Hitze in Siedlungsbereichen

Der Anstieg der jährlichen Durchschnittstemperatur und 
vermehrt auftretende Hitzewellen führen vor allem in 
verstädterten Bereichen zu einer Zunahme von Tropen-
nächten, das heißt die Temperatur fällt nicht unter 20 Grad 
Celsius, und Hitzetagen, das heißt die Tageshöchsttempe-
ratur übersteigt 30 Grad Celsius. Die klimatischen Verän-
derungen verstärken die Bildung urbaner Wärmeinseln, da 
städtische und bebaute Gebiete im Vergleich zum Umland 
ein andersartiges horizontales und vertikales Windfeld 
kennzeichnet. Dies geht mit einer eingeschränkten Durch-
lüftung von Siedlungsbereichen und einer im Vergleich 
zum Umland höheren Lufttemperatur einher.53 Gleichzeitig 

nehmen Schwüle und die Belastung mit Luftschadstoffen, 
insbesondere Stickstoffoxiden, zu, wodurch die bioklimati-
schen Belastungen, die auf den menschlichen Organismus 
einwirken, ansteigen. 

Eine stadt-regionale Strategie zur Reduktion der bioklima-
tischen Belastungen besteht im Austausch von Kalt- und 
Frischluft mit dem Umland.54 Der Unterschied zwischen 
Kalt- und Frischluft besteht in der Belastung mit Luft-
schadstoffen. Kaltluft bildet sich über Freiräumen wie 
Wiesen und Äckern. Sie weist im Regelfall keine uner-
wünschten Luftbeimengungen auf.55 Frischluft entsteht 
in Wäldern und größeren Gehölzflächen und ist frei 
von bioklimatischen Belastungen.56 Kaltluft behält beim 

Insbesondere Frankreich und das südliche Europa waren mehrtägig von Tagestemperaturen über 40 Grad Celsius 
betroffen. Die Folge waren tausende Todesopfer und hohe volkswirtschaftliche Schäden. Auch in Deutschland waren 
die Auswirkungen zu spüren. In Freiburg wurden an 53 Tagen Temperaturen von mehr als 30 Grad Celsius gemessen, 
am 13. August 2003 der Rekordwert von 40,2 Grad Celsius. Für Deutschland wird von 7 000 Todesopfern aufgrund 
der Hitzewelle ausgegangen, wobei vor allem ältere und bereits erkrankte Menschen betroffen waren.58 

Exkurs: Die Hitzewelle im August 2003

Abbildung 16: Ältere Menschen sind besonders anfällig gegenüber Hitzefolgen in Städten  (Quelle: Thomas Max Müller/pixelio.de)
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Abfluss ihre Eigenschaft als Frischluft bei, solange sie nicht 
über Emissionsquellen driftet.57 Um Siedlungsbereiche 
vor zunehmender Überhitzung zu schützen, besteht eine 
stadt-regionale Strategie darin, Freiflächen für die Ent-
stehung und den Transport von Frisch- und Kaltluft aus 
dem Umland in die verdichteten Stadträume zu sichern. 
Kalt- und Frischluftentstehungsgebiete sind dementspre-
chend von Besiedlung und emissionsträchtigen Nutzungen 
frei zu halten. Querliegende größere Baukörper, dichte 
Bepflanzungen sowie Aufforstungen oder Aufschüttungen 
beeinträchtigen den Kaltlufttransport und sollten durch 
Festlegungen in den Bereichen ausgeschlossen werden.59 
Für den Erhalt der Qualität von Frischluft ist es erforder-
lich, emissionsträchtige Nutzungen aus den Frischluft-
transportgebieten auszuschließen.

Zur Reduktion bioklimatischer Belastungen kann die Regi-
onalplanung auf multi- und monofunktionale Festlegun-
gen zurückgreifen.60 Zu den multifunktionalen Festle-
gungen zählen regionale Grünzüge, die unterschiedliche 
Funktionen schützen und Freiräume vor einer baulichen 
Inanspruchnahme bewahren.61 Kapitel 3.6. enthält nähere 
Erläuterungen zu multifunktionalen Festlegungen. Auch 
monofunktionale Raumordnungsgebiete können Flächen 
sowohl für Kaltluftentstehung und -transport als auch 
Frischluftentstehung und -transport sichern.62 Potenzia-
le für den Schutz vor Hitzefolgen in Siedlungsbereichen 
bestehen vor allem in Bundesländern mit einer stärkeren 
Standortsteuerung der Siedlungsflächen.63 Siedlungskli-
matische Grundlagendaten sind erforderlich, um Raum-
ordnungsgebiete, die eine Reduktion der bioklimatischen 
Belastungen abstreben, räumlich abzugrenzen.64 Darüber 
hinaus ist es auch möglich, im Regionalplan thermische 
Belastungsbereiche darzustellen.65

Planungspraxis

Multifunktionale Raumordnungsgebiete, die in der Pla-
nungspraxis weit verbreitet sind, decken das Handlungsfeld 
Schutz vor Hitzefolgen häufig mit ab.66 Dennoch enthalten 
viele Regionalpläne monofunktionale Festlegungen, um 
Kaltluftentstehung und insbesondere Kaltlufttransport 
in regional bedeutsamen Luftleitbahnen zu sichern. Rein 
textliche Festlegungen sind von Raumordnungsgebieten zu 
unterscheiden. 

Beispiele für textliche Grundsätze sind:

Bezirksregierung Düsseldorf: 
G Bei der Abwägung von raumrelevanten Nutzungs-
ansprüchen sind im besonderen Maße die Leistungsfä-
higkeit des Naturhaushaltes und die landschaftlichen 
Gegebenheiten zu berücksichtigen; landschaftliche 
Funktionszusammenhänge sollen erhalten bzw. verbes-
sert werden. Im Einzelnen soll hierzu insbesondere die 
Landschaftsplanung [...]
−	 Räume mit besonderer Bedeutung für den Luft-

austausch sichern, 
−	 das klimatische Potenzial der Freiflächen schützen 

und verbessern
[...] Maßnahmen und Nutzungsänderungen auf land- 
und forstwirtschaftlich genutzten Flächen entspre-
chend den vorstehenden Zielen sind vorrangig auf der 
Grundlage freiwilliger Vereinbarungen zu planen und 
durchzuführen.

Verband Region Stuttgart: 
G Für den Ausgleich siedlungsklimatischer Belastungen 
sollen wichtige Kalt- und Frischluftentstehungsflächen 
und Luftleitbahnen gesichert werden.

Regionalversammlung Südhessen: 
G Die Kalt- und Frischluftentstehungsgebiete sowie die 
Kalt- und Frischluftabflussschneisen sollen gesichert, 
offen gehalten und soweit erforderlich, wiederherge-
stellt werden.

Die aufgeführten Regelungsinhalte sind für die Hand-
lungen in den formalen Verfahren des Planvollzugs nicht 
relevant. Es stellt sich damit die Frage, ob sie ihre inten-
dierten Wirkungen erreichen. Enthalten die Regionalpläne 
Raumordnungsgebiete mit dem Ziel, Siedlungsbereiche vor 
Hitzefolgen zu schützen, wiederholen textliche Grund-
sätze entsprechende Regelungen. Es stellt sich damit die 
Frage, inwieweit sie redundant sind. Weitere Gründe für die 
Anwendungsdefizite sind die begrenzte Aussagekraft der 
Festlegungen und die Verwendung unbestimmter Rechts-
begriffe. 

Der Regionalplan Westsachsen enthält zwei textliche Ziele, 
um Siedlungsbereiche vor Überhitzung zu schützen:
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Regionaler Planungsverband Westsachsen:
Z Im Rahmen der Bauleitplanung sind die räumlichen 
Voraussetzungen für den Erhalt und die Schaffung kli-
matisch wirksamer Freiräume sowie den Luftaustausch 
zu schaffen.

Regionaler Planungsverband Westsachsen:
Z Im Verdichtungsraum Leipzig ist die Luftregeneration 
durch Erweiterung vorhandener und den Aufbau neuer 
Wald- und Gehölzbestände zu verbessern.

Die Regionalplanung greift in ihren Handlungen zum 
Planvollzug auf das erste Ziel, das an die Bauleitplanung 
gerichtet ist, kaum zurück, weil die Aspekte von der 
Bauleitplanung in den vorliegenden Plänen weitgehend 
berücksichtigt wurden. Dementsprechend ist unklar, in-
wieweit es seine intendierten Wirkungen erzielt. Das zweite 
Ziel verfolgt einen entwicklungsorientierten Ansatz. Die 
Regionale Planungsstelle setzt die Belange unter anderem 

im Rahmen der Regionalentwicklung sowie der Handlun-
gen im Planvollzug um.

Beispiele für monofunktionale Raumordnungsgebiete 
enthalten unter anderem die Regionalpläne Südhessen und 
Mittlerer Oberrhein:

Regionalversammlung Südhessen: 
G Vorbehaltsgebiete für besondere Klimafunktionen […] 
sollen von Bebauung und anderen Maßnahmen, die die 
Produktion bzw. den Transport frischer und kühler Luft 
behindern können, freigehalten werden. Planungen 
und Maßnahmen, die die Durchlüftung von klimatisch 
bzw. lufthygienisch belasteten Ortslagen verschlechtern 
können, sollen in diesen Gebieten vermieden werden.

Regionalverband Mittlerer Oberrhein: 
G Die bioklimatisch wichtigen Bereiche sollen zur Si-
cherung und Verbesserung der bioklimatischen Wohl-

Abbildung 17: Viele Regionalpläne enthalten Festlegungen zur Verknüpfung regionaler Grünzüge mit innerörtlichen Grünstrukturen
                          (Quelle: Marco Barnebeck/pixelio.de)
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fahrtswirkungen des Naturhaushaltes erhalten oder 
wieder hergestellt werden. Für die Funktion, Frischluft 
an Siedlungsflächen heranzuführen, sollen die zu den 
Siedlungsflächen führenden Luftaustauschbahnen in 
den Seitentälern des Rheingrabens und des Murgtals 
sowie die zum Rheingraben gerichteten Hangzonen 
südlich des Murgtals als Kaltluftentstehungsgebiete 
und die Lüftungsschneisen im Bereich der Siedlungen 
gesichert und entwickelt werden. Vor Nutzungsände-
rungen in den bioklimatisch wichtigen Bereichen ist 
der Nachweis ihrer bioklimatischen Unbedenklichkeit 
zu erbringen.

Der Einfluss des Vorbehaltsgebiets auf die Bauleitplanung 
ist beschränkt. Eine mögliche Ursache sind die Defizite 
in den Datengrundlagen, die der Abgrenzung der Raum-
ordnungsgebiete zugrunde liegen. Aus dem Wissen um 
die Mängel resultiert, dass Regionale Planungsstellen bei 
Stellungnahmen zu anderen Planungen nicht auf das 
Vorbehaltsgebiet zurückgreifen. Aufgrund von Schwie-
rigkeiten, die Bedeutung entsprechender Bereiche für das 
Siedlungsklima ausreichend zu belegen, werden die Inhalte 
der Stellungnahmen in den Bauleitplanverfahren meist 
nicht in der gewünschten Weise berücksichtigt.

Mit der Gebietskategorie „Bereich der Landschaft mit be-
sonderen Nutzungsanforderungen“ verfügt die sächsische 
Regionalplanung über Raumordnungsgebiete, die als ein 
Ziel der Raumordnung wirken. Der Regionalplan Leipzig-
Westsachsen greift auf der Grundlage des Fachbeitrags 
Naturschutz und Landschaftspflege auf die Gebietskate-
gorie zurück, um Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete 
sowie Frisch- und Kaltluftabflussbahnen in ihrer Funktion 
zu sichern. Die Festlegungen dokumentieren die Good 
Practices 2-5.
 

Good Practices und Instrumenteninnovation

Die folgenden Instrumentensteckbriefe beinhalten zum 
einen bestehende Festlegungen aus deutschen Regionen 
und zum anderen innovative Lösungen, die im KlimREG-
Projekt entwickelt wurden, um die Hitzebelastung in den 
Siedlungsbereichen zu verringern. Folgende Intentionen 
liegen ihnen zugrunde:

Abbildung 18: Bioklimatische Wohlfahrtswirkungen des Naturhaus-	
	       haltes sind verstärkt zu sichern und zu entwickeln 		
 	       (Quelle: Julien Christ/pixelio.de)

-	 Sicherung von Flächen für den Kaltlufttransport 
-	 Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen
-	 Sicherung von Flächen für die Kaltluftentstehung 
-	 Sicherung von Flächen für die Frischluftentstehung 
-	 Sicherung von Flächen für den Kaltlufttransport 
-	 Sicherung von Flächen für den Frischlufttransport
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Innovation 1: Sicherung von Flächen für den Kaltlufttransport 

Bezeichnung Vorranggebiet Kaltlufttransport

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch 
solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 
ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Klimas [...] zu 
sichern oder, soweit erforderlich, möglich und angemessen, wiederherzustellen.“ 
(§2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO 

Schutz überörtlich bedeutsamer klimawirksamer Freiräume/Augleichsflächen

Landesplanerische 
Vorgaben

nicht erforderlich, weil das ROG unmittelbar gilt

Datengrundlagen/ 
Abgrenzungskriterien

Regionale Klimamodellierung, eigene Erhebungen

Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

Die Funktionsfähigkeit der Vorranggebiete Kaltlufttransport ist zu erhalten und zu 
verbessern. Planungen und Maßnahmen, die abriegelnde Wirkungen haben oder 
Luftschadstoffe emittieren, sowie Aufforstungen im unmittelbaren Abflusskanal 
sind mit dem Vorranggebiet unvereinbar.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Forstliche Rahmenplanung, Immissi-
onsschutz, Natur/Landschaft, Verkehr 

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Retentionsräume für den Wasserrückhalt, Sicherung eines Netzes 
ökologisch bedeutsamer Freiräume, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, 
Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Aufforstung, Hochwasserschultz durch Dämme, Lärmschutz durch Dämme, Sied-
lung und Verkehr

Referenzen Eigene Ausarbeitung basierend auf:
Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin



67Handlungsfelder der Klimaanpassung

Good Practice 1: Vorbehaltsgebiet für besondere Klimafunktionen 

Bezeichnung Vorbehaltsgebiete für besondere Klimafunktionen

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch 
solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 
ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Klimas [...] zu 
sichern oder, soweit erforderlich, möglich und angemessen, wiederherzustellen.“ 
(§2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO

Schutz überörtlich bedeutsamer klimawirksamer Freiräume/Ausgleichsflächen

Landesplanerische 
Vorgaben

Wo aus regionalplanerischer Sicht aus klimatischen oder landespflegerischen 
Gründen Flächen großräumig von Bebauung oder der Entstehung von Wald 
freizuhalten sind, sind diese insbesondere als Bereiche für besondere Klimafunkti-
onen auszuweisen.

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Klimafunktionskarte und Klimabewertungskarte Hessen

Planzeichen Textliche Festlegung zum Grundsatz der Raumordnung

In den Vorbehaltsgebieten für besondere Klimafunktionen sollen die Kalt- und 
Frischluftentstehung sowie der Kalt- und Frischluftabfluss gesichert und, soweit 
erforderlich, wiederhergestellt werden. Diese Gebiete sollen von Bebauung und 
anderen Maßnahmen, die die Produktion und den Transport frischer und kühler 
Luft behindern können, freigehalten werden. Planungen und Maßnahmen in die-
sen Gebieten, die die Durchlüftung von klimatisch bzw. lufthygienisch belasteten 
Ortslagen verschlechtern können, sollen vermieden werden.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Forstliche Rahmenplanung, Immissi-
onsschutz, Natur/Landschaft, Verkehr 

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Retentionsräume für den Wasserrückhalt, Sicherung natürlicher 
Kohlenstoffsenken, Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Aufforstung, Hochwasserschutz durch Dämme, Lärmschutz durch Dämme, Sied-
lung und Verkehr

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
Hessisches Ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung 2000: 
Landesentwicklungsplan Hessen 2000. Wiesbaden
Regierungspräsidium Gießen 2010: Regionalplan Mittelhessen 2010. Gießen
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Good Practice 2: Sicherung von Flächen für die Kaltluftentstehung 

Bezeichnung Regional bedeutsame Kaltluftentstehungsgebiete

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch 
solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 
ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Klimas [...] zu 
sichern oder, soweit erforderlich, möglich und angemessen, wiederherzustellen.“ 
(§2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO

Schutz überörtlich bedeutsamer klimawirksamer Freiräume/Ausgleichsflächen

Landesplanerische 
Vorgaben

Siedlungsklimatisch bedeutsame Bereiche sind in ihrer Funktionsfähigkeit (Größe, 
Durchlässigkeit, Qualität der Vegetationsstrukturen) zu sichern und zu entwickeln 
und von Neubebauung beziehungsweise Versiegelung sowie schädlichen und 
störenden Emissionen freizuhalten. Dazu sind in den Regionalplänen siedlungsre-
levante Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete sowie Frisch- und Kaltluftbahnen 
festzulegen.

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Fachbeitrag Naturschutz und Landschaftspflege / Kaltluftabflussbahnen mit Zu-
ordnung zu klimatischen Wirkungsräumen

Planzeichen Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

Die Funktionsfähigkeit der „Regional bedeutsamen Frischluftentstehungsgebiete“, 
der „Regional bedeutsamen Kaltluftentstehungsgebiete“ (…) ist zu erhalten oder 
zu verbessern. Dazu sind „Regional bedeutsame Kaltluftentstehungsgebiete“ von 
großflächigen Versiegelungen, abriegelnden Be- und Verbauungen sowie von 
luftschadstoffemittierenden Anlagen freizuhalten und ggf. durch Erhöhung des 
Waldanteils aufzuwerten. Im Rahmen der Bauleitplanung sind die räumlichen Vo-
raussetzungen für den Erhalt und die Schaffung klimatisch wirksamer Freiräume 
sowie den Luftaustausch zu schaffen. Dazu soll der Übergang der siedlungsklima-
tisch bedeutsamen Bereiche in das Siedlungsgefüge so berücksichtigt werden, dass 
ihr Wirkbereich möglichst tief in die Siedlung hineinreicht.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Forstliche Rahmenplanung, Immissi-
onsschutz, Natur/Landschaft, Verkehr 

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Retentionsräume für den Wasserrückhalt, Sicherung eines Netzes 
ökologisch bedeutsamer Freiräume, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, 
Sicherung von Wasserressourcen, Waldmehrung

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Hochwasserschutz durch Dämme, Lärmschutz durch Dämme, Siedlung und 
Verkehr

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
Sächsische Staatsregierung 2013: Landesentwicklungsplan Sachsen 2013. Dresden
Regionaler Planungsverband Leipzig-Westsachsen 2015: Regionalplan Leipzig-
Westsachsen 2017: Vorentwurf. Leipzig
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Good Practice 3: Sicherung von Flächen für die Frischluftentstehung 

Bezeichnung Regional bedeutsame Frischluftentstehungsgebiete

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch 
solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 
ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Klimas [...] zu 
sichern oder, soweit erforderlich, möglich und angemessen, wiederherzustellen.“ 
(§2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO

Schutz überörtlich bedeutsamer klimawirksamer Freiräume/Ausgleichsflächen

Landesplanerische 
Vorgaben

Siedlungsklimatisch bedeutsame Bereiche sind in ihrer Funktionsfähigkeit (Größe, 
Durchlässigkeit, Qualität der Vegetationsstrukturen) zu sichern und zu entwickeln 
und von Neubebauung beziehungsweise Versiegelung sowie schädlichen und 
störenden Emissionen freizuhalten. Dazu sind in den Regionalplänen siedlungsre-
levante Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete sowie Frisch- und Kaltluftbahnen 
festzulegen.

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Fachbeitrag Naturschutz und Landschaftspflege / Frischluftentstehungsgebiete 
mit Zuordnung zu klimatischen Wirkungsräumen

Planzeichen Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

Die Funktionsfähigkeit der „Regional bedeutsamen Frischluftentstehungsgebiete“, 
der „Regional bedeutsamen Kaltluftentstehungsgebiete“ (…) ist zu erhalten oder 
zu verbessern. Dazu sind „Regional bedeutsame Frischluftentstehungsgebiete“ vor 
schwerwiegenden Eingriffen zu schützen, ggf. durch Waldmehrung in ihrer Wirk-
samkeit zu unterstützen und wenn erforderlich durch geeignete Maßnahmen des 
Waldumbaus nachhaltig zu stabilisieren. Im Rahmen der Bauleitplanung sind die 
räumlichen Voraussetzungen für den Erhalt und die Schaffung klimatisch wirksa-
mer Freiräume sowie den Luftaustausch zu schaffen. Dazu soll der Übergang der 
siedlungsklimatisch bedeutsamen Bereiche in das Siedlungsgefüge so berücksich-
tigt werden, dass ihr Wirkbereich möglichst tief in die Siedlung hineinreicht.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Forstliche Rahmenplanung, Immissi-
onsschutz, Natur/Landschaft, Verkehr 

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Retentionsräume für den Wasserrückhalt, Sicherung eines Netzes 
ökologisch bedeutsamer Freiräume, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, 
Sicherung von Wasserressourcen, Waldmehrung

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Hochwasserschutz durch Dämme, Lärmschutz durch Dämme, Siedlung und 
Verkehr

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
Sächsische Staatsregierung 2013: Landesentwicklungsplan Sachsen 2013. Dresden
Regionaler Planungsverband Leipzig-Westsachsen 2015: Regionalplan Leipzig-
Westsachsen 2017: Vorentwurf. Leipzig

Handlungsfelder der Klimaanpassung
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Good Practice 4: Sicherung von Flächen für den Kaltlufttransport  

Bezeichnung Regional bedeutsame Kaltluftabflussbahnen

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch 
solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 
ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Klimas [...] zu 
sichern oder, soweit erforderlich, möglich und angemessen, wiederherzustellen.“ 
(§2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO

Schutz überörtlich bedeutsamer klimawirksamer Freiräume/Ausgleichsflächen

Landesplanerische 
Vorgaben

Siedlungsklimatisch bedeutsame Bereiche sind in ihrer Funktionsfähigkeit (Größe, 
Durchlässigkeit, Qualität der Vegetationsstrukturen) zu sichern und zu entwickeln 
und von Neubebauung beziehungsweise Versiegelung sowie schädlichen und 
störenden Emissionen freizuhalten. Dazu sind in den Regionalplänen siedlungsre-
levante Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete sowie Frisch- und Kaltluftbahnen 
festzulegen.

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Fachbeitrag Naturschutz und Landschaftspflege / Kaltluftabflussbahnen mit Zu-
ordnung zu klimatischen Wirkungsräumen.

Planzeichen Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

Die Funktionsfähigkeit (…) der „Regional bedeutsamen Frischluftabflussbahnen“ 
sowie der „Regional bedeutsamen Kaltluftabflussbahnen“ ist zu erhalten oder zu 
verbessern. Dazu sind „Regional bedeutsame Frischluftabflussbahnen“ und „Regi-
onal bedeutsame Kaltluftabflussbahnen“ von abriegelnden Be- und Verbauungen 
sowie von luftschadstoffemittierenden Anlagen und Aufforstungen im unmittel-
baren Abflusskanal freizuhalten. Im Rahmen der Bauleitplanung sind die räum-
lichen Voraussetzungen für den Erhalt und die Schaffung klimatisch wirksamer 
Freiräume sowie den Luftaustausch zu schaffen.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Forstliche Rahmenplanung, Immissi-
onsschutz, Natur/Landschaft, Verkehr

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Retentionsräume für den Wasserrückhalt, Sicherung eines Netzes 
ökologisch bedeutsamer Freiräume, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, 
Sicherung von Wasserressourcen, Waldmehrung

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Hochwasserschutz durch Dämme, Lärmschutz durch Dämme, Siedlung und 
Verkehr

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
Sächsische Staatsregierung 2013: Landesentwicklungsplan Sachsen 2013. Dresden
Regionaler Planungsverband Leipzig-Westsachsen 2015: Regionalplan Leipzig-
Westsachsen 2017: Vorentwurf. Leipzig
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Good Practice 5: Sicherung von Flächen für den Frischlufttransport 

Bezeichnung Regional bedeutsame Frischluftabflussbahnen

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch 
solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 
ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Klimas [...] zu 
sichern oder, soweit erforderlich, möglich und angemessen, wiederherzustellen.“ 
(§2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO

Schutz überörtlich bedeutsamer klimawirksamer Freiräume/Ausgleichsflächen

Landesplanerische 
Vorgaben

Siedlungsklimatisch bedeutsame Bereiche sind in ihrer Funktionsfähigkeit (Größe, 
Durchlässigkeit, Qualität der Vegetationsstrukturen) zu sichern und zu entwickeln 
und von Neubebauung beziehungsweise Versiegelung sowie schädlichen und 
störenden Emissionen freizuhalten. Dazu sind in den Regionalplänen siedlungsre-
levante Frisch- und Kaltluftentstehungsgebiete sowie Frisch- und Kaltluftbahnen 
festzulegen. 

Datengrundlagen / 
Abgrenzungskriterien

Fachbeitrag Naturschutz und Landschaftspflege / Frischluftschneisen mit Zuord-
nung zu klimatischen Wirkungsräumen

Planzeichen Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

Die Funktionsfähigkeit (…) der „Regional bedeutsamen Frischluftabflussbahnen“ 
sowie der „Regional bedeutsamen Kaltluftabflussbahnen“ ist zu erhalten oder zu 
verbessern. Dazu sind „Regional bedeutsame Frischluftabflussbahnen“ und „Regi-
onal bedeutsame Kaltluftabflussbahnen“ von abriegelnden Be- und Verbauungen 
sowie von luftschadstoffemittierenden Anlagen und Aufforstungen im unmittel-
baren Abflusskanal freizuhalten. Im Rahmen der Bauleitplanung sind die räum-
lichen Voraussetzungen für den Erhalt und die Schaffung klimatisch wirksamer 
Freiräume sowie den Luftaustausch zu schaffen.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Forstliche Rahmenplanung, Immissi-
onsschutz, Natur/Landschaft, Verkehr

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Retentionsräume für den Wasserrückhalt, Sicherung eines Netzes 
ökologisch bedeutsamer Freiräume, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, 
Sicherung von Wasserressourcen, Waldmehrung

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Hochwasserschutz durch Dämme, Lärmschutz durch Dämme, Siedlung und 
Verkehr

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
Sächsische Staatsregierung 2013: Landesentwicklungsplan Sachsen 2013. Dresden
Regionaler Planungsverband Leipzig-Westsachsen 2015: Regionalplan Leipzig-
Westsachsen 2017: Vorentwurf. Leipzig
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3.5	 Regionale Wasserknappheit

Die jahreszeitliche Verschiebung der Niederschläge, die 
sommerliche Trockenperioden verlängert, reduziert die 
Grundwasserneubildung im Sommer.67  Die verringerte 
Versickerung von Niederschlägen aus Starkregenereig-
nissen in ausgetrocknete Böden verstärkt das Phänomen 
insbesondere nach längeren Trockenperioden. Der Wasser-
bedarf von Bäumen ist ein weiterer Faktor, der die Grund-
wasserneubildung im Sommer beeinträchtigt. In der Folge 

der drei Einflussfaktoren sinkt der Grundwasserspiegel und 
der Boden trocknet aus. Damit geht eine verringerte Was-
serverfügbarkeit für den urbanen Wasserkreislauf einher. 
Eine mögliche Konsequenz davon ist eine verschlechterte 

Grundwasserqualität, die wiederum einen zusätzlichen 
Aufwand für die Trinkwasserversorgung erfordert.68

Die diskutierten Handlungsmöglichkeiten des Regional-
plans bestehen in Festlegungen sowohl zur Sicherung 
und Schonung der Grundwasservorkommen als auch zur 
Nutzung des (Grund-)Wassers. Raumordnungsgebiete, die 
Flächen vorsorglich für die Trinkwassergewinnung sichern 
und ihre spätere Umwandlung in ein fachgesetzliches 
Trinkwasserschutzgebiet vorbereiten, bilden eine Hand-
lungsoption zur Sicherung der Grundwasservorkommen.70 

Als Anforderung an entsprechende Raumordnungsgebiete 
gilt, dass die Bereiche qualitativ und quantitativ geeignete 
Grundwasservorkommen enthalten, um die Wasserver-
sorgung langfristig sicherzustellen.71 Diskutiert wird, 

Infolge einer langen Trockenphase und ausgebliebener Niederschläge führten die Flüsse bereits im Mai Niedrig-
wasser. Diese Trockenperiode hielt an und führte im Zusammenhang mit der Hitzewelle zu großflächigen Ernte-
ausfällen und zur Austrocknung von Flüssen und einigen Stauseen. Die Binnenschifffahrt musste an vielen Stellen 
aufgrund zu niedrigerer Flusspegel phasenweise eingestellt werden.69

Exkurs:  Die Hitzewelle im August 2003 verdeutlichte die Auswirkungen der Regionalen Wasserknappheit

Abbildung 19: Zukünftig steigt die Gefahr einer verringerten Wasserverfügbarkeit für den urbanen Wasserkreislauf: Trockener Rhein 
	       in Düsseldorf  (Quelle: Jürgen Treiber/pixelio.de)
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Grundwasservorkommen regionalplanerisch zu sichern, 
indem Festlegungen auf grundwasserschonende Flächen-
nutzungen hinwirken.72 Dazu können die Festlegungen Art 
und Intensität der Flächennutzung regeln, zum Beispiel 
die Flächenversiegelung reduzieren. Festlegungen zur 
Steuerung des Wasserverbrauchs schließen wasserintensive 
Nutzungen in Gebieten aus, die von Trockenheit besonders 
betroffen sind, oder weisen für deren Ansiedlung Flächen 
aus. Beispiele für derartige Nutzungen sind Gewerbe und 
Industrie mit einem hohen Brauchwasserbedarf, Siedlun-
gen und Erholungsnutzungen mit hohem Wasserbedarf.73

Planungspraxis

Alle Regionalpläne enthalten Festlegungen zum Erhalt der 
Wasserressourcen.74 Raumordnungsgebiete schließen meist  
in unterschiedlicher Detailschärfe Nutzungen aus, die mit 
dem Schutzziel nicht vereinbar sind. Auch enthalten die 
Regionalpläne meist textliche Regelungsinhalte, die Vor-
gaben zur Art und Weise der Wassernutzung treffen. Der 
Vergleich der planerischen Praxis mit den Empfehlungen 
der MKRO verdeutlicht, dass Regelungsdefizite vor allem 
in einer vorausschauenden Lenkung stark wasserverbrau-
chender Nutzungen bestehen. Eine mögliche Ursache ist 

das Fehlen einer Flächenkategorie „Sicherung von Berei-
chen für stark wasserverbrauchende Nutzungen“ bezie-
hungsweise von Festlegungen, die stark wasserverbrau-
chende Nutzungen in definierten Bereichen ausschließen.75 

Die folgenden Beispiele verdeutlichen die vielseitigen Aus-
gestaltungen textlicher Grundsätze im Bereich Regionale 
Wasserknappheit:

Regionaler Planungsverband Westsachsen:
G Bei der Planung von Baugebieten sollen die wirt-
schaftlichen Möglichkeiten zur Versickerung von nicht 
schädlich verunreinigtem Niederschlagswasser ausge-
schöpft werden, soweit dies die Bodeneigenschaften 
und geologischen Bedingungen zulassen. Bei Entwäs-
serungsplanungen von Baugebieten sollen die natürli-
chen Wasserscheiden eingehalten werden.

Verband Region Stuttgart: 
G Zur Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen 
und als Standortvoraussetzung für den Lebens- und 
Wirtschaftsraum sollen die ober- und unterirdischen 
Wasservorkommen in der Region in quantitativer und 
qualitativer Hinsicht geschützt werden.

Abbildung 20: Es bedarf einer Sicherung und Schonung der Grundwasservorkommen
                          (Quelle: marketing.hamburg.de/medienserver-ergebnis/media/884.html)

Handlungsfelder der Klimaanpassung
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Verband Region Stuttgart: 
G Zur Schonung der Ressource Wasser soll im Rahmen 
der Aufstellung von Bauleitplänen jeweils individuell 
geprüft werden, inwieweit unter ökonomischen und 
ökologischen Gesichtspunkten Maßnahmen zur Was-
sereinsparung, zur Reduzierung und Verlangsamung 
des oberirdisch abfließenden Wassers und zur Siche-
rung der Grundwasserneubildungsrate verbindlich für 
neue Siedlungsbereiche festgelegt werden können.

Regionalversammlung Südhessen: 
G Der Wasserverbrauch ist in allen Verbrauchsberei-
chen (Haushalte, Industrie und Gewerbe, landwirt-
schaftliche Nutzung usw.) durch eine rationelle und 
effiziente Wasserverwendung zu minimieren. Hierauf 
soll u. a. durch entsprechende Ausschöpfung von 
Einsparpotenzialen, sowie den Einsatz optimierter 
Techniken und Regelungen in Flächennutzungs- und 
Bebauungsplänen hingewirkt werden.

Regionalverband Mittlerer Oberrhein: 
G In Gebieten mit geringem Grundwasserflurabstand 
soll die Ausweisung von Bauflächen vermieden werden. 
In den Grundwasserzustrombereichen zu den Was-
serentnahmestellen sollen Bauflächenerweiterungen 
begrenzt werden, wenn die Grundwasserneubildung 
beeinträchtigt wird oder Risiken für die Grundwasser-
qualität zu befürchten sind.

Regionalverband Mittlerer Oberrhein: 
G Zur Gewährleistung einer hohen Qualität und ausrei-
chenden Menge des Grundwassers sollen
−	 die Infiltration des Niederschlags in den Untergrund 

erhalten bzw. wieder hergestellt,
−	 Drainagen feuchter Gebiete unterlassen,
−	 der Eintrag von Stoffen in das Grundwasser, die 

dessen Eigenschaften nachteilig verändern können, 
verhindert werden.

Regionalversammlung Südhessen: 
G Zwischen Grundwasserentnahmen und -neubildung 
ist ein Gleichgewicht zu gewährleisten. Die Grundwas-
serentnahmen sollen nicht nur an Mengen, sondern, 
soweit möglich, auch an vertretbare Grundwasserstän-
de unter Berücksichtigung der stark schwankenden 
natürlichen Niederschlagsraten und daraus resultie-

renden Grundwasserneubildungsraten erfolgen. Zur 
Verbesserung einer nachhaltigen Verträglichkeit der 
Grundwassernutzung ist die Infiltration zu optimieren.

Den beispielhaft genannten textlichen Grundsätzen be-
scheinigt die Planungspraxis Wirkungsdefizite in formalen 
Verfahren. Für die Berücksichtigung der benannten Belan-
ge ist das Verhalten der wasserwirtschaftlichen Fachpla-
nung und die Einstellung der Gemeinden entscheidend. 
Infolge der wahrgenommenen Wirkungsdefizite verzichten 
einige Planungsstellen darauf, sich in ihren Handlungen 
auf die aufgezählten textlichen Festlegungen zu beziehen. 
Insbesondere Festlegungen, die Vorgaben zum Wasserver-
brauch treffen, erreichen in der Wahrnehmung der Regio-
nalplanung aufgrund fehlender Einflussmöglichkeiten die 
erwünschten Steuerungswirkungen nicht. Ursächlich dafür 
ist unter anderem, dass entsprechenden Festlegungen die 
Adressaten fehlen. Die Regionalplanung kann mit ihren 
formellen Instrumenten das Verhalten von Wasserverbrau-
chern nicht beeinflussen.

Beispiele für Regelungen für Vorbehaltsgebiete bilden die 
folgenden Festlegungen:

Bezirksregierung Düsseldorf: 
G Daher sollen in den Bereichen für den Grundwasser- 
und Gewässerschutz
−	 keine über die Siedlungsbereiche bzw. sondierten 

Standorte für die zukünftige Siedlungsentwicklung 
hinausgehenden großflächigen Versiegelungen 
erfolgen, 

−	 keine wassergefährdenden Anlagen errichtet, 
−	 keine Fernleitungen mit hohem Gefährdungspoten-

zial verlegt,
−	 keine Abfallentsorgungsanlagen oder Bergehalden 

errichtet, 
−	 keine Kläranlagen gebaut und
−	 keine Nassabgrabungen sowie grundwasserge-
      fährdende Trockenabgrabungen mehr zugelassen 

werden.

Planungsgemeinschaft Westpfalz: 
G Innerhalb der Vorbehaltsgebiete für die Wasser-
wirtschaft, Schwerpunkt: Grundwasserschutz ist bei 
Nutzungen darauf zu achten, dass hiervon keine erheb-
lichen Beeinträchtigungen auf die Grundwasserqualität 
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und die Grundwasserneubildung ausgehen. Bei künf-
tigen Grundwasserentnahmen ist auf die land- und 
forstwirtschaftliche Nutzung sowie auf die vorhandene 
grundwasserabhängige Vegetation – vor allem auf 
Feuchtgebiete – Rücksicht zu nehmen.

Regionalversammlung Südhessen: 
G Zum Schutz des Grundwassers in qualitativer und 
quantitativer Hinsicht sind in besonders schützenswer-
ten Bereichen der Planungsregion Südhessen „Vorbe-
haltsgebiete für den Grundwasserschutz“ ausgewiesen 
und in der Karte dargestellt. Der Schutz des Grundwas-
sers hat hier einen besonders hohen Stellenwert bei der 
Abwägung gegenüber Planungen und Vorhaben, von 
denen Grundwasser gefährdende Wirkungen ausge-
hen können. Neben den bestehenden und geplanten 
Trinkwasser- und Heilquellenschutzgebieten (Zonen 
I – III/IIIa) sind dies Flächen mit geringer natürlicher 
Schutzwirkung gegenüber Grundwasserverschmut-
zung.

Verband Region Stuttgart: 
G Die in der Raumnutzungskarte festgelegten „Vorbe-
haltsgebiete zur Sicherung von Wasservorkommen“ 
sollen gegen zeitweilige oder dauernde Beeinträchti-
gungen oder Gefährdungen hinsichtlich der Wassergü-
te und der Wassermenge gesichert werden.

Die Regionalen Planungsstellen berücksichtigen die Belan-
ge in ihren Stellungnahmen zu nachfolgenden Planungen.
Der Steuerungsansatz der Region Stuttgart geht über die 
reine Pflicht, die Beeinträchtigung von Wasserressourcen 
in Planungen zu berücksichtigen, hinaus. Das Vorbehalts-
gebiet verpflichtet dazu, bei Planungen mit möglichen 
Auswirkungen auf Wasservorkommen Fachgutachten zu 
erstellen. Als zusätzliche Informationsgrundlage dienen 
die Ergebnisse der Gutachten dazu, das Wissen über die 
Auswirkungen einer Planung auf die Ressource Wasser zu 
verbessern. Außerdem zeigen die Ergebnisse der Gutachten 
Möglichkeiten auf, um negative Auswirkungen zu verrin-
gern.

Verband Region Stuttgart:
G Sollen innerhalb eines Vorbehaltsgebietes zur 
Sicherung von Wasservorkommen neue Siedlungsflä-
chen, Infrastrukturanlagen oder Rohstoffabbaustätten 

geschaffen werden, so ist durch ein entsprechendes 
Fachgutachten nachzuweisen, dass durch den geplan-
ten Eingriff keine zeitweilige oder dauernde Beein-
trächtigung des Wasservorkommens in qualitativer 
oder quantitativer Hinsicht erfolgt, und geeignete 
Verminderungs-, Vermeidungs- und Ausgleichsmaß-
nahmen aufgezeigt werden.

Die Festlegung ist für Handlungen im Planvollzug relevant. 
Die Fachgutachten fordern, sich mit der Beeinträchtigung 
von Wasservorkommen auseinanderzusetzen. Das Defizit 
der Festlegung besteht darin, dass sie keine Qualitätsanfor-
derungen an die Fachgutachten enthält.

Die Bereiche mit Grundwasser- und Gewässerschutzfunk-
tionen (BGG) des Regionalplans für den Regierungsbezirk 
Köln bilden ein multifunktionales Raumordnungsgebiet. 
Der Wortlaut der textlichen Festlegung spricht für die 
Regelungsqualität eines Ziels der Raumordnung, sodass 
den BGG ein Vorbildcharakter für den Umgang mit der 
regionalen Wasserknappheit zukommt.

Bezirksregierung Köln: 
Z Die zeichnerisch dargestellten BGG sind auf Dauer 
vor allen Nutzungen zu bewahren, die zu Beeinträchti-
gungen oder Gefährdungen der Gewässer (Grundwasser 
und oberirdische Gewässer) und damit ihrer Nutz-
barkeit für die öffentliche Wasserversorgung führen 
können. Bei Nutzungskonflikten ist den Erfordernissen 
des Gewässerschutzes Vorrang einzuräumen.

Bezirksregierung Köln: 
Z Die auf der Basis von festgesetzten Schutzgebieten für 
Grundwasser und für Trinkwassertalsperren dargestell-
ten BGG (s. BGG-Tabelle) sind vor störender anderwei-
tiger Inanspruchnahme zu schützen. Beide sind von 
solchen Nutzungen freizuhalten, die dem Planungs-
ziel entgegenstehen. Die auf der Basis von geplanten 
Schutzgebieten für Grundwasser und Trinkwassertal-
sperren dargestellten BGG (s. BGG-Tabelle) sollen vor 
störender anderweitiger Inanspruchnahme geschützt 
und von solchen Nutzungen freigehalten werden, die 
dem Planungsziel entgegenstehen.

Liegen kommunale Planungen in den abgegrenzten Berei-
chen und lassen sie Konflikte mit dem Grundwasser- bezie-

Handlungsfelder der Klimaanpassung
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hungsweise Gewässerschutz erwarten, greift die Regionale 
Planungsstelle in ihrer Stellungnahme auf diesen Belang 
zurück. Maßgeblich beeinflusst die Rückfrage bei der Obe-
ren und Unteren Wasserbehörde zur Zulässigkeit baulicher 
Nutzungen den Inhalt der Stellungnahme.

Good Practices

Die folgenden Festlegungen zeigen Wege auf, wie die Regi-
onalplanung Wasserressourcen schützt. Folgende Intentio-
nen liegen ihnen zugrunde:

-	 Verhinderung der Grundwasser- und Gewässerbeein-
trächtigung 

-	 Verhinderung der Grundwasserbeeinträchtigung
-	 Schutz ober- und unterirdischer Wasservorkommen 
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Good Practice 1: Verhinderung der Grundwasser- und 
                                Gewässerbeeinträchtigung 

Bezeichnung Bereiche mit Grundwasser- und Gewässerschutzfunktionen (BGG)

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, sowohl 
durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, die 
der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Wasserhaus-
halts […] zu entwickeln, zu sichern oder, soweit erforderlich, möglich und angemes-
sen, wiederherzustellen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

„Grundwasservorkommen sind zu schützen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 2 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO

Verstärkte Sicherung von Wasserressourcen

Landesplanerische 
Vorgaben

Grundwasservorkommen und Oberflächengewässer, die für die öffentliche Wasser-
versorgung genutzt werden oder für eine künftige Nutzung erhalten werden sollen, 
sind so zu schützen und zu entwickeln, dass die Wassergewinnung und Versorgung 
der Bevölkerung mit einwandfreiem Trinkwasser dauerhaft gesichert werden kann. 
Sie sind in ihren für die Trinkwassergewinnung besonders zu schützenden Bereichen 
und Abschnitten in den Regionalplänen als Bereiche für den Grundwasserschutz 
und Gewässerschutz festzulegen und für ihre wasserwirtschaftlichen Funktionen zu 
sichern. 

Datengrundlagen/
Abgrenzungskriterien

Festgesetzte und geplante Schutzgebiete für Grundwasser und Trinkwasser- 
talsperren

Planzeichen Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

Die zeichnerisch dargestellten BGG sind auf Dauer vor allen Nutzungen zu bewah-
ren, die zu Beeinträchtigungen oder Gefährdungen der Gewässer (Grundwasser und 
oberirdische Gewässer) und damit ihrer Nutzbarkeit für die öffentliche Wasserversor-
gung führen können. Bei Nutzungskonflikten ist den Erfordernissen des Gewässer-
schutzes Vorrang einzuräumen. Die auf der Basis von festgesetzten Schutzgebieten 
für Grundwasser und für Trinkwassertalsperren dargestellten BGG sind vor störender 
anderweitiger Inanspruchnahme zu schützen. Beide sind von solchen Nutzungen 
freizuhalten, die dem Planungsziel entgegenstehen. Die auf der Basis von geplanten 
Schutzgebieten für Grundwasser und Trinkwassertalsperren dargestellten BGG (s. 
BGG-Tabelle) sollen vor störender anderweitiger Inanspruchnahme geschützt und 
von solchen Nutzungen freigehalten werden, die dem Planungsziel entgegenstehen. 

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Forstliche Rahmenplanung, Natur/Land-
schaft, Verkehr, Ver- und Entsorgung, Wasser

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Retentionsräume für Wasserrückhalt, Sicherung eines Netzes ökolo-
gisch bedeutsamer Freiräume, Sicherung klimatischer Ausgleichsflächen, Sicherung 
natürlicher Kohlenstoffsenken

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr, Ver- und Entsorgung

Handlungsfelder der Klimaanpassung
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Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, Um-
laufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin 
Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfahlen 2013: LEP NRW. Landesentwick-
lungsplan Nordrhein-Westfalen. Entwurf Juni 2013. Düsseldorf
Bezirksregierung Köln – Regionalplanungsbehörde 2009: Regionalplan für den Regie-
rungsbezirk Köln – Teilabschnitt Köln. Köln
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Good Practice 2: Verhinderung der Grundwasserbeeinträchtigung 

Bezeichnung Bereiche mit Grundwasser- und Gewässerschutzfunktionen

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch 
solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 
ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Wasserhaus-
halts […] zu entwickeln, zu sichern oder, soweit erforderlich, möglich und ange-
messen, wiederherzustellen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

„Grundwasservorkommen sind zu schützen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 2 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO

Verstärkte Sicherung von Wasserressourcen

Landesplanerische 
Vorgaben

Grundwasservorkommen und Oberflächengewässer, die für die öffentliche Was-
serversorgung genutzt werden oder für eine künftige Nutzung erhalten werden 
sollen, sind so zu schützen und zu entwickeln, dass die Wassergewinnung und 
Versorgung der Bevölkerung mit einwandfreiem Trinkwasser dauerhaft gesi-
chert werden kann. Sie sind in ihren für die Trinkwassergewinnung besonders zu 
schützenden Bereichen und Abschnitten in den Regionalplänen als Bereiche für 
den Grundwasserschutz und Gewässerschutz festzulegen und für ihre wasserwirt-
schaftlichen Funktionen zu sichern. 

Datengrundlagen/
Abgrenzungskriterien

Näheres Einzugsgebiet der Wasserschutzzone I-III A, weiteres Einzugsgebiet der 
Wasserschutzzone III B

Planzeichen Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung

In den Bereichen für den Grundwasser- und Gewässerschutz sind alle raumbe-
deutsamen Planungen und Maßnahmen ausgeschlossen, die eine Nutzung der 
Grundwasservorkommen für die öffentliche Trinkwasserversorgung nach Menge 
und Güte beeinträchtigen oder gefährden können. Nutzungen, die standörtlich 
den sonstigen zeichnerischen Darstellungen des Regionalplans entsprechen 
sowie bestehende verbindliche Bauleitpläne und Baurechte bleiben unberührt. 
In den dargestellten Bereichen für den Grundwasser- und Gewässerschutz soll 
die Ausweisung von Bauflächen im Rahmen der Bauleitplanung so erfolgen, 
dass die Grundwasserneubildung soweit wie möglich gewährleistet bleibt und 
Beeinträchtigungen und Gefährdungen der Grundwasservorkommen durch die 
Umsetzung des wasserwirtschaftlichen Vorsorgegrundsatzes in der verbindlichen 
Bauleitplanung weitgehend ausgeschlossen werden. Die über die dargestellten 
Bereiche für den Grundwasser- und Gewässerschutz hinausgehenden erweiterten 
Einzugsbereiche der öffentlichen Trinkwassergewinnung gemäß Beikarte 4G – 
Wasserwirtschaft – haben die Wirkung von Vorbehaltsgebieten. Bei allen raum-
bedeutsamen Planungen und Maßnahmen in den erweiterten Einzugsbereichen 
sollen der Grundwasser- und Gewässerschutz und die Grundwasserneubildung 
berücksichtigt werden. Hier sollen keine Abfallverbrennungsanlagen, Deponien 
und Abgrabungen zugelassen werden. Bei der Bauleitplanung soll dort dem was-
serwirtschaftlichen Vorsorgegrundsatz Rechnung getragen werden.

Handlungsfelder der Klimaanpassung
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Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Natur/Landschaft, Verkehr, Ver- und 
Entsorgung, Wasser

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Retentionsräume für den Wasserrückhalt, Sicherung eines Netzes 
ökologisch bedeutsamer Freiräume, Sicherung klimatischer Ausgleichsflächen, 
Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr, Ver- und Entsorgung

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin 
Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfahlen 2013: LEP NRW. Landesentwick-
lungsplan Nordrhein-Westfalen. Entwurf Juni 2013. Düsseldorf
Bezirksregierung Düsseldorf 2014: Regionalplan Düsseldorf, Entwurf, Stand April 
2014. Düsseldorf
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Good Practice 3: Schutz ober- und unterirdischer Wasservorkommen

Bezeichnung Vorbehaltsgebiet zur Sicherung von Wasservorkommen

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch 
solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 
ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Wasserhaus-
halts […] zu entwickeln, zu sichern oder, soweit erforderlich, möglich und ange-
messen, wiederherzustellen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

„Grundwasservorkommen sind zu schützen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 2 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO

Verstärkte Sicherung von Wasserressourcen

Landesplanerische 
Vorgaben

In allen Teilräumen des Landes ist eine ausreichende Versorgung mit Trink- und 
Nutzwasser sicherzustellen. Nutzungswürdige Vorkommen sind planerisch zu 
sichern und sparsam zu bewirtschaften, Trinkwassereinzugsgebiete großräumig 
zu schützen und für die Versorgung geeignete ortsnahe Vorkommen vorrangig zu 
nutzen. Zur langfristigen Sicherung der Wasserversorgung sind in den Regional-
plänen im erforderlichen Umfang Bereiche zur Sicherung von Wasservorkommen 
auszuweisen.

Datengrundlagen/
Abgrenzungskriterien

Hydrogeologisch abgegrenzte, bisher noch nicht verbindlich als Wasserschutzge-
biete festgelegte örtliche Wasservorkommen, aufgehobene Wasserschutzgebiete

Planzeichen Textliche Festlegung zum Grundsatz der Raumordnung

Die in der Raumnutzungskarte festgelegten „Vorbehaltsgebiete zur Sicherung von 
Wasservorkommen“ sollen gegen zeitweilige oder dauernde Beeinträchtigungen 
oder Gefährdungen hinsichtlich der Wassergüte und der Wassermenge gesichert 
werden. Sollen innerhalb eines Vorbehaltsgebietes zur Sicherung von Wasservor-
kommen neue Siedlungsflächen, Infrastrukturanlagen oder Rohstoffabbaustätten 
geschaffen werden, so ist durch ein entsprechendes Fachgutachten nachzuweisen, 
dass durch den geplanten Eingriff keine zeitweilige oder dauernde Beeinträchti-
gung des Wasservorkommens in qualitativer oder quantitativer Hinsicht erfolgt, 
und geeignete Verminderungs-, Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen aufge-
zeigt werden.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Natur/Landschaft,  Verkehr, Ver- und 
Entsorgung, Wasser

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Retentionsräume für den Wasserrückhalt, Sicherung eines Netzes 
ökologisch bedeutsamer Freiräume, Sicherung klimatischer Ausgleichsflächen, 
Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr, Ver- und Entsorgung

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg 2002: Landesentwicklungsplan 2002 
– Baden-Württemberg – LEP 2002. Stuttgart
Verband Region Stuttgart 2009: Regionalplan. Stuttgart
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3.6	 Multifunktionale Festlegungen 

Multifunktionale Festlegungen zum Freiraumschutz ver-
folgen das Ziel, Freiräume vor einer baulichen Inanspruch-
nahme zu sichern.76 Sie bilden damit für die Klimaanpas-
sung eine handlungsfeldübergreifende Regelungsoption in 
Regionalplänen. Multifunktionale Raumordnungsgebiete 
leisten dagegen keinen Beitrag zur räumlichen Koordina-
tion einzelner Freiraumfunktionen.77 Für die Klimaanpas-
sung ist das relevant, weil sie zum Beispiel in Frisch- und 
Kaltlufttransportbahnen keine Aufforstungen ausschließen 
können, die den Luftaustausch behindern. Regionale Grün-
züge, die zusammenhängende Freiräume vor weiterer Be-
siedlung schützen, sind von Grünzäsuren, die das Zusam-
menwachsen von Siedlungen verhindern beziehungsweise 
die Ausdehnung des Siedlungsraumes in eine bestimmte 
Richtung begrenzen, zu unterscheiden.78 Grünzüge sind 
eines der bekanntesten regionalplanerischen Instrumente, 
auf das Regionalpläne bereits seit mehreren Jahrzehnten 
zurückgreifen.79 

Die Integration multifunktionaler Raumordnungsgebiete 
in Regionalpläne erfordert ihre Definition sowie Aussagen 
zu den Zielen, der räumlichen Abgrenzung, dem Verhältnis 
zu anderen freiraumbezogenen Ausweisungen und zur 
methodischen Herleitung.80 Sie sind sowohl flächenhaft 
als auch mit Symbolen darstellbar, wobei aufgrund der 
fehlenden Flächenschärfe von Symbolen diese Art der 
Darstellung räumlich unkonkret bleibt.81 

Planungspraxis

Die Mehrzahl der Regionalpläne enthält Festlegungen 
für einen multifunktionalen Freiraumschutz.82 In den 
Grünzügen besteht ein Bauverbot, um die ausgewiesenen 
Bereiche vor Bebauung zu sichern. Vielfach enthalten die 
Regelungen Ausnahmen, die eine Bebauung ermöglichen. 
Einen sowohl qualitativen als auch quantitativen Ausgleich 
von Eingriffen in die Grünzüge bestimmen insbesondere 
die hessischen Regionalpläne. Darüber hinaus enthalten 
viele Regionalpläne Festlegungen zur Verknüpfung regi-
onaler Grünzüge mit innerörtlichen Grünstrukturen, wie 
Gewässerläufen, Bahndämmen und Straßenrändern, die 
mit Waldflächen aber auch Park-, Friedhofs- und privaten 
Gartenanlagen vernetzt sein können. Zur Entwicklung 
von Grünzügen enthält der Regionalplan Stuttgart eine 
Regelung, in ihnen naturschutzrechtliche Ausgleichsmaß-
nahmen umzusetzen.83

Die Planungspraxis zieht vielfach die Integration siedlungs-
klimatischer Belange in multifunktionale Raumordnungs-
gebiete einer monofunktionalen Raumordnungsgebiets-
ausweisung vor. Dementsprechend bilden die regionalen 
Grünzüge das zentrale Instrument zur Klimaanpassung. 
Die regionalen Grünzüge erzielen die beabsichtigten 
Wirkungen – die Freihaltung von Flächen von Bebauung – 
weitgehend. Eine GIS-basierte Evaluation in vier Regionen 
bestätigt die hohe Wirksamkeit des Instruments. Grün-
züge sichern dementsprechend wertvolle Freiflächen vor 
Bebauung.84 

Abbildung 21: Grünzüge sind eines der bekanntesten regionalplanerischen Instrumente (Quelle: Marc Boberach/pixelio.de)
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Die folgenden beispielhaft aufgeführten textlichen Festle-
gungen sind aus dem Regionalplan des Verbands Region 
Stuttgart entnommen:

Verband Region Stuttgart:
1) 	 Z Die in der Raumnutzungskarte festgelegten 

Regionalen Grünzüge sind Vorranggebiete für den 
Freiraumschutz mit dem Ziel der Erhaltung und 
Verbesserung des Freiraumes und der Sicherung 
des großräumigen Freiraumzusammenhangs. Die 
Regionalen Grünzüge dienen der Sicherung der Frei-
raumfunktionen Boden, Wasser, Klima, Arten- und 
Biotopschutz, der naturbezogenen Erholung sowie 
insbesondere der land- und forstwirtschaftlichen 
Bodennutzung und Produktion. Regionale Grünzü-
ge dürfen keiner weiteren Belastung, insbesondere 
durch Bebauung ausgesetzt werden. Funktionswid-
rige Nutzungen sind ausgeschlossen. Die Erweite-
rung bestehender standortgebundener technischer 
Infrastruktur ist ausnahmsweise zulässig.

2)	 Neue raumbedeutsame, auf den Außenbereich 
angewiesene privilegierte Vorhaben nach § 35 Abs. 1 
BauGB, insbesondere der Land- und Forstwirtschaft, 
können in den Regionalen Grünzügen ausnahms-
weise dann zugelassen werden, wenn diese einer 
bereits rechtskräftig bestehenden baulichen Anlage 
zugeordnet werden. Soweit eine Zuordnung von 
landwirtschaftlichen Produktionsstätten aus im-
missionsschutzrechtlichen Gründen nicht möglich 
ist, sind bei der Ansiedlung die landschaftlichen 
Gegebenheiten besonders zu berücksichtigen.

3)	 Die Regionalen Grünzüge enthalten vielerorts 
nachweislich bestandskräftige, genehmigte bau-
liche Anlagen, Vorhaben und Bebauungspläne im 
Außenbereich, wie z.B. Sport- und Freizeiteinrich-
tungen. Diese haben in den Regionalen Grünzügen 
im Einzelfall Bestandsschutz. Erweiterungen sind im 
Rahmen der bisherigen Ausprägung möglich.

Verband Region Stuttgart:
Z Die in der Raumnutzungskarte gebietsscharf 
festgelegten Grünzäsuren sind vorgesehen als die 
besiedelten Bereiche gliedernde Freiräume. Andere 
raumbedeutsame Nutzungen sind in den Grünzäsuren 
ausgeschlossen, soweit sie mit der gliedernden oder 
ökologischen Funktion der Grünzäsuren nicht zu ver-

einbaren sind (Vorranggebiet zugunsten von Freiräu-
men). Neue raumbedeutsame Vorhaben im Sinne von 
§ 29 Abs. 1 BauGB i.d.F. v. 21.12.2006, zuletzt geändert 
am 24.12.2008, dürfen mit Ausnahme der Erweiterung 
bestehender Kläranlagen nicht zugelassen werden. Die 
Erweiterung bestehender standortgebundener techni-
scher Infrastruktur ist ausnahmsweise zulässig.

Ein Vertreter der Region Stuttgart beschreibt die wahr-
genommenen Steuerungswirkungen: Multifunktionale 
Grünzüge und Grünzäsuren würden das zentrale, hand-
lungsfeldübergreifende Instrument des Regionalplans 
bilden. Sie seien planerisch leicht zu handhaben, überall 
einsetzbar und hoch wirksam. Mit der hohen Begrün-
dungsqualität aufgrund ihrer Multifunktionalität könne 
vor allem das weitere Zusammenwachsen von Nachbar-
gemeinden verhindert und so der Luftaustausch gesichert 
werden. In einem bereits stark verdichteten Ballungsraum 
wie der Region Stuttgart trägt für ihre Durchsetzung auch 
eine emotionale Begründung bei: In der Kommunikation 
mit den Gemeinden erweise sich vielfach das Argument 
als wirksam, dass der Erhalt von Freiflächen zwischen ein-
zelnen Siedlungen die lokale Identität wahre und Grenzen 
sichtbar blieben.

Ein Vertreter des Regierungsbezirks Köln misst den regio-
nalen Grünzügen eine vergleichbar hohe Bedeutung bei: 
Den Schutz der Regionalen Grünzüge nehme die Regio-
nalplanungsbehörde sehr ernst. Dies resultiere auch aus 
der historischen Entwicklung der Raumordnung, die aus 
dem Erfordernis des Freiraumschutzes im benachbarten 
Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk hervorgegangen 
sei. Dementsprechend würden die Grünzüge quasi als ein 
„Heiligtum“ angesehen. Die klimaökologischen Belange 
bildeten einen zentralen Belang zur Begründung des Inst-
ruments. 

Bezirksregierung Köln: 
Z Die Regionalen Grünzüge sind als wesentliche Be-
standteile des regionalen Freiflächensystems im Sinne 
der notwendigen Ausgleichsfunktionen insbesondere 
in den Verdichtungsgebieten gegen die Inanspruch-
nahme für Siedlungszwecke besonders zu schützen. Sie 
sind in der Bauleit- und Fachplanung durch lokal be-
deutsame Freiflächen zu ergänzen und zur Herstellung 
ihrer Durchgängigkeit untereinander zu vernetzen. Zur 
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Verbesserung der Umweltbedingungen ist hierbei ins-
besondere auf die zusammenhängende Verbindungs-
funktion des NWSE verlaufenden Grünzuges am Rhein 
entlang hinzuwirken, an den sich rechtsrheinisch die in 
das Bergische orientierten und linksrheinisch die in die 
Börde auslaufenden Grünzüge anschließen. Die Durch-
gängigkeit der Regionalen Grünzüge zum ländlichen 
Freiraum ist zu gewährleisten.

Z Die Regionalen Grünzüge sollen insbesondere die 
siedlungsräumliche Gliederung, den klimaökologischen 
Ausgleich, die Biotoperhaltung und -vernetzung sowie 
die freiraumgebundene Erholung sichern. Sie sind 
ihrer Zweckbestimmung entsprechend zu erhalten 
und zu entwickeln. Neue Planungen und Maßnahmen, 
die diese Aufgaben und Funktionen beeinträchtigen, 
sind auszuschließen. In begründeten Ausnahmefällen 
können Einrichtungen der Infrastruktur und Nutzun-
gen, die von der Sache her ihren Standort im Freiraum 
haben und nicht außerhalb des Regionalen Grünzu-
ges verwirklicht werden können, auch in Regionalen 
Grünzügen unter Beachtung der entsprechenden Ziele 
vorgesehen werden.

Die Wirkungen entwicklungsorientierter Belange, etwa 
„die Ergänzung in der Bauleit- und Fachplanung durch 
lokal bedeutsame Freiflächen“ und die „Vernetzung zur 
Herstellung ihrer Durchgängigkeit untereinander“, sind 
schwer einzuschätzen, weil die Gemeinden ihre Flächen-
nutzungspläne selten vollkommen neu aufstellen. Dement-
sprechend spielt der Belang eine untergeordnete Rolle.

Der Gebietsentwicklungsplan für den Regierungsbezirk 
Köln enthält ein weiteres textliches Ziel, das entwick-
lungsorientiert eine Stärkung der Funktion der Grünzüge 
anstrebt.

Bezirksregierung Köln: 
Die Regionalen Grünzüge sollen durch eine qualitative, 
ökologische Aufwertung des Freiraumes, den Wieder-
aufbau von zerstörter oder beeinträchtigter Landschaft 
sowie durch die Verknüpfung vorhandener ökologi-
scher Potenziale entwickelt und verbessert werden. 
Ein Verbund der innerörtlichen Grünflächen mit den 
Grünzügen ist im Rahmen der Bauleitplanung anzu-
streben.

Ein Vertreter der Region stellt heraus, dass die Wirkungen 
der Regionalen Grünzüge im Wesentlichen im Erhalt von 
Freiräumen lägen. Aufgrund der Grenzen ihrer Handlungs-
möglichkeiten weise die Regionalplanungsbehörde die 
Gemeinden nicht zur Aufwertung entsprechender Bereiche 
an. In der Region bestünden vielfältige Konzeptionen zur 
Entwicklung der Bereiche. In die Umsetzungsaktivitäten 
bringe sich die Regionalplanung mit ein. Dabei sei aller-
dings kaum nachvollziehbar, inwieweit entsprechende 
Aktivitäten aus regionalplanerischen Festlegungen resul-
tierten.

Good Practices

Die folgenden Instrumentensteckbriefe dokumentieren 
Festlegungen deutscher Regionalpläne zu Grünzügen und 
Grünzäsuren. Aufgrund der anerkannt hohen Wirksamkeit 
des Instruments wird hier kein Weiterentwicklungsbe-
darf gesehen, so dass im KlimREG-Projekt keine weiteren 
Innovationen entwickelt wurden. Im Einzelnen werden die 
folgenden Instrumente beschrieben:

-	 Schutz und Entwicklung von Freiräumen durch Regio-
nale Grünzüge und Grünzäsuren

-	 Schutz und Entwicklung von Freiraumfunktionen 
durch Regionale Grünzüge – Flexibilisierung mit Regel-
Ausnahme-Struktur

-	 Schutz von Freiräumen, die besiedelte Bereiche glie-
dern, durch Regionale Grünzäsuren – Flexibilisierung 
mit Regel-Ausnahme-Struktur

 



85Handlungsfelder der Klimaanpassung

Good Practice 1: Schutz und Entwicklung von Freiräumen durch 
                                Regionale Grünzüge und Grünzäsuren 

Bezeichnung Vorrangausweisung für regionale Grünzüge beziehungsweise Vorrangausweisung 
für Grünzäsuren

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch 
solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 
ROG)

„[...] es ist ein großräumig übergreifendes, ökologisch wirksames Freiraumver-
bundsystem zu schaffen.“ (§2 Abs. 2 Nr. 2 Satz 5 ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Klimas [...] zu 
sichern oder, soweit erforderlich, möglich und angemessen, wiederherzustellen.“ 
(§2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO

Schutz überörtlich bedeutsamer klimawirksamer Freiräume/Ausgleichsflächen

Landesplanerische 
Vorgaben

Die landesweit bedeutsamen Bereiche für den Freiraumschutz sind durch die Re-
gionalplanung mit Vorrangausweisungen für regionale Grünzüge beziehungswei-
se Vorrang- und Vorbehaltsausweisungen für Grünzäsuren und Siedlungszäsuren 
zu konkretisieren und zu sichern.

Datengrundlagen/ 
Abgrenzungskriterien

Grundlagendaten zum Siedlungsklima

Planzeichen Textliche Festlegung zum Ziel/Grundsatz (2. Absatz) der Raumordnung

In den regionalen Grünzügen und Grünzäsuren dürfen nur Vorhaben zugelas-
sen werden, die die Funktionen des Regionalen Grünzuges beziehungsweise der 
Grünzäsuren nicht beeinträchtigen oder unvermeidlich und im überwiegenden 
öffentlichen Interesse unabdingbar notwendig sind. In den Regionalen Grün-
zügen ist eine flächenhafte Besiedelung, in den Grünzäsuren ist eine Bebauung 
grundsätzlich nicht zulässig. Die regionalen Grünzüge einschließlich der Grün-
zäsuren sollen so entwickelt und gestaltet werden, dass diese nachhaltig die oben 
genannten Funktionen erfüllen können, zur Erhaltung und Gestaltung einer 
ausgewogenen Freiraumstruktur im Zuge der fortschreitenden Entwicklung von 
Stadtlandschaften und zu einer langfristigen Verbesserung der Umweltqualität im 
dichtbesiedelten Raum beitragen sowie die Gestaltungsmöglichkeiten des Raumes 
langfristig wahren.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanungen: Immissionsschutz, Natur/Land-
schaft, Verkehr, Ver- und Entsorgung 

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, Retentionsräume für den Wasserrückhalt, Sicherung natürlicher 
Kohlenstoffsenken, Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Immissionsschutz, Siedlung und Verkehr, Ver- und Entsorgung

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin 
Ministerium des Innern und für Sport Rheinland-Pfalz 2008: Landesentwick-
lungsprogramm (LEP IV). Mainz
Planungsgemeinschaft Rheinhessen-Nahe 2015: Regionaler Raumordnungsplan 
Rheinhessen-Nahe. Mainz
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Good Practice 2: Schutz und Entwicklung von Freiraumfunktionen 

                                durch Regionale Grünzüge – Flexibilisierung mit 

                                Regel-Ausnahme-Struktur 

 Bezeichnung Regionale Grünzüge

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, 
sowohl durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch 
solche, die der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 
ROG)

„[...] es ist ein großräumig übergreifendes, ökologisch wirksames Freiraumver-
bundsystem zu schaffen.“ (§2 Abs. 2 Nr. 2 Satz 5 ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Klimas [...] zu 
sichern oder, soweit erforderlich, möglich und angemessen, wiederherzustellen.“ 
(§2 Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO

Schutz überörtlich bedeutsamer klimawirksamer Freiräume/Ausgleichsflächen

Landesplanerische 
Vorgaben

Zum Schutz von Naturgütern, naturbezogenen Nutzungen und ökologischen 
Funktionen vor anderen Nutzungsarten oder Flächeninanspruchnahmen werden 
in den Regionalplänen Regionale Grünzüge, Grünzäsuren und Schutzbedürftige 
Bereiche ausgewiesen. Sie konkretisieren und ergänzen die überregional bedeut-
samen naturnahen Landschaftsräume im Freiraumverbund. Regionale Grünzüge 
sind größere zusammenhängende Freiräume für unterschiedliche ökologische 
Funktionen, für naturschonende, nachhaltige Nutzungen oder für die Erholung; 
sie sollen von Besiedlung und anderen funktionswidrigen Nutzungen freigehalten 
werden.

Datengrundlagen/ 
Abgrenzungskriterien

Grundlagendaten zum Siedlungsklima

Planzeichen Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung (Regel)

Die in der Raumnutzungskarte festgelegten Regionalen Grünzüge sind Vorrang-
gebiete für den Freiraumschutz mit dem Ziel der Erhaltung und Verbesserung 
des Freiraumes und der Sicherung des großräumigen Freiraumzusammenhangs. 
Die Regionalen Grünzüge dienen der Sicherung der Freiraumfunktionen Boden, 
Wasser, Klima, Arten- und Biotopschutz, der naturbezogenen Erholung sowie 
insbesondere der land- und forstwirtschaftlichen Bodennutzung und Produkti-
on. Regionale Grünzüge dürfen keiner weiteren Belastung, insbesondere durch 
Bebauung ausgesetzt werden. Funktionswidrige Nutzungen sind ausgeschlossen.

Festlegung einer Ausnahme 
von der vorstehenden Regel

Die Erweiterung bestehender standortgebundener technischer Infrastruktur ist 
ausnahmsweise zulässig. Neue raumbedeutsame, auf den Außenbereich angewie-
sene privilegierte Vorhaben nach § 35 Abs. 1 BauGB, insbesondere der Land- und 
Forstwirtschaft, können in den Regionalen Grünzügen ausnahmsweise dann 
zugelassen werden, wenn diese einer bereits rechtskräftig bestehenden baulichen 
Anlage zugeordnet werden. Soweit eine Zuordnung von landwirtschaftlichen Pro-
duktionsstätten aus immissionsschutzrechtlichen Gründen nicht möglich ist, sind 
bei der Ansiedlung die landschaftlichen Gegebenheiten besonders zu berücksich-
tigen.
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Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Natur/Landschaft, Personen des Pri-
vatrechts (insbesondere mit Vorhaben nach § 35 BauGB), Verkehr

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, landwirtschaftliche Nutzungen, Retentionsräume für den Wasser-
rückhalt, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, Sicherung von Wasserressour-
cen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Siedlung und Verkehr, Personen des Privatrechts (insbesondere mit Vorhaben 
nach § 35 BauGB)

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, 
Umlaufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg 2002: Landesentwicklungsplan 2002 
– Baden-Württemberg – LEP 2002. Stuttgart
Verband Region Stuttgart 2009: Regionalplan. Stuttgart
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Good Practice 3: Schutz von Freiräumen, die besiedelte 

                                Bereiche gliedern, durch Regionale Grünzäsuren – 

                                Flexibilisierung mit Regel-Ausnahme-Struktur 

Bezeichnung Grünzäsur

Grundsätze der Raum- 
ordnung im ROG

„Den räumlichen Erfordernissen des Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, sowohl 
durch Maßnahmen, die dem Klimawandel entgegenwirken, als auch durch solche, 
die der Anpassung an den Klimawandel dienen.“ (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 7 ROG)

„[...] es ist ein großräumig übergreifendes, ökologisch wirksames Freiraumverbund-
system zu schaffen.“ (§2 Abs. 2 Nr. 2 Satz 5 ROG)

„Der Raum ist in seiner Bedeutung für die Funktionsfähigkeit […] des Klimas [...] zu 
sichern oder, soweit erforderlich, möglich und angemessen, wiederherzustellen.“ (§2 
Abs. 2 Nr. 6 Satz 1 ROG)

Handlungsschwerpunkt 
Klimaanpassung der MKRO

Schutz überörtlich bedeutsamer klimawirksamer Freiräume/Ausgleichsflächen

Landesplanerische 
Vorgaben

Zum Schutz von Naturgütern, naturbezogenen Nutzungen und ökologischen Funk-
tionen vor anderen Nutzungsarten oder Flächeninanspruchnahmen werden in den 
Regionalplänen Regionale Grünzüge, Grünzäsuren und Schutzbedürftige Bereiche 
ausgewiesen. Sie konkretisieren und ergänzen die überregional bedeutsamen natur-
nahen Landschaftsräume im Freiraumverbund. Grünzäsuren sind kleinere Freiräu-
me zur Vermeidung des Zusammenwachsens von Siedlungen und für siedlungsnahe 
Ausgleichs- und Erholungsfunktionen; sie sollen von Besiedlung und anderen 
funktionswidrigen Nutzungen freigehalten werden.

Datengrundlagen/ 
Abgrenzungskriterien

Grundlagendaten zum Siedlungsklima

Planzeichen Textliche Festlegung zum Ziel der Raumordnung (Regel)

Die in der Raumnutzungskarte gebietsscharf festgelegten Grünzäsuren sind vorge-
sehen als die besiedelten Bereiche gliedernde Freiräume. Andere raumbedeutsame 
Nutzungen sind in den Grünzäsuren ausgeschlossen, soweit sie mit der gliedernden 
oder ökologischen Funktion der Grünzäsuren nicht zu vereinbaren sind (Vorrangge-
biet zugunsten von Freiräumen).

Festlegung einer Ausnahme 
von der vorstehenden Regel

Die Erweiterung bestehender standortgebundener technischer Infrastruktur ist 
ausnahmsweise zulässig.

Planadressat Kommunale Bauleitplanung, Fachplanung: Natur/Landschaft,  Verkehr, Ver- und 
Entsorgung

Mögliche Synergien mit 
anderen Zielsetzungen

Bodenschutz, landwirtschaftliche Nutzungen, Retentionsräume für den Wasserrück-
halt, Sicherung natürlicher Kohlenstoffsenken, Sicherung von Wasserressourcen

Mögliche Konflikte mit 
anderen Zielsetzungen

Immissionsschutz, Siedlung und Verkehr, Ver- und Entsorgung

Referenzen Raumordnungsgesetz vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986). Zuletzt geändert 
durch Artikel 124 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)
Ministerkonferenz für Raumordnung 2013: Raumordnung und Klimawandel, Um-
laufbeschluss vom 06.02.2013. Berlin
Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg 2002: Landesentwicklungsplan 2002 – 
Baden-Württemberg – LEP 2002. Stuttgart
Verband Region Stuttgart 2009: Regionalplan. Stuttgart
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Steuernde Elemente und prozesshafte Organisation sind 
stärker zu verknüpfen

Die Funktion der Regionalplanung besteht entsprechend 
Aufgabe und Leitvorstellung der Raumordnung (§ 1 ROG) 
darin, den Raum zu entwickeln, zu ordnen und zu sichern. 
Die Regionalplanung muss sich daher mit zwei unter-
schiedlichen Politikfeldern befassen: „einerseits kann sie 
regulativ, also mit rechtlichen Regelungen, die Raumnut-
zung restringieren und auf bestimmte Gebiete lenken, 
andererseits muss sie die wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Kräfte einer Region unterstützen, die Entwick-
lung ihres Raumes kreativ und konstruktiv über kooperati-
ve Prozesse voranzutreiben".85 Vertreter einer strategischen 
Regionalplanung streben an, die beiden Elemente regional-
planerischen Handelns – steuernde Elemente und prozess-
hafte Organisation – stärker zu verknüpfen.86

Klimaanpassung umfasst sowohl Sicherungs- und Ord-
nungsfunktion als auch Entwicklungsfunktion

Für die Klimaanpassung sind sowohl die Sicherungs- und 
Ordnungs- als auch die Entwicklungsfunktion relevant. 
Zum einen sind überörtlich bedeutsame Flächen mit ihren 
Funktionen für die Handlungsfelder der Klimaanpassung 
(Flächen für die Retention von Hochwasser und den Kalt- 
und Frischluftaustausch zwischen Stadt und Umland) 
langfristig zu sichern (Sicherungs- und Ordnungsfunktion). 
Zum anderen ist es erforderlich, dass die Regionalplanung 
in einem prozesshaften Vorgehen anstrebt, bestehende und 
zukünftige Gefahren infolge der klimatischen Verände-
rungen und ihrer Folgen zu verringern. Das erfordert auch, 
Flächennutzungen zu verändern (Entwicklungsfunktion). 
Ein Beispiel für die Entwicklungsfunktion im Zuge der Kli-
maanpassung ist, Flächen für die Retention von Hochwas-
ser zurückzugewinnen. Die übergreifenden Empfehlungen 
zur Integration der Klimaanpassung in Festlegungen 
greifen dementsprechend auf die beiden Funktionen von 
Regionalplanung zurück.

Ziele der Raumordnung sollten Freiflächen langfristig für 
eine klimaangepasste Entwicklung sichern

Die Mehrzahl der Innovationen und Good Practices zielt 
auf die Sicherungs- und Ordnungsfunktion. Die Festlegun-
gen dienen dementsprechend dazu, Freiflächen und ihre 

4	 Übergreifende	Empfehlungen

Funktionen langfristig für eine klimaangepasste räumliche 
Entwicklung zu sichern. Erfolgreich sind restriktive Rege-
lungen, wenn die Regionalplanung Handlungen anderer 
Akteure, die den Festlegungen zuwiderlaufen, unterbinden 
kann. Ziele der Raumordnung verschaffen der Regionalpla-
nung entsprechende Möglichkeiten. Weichen Planungen 
anderer Akteure vom Zielsystem des Regionalplans ab, ist 
eine durchsetzungsstarke Intervention in formalen Ver-
fahren möglich. Grundsätze, die die Bauleitplanung in die 
Abwägung einbezieht, sind weniger durchsetzungsfähig. 
Gleichwohl können sie in solchen Fällen nützlich sein, in 
denen auf regionalplanerischer Ebene keine abschließende 
Entscheidung möglich ist. Auch stellen Vorbehaltsgebiete 
wichtige Informationen bereit. Verzichtet die Regional-
planung auf ihre Darstellung, kommt auf die Gemeinden 
ein höherer Aufwand zu, weil sie den objektiv gegebenen 
Belang selbst erheben müssen.

Wirkungen der Festlegungen reflektieren

Die möglichen Wirkungen zukünftiger regionalplane-
rischer Festlegungen sollten bei der Planerstellung und 
-fortschreibung kritisch reflektiert werden, um mit durch-
setzungsstarken Festlegungen Funktionen von Flächen zu 
sichern, die für eine klimagerechte Entwicklung der Region 
bedeutsam sind. Herauszuheben sind in dem Zusammen-
hang die multifunktionalen Grünzüge, die unterschiedliche 
Funktionen schützen, als durchsetzungsfähig angesehen 
werden und auch von nachfolgenden Planungsebenen 
anerkannt sind. Im Sinne der No-Regret-Strategie schützen 
sie verschiedene Funktionen von Freiflächen. Auch wenn 
die Klimawandelfolgen nicht in dem prognostizierten 
Maße eintreten, ist der Erhalt der Freiflächen damit aus an-
deren Gründen sinnvoll beziehungsweise eine angepasste 
Entwicklung ist zu einem späteren Zeitpunkt möglich.

Rechtlichen Rahmen bei Festlegungen berücksichtigen

Eine Kritik, die bereits in den 1970er Jahren an der Planung 
geübt wird, ist ihr weit umfassender Steuerungsanspruch. 
Auch für die gegenwärtige Planungspraxis ist die Kritik 
noch relevant. Die bundesweite Analyse regionalplaneri-
scher Festlegungen identifizierte zahlreiche Plansätze, die 
den rechtlich definierten Kompetenztitel der Regional-
planung überschreiten. Damit verwenden die Regionalen 
Planungsstellen Ressourcen für die Entwicklung von Fest-

Übergreifende Empfehlungen
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legungen, die oft nicht mal für ihr eigenes Handeln beim 
Planvollzug relevant sind. Eine Folge des Fehlens einer 
Schwerpunktsetzung auf prioritäre Handlungsfelder ist, 
dass die Regionalplanung Einflussmöglichkeiten verspielt. 
Drastischer formuliert es ein Aufsatztitel „If planning is 
everything, maybe it’s nothing“.87 Auch für Festlegungen 
zur Klimaanpassung ist damit der Rahmen der bundes- 
und landesrechtlichen Vorgaben entscheidend, das heißt 
die Regelungsinhalte sind am raumordnerischen Kompe-
tenztitel sowie an Gegenständen, Rahmenvorgaben und 
mögliche Adressaten der Bindungswirkungen auszurich-
ten.

Ziele und Grundsätze können entwicklungsorientierte 
Aktivitäten zur Klimaanpassung legitimieren

Die Interviews mit Akteuren der Regionalplanung ver-
deutlichen, dass Anliegen der Klimaanpassung auch in 
Kooperation mit anderen Akteuren umgesetzt werden. Ent-
sprechende Aktivitäten verfolgt beispielsweise der Verband 
Region Stuttgart im Handlungsfeld Siedlungsklima. Die 
Regionen verfolgen damit einen entwicklungsorientierten 
Ansatz und beschränken ihre Handlungen nicht nur dar-
auf, bestehende Nutzungen zu sichern. Die Planungspraxis 
enthält damit auch in den Handlungsfeldern der Klimaan-
passung Elemente einer kooperativen Regionalplanung, in 
der regionale Akteure unter wesentlicher Mit-Steuerung 
durch die Regionalplanung zusammenarbeiten, um 
regionale Gemeinschaftsaufgaben wahrzunehmen.88 Im 
Hinblick auf die Festlegungen ist relevant, dass Ziele und 
Grundsätze entsprechende Aktivitäten der Regionalpla-
nung legitimieren können.

Entwicklungsorientierte Festlegungen auf prioritäre 
Handlungsfelder fokussieren

Besteht das Ziel von Festlegungen für eine klimagerechte 
Regionalentwicklung in der Entwicklungsfunktion, sollten 
strategisch Schwerpunkte auf prioritäre Handlungsfelder 
gelegt werden. Dabei sind die Aufgaben und die verfügba-
ren Ressourcen zu berücksichtigen. Als erfolgreich erweist 
sich ein kooperatives Vorgehen vor allem dann, wenn 
Themen aufgegriffen werden, die von den Gemeinden und 
den Fachplanungen nicht aufgegriffen, gleichzeitig aber als 
regional bearbeitungsbedürftig empfunden werden.89 Für 
die thematisierten Handlungsfelder der Klimaanpassung 

ist dies vor allem beim Schutz vor Hitze in Siedlungsberei-
chen der Fall. In dem Handlungsfeld besteht keine starke 
Fachplanung. Auch erfordert der Austausch von Frisch- 
und Kaltluft zwischen dem Umland und der Stadt mitunter 
eine Sichtweise, die über die administrativen Grenzen einer 
Gemeinde hinausgeht. Damit bietet sich für eine entwick-
lungsorientierte Regionalplanung die Möglichkeit, tätig zu 
werden.

Regionalplanung ist ein wichtiger Akteur im Vorbeugen-
den Hochwasserschutz

Im Handlungsfeld Vorbeugender Hochwasserschutz ist die 
Ausgangssituation grundlegend verschieden. Mit der Was-
serwirtschaft besteht hier eine starke Fachplanung, die ihre 
Handlungen mit der Umsetzung der Hochwasserrisikoma-
nagementrichtlinie auf die raumrelevanten Handlungsfel-
der Rückhalt von Niederschlagswasser und Minimierung 
des Schadenspotenzials ausweitet. Bundes- und Landes-
recht schaffen hierfür zunehmend die Grundlagen. Sowohl 
Regionalplanung als auch die Wasserwirtschaft haben 
aufgrund ihrer räumlichen Abgrenzung, die an admi-
nistrativen Grenzen orientiert ist, Probleme, Ober- und 
Unterliegeraspekte im Zusammenhang eines gesamten 
Flusseinzugsgebietes in den Blick zu nehmen. Großräumige 
Flusseinzugsgebiete z. B. von Donau, Elbe, Oder und Rhein 
überschreiten benachbarte Planungsräume, für die § 7 Abs. 
3 ROG eine Abstimmung von Raumordnungsplänen vor-
schreibt. Landes- und Regionalplanung können zu Fragen 
des Vorbeugenden Hochwasserschutzes gleichwohl einen 
wertvollen Beitrag leisten, indem sie mit der Sicherung 
von Flächen für die Retention und der Verringerung von 
Schadenspotenzialen vorbeugend Flächen sichern. Damit 
gehen sie auch über die wasserrechtlichen Vorschriften 
hinaus. Damit ist die Regionalplanung ein zentraler Akteur, 
um Konzepte zur Verringerung von Hochwassergefahren 
umzusetzen.

Verringerung der Hochwasserentstehung und 
-gefahren erfordert eine Neuorientierung

Die Verringerung der Hochwasserentstehung und -gefah-
ren sind für die Regionalplanung im Vergleich zur Steu-
erung der Siedlungsentwicklung meist von nachrangiger 
Bedeutung.90 Daher beschäftigen sich viele Regionen – 
insbesondere wenn sie in der jüngeren Vergangenheit nicht 
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von verheerenden Überschwemmungen betroffen waren 
– meist nicht vertieft mit dem Vorbeugenden Hochwas-
serschutz. Im Sinne des Vorsorgeauftrags, das heißt der 
Vermeidung möglicher zukünftiger Katastrophen, sind die 
Prioritäten zu verändern. Nachfolgende Planungen sollten 
mit Vorranggebieten Anpassung an Überschwemmung 
sowohl im Binnenland als auch entlang der Küste dazu 
verpflichtet werden, den Umgang mit Schadenspotenzialen 
zu beachten.

Einschätzungsprärogative ermöglicht mutigeren Um-
gang mit unsicheren Aussagen zum Klimawandel

Bei der Fortschreibung des Regionalplans und der Integra-
tion von Festlegungen zur Klimaanpassung sind neben den 
strategischen Überlegungen zu den Regelungstatbeständen 
und ihrer normativen Ausgestaltung auch die verfügbaren 
Daten zur regionalen Betroffenheit zu berücksichtigen. 
Belastbare Datengrundlagen sind nicht nur für eine rechts-
sichere Abgrenzung der Raumordnungsgebiete erforder-
lich, sondern erhöhen auch im späteren Planvollzug die 
Überzeugungskraft der regionalplanerischen Argumenta-
tion. Dennoch sollte die Regionalplanung bei unsicheren 
Aussagen zu klimatischen Veränderungen mutiger auf das 
bestehende Wissen zurückgreifen und ihre Einschätzungs-
prärogative nutzen. 

Bandbreiten möglicher Veränderungen berücksichtigen

Das „Methodenhandbuch zur regionalen Klimafolgenbe-
wertung in der Regionalplanung“, das über die Internet-
seite des BBSR downloadbar ist, bieten einen Überblick 
möglicher Vorgehensweisen bei Betroffenheitsanalysen. 
Ist die Regionalplanung in regionale Betroffenheitsana-
lysen involviert, sollte sie darauf drängen, die mögliche 
Spannbreite klimatischer Veränderungen mit Szenarien 
zu berücksichtigen. Auch wenn zu einem Zeitpunkt eine 
Entscheidung für ein Szenario gefällt wird, dessen Ein-
trittswahrscheinlichkeit als realistisch angesehen wird, 
können die Ergebnisse anderer Szenarien für das spätere 
Handeln hilfreich sein. Zeichnen sich unvorhergesehene 
Veränderungen bei den klimatischen Parametern ab, liegen 
bereits Informationsgrundlagen vor, auf deren Grundlage 
das regionalplanerische Handeln angepasst werden kann. 
Sind restriktive Festlegungen für bestimmte Flächen in der 
Zukunft aufgrund geänderter Rahmenbedingungen nicht 

mehr erforderlich, können sie zurückgenommen werden. 
Ein solches Vorgehen erhält Entwicklungsoptionen für eine 
nachhaltige Raumentwicklung.
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Projektionsdienst fü r Wasserstraßen ünd 
Schifffahrt ProWaS startet Mitte 2017  

Das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) und seine Oberbehörden starten 

Mitte 2017 einen Projektionsdienst. Regelmäßig sollen mittel- und langfristige Einschätzungen zu den 

Auswirkungen des Klimawandels im Bereich der Binnen- und Küstengewässer geliefert werden. Damit 

kann der Anpassungsbedarf für die Wasserstraßen und die Schifffahrt, aber auch für andere Hand-

lungsfelder rechtzeitig erkannt werden.  

Der Klimawandel stellt eine zentrale politische Herausforderung des 21. Jahrhunderts dar. Die Anpas-

sung an die Folgen des Klimawandels ist neben dem Klimaschutz eine wichtige Aufgabe der Bundesre-

gierung. Das haben nicht zuletzt die extremen Witterungsereignisse der vergangenen Jahre verdeutlicht. 

Speziell Hoch- und Niedrigwasser haben gezeigt, dass die Verkehrsinfrastruktur verwundbar ist.  

Die Oberbehörden des BMVI, der Deutsche Wetterdienst (DWD), die Bundesanstalt für Gewässerkunde 

(BfG), das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) und die Bundesanstalt für den Wasser-

bau (BAW) haben seit 2007 in Forschungsprojekten Verfahren entwickelt, die mittel- und langfristige 

Veränderungen des Klimas und die Folgen abbilden, „projizieren“ können. Die bereits erarbeiteten 

Daten auf der Zeitskala von Jahrzehnten sind wichtige Beiträge zum „Aktionsplan Anpassung der 

Deutschen Anpassungsstrategie an den Klimawandel“.  

Das Pilotprojekt „Klima und Wasser – Projektionsdienst für Wasserstraßen und Schifffahrt (ProWaS)“ ist 

der nächste Schritt, um die Forschung in einen regelmäßigen, staatlichen Vorhersage- und Projektions-

dienst für Klima, Gewässer und Extremereignisse zu überführen. ProWaS wird aktuelle Daten zur 

Beurteilung des Anpassungsbedarfes bereitstellen. Die Verantwortlichen können die mögliche Betrof-

fenheit der Infrastruktur laufend überprüfen und vorausschauend Anpassungsmaßnahmen ergreifen.  

ProWaS umfasst zunächst die Regionen Rhein, Elbe und Deutsche Bucht und liefert grundlegende 

Informationen zur Bewertung der Schiffbarkeit und Wasserbeschaffenheit wie Abfluss, Wassertiefe, 

Wassertemperatur, Sauerstoffgehalt oder Transportkosten vor dem Hintergrund neuer Erkenntnisse aus 

dem jüngsten, fünften IPCC-Sachstandsbericht von 2014. 

DWD, BfG, BSH und BAW erbringen für den Projektionsdienst Leistungen in den Bereichen Meteorolo-

gie, Klimatologie, Ozeanographie, Datenhaltung und -versorgung, Hydrologie, Hydro- und Morphody-

namik, Gewässergüte, wasserbauliche Unterhaltung sowie Wirtschaftlichkeit der Binnenschifffahrt. Der 

Projektionsdienst stellt zum einen strukturierte und dokumentierte Datenreihen für wissenschaftliche 

Anwender zur Verfügung, die weitere Modellanwendungen und Auswertungen durchführen möchten. 

Zum anderen werden überregional aggregierte Daten für Entscheider bereitgestellt. Sie beinhalten 

zentrale Aussagen über die Betroffenheit der Wasserstraßen, z. B. mit Hilfe von Niedrigwasserindikato-
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Vorwort

Eine gut ausgebaute, intakte und damit uneingeschränkt 
nutzbare Verkehrsinfrastruktur ist von hoher Bedeutung 
für Deutschland als Exportnation im Zentrum Europas. Sie 
erschließt Räume und vernetzt Menschen, wodurch Wohl-
stand und wirtschaftliche Entwicklung möglich werden. 
Die Verkehrsinfrastruktur im 21. Jahrhundert sieht sich 
mit Herausforderungen konfrontiert, die die Mobilität der 
Zukunft entscheidend beein�ussen. Umwelt- und Klima-
schutz, Verkehrssicherheit und Modernisierung der Infra-
struktur erfordern Innovationen, um den Weg zu bereiten 
für eine Transformation zur Nachhaltigkeit in Verkehr und 
Gesellschaft.

Ziel der Bundesregierung ist die sichere und nachhaltige 
Entwicklung des Verkehrssystems, die neue Mobilitätskon-
zepte und Ressourcenef�zienz ebenso wie Digitalisierung 
und technologischen Wandel einbezieht. Da die Möglich-
keiten für den Neu- und Ausbau von Verkehrswegen be-
grenzt sind, gewinnt die Erhöhung der Leistungsfähigkeit 
und die Modernisierung der bestehenden Infrastruktur im-
mer mehr an Bedeutung. Im Vordergrund stehen verkehrs-
trägerübergreifende Mobilitätsstrategien, die einen zielge-
richteten Prozess zur Identi�zierung und Implementierung 
von nachhaltigen Innovationen bedingen.

Die nachhaltige und innovationsorientierte Entwicklung 
des Verkehrssystems ist eine Zukunftsaufgabe, die Chancen 
für Fortschritt und Wachstum eröffnet. Umweltgerechte 
und an den Klimawandel angepasste Bauweisen, risiko-
basiertes Erhaltungsmanagement für Ingenieurbauwerke, 
sensorbasiertes Lebenszyklusmanagement in Echtzeit oder 
Building Information Modeling sind Beispiele für High-
tech-Anwendungen im Verkehrswegebau. Digitalisierung 
und Nutzung erneuerbarer Energie stehen für Chancen, die 
es zu nutzen gilt. Die hiermit verbundenen Innovations-
potenziale für den Wirtschaftsstandort Deutschland sind 
groß, setzen jedoch neue Formate der Ressortforschung so-
wie des Wissens- und Technologietransfers voraus.

Zur Gestaltung der komplexen Themen im Kontext mit ei-
ner nachhaltigen Entwicklung des Verkehrssystems verfügt 
das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infra-
struktur (BMVI) über eine hohe verkehrspolitische, fachli-
che und wissenschaftlich-technische Kompetenz. Die For-
schungseinrichtungen und Fachbehörden des BMVI sind 
durch ihre praxisnahe Ausrichtung im Bereich Infrastruk-
tur, Umwelt und Klima wissenschaftlich hervorragend auf-
gestellt, um innovative Forschungs- und Netzwerkstruk-
turen zu etablieren, aus denen heraus sich Antworten auf 
drängende Verkehrsfragen der Zukunft �nden lassen.

Vor diesem Hintergrund beschreitet das BMVI einen inno-
vativen Weg und schließt die Ressortforschungseinrichtun-
gen und Fachbehörden zu einem Expertennetzwerk Wissen 
– Können – Handeln zusammen. Das BMVI verfolgt das 
Ziel, vorhandene Kompetenzen auf eine breite gemeinsame 
Basis zu stellen, intensiv miteinander zu vernetzen und so 
Wissens- und Technologietransfer über Fachgrenzen hin-
weg zu fördern. Darüber hinaus steht der Dialog zwischen 
Experten aus Wissenschaft und Forschung, Politik sowie 
Industrie und Wirtschaft im Fokus der Netzwerkbildung 
und des gegenseitigen Austauschs.

Zum 1. Januar 2016 haben sich  Experten aus zunächst sie-
ben nachgeordneten Behörden des BMVI in einem Netz-
werk zusammengeschlossen. Das so geschaffene Diskussi-
ons- und Innovationsforum steht künftig auch für andere 
Institutionen offen. Ebenso ist eine inhaltliche Erweiterung 
um neue Themenfelder denkbar.

Ingo Christian Hartmann
BMVI, Referat G 11, Forschungsbeauftragter

Beata Krieger
BASt, Gesamtkoordination, BMVI-Expertennetzwerk
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Komplexe globale und lokale Herausforderungen wie Kli-
mawandel, umweltgerechte Entwicklung, Energiewende 
und alternde Infrastruktur sind wesentlich für den Verkehr 
der Zukunft und betreffen schon heute viele der Zustän-
digkeitsbereiche des BMVI. Um Mobilität und Verkehr in 
Deutschland auch im 21. Jahrhundert erfolgreich zu gestal-
ten, sind verkehrspolitische Weichenstellungen bereits in 
der Gegenwart erforderlich. Die Herausforderungen sind 
weitreichend und tangieren die strategische Planung auf 
Netzebene ebenso wie technische Anpassungsmaßnahmen 
an Verkehrswegen und einzelnen Bauwerken.

Allein das Infrastrukturvermögen in Deutschland verfügt 
über einen Kapitalwert von etwa 430 Milliarden Euro. Bun-
desweit sind 13 000 km Autobahn, 39 000 km Bundesstraße, 
7 300 km Binnenwasserstraße, 23 000 km² Seewasserstraße 
und 33 000 km Schienenwege umweltgerecht und wirt-
schaftlich zu erhalten sowie dort, wo Risiken nicht akzepta-
bel sind, anzupassen. Investitionen in den Erhalt der beste-
henden Infrastruktur und deren bedarfsgerechten Ausbau 
stehen anstelle von Neubaumaßnahmen in der heutigen 
Zeit im Planungsfokus. 

Die Verkehrsinfrastruktur ist einem komplexen Gefüge aus 
Risiken und Störfaktoren ausgesetzt, das deren Verlässlich-
keit und die Verkehrssicherheit dauerhaft einschränken 
kann. Zugleich bedingen die wirtschaftliche Ver�echtung 
und stetig wachsende Mobilitätsbedürfnisse immer höhere 
Verkehrs- und Sicherheitsansprüche. Naturgefahren und 
bauliche Schäden als Folge des Klimawandels stellen das 
Verkehrssystem zusätzlich zu altersbedingt eingeschränk-
ter Leistungsfähigkeit der Infrastruktur vor große Heraus-
forderungen. Die hiermit verbundenen Einschränkungen 
hinsichtlich der Resilienz des Verkehrssystems sind auf-
grund dessen kritischer Systemrelevanz für die Gesellschaft 
als Ganzes von hoher volkswirtschaftlicher Bedeutung.

Unsere Verkehrsinfrastrukturen sind unterschiedlichen 
Störungen ausgesetzt. Lokale Störungen, wie Erdrutsche 
oder Brände (z. B. nach einer Hitze- und Trockenperiode), 
haben in der Regel nur geringe Auswirkungen auf das ge-
samte Verkehrssystem. Demgegenüber können Ereignisse 
wie Hochwasser, Starkregen, Sturm�uten oder Orkanbö-
en, aber auch ein alters- und überlastungsbedingtes oder 
bautechnisches Versagen (z. B. von Brücken), die Funktions- 
und Leistungsfähigkeit von Verkehrswegen, Verkehrsträ-

gern und Verkehrsmitteln emp�ndlich und nachhaltig be-
einträchtigen. Die Auswirkungen sind insbesondere dann 
kritisch, wenn sie systemeinschränkend wirken. Doch es ist 
auch der zunehmende Verkehr selbst, der den Klimawan-
del und die damit verbundenen Extremwetterereignisse 
vorantreibt und durch die Belastungen zu Schäden in der 
Verkehrsinfrastruktur führt.

Ziel der Verkehrspolitik ist es daher, auf Basis technisch-
wissenschaftlicher Innovationen, neue und nachhaltige 
Konzepte in die Praxis umzusetzen, um die Infrastruktur 
nachhaltig zu gestalten und dauerhaft resilient zu machen. 
Die Fähigkeit des Verkehrssystems, 

 �  resilient gegenüber geplanten und bis zu einem gewis-
sen Grad auch ungeplanten, unvorhersehbaren Ereig-
nissen zu sein sowie 

 �  die Folgen des Klimawandels und extremer Wettereig-
nisse durch gezielte Anpassung zu minimieren und 

 �  dessen Umweltbelastungen durch die Transformation 
hin zu einer nachhaltigen Mobilität zu reduzieren,

gilt es zu fördern, insbesondere durch Forschung und Ent-
wicklung sowie einen effektiven Wissens- und Technolo-
gietransfer. Gleichzeitig sind dazu die Chancen der Digi-
talisierung und der Anwendung erneuerbarer Energien zu 
nutzen.

Vor dem Hintergrund der vorhandenen Herausforderun-
gen braucht es zielgerichtete Forschungsimpulse, die in 
Innovationen und angepassten Regelwerken münden. 
Diese Zukunftsaufgabe erfordert mehr denn je die Etablie-
rung neuer Forschungs- und Netzwerkstrukturen, die an 
der Schnittstelle von Wissenschaft und Praxis integrier-
te Lösungsansätze erarbeiten, damit eine nachhaltige und 
umweltgerechte Entwicklung des Verkehrssystems möglich 
wird.

Unter dem Leitmotiv Wissen – Können – Handeln haben 
sich die Ressortforschungseinrichtungen und Fachbehör-
den des BMVI 2016 zu einem Expertennetzwerk zusam-
mengeschlossen mit dem Ziel, drängende Verkehrsfragen 
der Zukunft durch Innovationen in den Bereichen Klima-
anpassung, Umweltschutz und Risikomanagement aufzu-
greifen. Damit knüpft das Expertennetzwerk direkt an die 
Leitlinien der Bundesregierung im Rahmen ihrer Nachhal-
tigkeits- und Hightech-Strategie an.

Einleitung
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Angesichts der Notwendigkeit, das Verkehrssystem in 
Deutschland resilient und umweltgerecht zu gestalten, 
beschreitet das BMVI einen innovativen Weg und bündelt 
die Expertise und Kompetenzen seiner Ressortforschungs-
einrichtungen und Behörden im BMVI-Expertennetzwerk 
Wissen – Können – Handeln.

Ziel ist es, die Kompetenzen auf eine breitere gemeinsame 
Basis zu stellen, intensiver miteinander zu vernetzen und 
so Wissens- und Technologietransfer zu fördern. Das BMVI-
Expertennetzwerk soll den Dialog zwischen Experten aus 
Wissenschaft und Forschung, der Industrie und Wirtschaft 
sowie der Politik und Verwaltung intensivieren. 

Im BMVI-Expertennetzwerk wirken Bundesanstalt für 
Straßenwesen (BASt), Bundesanstalt für Gewässerkunde 
(BfG), Bundesanstalt für Wasserbau (BAW) und Deutscher 
Wetterdienst (DWD) sowie Bundesamt für Güterverkehr 
(BAG), Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie 
(BSH) und Eisenbahn-Bundesamt (EBA) zusammen. Ihre 
Kompetenzen und Ressourcen werden zunächst in drei 
Themenfeldern gebündelt:

1. Verkehr und Infrastruktur an Klimawandel und ex-
treme Wetterereignisse anpassen,

2. Verkehr und Infrastruktur umweltgerecht gestalten 
und 

3. Verlässlichkeit der Verkehrsinfrastrukturen erhö-
hen.

Weitere Themenfelder, die bearbeitet werden sollen, sind 

4. Digitale Technologien konsequent entwickeln und 
nutzen,

5. Einsatzpotentiale erneuerbarer Energien für Ver-
kehr und Infrastruktur verstärkt erschließen.

BMVI-Expertennetzwerk - ein
neues Format der Ressortforschung

BMVI Expertennetzwerk - Logodesign - 14.03.2016
- Seite 1 -

Wissen Können Handeln
BMVI   Expertennetzwerk

Wissen Können Handeln
BMVI   Expertennetzwerk

Wissen Können Handeln
BMVI   Expertennetzwerk

Logo des BMVI-Expertennetzwerks:
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Organisatorisch ist das BMVI-Expertennetzwerk in eine
Entscheidungs- und eine Fachebene gegliedert.

Auf der Entscheidungsebene wirkt die vom Referat G 11
geleitete Lenkungsgruppe. Das Referat G 11 im BMVI ist
unter anderem zuständig für Grundsatzangelegenheiten
der Forschung und Entwicklung, der Referatsleiter ist
gleichzeitig Forschungsbeauftragter des BMVI. Die Len-
kungsgruppe hat die Aufgabe,

 � die Ausrichtung und den Fortschritt der Forschungs- 
und Entwicklungsarbeit inhaltlich und organisatorisch 
zu begleiten,

 � die Forschungsergebnisse im verkehrspolitischen Kon-
text zu diskutieren und zu kommunizieren,

 � neue Impulse zu formulieren sowie neue Arbeitsaufträ-
ge zu veranlassen, da das BMVI-Expertennetzwerk für 
weitere Behörden und neue Themenfelder offen ist.

Darüber hinaus ist die Gesamtkoordination des Experten-
netzwerks mit einem wissenschaftlichen Arbeitsstab in der
Lenkungsgruppe verankert.

Zu den Aufgaben der Gesamtkoordination gehören un-
ter anderem die wissenschaftliche und administrative 
Koordination sowie die Verbreitung wissenschaftlicher 
Erkenntnisse und die Öffentlichkeitsarbeit. Forschung, 
Entwicklung und Implementierung der Ergebnisse sowie 
die Beratung der Politik erfolgen direkt aus den einzelnen 
Themenfeldern heraus, die der jeweiligen Fachebene zuge-
ordnet sind.

Das Expertennetzwerk 

Lenkungsgruppe 
G 11, DG 22, LA 15, LA 18, LA 24, StB 10, WS 12, WS 14, WS24  

Gesamtkoordination 
BASt, BAG, BAW, BfG, BSH, DWD, EBA 

Wissenschaftlicher 
Arbeitsstab: BASt 

Entscheidungs
-ebene 

Themenfeld 1: 
Verkehr und 

Infrastruktur an 
Klimawandel und 

extreme 
Wetterereignisse 

anpassen 
 
 

Koordination: 
DWD 

Themenfeld 2: 
Verkehr und 
Infrastruktur 

umweltgerecht 
gestalten 

 
 
 
 

Koordination: 
BfG 

Themenfeld 3: 
Verlässlichkeit 

der 
Infrastrukturen 

erhöhen 
 
 
 
 

Koordination: 
BASt 

Themenfeld 4: 
Digitale 

Technologien 
konsequent 

entwickeln und 
nutzen 

 
 
 

Koordination: 
BASt 

Themenfeld 5: 
Einsatzpotentiale 

erneuerbarer 
Energien für 
Verkehr und 
Infrastruktur 

verstärkt 
erschließen 

 
Koordination: 

DWD 

Fachebene 

DWD, BASt, BAW, 
BfG, BSH, EBA 

BfG, BASt, BAW, 
BSH, DWD, EBA 

BASt, BAG, BAW, 
BfG, DWD, EBA BASt, weitere… DWD, weitere… 

BMVI-Expertennetzwerk Wissen - Können - Handeln
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Mobilität ist ein wesentliches Fundament für unsere ge-
samte gesellschaftliche Entwicklung. Das BMVI trifft zum 
Erhalt und zur Entwicklung dieses Fundaments Investiti-
onsentscheidungen in gesamtwirtschaftlicher Verantwor-
tung, in die langfristige Entwicklungen einbezogen werden 
müssen. Ebenso müssen neue komplexe Herausforderun-
gen wie Klimawandel, Nachhaltigkeit, Energiewende, Di-
gitalisierung oder alternde Verkehrsstrukturen bei diesen 
Entscheidungen Berücksichtigung �nden. Das Experten-
netzwerk wird sich zunächst mit drei dieser Themenkom-
plexe intensiv befassen: Klimawandel, Nachhaltigkeit bzw. 
umweltgerechte Entwicklung sowie alternde Verkehrs-
strukturen.

Klimawandel. Auswirkungen auf den Verkehr

Die Wissenschaft geht davon aus, dass die menschlichen 
Aktivitäten mit hoher Wahrscheinlichkeit einen ernstzu-
nehmenden Ein�uss auf die seit Mitte des 20. Jahrhunderts 
verstärkt beobachtbare Erderwärmung haben. Der mensch-
liche Ein�uss wurde neben der Erwärmung der Atmosphä-
re auch in der Erwärmung des Ozeans, in Veränderungen 
des globalen Wasserkreislaufs, in der Abnahme von Schnee 
und Eis, im Anstieg des mittleren globalen Meeresspie-
gels und in Veränderungen einiger Klimaextreme erkannt. 
Fortgesetzte Emissionen von Treibhausgasen werden eine 
weitere Erwärmung und Veränderungen in allen Kompo-
nenten des Klimasystems bewirken. 

Die Vertragsstaatenkonferenz (COP 21) der Klimarahmen-
konferenz UNFCC hat sich während ihrer Sitzung im De-
zember 2015 in Paris auf das verbindliche Ziel verständigt, 
die globale Erwärmung bis zum Ende des Jahrhunderts 
deutlich unter 2 Grad Celsius abzusenken. Es soll eine weit-
gehende Dekarbonisierung bzw. Klimaneutralität der Ge-
sellschaft, d. h. auch des Verkehrsbereichs, erreicht werden. 
Die Anpassung an den Klimawandel wurde als gleichbe-
rechtigtes Ziel neben der Begrenzung der Erwärmung etab-
liert. Klimaschutz, Anpassung und Unterstützung entspre-
chender Maßnahmen werden zur völkerrechtlichen P�icht, 
wenn der Vertrag in 2020 in Kraft tritt. Trotz der beabsich-
tigten Begrenzung der Erderwärmung auf 1,5 statt 2 Grad 
Celsius wird der Anpassungsdruck auf die einzelnen Sekto-
ren, insbesondere auch den Verkehrssektor mit seinen pro-
gnostiziert hohen Wachstumsraten, deutlich zunehmen.

Eine uneingeschränkt nutzbare Verkehrsinfrastruktur ist 
für die gesellschaftliche Entwicklung wichtig. Welche Be-
deutung hat in diesem Zusammenhang der Klimawandel? 
Welche klimatischen Veränderungen sind für den Verkehr 
und die Infrastruktur in Deutschland relevant? Welche Kli-
maszenarien müssen wir beachten? Wie verwundbar sind 
der Verkehr und die Infrastruktur gegenüber klimatischen 
Veränderungen und extremen Wetterereignissen? Welche 
Abschnitte im Verkehrsnetz könnten Schwachpunkte sein? 
Welche Optionen, Maßnahmen und Verfahren gibt es zur 
Sicherstellung und Erhöhung der Resilienz des gesamten 
Verkehrssystems? Wie wirken sich kombinierte Effekte von 
Klimawandel und anderen anthropogenen Veränderun-
gen auf Verkehr und Infrastruktur aus? Was bedeutet dies 
für Instandhaltung, Planung und Bau von Infrastrukturen? 
Wie können wir neben langfristigen Klimaprojektionen 
auch belastbare Klimavorhersagen für Planungszeiträume 
von 10 bis 30 Jahren erstellen und in den Planungsinstru-
menten sowie bereits bei der Instandhaltung und Erneue-
rung des Verkehrsnetzes nutzen? 

Diese und weitere Fragen sollen im Themenfeld 1 des Ex-
pertennetzwerks „Verkehr und Infrastruktur an Klimawan-
del und extreme Wetterereignisse anpassen“ beantwortet 
werden. 

Zukunftsthemen



9

Umweltgerechte Entwicklung. Konsequenzen für den Ver-
kehr

Ein leistungsfähiger Verkehr, gestützt auf eine intakte Ver-
kehrsinfrastruktur, bildet eine der unabdingbaren Voraus-
setzungen unserer modernen Zivilisation. Verkehr und Inf-
rastruktur stehen in vielfacher, enger Wechselwirkung mit 
unseren natürlichen Lebensgrundlagen, wirken auf sie ein 
und werden durch die natürlichen Bedingungen geprägt. 
Diese Wechselwirkung so zu gestalten, dass die hohen 
Mobilitätsanforderungen unserer Gesellschaft regional, 
national, international sowie global sicher und verläss-
lich bedient werden können und dennoch die natürlichen 
Lebensgrundlagen geschont werden, ist eine der zentra-
len Herausforderungen unserer Zeit. Sie zu meistern, ist in 
nationalen Entwicklungsstrategien zur Nachhaltigkeit, bio-
logischen Vielfalt, zum Schutz von Wasser, Boden und Luft 
als gesellschaftliches Ziel verankert. 

Die einzelnen Verkehrsträger erfordern zunächst jeweils 
eine gesonderte Betrachtung, da sie in Bezug auf Biotopzer-
teilung, Eintrag fremder Arten, Schadstoffemissionen oder 
Lärm spezi�sch wirken. In der Konsequenz aber entsteht 
eine Gesamtwirkung auf Mensch und Natur. Für die Ge-
währleistung einer ökologisch nachhaltigen Infrastruktur-
entwicklung ist eine verkehrsträgerübergreifende Betrach-
tung erforderlich. Diese wird bessere Schlüsse als bisher 
zulassen im Hinblick auf die Minimierung oder Vermei-
dung verkehrsbedingter Beeinträchtigungen der Umwelt-
qualität und biologischen Vielfalt. Sie wird aufzeigen, wie 
unter Nutzung der Infrastruktur eine bessere Vernetzung 
oder die Schaffung neuer Lebensräume erreicht werden 

kann. Sie wird die Suche nach den ef�zientesten Lösungen 
im Sinne der Nachhaltigkeitsstrategie auf fundierter wis-
senschaftlicher Grundlage ermöglichen.

Das Themenfeld 2 des Expertennetzwerks „Verkehr und 
Infrastruktur umweltgerecht gestalten“ wird dazu Antwor-
ten geben.

Alternde Verkehrsinfrastrukturen. Risiken für den Verkehr

Verkehrsinfrastrukturen sind Investitionen mit langer 
Amortisationsdauer und grundsätzlich für eine lange Nut-
zung konzipiert. Das Verkehrsnetz in Deutschland basiert 
im Kern auf Infrastrukturen, die bereits eine lange Nut-
zung aufweisen und einer kontinuierlichen Erhaltung bzw. 
Modernisierung bedürfen. Das steigende Alter der Brücken 
und sonstiger Ingenieurbauwerke erhöht in Kombination 
mit den über die Nutzungsdauer veränderten und allge-
mein gestiegenen Einwirkungen die Risiken bezüglich der 
Zuverlässigkeit dieser Verkehrsinfrastrukturen. Hieraus 
ergibt sich eine Vielzahl von Handlungsnotwendigkeiten, 
damit die Verfügbarkeit der Infrastrukturen und somit die 
Sicherheit und Leichtigkeit der Verkehre und der Mobilität 
auch künftig gewährleistet werden kann. 

Diese und weitere Fragestellungen sollen im Themenfeld 3 
des Expertennetzwerks „Verlässlichkeit der Verkehrsinfra-

strukturen erhöhen“ erforscht werden. 



Verkehr und Infrastruktur an Klimawandel und ex-
treme Wetterereignisse anpassen

Der fünfte Sachstandsbericht des Weltklimarats bestä-
tigt, dass der Ein�uss des Menschen auf das Klimasystem 
in vielen Bereichen erkennbar ist. So ist es äußerst wahr-
scheinlich, dass der menschliche Ein�uss Hauptursache der 
beobachteten Erwärmung seit Mitte des 20. Jahrhunderts 
war. Er wurde neben der Erwärmung der Atmosphäre auch 
in der Erwärmung des Ozeans, in Veränderungen des glo-
balen Wasserkreislaufs, in der Abnahme von Schnee und 
Eis, im Anstieg des mittleren globalen Meeresspiegels und 
in Veränderungen einiger Klimaextreme erkannt. Fortge-
setzte Emissionen von Treibhausgasen werden eine weitere 
Erwärmung und Veränderungen in allen Komponenten 
des Klimasystems bewirken. Neben Klimaschutz ist die 
rechtzeitige Anpassung an den Klimawandel wichtig und 
unumgänglich. Die Deutsche Anpassungsstrategie an den 
Klimawandel (DAS) setzt den politischen Rahmen für die 
Aktivitäten der Bundesregierung, um den Folgen des Kli-
mawandels in verschiedenen Handlungsfeldern - darunter 
dem Handlungsfeld Verkehr und Verkehrsinfrastruktur - zu 
begegnen. 

Die Verkehrsträger und Infrastruktureinrichtungen in 
Deutschland sowie die damit verbundenen Betriebsabläufe 
werden vom Klimawandel in unterschiedlicher Weise und 
Intensität betroffen sein. Die Anforderungen zum Schutz 
der Gesellschaft und der als kritisch erkannten (gebauten 
wie virtuellen) Infrastrukturen erhöhen sich.

Ziel ist es, die durch Klimaänderungen und extreme Wetter-
ereignisse bedingten Verwundbarkeiten für Verkehr und 
Infrastruktur im Binnen- und Küstenbereich zu bestimmen 
und Anpassungsoptionen zu entwickeln. Durch die Vernet-
zung des Expertenwissens der Behörden im BMVI werden 
die jeweiligen spezi�schen Kenntnisse zur Klimaentwick-
lung in der Atmosphäre und im Ozean mit praxisbezo-
genem Wissen zu den drei Verkehrsträgern Wasserstraße 
(Binnenwasserstraßen, Seewasserstraßen/Küstengewässer),  
Straße und Schiene zusammengeführt.

Im Themenfeld 1 des Expertennetzwerks des BMVI werden 
die Informationen erarbeitet und bereitgestellt, um die Ver-
kehrsinfrastruktur des Bundes resilient gegen Extremwet-
ter und Klimawandel zu machen und damit eine nachhalti-
ge Nutzbarkeit zu ermöglichen. Der Deutsche Wetterdienst 
(DWD), das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrogra-
phie (BSH), die Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG), die 
Bundesanstalt für Wasserbau (BAW), das Eisenbahnbundes-
amt (EBA) und die Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt) 
arbeiten zusammen, um die Auswirkungen des Klima-
wandels auf Verkehr und Infrastruktur zu untersuchen, 
Anpassungsoptionen aufzuzeigen und Empfehlungen zu 
geben, damit die Verkehrsträger Wasserstraße, Schiene und 
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Straße auch im sich wandelnden Klima möglichst uneinge-
schränkt nutzbar bleiben. 

Einer der Schwerpunkte der Untersuchungen in Themen-
feld 1 sind die Auswirkungen des Klimawandels auf die 
schif¯aren Gewässer. Die Befahrbarkeit und die trans-
portierten Gütermengen sind in besonderem Maße durch 
Schwankungen des Wasserstands betroffen. Studien zum 
Thema Niedrigwasser und die Analyse multipler Risiken 
aus dem Zusammenspiel von Klimawandel, Änderun-
gen im Güterverkehr sowie menschlicher Eingriffe in den 
Wasser- und Sedimenthaushalt stehen im Mittelpunkt. 
Ebenso werden Untersuchungen über künftige Änderun-
gen der Feinsedimenteinträge in Bundeswasserstraßen 
unter Berücksichtigung der Änderungen der Landnutzung 
und deren Auswirkungen auf das Sedimentmanagement 
betrachtet.

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Analyse von Extremsitu-
ationen. Neben einer aktuellen Gefährdungsanalyse sollen 
die Veränderungen unter dem Ein�uss des Klimawandels 
untersucht werden. Dabei werden auch verkehrsträger-
übergreifende Aspekte betrachtet. 

Extreme Wetterereignisse wirken auf Schifffahrt, Bahn und 
Straßenverkehr in unterschiedlicher Form. Länger anhal-
tende Perioden geringer Niederschläge können zu Nied-
rigwasser in den Bundeswasserstraßen führen. Extremer 
Wind, aber auch Hangrutschungen aufgrund starker Nie-

derschläge beein�ussen den Schienen- und den Straßen-
verkehr. Hochwasser und Über�utungen können an eini-
gen Orten alle drei Verkehrsträger betreffen. 

Die zur Untersuchung dieser Problemstellungen benötig-
ten atmosphärischen und ozeanographischen Informatio-
nen werden im Zusammenhang mit aktuellen Klimadaten 
erstellt. Dazu gehören Aussagen zu Niederschlag, Wind, 
Seegang, Strömungen und Meeresspiegelverhalten sowie 
die jeweiligen Extremwertbetrachtungen. Darüber hinaus 
liefern statistisch au¯ereitete, hochwertige Klimaprojekti-
onsdaten die Randbedingungen für die weit in die Zukunft 
reichenden Szenarien. Die sich daran orientierenden Wir-
kungsmodelle erlauben es, die Betroffenheit der Verkehrs-
träger Straße, Schiene und Wasserstraße zu analysieren. So 
werden als Reaktion auf die projizierten Auswirkungen des 
Klimawandels Anpassungsoptionen entwickelt, sowohl für 
einzelne Verkehrsträger als auch verkehrsträgerübergrei-
fend.

Die Ergebnisse der Untersuchungen �ießen auch in ein 
verkehrsträgerübergreifendes Risikomanagementsystem 
ein. Dieses wird auf der Basis bereits vorhandener Teilsyste-
me aufgebaut, z. B. des im Rahmen von AdSVIS (Adaptati-
on der Straßenverkehrsinfrastruktur an den Klimawandel) 
entwickelten Ansatzes, und um die zusätzlich betrachteten 
Risikoursachen erweitert.

In Fokusgebieten der Küste und des Binnenlands werden 
die entwickelten Methoden und Werkzeuge angewendet 
und validiert. 
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Das Leben in der Küstenzone, die Wirtschaft und insbeson-
dere die Verkehrsinfrastruktur des Bundes in dieser Region 
müssen an die sich verändernden klimatischen Bedingun-
gen des 21. Jahrhunderts angepasst werden. Die wetter- und 
klimabedingten Risiken werden steigen für diesen teil-
weise dicht besiedelten Raum, aber auch für seine wirt-
schaftliche und verkehrliche Nutzung. Das südwestliche 
Schleswig-Holstein ist mit seiner sehr �achen Küste auf 
Meeresspiegelniveau extremen Wetterereignissen und dem 
Klimawandel im besonderen Maße ausgesetzt. Seegang, 
Stürme und Sturm�uten in Verbindung mit einem steigen-
den Meeresspiegel gefährden die Stabilität und Nutzung 
der Küsten und über eine verminderte Entwässerung der 
Fließgewässer auch die küstennahen Verkehrswege. Höhere 
Niederschläge können darüber hinaus im Binnenland ver-
mehrt zu Überschwemmungen führen.

Im Küstenbereich werden Werkzeuge und Grundlagen wei-
terentwickelt, die einer vorausschauenden Wasserbewirt-
schaftung des Nord-Ostsee-Kanals (NOK) zu Gute kommen 
sollen. Ziel der Bewirtschaftung ist es, die schifffahrtliche 
Nutzung des Kanals weiter sicherzustellen und die angren-
zenden Land�ächen vor Über�utungen zu bewahren.

Im Binnenland werden Abschnitte wichtiger Güter- und 
Transitverkehrsachsen in den Fokus genommen, in denen 

unter extremen Witterungsbedingungen die Verfügbarkeit 
mehrerer Verkehrsträger betroffen sein kann. Das Hoch-
wasser in vielen Flusseinzugsgebieten im Juni 2013 hat ge-
zeigt, wie großräumige Überschwemmungen die Befahr-
barkeit aller drei Verkehrsträger (Wasserstraße, Schiene 
und Straße) gleichzeitig beeinträchtigen kann. Von Mai bis 
in die ersten Juniwochen hinein lag Mitteleuropa nahe-
zu kontinuierlich unter dem Ein�uss niederschlagsreicher 
Tiefdruckgebiete. Im Mai �el in weiten Teilen Deutschlands 
im vieljährigen Mittel das Doppelte der mittleren monat-
lichen Niederschläge. Extreme Bodenfeuchten und die 
besondere Entwicklung des Niederschlagsgeschehens Ende 
Mai spielten eine entscheidende Rolle bei der Entstehung 
dieses Hochwassers, so auch an der Donau.

Am 4. Juni 2013 brach bei Deggendorf ein Deich. Die Folgen 
des Hochwassers und der Über�utungen für das Bundes-
verkehrswegenetz in der Region umfassten die Sperrung 
der Donau für den Schiffsverkehr für mehr als zwei Wo-
chen und die Sperrung der Bundesautobahnen A 92 und 
A 3 für drei bzw. elf Tage. Des Weiteren traten Schäden am 
Straßenbelag und diverse Schäden an Brücken und Stre-
cken des Schienenverkehrs auf. Die Ursache hierfür lag 
in der ungünstigen Überlagerung mehrerer Faktoren. Im 
Rahmen des Themenfeldes 1 werden solche neuralgischen 
Punkte identi�ziert und eingehend analysiert.
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Verkehr und Infrastruktur umweltgerecht gestalten

Verkehr und Verkehrsinfrastruktur sind Grundvoraus-
setzungen für wirtschaftliche Stärke und Mobilität. Dem 
zunehmenden Bedürfnis von Bevölkerung und Wirtschaft 
nach Mobilität trägt der Staat durch leistungsfähige Ver-
kehrsangebote und eine umfassende Infrastruktur Rech-
nung.

Das gesellschaftliche Leit-
bild der Nationalen Nach-
haltigkeitsstrategie „Pers-
pektiven für Deutschland“ 
hat auch für den Verkehrs- 
und Infrastrukturbereich 
Gültigkeit. Folgerichtig 
sind dem BMVI in seinem 
Handeln die Interessen von 
Wirtschaft, Gesellschaft 
und Umwelt in ihrer jewei-
ligen Spezi�k und wech-
selseitigen Durchdringung 
ein wichtiges Anliegen. Es 
ist ein zentrales Element der nationalen Nachhaltigkeits-
strategie, Verkehr und Infrastrukturmaßnahmen verträg-
lich für die Umwelt zu gestalten. Der maßvolle Umgang mit 
Lebensräumen oder die Minimierung von stof�ichen und 
nicht-stof�ichen Emissionen tragen dazu bei, die natürli-
chen Lebensgrundlagen des Menschen zu bewahren und zu 
verbessern. Umweltaspekte sind ein integraler Bestandteil 
der Konzeption und Priorisierung von Verkehrs- und Infra-
strukturentscheidungen.

Der grundlegende Zusammenhang von Verkehr, Infra-
struktur und Umwelt wird durch europäische Rahmen-
setzungen (Wasserrahmenrichtlinie, Meeresstrategierah-
menrichtlinie, FFH-Richtlinie, Vogelschutzrichtlinie, 
Luftqualitäts-Richtlinie, Schwefelrichtlinie, Bauproduk-
tenverordnung), internationale Konventionen (Biodi-
versitätskonvention, OSPAR, HELCOM, MARPOL) und 
nationale Gesetze und Strategien (BBodSchG, BNatSchG, 
WHG, UVPG, Nationale Nachhaltigkeitsstrategie, Nationale 
Strategie zur biologischen Vielfalt, BlmSchG, Strategie für 
eine integrierte deutsche Meerespolitik) untermauert. All 
diese Rahmensetzungen fordern, jeweils bezogen auf ihren 

spezi�schen Gültigkeitsbereich, die Nutzung von Natur-
ressourcen für die soziale und wirtschaftliche Entwick-
lung ökologisch nachhaltig zu betreiben. Es gilt, eine gute 
Gewässer-, Luft- und Bodenqualität zu erreichen und zu 
bewahren. Die Kohärenz von Schutzgebieten ist zu sichern 
und zu entwickeln, so dass lebensfähige Populationen ge-
schützter Arten erhalten bzw. wieder hergestellt werden. 
Trennungseffekte, Schadwirkungen und der Ressourcen- 
und Flächenverbrauch sind zu minimieren. Ökosysteme 
werden als Einheiten betrachtet, deren Leistung mitent-
scheidend für die Lebensqualität des Menschen ist. Sie sind 
grundlegende Voraussetzung für die menschliche Gesund-
heit und den gesellschaftlichen Wohlstand.

Das Themenfeld 2 „Verkehr und Infrastruktur umweltge-
recht gestalten“ leistet umweltbezogene wissenschaftliche 
Beiträge zur Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie aus der 
Perspektive Mobilität bzw. zur Nationalen Mobilitätsstra-
tegie aus der Perspektive Nachhaltigkeit/Umwelt. Ziel im 
Rahmen der Nationalen Nachhaltigkeitsstrategie ist, Mo-
bilität heute so zu gestalten, dass die natürlichen Lebens-
grundlagen und die auf sie gestützten Ökosystemleistun-
gen auch kommenden Generationen zur Verfügung stehen. 
Wenn möglich, sind Ökosystemleistungen und Infrastruk-
turleistungen positiv zu koppeln. Die umweltgerechte 
Gestaltung von Verkehr und Infrastruktur wird zu einer 
zentralen Voraussetzung nachhaltiger Entwicklung. Bei 
der Betrachtung von schädlichen Wirkungen auf die Um-
welt haben alle Verkehrsträger gemeinsame Schutzziele. 
Die relevanten nationalen und internationalen Regelwerke 
fordern, jeweils bezogen auf ihren spezi�schen Geltungs-
bereich, die Nutzung von Naturressourcen für die soziale 
und wirtschaftliche Entwicklung ökologisch nachhaltig zu 
betreiben. Eine gute Gewässer-, Luft- und Bodenqualität ist 
zu erreichen und zu bewahren. Die Kohärenz von Schutz-
gebieten ist zu sichern und so zu entwickeln, dass lebensfä-
hige Populationen geschützter Arten erhalten bzw. wieder 
hergestellt werden. Trennungseffekte, Schadwirkungen 
und der Ressourcen- und Flächenverbrauch sind auf ein 
tolerierbares Maß zu reduzieren. Ökosysteme werden als 
Einheiten betrachtet, deren Leistung mitentscheidend für 
die Lebensqualität des Menschen ist. Sie sind grundlegen-
de Voraussetzung für die menschliche Gesundheit und den 
gesellschaftlichen Wohlstand. In der Konsequenz entstehen 
wissenschaftliche Entscheidungsgrundlagen, die die Suche 

Themenfeld 2



nach den ef�zientesten Lösungen für die Entwicklung von 
Verkehr und Infrastruktur im Sinne der Nachhaltigkeits-
strategie besser als bisher ermöglichen, weil sie auf ver-
kehrsträgerübergreifenden Ansätzen basieren.

Im Rahmen der Projekte des Themenfeldes 2 werden dafür 
die Ansätze zur Nachhaltigkeitsbewertung verkehrsträger-
übergreifend zusammengeführt. Die gewonnenen Erkennt-
nisse werden genutzt, um die Ziele einer umweltgerech-
ten Gestaltung von Verkehr und Infrastruktur praktisch 
zu verwirklichen. Um gezielte Maßnahmen ergreifen zu 
können, durch welche die schädlichen Effekte des Verkehrs 
auf die Umwelt minimiert und positive Umweltein�üsse, 
wie die Förderung von Habitatvernetzung oder die Schaf-
fung neuer naturnaher Habitate, gezielt genutzt werden, 
sind tragfähige Auswirkungsprognosen unabdingbar. Je 
mehr verkehrsübergreifende Faktoren in eine Ursache-
Wirkungs-Analyse ein�ießen, desto wahrscheinlicher ist 
es, nachhaltige Maßnahmen zu ergreifen. Besser als bisher 
kann die Abwägung von Lebenszyklusnutzen und -kosten 
von Verkehrs- und Infrastrukturmaßnahmen und damit 
deren stichhaltigere Priorisierung erfolgen – ökonomisch 
und ökologisch. 

Im Rahmen von drei Schwerpunktthemen („Erhaltung und 
Förderung von Biodiversität und Strukturdiversität“, „Be-
wertung und Minimierung stof�icher und nichtstof�icher 

Wirkungen“ und „Nachhaltigkeitsbewertung“) – jeweils 
bezogen auf die Verkehrs- und Infrastrukturunterhaltung 
und -entwicklung – wird die Kompetenz der beteiligten 
Partner BASt, BAW, BfG, BSH, DWD und EBA vernetzt. Im 
Zeitraum 2016 bis 2019 werden die drei Schwerpunktthe-
men in insgesamt fünf Projekten erforscht. In deren Fo-
kus stehen die ökologische Vernetzung zur Förderung der 
Biodiversität und der strukturellen Lebensraumvielfalt, 
Unterhaltungsstrategien zur Kontrolle und Minimierung 
der Beeinträchtigungen durch invasive Arten, die Minde-
rung verkehrsbedingter sowie bau- und bauwerksbeding-
ter stof�icher Umweltbelastungen sowie die Minderungs-
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möglichkeiten verkehrsbedingter Geräuschemissionen und 
Lärmimmissionen in der Luft. Im Ergebnis der verkehrsträ-
gerübergreifenden Zusammenarbeit werden Empfehlun-
gen vorgelegt, um die Verkehrs- und Infrastrukturentwick-
lung in Betrieb, Unterhaltung, Instandsetzung, Neu- und 
Ausbau sowie Rückbau ökonomischer und umweltgerech-
ter zu gestalten. Hierzu werden Arbeits- und Entschei-
dungshilfen, technische Leitlinien, Verfahrensnormen, 
Standardisierungen für Planung, Bau, Betrieb und Rückbau 
sowie Maßnahmenkataloge und technologische Verfah-
ren für wirtschaftliche und umweltgerechte Verkehrs- und 
Infrastrukturentwicklungen erarbeitet. Die in den Projek-
ten unter den Aspekten „Erhaltung und Förderung von 
Biodiversität und Strukturdiversität“ und „Bewertung und 
Minimierung stof�icher und nichtstof�icher Wirkungen“ 
bzw. für spezi�sche Stressoren gewonnenen Erkenntnisse 
�ießen in eine übergreifende Nachhaltigkeitsbewertung für 
Verkehrsinfrastrukturen ein.

Erhaltung und Förderung der Biodiversität und Struktur-
diversität

Das Expertennetzwerk befasst 
sich unter diesem Schwer-
punktthema mit den Grund-
lagen, Strategien und geeig-
neten Maßnahmen für eine 
nachhaltige ökologische Ver-
netzung zur Förderung der 
Biodiversität und der struktu-
rellen Lebensraumvielfalt. Die 
Biodiversität entfaltet sich in 
Lebensräumen, die in unserer 
hochtechnisierten Welt ent-
sprechende Mindestgrößen 

und ausreichende funktionale Vernetzungen benötigen. 
Die natürlichen Lebensraumsysteme und deren grundle-
gende funktionale Verbindungsachsen sind deshalb auf-
recht zu erhalten und gegebenenfalls wieder zu vernetzen, 
um sie im Sinne der nationalen Strategie zur Förderung der 
Biodiversität zu entwickeln. Verkehr trennt und verbindet 
Lebensräume und fördert oder erschwert die Ausbreitung 
von Organismen. Unter diesem Aspekt werden zwei zen-
trale Problemstellungen der biologischen Vielfalt in ihrer 
Wechselwirkung mit Mobilität behandelt: zum einen die 

Erhaltung bzw. die Wiederherstellung von Lebensräumen 
mit einer für die Entfaltung von Biodiversität erforderli-
chen Mindestgröße; zum anderen die Einschleppung und 
die Verbreitung von fremden Arten (Neobiota), zu der alle 
Verkehrsträger beitragen.

Bewertung und Minimierung stof icher und nichtstof i-
cher Wirkungen

Die Rolle von Verkehr und Verkehrsinfrastruktur als Quelle 
für stof�iche (Schadstoffe) und nichtstof�iche (z. B. Lärm) 
Belastungen der Umwelt, die ihrerseits die menschliche 
Gesundheit sowie Ökosystemleistungen beeinträchtigen, 
steht bei diesem Schwerpunktthema im Vordergrund. 

Die qualitative Beeinträchtigung des natürlichen Lebens-
raums von Menschen, Tieren und P�anzen rücken dabei in 
den Mittelpunkt. Dieser Aspekt schließt die Identi�zierung, 
Charakterisierung, Risikobewertung und Bilanzierung von 
infrastruktur- und verkehrsbedingten Materialien sowie 



stof�ichen und nichtstof�ichen Einträgen in die Umwelt 
ein. Außerdem wird der kurz-, mittel- und langfristige Ein-
�uss von Verkehr und Infrastruktur auf natürliche Stoff-
kreisläufe betrachtet. Zur Erhaltung der Ökosysteme sind 
Lösungen zu entwickeln, die möglichst geringe Auswir-
kungen auf natürliche Stof´reisläufe und anthropogene 
Klimaänderungen haben, z. B. in der Atmosphäre, im Ge-
wässernetz, im System Gewässer/Boden oder im urbanen 
Raum.

Nachhaltigkeitsbewertung

Die nachhaltige Entwicklung ist eine Konzeption der 
Umweltpolitik, die gesellschaftliche und wirtschaftliche 
Ansprüche mit den ökologischen Belangen der Umwelt in 
Einklang bringt. Verkehr und Infrastruktur haben erhebli-
chen Ein�uss auf die Aspekte der Nachhaltigkeit. Der Nach-
haltigkeitsbericht des BMVBS von 2011 verfolgt das Ziel 
einer nachhaltigen Mobilität für Personen und Güter. Die 
Mobilität soll sichergestellt werden, wobei die Belastun-
gen auf Mensch, Umwelt und Klima soweit wie möglich zu 
verringern sind. Im Hinblick auf Verkehr und Infrastruktur 
lassen sich aus dem Nachhaltigkeitsbericht als Handlungs-
ansätze die Senkung des Energieverbrauchs, Reduzierung 

des Ausstoßes von Treibhausgasen, Reduzierung des Ver-
kehrslärms, sichere und leistungsfähige Infrastrukturen so-
wie Begrenzung des Flächenverbrauchs und Erhalt unzer-
schnittener Lebensräume ableiten. Wesentliche Hilfsmittel 
zur Realisierung einer zukunftsfähigen Infrastruktur bieten 
Verfahren der Nachhaltigkeitsbewertung. Die Bewertungs-
verfahren sollen dabei auf den Grundsätzen des nachhal-
tigen Bauens und der Systematik des Bewertungssystems 
Nachhaltiges Bauen (BNB) basieren, allerdings sind die 
spezi�schen Anforderungen der Verkehrsinfrastrukturen 
zu berücksichtigen und sind speziell für Variantenverglei-
che auf Objektebene in unterschiedlichen Planungsstadien 
zu konzipieren. Die Bewertungsverfahren führen auch zu 
Anreizen der Weiterentwicklung von Baustoffen, Bauver-
fahren und des Erhaltungsmanagements sowie zu neuen 
Konzepten für den Rückbau. Die zuvor angesprochenen 
Umweltaspekte �ießen in die Nachhaltigkeitsbewertungs-
verfahren für Elemente der Verkehrsinfrastruktur ein. Dazu 
wird eine ganzheitliche Betrachtung (ökologisch, ökono-
misch, sozial und technisch-funktional) über den Lebens-
zyklus der wesentlichen Infrastrukturelemente ermöglicht 
werden. Generelle Anforderungen an nachhaltiges Handeln 
und umweltgerechte Entwicklung werden aufgenommen 
und spiegeln sich in den verschiedenen Projekten dieses 
Themenfelds konkret wider. 
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Verlässlichkeit der Verkehrsinfrastrukturen erhöhen

Vor dem Hintergrund der ungünstigen Altersstruktur 
der Verkehrsinfrastrukturen sowie der begrenzten Haus-
haltsmittel sind zusätzliche Anstrengungen hinsichtlich 
einer optimierten, koordinierten Erhaltung und Ertüch-
tigung des Bestandes bzw. eines Ersatzes erforderlich. So 
hat die Zunahme des Güterverkehrs dazu geführt, dass der 
Brückenbestand der Bundesfernstraßen bereits heute zu 
einem signi�kanten Anteil bis an die Grenze seiner Leis-
tungsfähigkeit beansprucht wird, nicht zuletzt aufgrund 
mangelnder substanzieller Erhaltungsmaßnahmen in der 
Vergangenheit. Im Bereich der Wasserstraßen sind Erhal-
tungsde�zite bei Verkehrswegen und Bauwerken, die der 
gewerblichen Binnen- und Seeschifffahrt dienen, aber auch 
bei Bauwerken für den geordneten Wasserab�uss zu ver-
zeichnen. Im Bereich der Schiene sind ebenfalls De�zite im 
Verkehrsweg vorhanden. Darüber hinaus besteht das Prob-
lem, dass das Alter der Bauwerke sowie die bei der Erstel-
lung angewandten Nachweisgrundsätze und Sicherheits-
formate zum Teil nicht mehr den heute anzusetzenden 
Anforderungen entsprechen. Somit sind auch konstruktive 
Schwachstellen in den Bauwerken vorhanden.

Das zunehmende Bauwerksalter, sich verändernde Einwir-
kungen sowie konstruktive Schwachstellen haben Ein�uß 
auf Tragfähigkeit, Dauerhaftigkeit und Gebrauchstauglich-
keit der Bauwerke. Daher ist davon auszugehen, dass der 
prognostizierte Güterverkehr ohne gezielte Ertüchtigungs- 
und Ersatzmaßnahmen nicht schadlos aufgenommen 

werden kann. Dies kann dazu führen, dass die betriebliche 
(verkehrliche) Zuverlässigkeit in Form der Verfügbarkeit 
der Verkehrswege nicht mehr uneingeschränkt gewährleis-
tet werden kann. Dieser Problematik gilt es mit geeigneten 
Maßnahmen entgegenzuwirken. 

Da die derzeit vorhandenen Werkzeuge und Methoden zur 
Lösung der genannten Fragestellungen nur bedingt ge-
eignet sind, ergibt sich die Notwendigkeit systematischer 
Forschung. Ziel ist es, die Sicherheit und Zuverlässigkeit der 
Infrastruktur weiterhin zu gewährleisten und die vorhan-
denen Ressourcen priorisiert und hochef�zient einsetzen 
zu können. Daraus ergibt sich die Frage nach belastba-
ren Informationen zur Sicherheit und Zuverlässigkeit der 
Verkehrsinfrastruktur aktuell und für ihren Lebenszyklus. 
Dabei zielen die zu erarbeitenden wissenschaftlichen Er-
kenntnisse auf die Lösung kurzfristig anstehender Pra-
xisaufgaben. Gleichermaßen sind auch auf den mittel- bis 
langfristig bestehenden Bedarf ausgerichtete, praxisorien-
tierte Strategien, Konzepte und Instrumente zu erstellen.

Infrastruktur muss hierbei als Ganzes gesehen werden, so 
dass nicht nur der Verfügbarkeit eines einzelnen Verkehrs-
systems Rechnung getragen werden muss, sondern die 
Verkehrssysteme im Zusammenhang zu sehen sind. Hier-
bei kommt dem Gedanken des Expertennetzwerks eine 
wesentliche Rolle zu.

Hinsichtlich der baulichen Zuverlässigkeit ist immer öfter 
zu prüfen, ob bestehende Bauwerke nach den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik sicher sind, weshalb Re-
gelwerke für den Bestand neu entwickelt bzw. angepasst 
werden müssen. Diese Regelwerke müssen in Zukunft 
mehr als nur technische Kriterien für die Bewertung beste-
hender Bauwerke enthalten. Im Betrieb von Infrastruktu-
ren muss die Verfügbarkeit für den Nutzer mit möglichst 
wenigen Einschränkungen verbunden sein. Geeignete und 
akzeptierte Zuverlässigkeitskonzepte aus zum Beispiel 
nicht-bautechnischen Bereichen müssen auf ihre Anwend-
barkeit auf Verkehrsinfrastrukturen bewertet und gegebe-
nenfalls adaptiert werden.

Themenfeld 3



Im Themenfeld 3 werden vier Schwerpunktthemen de�-
niert:

Entwicklung  bzw. Weiterentwicklung von Verfahren/Vor-
gehensweisen für Erfassung und Beurteilung des Bestands 

Zunehmendes Alter, Einwirkungen und konstruktive 
Schwachstellen haben dazu geführt, dass die Verkehrsin-
frastrukturen am Rande ihrer Leistungsfähigkeit ange-
kommen sind. Diese Effekte überlagern sich vielfach mit 
Auswirkungen des Klimawandels in Form von häu�geren 
Extremereignissen. Basis aller Maßnahmen zur Lösung die-
ses Problems ist detailliertes Wissen über die Verkehrsinf-
rastrukturobjekte. 

Das Ziel der Arbeiten ist es, Erkenntnisse, Verfahren und 
Vorgehensweisen bereit zu stellen, die eine bessere Erfas-
sung und Bewertung des aktuellen und zu erwartenden 
Zustandes der bestehenden Infrastruktur ermöglichen. Mit 
Hilfe solcher Verfahren und Vorgehensweisen soll es mög-
lich werden, den optimalen Eingreifzeitpunkt für erforder-
liche Instandsetzungs- bzw. Ersatzmaßnahmen festzulegen 
und nicht unmittelbar erforderliche Maßnahmen mög-
lichst aufzuschieben, um die beschränkten Personal- und 
Finanzressourcen optimal einsetzen zu können.

Die beschriebenen Probleme erfordern maßgeschneider-
te Lösungen für die einzelnen Objekte bzw. Objektarten. 
Dabei ist es zwingend erforderlich, Dauerhaftigkeits- und 
Tragreserven im Bauwerk zu mobilisieren und möglichst 
viele Objekte zumindest für einen begrenzten Zeitraum 
weiter unter Betrieb zu behalten.

Hierbei werden unterschiedliche Arten der Zustandserfas-
sung und der Zustandsbewertung behandelt: 

 � Reguläre visuelle Bauwerksprüfung,
 � Zerstörungsfreie Prüfverfahren,
 � Dauerüberwachung mit Hilfe von Sensorik,
 � Monitoring,
 � Materialeigenschaften.

Beurteilung der Zuverlässigkeit von Ingenieurbauwerken 
der Verkehrsinfrastruktur 

Die Infrastrukturbauwerke von Straße, Schiene und Was-
serstraße weisen ein hohes Alter auf und haben je nach 
Verkehrsträger auch schon ihre bei der Errichtung geplante 
Nutzungsdauer überschritten. Ein hohes Alter bedeutet 
nicht zwingend einen schlechten Zustand, hat aber zu-
nehmend Schäden zur Folge, die einen hohen Erhaltungs-
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aufwand erfordern und die Verlässlichkeit der Anlagen 
einschränken. Die baulichen Maßnahmen der Vergangen-
heit haben bei Weitem nicht ausgereicht, diesem Effekt 
zu begegnen und haben daher zu einem entsprechenden 
Investitionsstau geführt. Daher müssen Erhaltungsstrategi-
en gefunden und umgesetzt werden, die dieser Ausgangs-
situation angemessen Rechnung tragen. Bisherige Erhal-
tungsstrategien verfolgen eine schadensbasierte, reaktive 
Vorgehensweise, die auf Grund der Größe des Problems 
nicht mehr in der Lage ist, die Verfügbarkeit der Verkehrs-
infrastruktur auf Dauer im notwendigen Umfang zu ge-
währleisten. 

Die bisherigen Bewertungsverfahren für Bestandsbauwerke 
sind deterministischer Art und beruhen auf der Bewertung 
von sichtbaren Schäden. Dieses ist zur zukünftigen, voraus-
schauenden und verlässlichen Sicherstellung der Verfüg-
barkeit dieser Ingenieurbauwerke und damit der Verkehrs-
infrastruktur als Ganzes nicht ausreichend. Daher sollen 
diese bekannten Verfahren durch risikobasierte Verfahren 
und Verhaltensmodelle ergänzt werden, die auch (noch) 
nicht sichtbare Schäden bzw. konstruktive De�zite in die 
Bewertung mit einbeziehen. 

Das Ziel der Arbeiten in diesem Schwerpunktthema ist es 
daher, den Fokus auf die Zuverlässigkeit der Infrastruktur 
zu richten. Mit diesem Ansatz ist eine ganzheitliche Be-
trachtung über den Lebenszyklus möglich, da objektspe-
zi�sche Aspekte wie Tragfähigkeit (Auslastungsgrad), 
Gebrauchstauglichkeit, geplante Restnutzungsdauer, mög-
liche Nutzungsänderungen (u. a. angepasste Verkehrslast-
modelle) sowie Vulnerabilitäten auf Netz- und Objektebene 
umfassend berücksichtigt werden können. Damit werden 
Grundlagen geschaffen, Infrastrukturbauwerke umfassend 
zu beurteilen und damit zielgerichtet optimale Erhaltungs- 
und Erweiterungsstrategien zu entwickeln und umzuset-
zen.

Diese zuverlässigkeitsbasierte Betrachtung der Bauwerke 
ermöglicht es dem Baulastträger, fundierte, informations-
basierte Aussagen zur Verlässlichkeit der Verkehrsinfra-
struktur kombiniert mit einer optimierten Ausnutzung der 
Lebensdauer zu erhalten. Neben dem schadensorientierten 
Erhaltungszustand �nden weitere relevante Kriterien Ein-
gang in die Beurteilung.

Vorhersagen/Prognosen/Vulnerabilitätsanalysen 

Eine zuverlässige Verkehrsinfrastruktur ist eine der wesent-
lichen Grundvoraussetzungen für nachhaltige Mobilität 
und wirtschaftliches Wachstum. Das bedeutet aber ebenso, 
dass diese Infrastruktur auch unter ungünstigen Bedingun-
gen (z. B. extreme Wetterereignisse) in der Lage sein muss, 
ihre Aufgaben situationsangepasst zu erfüllen, ohne dass 
von ihr eine Gefährdung anderer ausgeht. Neben der bau-
lichen Zuverlässigkeit, die eine gesellschaftlich adäquate 
Sicherheit für Betreiber und Nutzer sicherstellen muss, tre-
ten verstärkt die Aspekte der betrieblichen (verkehrlichen) 
Zuverlässigkeit in Form der Verfügbarkeit in den Vorder-
grund. Für die Gewährleistung der Verfügbarkeit ist nicht 
nur das Objekt selbst, sondern vor allem seine Funktion 
und Relevanz im Verkehrsnetz (verkehrsträgerübergrei-
fend) zu betrachten. 

Da einheitliche Ansätze zur Beurteilung und Prognose so-
wohl der Sicherheit als auch der Verfügbarkeit der Ver-
kehrsinfrastruktur bei ungeplanten und unerwünschten 
Ereignissen derzeit nicht existieren, sollen im Rahmen 
des Schwerpunktthemas Konzepte und Vorgehensweisen 
für die Quanti�zierung/Messung der Verfügbarkeit und 
Sicherheit von Elementen der Verkehrsinfrastruktur aber 
auch für die bessere Vorhersage insbesondere von extre-
men Wetterereignissen erarbeitet werden.

Ziel ist die Entwicklung und Erprobung praxisgerechter 
Verfahren und Modelle zur Quanti�zierung und Progno-
se der Verfügbarkeit und Sicherheit von Elementen der 



Verkehrsinfrastruktur bei außergewöhnlichen Ereignissen 
(z. B. Extremwetterereignisse) unter Berücksichtigung der 
Funktion im Verkehrsnetz und möglicher Maßnahmen.

Entwicklung von (Bau-)Maßnahmen unter Verkehr 

Zur Verbesserung des Zustandes der Verkehrsinfrastruk-
turen werden zukünftig deutlich mehr (Bau-)Maßnahmen 
durchgeführt werden müssen, und dies in der Regel unter 
Betrieb. Dadurch ist zu erwarten, dass es vorübergehend

zu einer Einschränkung der Leistungsfähigkeit des Ver-
kehrsnetzes kommen wird. Die hohen Ansprüche an die 
Verfügbarkeit und Zuverlässigkeit der Verkehrsnetze er-
fordern eine Optimierung der Baumaßnahmen, um die 
Auswirkungen auf den Verkehr und die Umwelt auf ein 
Minimum zu reduzieren. Hierfür sollen bekannte Verfah-
ren und Methoden zielgerichtet angepasst/erweitert und 
neue entwickelt werden. Dabei soll auch die Notwendigkeit 
weiterer zukünftiger Maßnahmen an den Bauwerken opti-
miert werden. Dies schließt insbesondere auch die Vermei-
dung zusätzlicher Umweltbelastungen über den gesamten 
Lebenszyklus hinweg als ein Handlungsziel mit ein. 

Im Bereich des Schienennetzes ist es bereits heute üblich, 
Maßnahmen „unter dem rollenden Rad“ durchzuführen. 
Dafür existiert eine Richtlinie „Fahren und Bauen“. Auch 
hier besteht Optimierungsbedarf, um z. B. die Vorgaben des 
Bundes in Bezug auf die Erneuerung von Eisenbahnbrü-
cken einhalten zu können. Gleichzeitig sollen diese um-
fangreichen Erfahrungen aus dem Schienenbereich auch 
den anderen Verkehrsträgern für ihre Belange zugänglich 
gemacht werden und unter Einbeziehung der eigenen Er-
fahrungen, verkehrsträgerbezogen angepasst und weiter-
entwickelt werden. 

Ziel dieses Schwerpunktthemas ist es, Erkenntnisse, Verfah-
ren und Methoden von (Bau-)Maßnahmen unter Verkehr 
bereitzustellen, die die Einschränkung der Verfügbarkeit 
und Leistungsfähigkeit der Verkehrswege bei der Durch-
führung von Instandsetzungs- bzw. Ersatzmaßnahmen 
minimieren. 
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Die Verkehrsinfrastrukturen in Deutschland stellen ein 
sehr großes Vermögen von 430 Milliarden Euro dar. Größ-
ten Anteil daran hat die Straßenverkehrsinfrastruktur mit 
rund 360 Milliarden Euro. Aber auch die Schienen- und die 
Wasserstraßenverkehrsinfrastruktur sind zu beachten, wie 
etwa 25 000 Brücken des Schienenverkehrs oder die 450 
Schleusen und zahlreichen Brücken, die bei den Wasser-
straßen existieren. Betrachtet man die Verkehrsleistungen, 
so verdeutlicht sich eindrucksvoll, welche Wertschöpfung 
hier erfolgt. Dabei spielt neben dem Personenverkehr vor 
allem der Güterverkehr mit rund 655 Milliarden Tonnen-
kilometern eine zentrale Rolle. Der Bundesverkehrswege-
plan 2030 setzt klare Ziele und stellt den Erhalt der Ver-
kehrsinfrastruktur vor den Aus- und Neubau. Insgesamt ist 
vorgesehen, dass für den Erhalt der Infrastruktur 69 % der 
Gesamtmittel zwischen 2016 und 2030 eingesetzt werden.

Das Verkehrssystem Deutschlands steht im 21. Jahrhundert 
vor großen Herausforderungen, die Chancen bieten für 
Fortschritt und Wachstum. So gilt es nicht nur, sich den Ri-
siken durch Klimawandel und Wetterextreme anzupassen, 
sondern auch neue Konzepte für eine nachhaltige Mobilität 
im Einklang mit der Umwelt zu schaffen, die zugleich eine 
Modernisierung der Infrastruktur einschließen. Das BMVI 
ist gut gerüstet für diese Herausforderungen. Mit der Ini-
tiierung des BMVI-Expertennetzwerks Wissen - Können - 
Handeln wird ein Grundstein gelegt, das Verkehrssystem in 
Deutschland resilient und umweltgerecht zu gestalten.

Das BMVI-Expertennetzwerk wird eine Brücke zwischen 
Forschung und Anwendung schlagen und dabei alle rele-
vanten Akteure und notwendigen Ressourcen einbeziehen, 
um so das Knowhow und die Kompetenzen zu bündeln, 
neue Forschungsansätze und innovative Methoden zur 
Problemlösung zu entwickeln und eine verkehrsträger-
übergreifende Perspektive einzunehmen. 

Im Fokus stehen die Themenfelder

 � Verkehr und Infrastruktur an Klimawandel und extre-
me Wetterereignisse anpassen

 � Verkehr und Infrastruktur umweltgerecht gestalten 
sowie

 � Verlässlichkeit der Infrastrukturen erhöhen.

In der technisch-wissenschaftlichen Ausrichtung über 
Fachgrenzen hinweg liegt ein wesentlicher Schlüssel, um 
diese vielfältigen Herausforderungen für das Verkehrssys-
tem der Zukunft in ihrer Komplexität und Praxisrelevanz 
besser zu verstehen.

Darüber hinaus kommt den Zukunftsthemen Digitalisie-
rung und Nachhaltigkeit eine hohe Bedeutung im Rahmen 
der aktuellen Forschung und Entwicklung zu. So werden 
zurzeit bei den Themenfeldern

 � Digitale Technologien konsequent entwickeln und nut-
zen

 � Einsatzpotentiale erneuerbarer Energien für Verkehr 
und Infrastruktur verstärkt erschließen

Innovationsansätze und neue Projekt diskutiert. Ein beson-
deres Augenmerk wird in diesem Zusammenhang auf die 
horizontale Vernetzung der jeweiligen Themenfelder und 
sämtlicher Akteure des BMVI-Expertennetzwerks gelegt. 
Hinzu kommt die Einbindung der wissenschaftlichen Akti-
vitäten in die globale Forschungslandschaft und die Umset-
zung eines innovativen Wissens- und Technologietransfers 
mit Industrie, Politik und Verwaltung.

Ausblick



Die Bundesanstalt für Gewässerkunde hat als wissenschaft-
liches Institut des Bundes auf dem Gebiet der Gewässer-
kunde den Auftrag, die Bundesministerien und deren nach-
geordnete Dienststellen in Grundsatz- und Einzelfragen zu 
beraten, insbesondere in Fragen zu Hydrologie, Gewässer-
nutzung, Gewässerbeschaffenheit, Ökologie und Gewässer-
schutz. Die Arbeit konzentriert sich dabei in erster Linie auf 
die schif¯aren Flüsse, Kanäle und Küstengewässer (Bun-
deswasserstraßen). Als Ressortforschungseinrichtung ist die 
BfG Teil der deutschen Wissenschaftslandschaft.
Organisatorisch ist die BfG in drei Fachabteilungen mit 

13 Fachreferaten gegliedert. Hieraus erwächst ein großes 
Kompetenzspektrum: Neben klassischen hydrologischen 
Aufgabenstellungen zu Messtechnik (inklusive Ferner-
kundung), Ab�ussmodellierung, Grundwasserfragen und 
qualitativen Fragestellungen zu Baggergut, radiologischer 
Bewertung oder anthropogenen Spurenstoffen werden 
ökologische Themen wie Durchgängigkeit von Gewässern, 
alternative Ufersicherungen oder Biodiversität bearbeitet.
Eine Stärke der BfG ist die fachübergreifende, interdiszip-
linäre Zusammenarbeit. Viele Aufgaben sind nur zu lösen, 
wenn mehrere Fachreferate gemeinsam daran arbeiten. 
Daher wundert es nicht, dass die BfG ihr wissenschaftliches 

Personal aus mehr als 40 unterschiedlichen Studiengängen 
rekrutiert.

Die BfG hat ihren Sitz in Koblenz. Sie verfügt in ihren 
chemischen und biologischen Laboren über modernste 
Gerätetechnik und besitzt für Felduntersuchungen eigene 
Boote sowie einen Laborbus. BfG-Mitarbeiter sind an allen 
Bundeswasserstraßen, d. h. bundesweit, tätig. Zurzeit zählt 
die BfG ca. 400 Beschäftigte.

Durch die Angliederung des ersten deutschen UNESCO-
Wasserinstituts („Internationales Zentrum für Wasserres-
sourcen und globalen Wandel“) sowie der Weltdatenbank 
Ab�uss (GRDC) ist die BfG weltweit vernetzt. Hinzu kommt 
die Mitwirkung von zahlreichen BfG-Mitarbeitern in inter-
nationalen Gremien.
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Die BfG forscht für ein tieferes System- und Prozessver-
ständnis der Gewässer, ihrer Funktionen, Ökosystemleis-
tungen und ihrer Beziehungen zum Umland am Beispiel 
des Verkehrssystems Wasserstraße. Die BfG ist als gewäs-
serkundliches Institut des Bundes nationaler und interna-
tionaler Partner der Umweltforschung. Für die nachhaltige 
Entwicklung und verträgliche Lebensraumgestaltung sowie 
die kohärente Biotopvernetzung des Verkehrsträgers Was-
serstraße erbringt die BfG wissenschaftliche, planerische 

wie auch umweltrechtliche Beiträge. Sie befasst sich umfas-
send mit dem qualitativen Zustand der Wasserstraßen und 
mit stof�ichen Wirkungen auf die aquatische Umwelt. Das 
Wissen der BfG in den Bereichen Hydrologie, qualitative 
Gewässerkunde und Gewässerökologie wird im Auftrag des 
BMUB und in Zusammenarbeit mit den Ländern vielfältig 
auch für die �ussgebietsbezogene Beschreibung und Be-
wertung des qualitativen Gewässerzustandes und zur Ver-
ringerung anthropogener Gewässerbelastungen genutzt.



Die Bundesanstalt für Straßenwesen ist die praxis-orien-
tierte, technisch-wissenschaftliche Forschungseinrichtung 
des Bundes auf dem Gebiet des Straßenwesens. Sie widmet 
sich den vielfältigen Aufgaben, die aus den Beziehungen 
zwischen Straße, Mensch und Umwelt resultieren.

Ihr Auftrag ist es, die Sicherheit, Umweltverträglichkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Leistungsfähigkeit der Straßen zu 
verbessern.

Dem BMVI gibt die BASt in fachlichen und verkehrs- 
politischen Fragen wissenschaftlich gestützte Entschei-
dungshilfen. Die Aufgaben reichen von Planung, Koordi-
nierung und Durchführung mehrjähriger Forschungspro-
jekte bis zur kurzfristigen Beantwortung von Fragen zur 
Unterstützung der aktuellen Arbeit des BMVI. Sie arbeitet 
führend im Netzwerk der nationalen und europäischen 
Spitzenforschungsinstitute auf dem Gebiet des Straßenwe-
sens und wirkt weltweit maßgeblich bei der Ausarbeitung 
von Vorschriften und Normen mit.

Zu den Aufgaben der BASt gehören darüber hinaus Be-
ratungs- und Gutachtertätigkeiten, außerdem prüft und 
zerti�ziert sie und ist zudem Begutachtungsstelle für das 
Fahrerlaubniswesen.

Sie wurde 1951 gegründet und hat seit 1983 ihren Sitz in 
Bergisch Gladbach. Die BASt ist seit 1970 die zentrale Stelle 
für Unfallforschung im Straßenverkehr in Deutschland.

Für die einzelnen Themenfelder des Expertennetzwerks 
kann die BASt auf einen breiten Erfahrungsschatz zurück-
greifen. 

So beschäftigt sich die BASt bereits seit dem Jahr 2009 in-
tensiv mit dem Thema Klimawandel. Hierzu wurde die 
abteilungsübergreifende Arbeitsgruppe „Anpassung an die 
Folgen des Klimawandels“ gegründet. Daraus ging unter 
anderem das Programm „AdSVIS – Adaptation der Straßen-
verkehrsinfrastruktur an den Klimawandel“ hervor. 
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Auf nationaler und internationaler Ebene ist die BASt in 
mehreren Gremien tätig. Sie engagiert sich beispielsweise  
im Netzwerk Vulnerabilität und ist Mitglied im Forum 
of European National Highway Research Laboratories 
(FEHRL). 

Zur Gewährleistung einer nachhaltigen Mobilität erarbeitet 
die BASt Regelwerke für einen verkehrssicheren, leistungs-
fähigen, umweltgerechten und wirtschaftlichen Entwurf 
und Betrieb von Straßen. Das ökologische Bauen, die Re-
duktion des Energieverbrauchs und der Umweltbelastung 
durch den Verkehr sind genauso wie die Verbesserung der 
Verkehrssicherheit und eine ef�ziente Bau- und Verkehrs-
technik schon seit vielen Jahren in den Forschungszielen 
der BASt verankert.

Neben der P�ege mehrerer Wissensdatenbanken bearbeitet 
die BASt Fragestellungen zur Luftqualität, zum Boden- und 
Gewässerschutz, zum Naturschutz sowie zum Lärmschutz. 
Dabei steht umweltgerechte und klimaschonende Infra-
struktur im Vordergrund. 

Weitere Expertise bringt die BASt in das Expertennetz-
werk durch ihre Arbeit zu den Themen Zustandserfassung 
und -bewertung, Bauwerkserhaltung, Durchführen von 
baustof¯ezogenen Erhaltungsmaßnahmen, Dauerüber-
wachung sowie Schutz kritischer Brücken und Tunnel vor 
Extremereignissen ein.

So wurden im Rahmen von diversen Forschungsprojekten  
die Grundlagen für die Entwicklung eines umfassenden 
Bauwerk-Management-Systems des Bundes und der Län-
der gelegt. Im Bereich der Bauwerksprüfung wirkt die BASt 

bei der Erstellung und Fortschreibung der relevanten Re-
gelwerke aktiv mit.

Auf Basis des Forschungsclusters „Intelligente Brücke“ 
wurden eine Vielzahl von Forschungsprojekten zum The-
menbereich „adaptive Systeme zur Informationsbereit-
stellung und ganzheitlichen Bewertung“ von Brücken und 
sonstigen Ingenieurbauwerken auf dem Gebiet der sensor-
basierten Dauerüberwachung initiiert und durchgeführt.

Ferner wurden die Auswirkungen von extremen und nicht 
vorhersehbaren Ereignissen auf Brücken und Tunnel im 
Rahmen von Eigenforschungen sowie nationalen und  
europäischen Forschungsprojekten untersucht.

Darüber hinaus wirkt die BASt maßgeblich bei der Erstel-
lung und Überarbeitung der ZTV-ING (zusätzliche techni-
sche Vertragsbedingungen und Richtlinien für Ingenieur-
bauwerke) mit.



Die Bundesanstalt für Wasserbau ist die technisch-wissen-
schaftliche Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des 
BMVI. Sie ist der zentrale Dienstleister für die Beratung 
und Unterstützung des Ministeriums und der Wasser- und 
Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV) im Rahmen ihrer 
verkehrswasserbaulichen Aufgaben, insbesondere deren 
bauaufsichtliche Verantwortung dafür, dass alle Anlagen 
und Einrichtungen der Bundeswasserstraßen den Anforde-
rungen von Sicherheit und Ordnung genügen.

Die Arbeit der BAW trägt wesentlich dazu bei, dass die Was-
serstraßen in Deutschland den wachsenden technischen, 
wirtschaftlichen und ökologischen Anforderungen gerecht 
werden. Die BAW verfügt über eine umfassende Kompe-
tenz und Erfahrung auf dem Gebiet des Verkehrswasser-
baus und ist maßgeblich an der Weiterentwicklung dieser 
Disziplin beteiligt. 

Eine besondere Stärke der BAW ist die ganzheitliche Be-
arbeitung von Fragestellungen im Verkehrswasserbau. 
Dadurch wird sichergestellt, dass die Lösungen sämtliche 
technischen Aspekte umfassend berücksichtigen.

Bei der BAW arbeiten folgende Fachbereiche Hand in 
Hand:

 � Bautechnik
 � Geotechnik
 � Wasserbau im Binnenbereich
 � Wasserbau im Küstenbereich 
 � Schiffstechnik
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So sind zum Beispiel bei der Planung einer Schleuse eine 
Vielzahl von Faktoren zu berücksichtigen und zwischen 
den Disziplinen abzustimmen: die Wahl eines zweckmä-
ßigen Füll- und Entleersystems sowie dessen hydraulische 
und bauliche Optimierung, die sichere Einbindung des 
Bauwerkes in den Untergrund, dessen Auswirkungen auf 
die Grundwasserstände, die ef�ziente statische Konstruk-
tion, die Verwendung sachgerechter Baustoffe sowie die 
stahlwasserbauliche Ausstattung. Nur ein starkes Team 
kann derart komplexe Aufgaben lösen. Indem alle fachlich 
relevanten Teildisziplinen eingebunden werden, bildet sich 
ein einmaliges Kompetenznetzwerk für den Verkehrswas-
serbau.

Die BAW hat ihren Hauptsitz in Karlsruhe und eine Dienst-
stelle in Hamburg. Sie gliedert sich organisatorisch in fünf 
Abteilungen und 22 Referate, in denen etwa 400 Beschäf-
tigte arbeiten. Versuchseinrichtungen und verschiedene La-
bore in Bautechnik, Geotechnik und Wasserbau unterstüt-
zen die Arbeiten der BAW. Die BAW ist national, aber auch 
international tätig. Arbeitsbereiche sind Beratung und Be-
gutachtung, Forschung und Entwicklung, Normungsarbeit 
und Wissenstransfer. Mit rund 30 % Forschungsanteil an 
der gesamten Arbeitsleistung und Teilnahme an verschie-
denen Forschungsprogrammen des BMVI und von Dritten 
sorgt die BAW für anwendungsorientierte Forschung im 
Verkehrswasserbau zur Beratung und zum Nutzen von 
BMVI und WSV. 



Der Deutsche Wetterdienst ist als nationaler meteorologi-
scher Dienst der Bundesrepublik Deutschland mit seinen 
Wetter- und Klimainformationen im Rahmen der Daseins-
vorsorge tätig. Die wichtigsten Aufgaben des Deutschen 
Wetterdienstes sind die Wettervorhersage, die Warnung vor 
wetterbedingten Gefahren, die Überwachung des Klimas 
in Deutschland sowie die Bewertung von Klimaverände-
rungen und die Beratung bei Fragen zur Anpassung an den 
Klimawandel. Der DWD bietet an 365 Tagen im Jahr rund 
um die Uhr eine umfassende Palette von Dienstleistungen 
für die Allgemeinheit, für den Bund und die Länder und für 
spezielle Nutzergruppen an. Zudem betreibt er das natio-
nale Klimaarchiv, dessen lange Messreihen bei der Erfor-
schung und Überwachung des Klimawandels eine zentrale 
Rolle spielen. Wichtig sind aber auch die Erfüllung interna-
tionaler Verp�ichtungen der Bundesrepublik. Als Referenz 

für Meteorologie in Deutschland ist er für die gesamte Öf-
fentlichkeit erster Ansprechpartner in allen Fragen zu Wet-
ter und Klima. Der DWD gehört als Bundesbehörde zum 
Geschäftsbereich des BMVI.

Die Zahl der Beschäftigten lag Anfang 2016 bei etwa 2 400. 
Die Zentrale des DWD mit rund 900 Beschäftigten steht 
in Offenbach am Main. Zugleich unterhält der DWD sechs 
große Niederlassungen in Hamburg, Potsdam, Leipzig, 
Essen, Stuttgart und München sowie zahlreiche regionale 
Beratungsstellen.

Die entscheidende Voraussetzung für die Arbeit des Deut-
schen Wetterdienstes ist die Erfassung aller wetter- und kli-
marelevanten Daten. Herzstück des DWD-Messnetzes sind 
182 hauptamtliche Wetterwarten in Deutschland. 27 davon 
sind rund um die Uhr mit ausgebildetem Fachpersonal be-
setzt. Die übrigen Messstellen sind entweder nur tagsüber 
mit Personal besetzt oder voll automatisiert. Das haupt-
amtliche Netz wird ergänzt durch etwa 1 770 nebenamtli-
che Wetter- und Niederschlagsstationen. Hinzu kommen 
rund 1 190 phänologische Beobachter, die das P�anzen-
wachstum in Deutschland überwachen. Der DWD betreibt 
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Deutscher Wetterdienst (DWD)

Deutscher Wetterdienst
Frankfurter Straße 135
63067 Offenbach am Main
Telefon: 069 8062-0
E-Mail: info@dwd.de
Internet: www.dwd.de



in Deutschland �ächendeckend 17 Wetterradargeräte. Um 
auch die höheren Schichten der Atmosphäre beobachten 
zu können, starten an neun Aufstiegsstellen jährlich etwa 
7 500 Wetterballons. Messdaten liefern aber auch Bordwet-
terwarten auf Forschungsschiffen und knapp 540 Handels-
schiffe, Driftbojen sowie die Flugzeuge der Lufthansa und 
mehrere Wettersatelliten. 

Die so gewonnenen Wetterinformationen werden zusam-
men mit Mess- und Beobachtungswerten weiterer 11 000 
Stationen anderer nationaler Wetterdienste aus aller Welt 
im Deutschen Meteorologischen Rechenzentrum des DWD 
in Offenbach au¯ereitet, verarbeitet und archiviert. Mehr-
mals täglich berechnet der Großrechner daraus bis zu sie-
ben Tage im Voraus Wettervorhersagen für jeden Ort der 
Welt.

Der Deutsche Wetterdienst führt im Bereich Klima und 
Umwelt eine umfassende Diagnose des Klimasystems 
durch. In Zeiten des weltweiten Klimawandels sind die Kli-
maüberwachung, deren Dokumentation und die Prognose 
der Folgen dieses Klimawandels essentiell für das allgemei-
ne Klimaverständnis. Die Erkenntnisse sind Grundlage für 
Entscheidungen in Politik und Wirtschaft, dienen der Vor-
sorge bei wetterbedingten Katastrophen und der nachhalti-
gen Unterstützung des Katastrophenschutzes.
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mit leistet das Bundesamt gleichzeitig einen wesentlichen 
Beitrag zur Erhöhung der Sicherheit auf Deutschlands Stra-
ßen.

Daneben kontrolliert und überwacht das BAG die Einhal-
tung der Gebührenp�icht der streckenbezogenen Straßen-
benutzungsgebühr für schwere Lastkraftwagen nach dem 
Bundesfernstraßenmautgesetz (BFStrMG) und ist Bußgeld-
behörde bei Zuwiderhandlungen.

Zudem ist das BAG Bewilligungsbehörde für Zuwendungs-
verfahren. Ihm obliegt in diesem Zusammenhang die Ge-
währung von Zuwendungen für Maßnahmen der Unter-
nehmen des Güterkraftverkehrsgewerbes mit schweren 
Nutzfahrzeugen in den Bereichen der Aus- und Weiterbil-
dung, der Quali�zierung und Beschäftigung sowie zur För-
derung der Sicherheit und Umwelt. 

Weitere Aufgaben sind dem BAG nach dem Verkehrssicher-
stellungsgesetz und dem Verkehrsleistungsgesetz auf dem 
Gebiet der zivilen Notfallvorsorge für die Durchführung 
von Personen- und Gütertransporten übertragen.

Neben der großen Bandbreite an Verwaltungsaufgaben mit 
zum Teil ordnungspolitischem Charakter nimmt das Bun-
desamt auch wissenschaftliche Aufgaben wahr.

Das BAG beobachtet und begutachtet die Entwicklung des 
Marktgeschehens im Güterverkehr auf Straße, Schiene, in 
der Binnenschifffahrt, im Luftverkehr und der Logistik. 

Die Ergebnisse werden im Rahmen von Herbst- und Jah-
resberichten zum Marktgeschehen dokumentiert und ver-
öffentlicht. Zudem erstellt das BAG Turnusberichte zu den 
Arbeitsbedingungen in Güterverkehr und Logistik sowie 
anlassbezogen diverse Sonderberichte. 
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Das Bundesamt für Güterverkehr ist eine selbstständige 
Bundesoberbehörde im Geschäftsbereich des BMVI mit 
Sitz der Zentrale in Köln und bundesweit elf Außenstellen 
sowie einer Nebenstelle in Berlin. Zurzeit zählt das BAG 
rund 1 800 Beschäftigte.

Es nimmt Verwaltungsaufgaben des Bundes auf dem Ge-
biet des Verkehrs wahr, die ihm durch das Güterkraftver-
kehrsgesetz (GüKG), durch andere Bundesgesetze oder auf-
grund dieser Gesetze zugewiesen sind.

Das BAG überwacht den Güterkraftverkehr und Personen-
verkehr auf Einhaltung der einschlägigen Rechtsvorschrif-
ten insbesondere Güterkraftverkehrsrecht, Fahrpersonal-
recht, Straßenverkehrsrecht sowie spezielle Rechtsgebiete 
wie z. B. Gefahrgut- und Abfallrecht. In erster Linie erfolgt 
dies mit der Durchführung von Straßenkontrollen. Hier-

Bundesamt für Güterverkehr
Werderstraße 34
50672 Köln
Telefon: 0221-5776-0
E-Mail: poststelle@bag.bund.de
Internet: www.bag.bund.de

Bundesamt für Güterverkehr (BAG)



Dabei haben die Aussagen der Marktbeobachtung für die 
Entscheidungsträger im Bereich des Güterverkehrs eine 
große Bedeutung, indem Ursachen für Entwicklungen auf 
den Verkehrsmärkten aufgezeigt und Entscheidungshilfen 
für die Verkehrspolitik bereitgestellt werden.

Darüber hinaus werden verschiedene Fachstatistiken, wie 
die Mautstatistik, die Unternehmensstatistik und die Stra-
ßenkontrollstatistik erstellt.

Auf europäischer und internationaler Ebene ist das Bun-
desamt als zuständige Verwaltungsbehörde für den Euro-
pean Electronic Toll Service (EETS) in Deutschland sowie 
durch die Mitarbeit in verschiedenen Gremien wie der 
Kontrollorganisation Euro Contrôle Route (ECR) oder der 
Organisation Tacho Web Group (TWG) umfassend vernetzt.
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Das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) 
ist die Meeresbehörde der Bundesrepublik Deutschland, 
eine Verwaltungsbehörde und Ressortforschungseinrich-
tung im Bereich des BMVI. Dienstleistungen für die See-
schifffahrt, Sicherheit der Schifffahrt, Gefahrenabwehr, 
Seevermessung, Wracksuche, nautische Informationssys-
teme, Überwachung von Nord- und Ostsee vor allem auch 
im Hinblick auf Klimawandel und Umweltveränderungen 
sowie Genehmigungsverfahren für Offshore-Windparks, 

Strom- und Kommunikationskabel und Pipelines gehö-
ren zu den Aufgaben des BSH. Mit seinen Dienstleistun-
gen trägt es zum Bestand einer leistungsfähigen deutschen 
Schifffahrt, zur Sicherheit und Leichtigkeit des Seever-
kehrs und zur Ordnung der Meeresnutzung bei. Es betreibt 
Vorhersagedienste, erhebt Daten zum Zustand und der 
Entwicklung der Meere, bereitet sie auf, wertet sie aus und 
macht sie zugänglich. Mit den Daten und Informationen, 
die das BSH erhebt, erfüllt die Bundesrepublik Deutschland 

Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH)

Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie
Bernhard-Nocht-Straße 78
20359 Hamburg
Telefon: 040 3190-0
E-Mail: posteingang@bsh.de
Internet: www.bsh.de



ihre Berichtsp�ichten im Rahmen von internationalen und 
nationalen Übereinkommen und Meeresstrategien.
Das BSH agiert im Spannungsfeld zwischen Schutz und 
Nutzung des Meeres. Es fördert den Dialog der Interessen-
gruppen mit dem Ziel, einerseits die wirtschaftliche Nut-
zung zu ermöglichen andererseits dabei die Beeinträchti-
gungen der Meeresumwelt entweder zu vermeiden oder 
doch wenigstens zu minimieren. Das BSH erfasst mit seiner 
Aufgabe der Umweltüberwachung des Meeres seit Jahren 
die Belastung durch bekannte Schadstoffe, Nährstoffe und 
künstliche Radioaktivität und schafft so eine Datenbasis 
zur Bewertung der Wirksamkeit von Maßnahmen zum 
Meeresumweltschutz. Daneben werden neue stof�iche Be-
lastungen identi�ziert und eine wissenschaftlich fundierte 
Informationsbasis für die Weiterentwicklung von Schutz-
maßnahmen geschaffen. 
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Im Eisenbahnsektor sind hierzulande mehrere Hundert 
Unternehmen tätig. Mehr als zwei Drittel davon unterlie-
gen der Aufsicht der Sicherheits-, Genehmigungs- und Auf-
sichtsbehörde für Eisenbahnen und Eisenbahnverkehrs-
unternehmen in Deutschland, dem Eisenbahn-Bundesamt 
(EBA).  Mit gut 300 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in 
seiner Bonner Zentrale  und mit rund 750 Beschäftigten 
in  seinen zwölf Außenstellen an 15 Standorten überwacht  
das EBA, ob die Eisenbahnen grundlegende Sicherheitsan-
forderungen und gesetzliche Bestimmungen einhalten. Das 
gilt für den Eisenbahnbetrieb, für die Fahrzeuge und für die 
Eisenbahninfrastruktur einschließlich der Signalanlagen.

Insgesamt beaufsichtigt die Behörde ein Streckennetz 
von mehr als 30 000 Kilometern und einen Park von etwa 
270 000 Schienenfahrzeugen. Die Sicherheit von Fahrgäs-
ten, Bahnbeschäftigten und übrigen Verkehrsteilnehmern  
steht dabei an oberster Stelle. Neben der  allgemeinen Ei-
senbahnaufsicht gehört die Zulassung von Fahrzeugen und 
von Schieneninfrastruktur zu den Aufgaben des EBA. Das 
Amt unterstützt die Unternehmen so weit wie möglich da-
bei, Eisenbahnfahrzeuge rechtzeitig – und vor allem sicher 
– auf die Schiene zu bringen.

Eisenbahn-Bundesamt
Heinemannstraße 6
53175 Bonn
Telefon: 0228 9826-0
E-Mail: poststelle@eba.bund.de
Internet: www.eba.bund.de

Eisenbahn-Bundesamt (EBA)



Das EBA ist allerdings auch noch auf vielen weiteren Ge-
bieten tätig, so etwa in der Planfeststellung: Es ist gesetzlich 
vorgeschrieben dass die Bahn, bevor sie baut, das Eisen-
bahn-Bundesamt als zuständige Planfeststellungsbehörde 
einschaltet. Das EBA selbst ist nicht Vorhabenträger, das 
heißt, es plant keine Projekte und führt sie auch nicht aus, 
aber es entscheidet auf Antrag der Bahn beispielsweise dar-
über, ob deren Pläne rechtlich zulässig sind. Zudem widmet 
sich das EBA der Kapazitätsüberwachung der Infrastruk-
tur, der Bewilligung von Finanzmitteln, die der Bund im 
Schienenverkehr auf Grundlage von gesetzlichen Regelun-
gen oder von Förderrichtlinien zur Verfügung stellt, und es 
sorgt dafür, dass Reisende zu ihrem Recht kommen, indem 
es deren gesetzliche Ansprüche durchsetzt – und das nicht 
nur im Eisenbahn-, sondern auch im Schiffs- und Fernbus-
verkehr. 

Darüber hinaus obliegen ihm die Lärmkartierung sowie 
die Lärmaktionsplanung an Schienenwegen. Ferner be-
schäftigt es sich in einem eigenen Referat mit Grundsatz-
fragen rund um das Thema Umwelt und mit dem Au¯au 
einer Plattform für die sektorale Forschung im Bereich der 
Schienenindustrie. Auf diesem Gebiet existiert zwar umfas-
sendes Knowhow; aber es gilt auch, diese Expertise nutzbar 
zu machen und auszubauen. Eine solche Funktion an der 
Schnittstelle zwischen Eisenbahnverkehrsunternehmen, 
Fahrzeughaltern, Infrastrukturbetreibern und Bahnindus-
trie zu verorten, schafft ideale Bedingungen für effektiven 
Wissenstransfer und eine breite Informationsbasis.
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3

Globale und regionale Veränderungen von Umwelt und 
Klima, die durch menschliche Aktivitäten hervorgerufen 
oder verstärkt werden, stellen mehr und mehr eine Heraus-
forderung für die gesellschaftliche Entwicklung dar. Daher 
werden national und international Ziele zur Minderung 
dieser Veränderungen festgeschrieben. So beschloss die 
Vertragsstaatenkonferenz (COP 21) der Klimarahmenkon-
vention (UNFCC) im Dezember 2015 in Paris die Begren-
zung der globalen Erwärmung auf deutlich unter 2 Grad 
Celsius. Die Anpassung an die Folgen des Klimawandels 
wurde als gleichberechtigtes Ziel etabliert. National ist sie 
in der Deutschen Anpassungsstrategie an den Klimawandel 
(DAS) festgeschrieben. Die DAS setzt somit den politischen 
Rahmen für die Aktivitäten der Bundesregierung, um den 
Folgen des Klimawandels in verschiedenen Handlungsfel-
dern zu begegnen. Dazu gehört auch das Handlungsfeld 
Verkehr und Verkehrsinfrastruktur, für das im Aktionsplan 
zur DAS vielfältige Maßnahmen und Instrumente beschrie-
ben werden. Viele der Maßnahmen und Instrumente wer-
den in Themenfeld 1 des BMVI-Expertennetzwerks „Wis-
sen – Können – Handeln“ direkt oder indirekt adressiert. 

Verkehr und Verkehrsinfrastruktur sind Art und Wege des 
Austauschs zwischen Regionen. Sie vernetzen Siedlungs- 
und Wirtschaftsräume. Damit sind Mobilität und nach-
haltige Infrastruktur eine wesentliche Voraussetzung für 
eine arbeitsteilige und dadurch prosperierende Wirtschaft. 
Verkehr und Verkehrsinfrastruktur in Mitteleuropa sind 
verschiedensten natürlichen Risiken unterworfen, unter 
denen auf kurzen zeitlichen Skalen Extremwetterereignis-
se und auf längeren Zeitskalen der Klimawandel die wohl 
bedeutendsten sind. In Deutschland werden die Verkehrs-
träger und Infrastruktureinrichtungen sowie die damit 
verbundenen Betriebsabläufe in unterschiedlicher Weise 
und Intensität vom Klimawandel betroffen sein. Besonders 
schadensträchtige Ereignisse sind Starkniederschläge mit 
dadurch ausgelösten Über�utungen, Flusshochwassern 
und Hangrutschungen sowie Starkwindereignisse, die Ver-
kehr und Verkehrswege blockieren. An den Küsten gesellen 
sich Sturm�uten und Meeresspiegelanstieg hinzu. Mit den 
fortschreitenden Klimaveränderungen erhöhen sich die 
Anforderungen zur Sicherstellung von Mobilität. 

1 Hintergrund

Abbildung 1: Extremwetterereignisse und die Folgen des Klimawandels können sich erheblich auf das Verkehrssystem auswirken
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In verschiedenen Projekten wurden bereits erste Schritte 
zur Analyse der voraussichtlichen Auswirkungen der regio-
nalen Klimaveränderungen, der Identi�kation und Bewer-
tung der Vulnerabilität von Verkehrsinfrastrukturen sowie 
der Entwicklung und Erprobung von Anpassungsmaßnah-
men unternommen. Diese Ansätze sollen im Themenfeld 
1 des BMVI-Expertennetzwerkes aufgegriffen, verkehrsträ-
gerübergreifend weiterentwickelt und angewendet werden.

Im Fortschrittsbericht zur DAS werden bereits durchge-
führte und laufende Forschungsprogramme zum Verkehr 
aufgeführt. Das Forschungsprogramm KLIWAS „Auswir-
kungen des Klimawandels auf Wasserstraßen und Schiff-
fahrt in Deutschland“ (2009-2013) wird als ein Leuchtturm-
vorhaben der Bundesregierung in der Umsetzung der DAS 
und des Aktionsplanes zur DAS mit ressortübergreifender 
Bedeutung beschrieben. Die innerhalb von KLIWAS ent-
wickelten innovativen Methoden trugen zu einer Verbes-
serung des Systemverständnisses schif¤arer Gewässer in 
Deutschland bei. Die in den vielfältigen Themenfeldern 
(Wasserhaushalt, Sedimentmanagement, Gewässergüte, 
Uferunterhaltung, Gewässerhygiene, Wasserbaumateri-
alien) erzielten Ergebnisse �ießen in Entscheidungspro-

zesse der Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung des 
Bundes (WSV) ein. Das Programm „Adaptation der Stra-
ßenverkehrsinfrastruktur an den Klimawandel“ (AdSVIS) 
analysierte die Auswirkungen des Klimawandels auf die 
Verkehrsinfrastruktur und den Straßenbetriebsdienst und 
entwickelte und erprobte entsprechende Anpassungsoptio-
nen und -technologien. Ein wesentliches Projekt innerhalb 
von AdSVIS war RIVA (Risikoanalyse wichtiger Verkehrs-
achsen des Bundesfernstraßennetzes im Kontext des Kli-
mawandels). Hier wurde eine Methodik für die Identi�kati-
on, Analyse und Bewertung der Risiken des Klimawandels 
entwickelt und an ausgewählten Streckenabschnitten 
des TEN-T (Transeuropäisches Netz – Transport) validiert. 
Die in KLIWAS, RIVA und anderen Projekten entwickel-
ten Konzepte und Methoden sollen im Themenfeld 1 des 
BMVI-Expertennetzwerks möglichst auf alle Verkehrsträ-
ger angewendet und weiter entwickelt werden. Durch eine 
einheitliche Herangehensweise wird eine solide und kohä-
rente Informationsbasis geschaffen, auf deren Grundlage 
eine Verkehrsinfrastruktur gestaltet werden kann, die auch 
unter extremen und zukünftig möglicherweise veränder-
ten klimatischen Rahmenbedingungen verlässlich ist.
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Ein nachhaltiger Betrieb von Verkehr und Verkehrsinfra-
struktur des Bundes erfordert eine Resilienz gegenüber 
dem Klimawandel und extremen meteorologischen Ereig-
nissen. Um dies zu erreichen, müssen die Ursachen und die 
zeitlich-räumliche Verteilung klimatisch bedingter Geo-
risiken ermittelt und nachfolgend die dadurch bedingte 
Verwundbarkeit für Verkehr und Infrastruktur im Binnen- 
und Küstenbereich bestimmt werden. Darauf au¤auend 
können gezielt Anpassungsoptionen entwickelt werden. 
Insgesamt wird im Themenfeld 1 des BMVI-Expertennetz-
werks folgenden wissenschaftlichen Fragestellungen nach-
gegangen:

1. Wie wirken sich Gefährdungen durch extreme Wetter-
eignisse auf den Verkehr und die Verkehrsinfrastruktur 
aus? Gibt es besonders kritische Bereiche?

2. Wie könnten sich diese Gefährdungen unter den Rah-
menbedingungen des Klimawandels raum-zeitlich ver-
ändern? Sind in Zukunft höhere Risiken zu erwarten? 

3. Wie lässt sich die Resilienz des Verkehrssystems des 
Bundes gegenüber Extremwetter und Klimawandel 
erhöhen? Welche Empfehlungen für Anpassungsoptio-
nen lassen sich zur Unterstützung des BMVI und seines 
nachgeordneten operativen Bereichs ableiten?

Auf Basis dieser Ergebnisse wird die Entwicklung modaler 
sowie intermodaler Anpassungsoptionen unterstützt. Mit 
seiner Arbeit liefert Themenfeld 1 des Expertennetzwerks 
wichtige Grundlagen für die Umsetzung der Deutschen 
Anpassungsstrategie. Die Erkenntnisse sind sowohl für die 
Geschäftsfelder anderer Ressorts als auch für die Bundes-
länder relevant. Im Themenfeld 1 werden darüber hinaus 
im Dialog zwischen Politik, Verwaltung, Wissenschaft und 
Wirtschaft weitere Probleme identi�ziert und Lösungsan-
sätze für drängende Verkehrsprobleme der Zukunft entwi-
ckelt werden.

2 Problemstellungen und Ziele

Abbildung 2: Modale und intermodale Forschungsfragen im BMVI-Expertennetzwerk



Verkehr und Verkehrsinfrastruktur sind Elemente des 
gesamten öffentlichen Lebens und können deshalb nicht 
losgelöst von den sie umgebenden geographischen Ver-
hältnissen und administrativen Zuständigkeiten behandelt 
werden. Das Expertennetzwerk mit seinen spezi�schen 
Problemstellungen und Zuständigkeiten ist eingebettet in 
die Belange und Bedürfnisse von Regionen, Institutionen 
und wirtschaftlichen Sektoren, wodurch eine Vernetzung 
mit diesen Akteuren unausweichlich ist. Demzufolge sucht 
das Netzwerk nach sinnvollen Allianzen zur Unterstützung 
seiner eigenen Arbeiten und zur weiteren Nutzung seiner 
Ergebnisse über die eigenen Anwendungsbereiche hinaus.

Basis des Expertennetzwerkes ist das Zusammenwirken 
der fachlichen Kompetenzen der beteiligten Behörden 
des BMVI zu den Themen „Extremwetter und Klimawan-
del“. Durch diese Vernetzung des Expertenwissens werden 
die jeweiligen spezi�schen Kenntnisse über das Klimasys-
tem sowie über Klimaentwicklung in Atmosphäre und im 
Ozean mit praxisbezogenem Wissen bezüglich der Folgen 
und Auswirkungen auf die drei Verkehrsträger Straße, 
Wasserstraße und Schiene zusammengeführt und wenn 
nötig weiterentwickelt. Die hier generierten Informationen 
werden ebenso in die anderen Themenfelder des Experten-
netzwerks transferiert. Im Themenfeld 1 wird die fachliche 
Expertise von sechs Ressortforschungseinrichtungen des 
BMVI gebündelt und ausgebaut: 

 � Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH), 
 � Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG), 
 � Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt),
 � Bundesanstalt für Wasserbau (BAW), 
 � Deutscher Wetterdienst (DWD), 
 � Eisenbahn-Bundesamt (EBA).

Das Expertennetzwerk ist in erster Linie eine Dienstleis-
tung für operationelle Betreiber von Verkehr und Bundes-
verkehrsinfrastruktur, für Planer und für politische und 
administrative Entscheider. Insofern ist eine Vernetzung 
mit diesen Gruppen eine grundlegende Voraussetzung der 
Arbeit des Expertennetzwerks. Das Themenfeld 1 ist ein 
Beitrag des BMVI zur Deutschen Strategie zur Anpassung 
an den Klimawandel. Die beteiligten Behörden arbeiten 
zudem im „Behördennetzwerk Vulnerabilität“ des Bundes 
sowie in der „Strategischen Behördenallianz zur Anpassung 
an den Klimawandel“ mit.
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3 Vernetzung
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Gra�k 1: Darstellung der im Themenfeld 1 adressierten Schwerpunktthemen in der verkehrsträgerübergreifenden Zusammenarbeit von BASt, 
BAW, BfG, BSH, DWD und EBA

Das Programm zur Bearbeitung der o.g. Fragestellungen 
orientiert sich an neun fachspezi�schen Schwerpunktthe-
men (SP-101 bis 109; Abbildung 2). Diese Arbeitsschwer-
punkte bündeln jeweils die Aktivitäten verschiedener Part-
nerinstitutionen. Sie stimulieren den interinstitutionellen 
und intermodalen Austausch und schaffen so Synergieef-
fekte. Die Laufzeit ist zunächst von 1.1.2016 bis 31.12.2019.

Vier Schwerpunkte widmen sich spezi�schen Gefahren 
für Verkehr und Verkehrsinfrastruktur (SP-103 bis SP-106). 
Zusätzlich zu diesen Gefahren werden auch an die Tem-

peraturentwicklung gebundene Gefährdungen (z.B. Hitze, 
Kälte, Frost-Tau-Wechsel) adressiert. In den Fokusgebie-
ten „Küsten“ und „Binnen“ (SP-108 und SP-109) werden 
regionalspezi�sche Aspekte bearbeitet; so zum Beispiel 
die Meere betreffende Probleme wie Seegang oder der 
dortige Sedimenttransport. Die Schwerpunkte Szenarien-
bildung, Risikoanalyse und Anpassungsoptionen stellen 
Querschnittsthemen dar, in denen unter Beteiligung aller 
Partner gemeinsame Grundlagen erarbeitet (SP-101) oder 
Ergebnisse verkehrsträgerübergreifend gebündelt werden 
(SP-102 und 107).

4 Fachliche Arbeitsschwerpunkte



SP-101: Szenarienbildung

Leitung: Deutscher Wetterdienst (DWD), Hr. Dr. A. Walter

Beteiligte Behörden:
 � Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH)
 � Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG)
 � Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt)
 � Bundesanstalt für Wasserbau (BAW)
 � Deutscher Wetterdienst (DWD)
 � Eisenbahn-Bundesamt (EBA)

Hintergrund: Die Abstimmung und gegebenenfalls Ent-
wicklung von verkehrsträgerübergreifenden Szenarien ist 
eine besondere Herausforderung der Arbeiten im Themen-
feld 1. Szenarien sind in diesem Kontext plausible Zu-
kunftsbilder, die Grundlage für die Untersuchungen in den 
weiteren Arbeitsschwerpunkten sein werden. Die verkehrs-
trägerübergreifende Abstimmung des Vorgehens und der 
Kriterien für die Ableitung der Szenarien ist von zentraler 
Bedeutung, da nur so eine Vergleichbarkeit der Ergebnis-
se hinsichtlich der Gefährdungen (SP-103 bis 106), Risiken 
(SP-102) und Anpassungsoptionen (SP-107) sowie in den 
Regionalstudien (SP-108 und 109) hergestellt werden kann.

Für die meisten Fragestellungen in Themenfeld 1 werden 
diese Zukunftsbilder den Klimawandel und dessen Aus-
wirkungen bis zum Ende des 21. Jahrhunderts in Form von 
atmosphärischen, ozeanographischen und hydrologischen 
Größen berücksichtigen. Kernaufgabe wird es dabei sein, 
robuste Änderungssignale relevanter Kennwerte vor dem 
Hintergrund der bestehenden Szenarien- und Modellun-

sicherheiten abzuleiten. Spezielle methodische Heraus-
forderungen bestehen bei der Ableitung von Szenarien für 
extreme atmosphärische, ozeanographische und hydrolo-
gische Bedingungen. Diesen ist infolgedessen besondere 
Aufmerksamkeit zu widmen. Dabei sind die spezi�schen 
Nutzeranforderungen zu berücksichtigen. In einzelnen 
Arbeitspaketen (z.B. SP-106) ist darüber hinaus vorgesehen, 
auch nicht-klimatischen Aspekte (z.B. den Landnutzungs-
wandel) in die Zukunftsbilder zu integrieren.

Eine besondere Herausforderung stellt die Ableitung von 
zukünftigen Änderungen bezüglich des Auftretens von Ex-
tremereignissen dar, z.B. im Hinblick auf Starkniederschlag, 
Hochwasser oder Windextreme. Hier stehen relativ große 
modelltechnische und statistische Unsicherheiten relativ 
hohen Schadenspotenzialen und Genauigkeitsanforde-
rungen gegenüber. Extreme Ereignisse sind, da sie de�niti-
onsgemäß selten auftreten, hinsichtlich ihrer Änderungen 
schon in Beobachtungsdaten statistisch schwer zu fassen. 
Entsprechend bedürfen sie auch in der Modellierung (Pro-
zessbeschreibung, Validierung) besonderer Aufmerksam-
keit. Klimamodelle, die konvektive Starkniederschläge ex-
plizit abbilden können, sind bislang nur wenige vorhanden.

Ziel: Übergeordnetes Ziel ist es, gemeinsame Rahmenbe-
dingungen für die Arbeiten in Themenfeld 1 zu schaffen, 
die somit auch für Entscheidungsprozesse im BMVI emp-
fohlen werden können. Diese Rahmenbedingungen sollen 
(1) Vergangenheit/Gegenwart und Zukunft abdecken, (2) 
mindestens die Aspekte Klimawandel und Extreme (und 
die Wirkungen) als variable Komponenten erfassen, (3) be-
stehende Ungewissheiten und Unsicherheiten als Span-
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Abbildung 3: Szenarien als einheitliche ...
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...Grundlage für alle Verkehrsträger

ne alternativer Entwicklungen erfassen, (4) den aktuellen 
Kenntnisstand repräsentieren, (5) verkehrsträgerübergrei-
fend kohärent und (6) mit geeigneten Datenprodukten 
belegt sein.

Vorgehen: Ausgangspunkt der Arbeiten sind die Ergebnisse 
globaler und regionaler, teilweise gekoppelter Erdsystem-
modelle. Um einen umfassenden Blick auf die bestehenden 
Unsicherheiten zu erlangen und einen Bezug zu früheren 
Arbeiten herzustellen, werden sowohl Daten verwendet, die 
dem vorletzten, vierten Sachstandsbericht des Weltklima-
rates zugrunde liegen (IPCC 2007, bzw. bezogen auf Regio-
nale Klimamodelle EU-ENSEMBLES [Van der Linden und 
Mitchell 2009]; z.B. in KLIWAS [BMVI 2015]), als auch sol-
che, die im Kontext des letzten, fünften Sachstandsberich-
tes erarbeitet wurden (IPCC 2013, bzw. EURO-CORDEX1). 
Weiterhin werden die Ergebnisse von Wirkmodellen einbe-
zogen, die z.B. Informationen zum Ab�uss von Flüssen (SP-
106) oder zum Meeresspiegel (SP-108) beisteuern.

Es wird ein für die Arbeiten im Expertennetzwerk gülti-
ger Auswertungsrahmen abgestimmt, der auf diese Daten 
angewendet wird. Dazu sind zunächst die für die Untersu-
chungen zu verwendenden Zeitscheiben (Referenzperio-
de, Zukunftsperioden) abzustimmen. Es werden die in den 
Schwerpunktthemen benötigten meteorologischen, ozea-
nographischen und hydrologischen Variablen und Kenn-

1 CORDEX = Coordinated Regional Climate Downscaling Expe-
riment: siehe http://cordex.org

werte eruiert und im Projektverlauf konsistent bereitge-
stellt. Dazu sind Abstimmungen hinsichtlich der zeitlichen 
und räumlichen Au�ösung der Daten sowie zu Datenfor-
maten und Einheiten notwendig. Gegebenenfalls sind wei-
tere Au¤ereitungsschritte der Datengrundlagen notwendig 
(z.B. Downscaling). Von großer Bedeutung ist die Prüfung 
der Qualität der vorliegenden Daten für die geplanten An-
wendungen. So ist insbesondere für die Klimaprojektions-
daten oft eine Korrektur des Modellbias gegenüber den Be-
obachtungsdaten notwendig. Wichtig ist dabei wiederum 
der Austausch hinsichtlich der entsprechenden Sichtwei-
sen und Anforderungen innerhalb des Expertennetzwerkes. 
Zur Korrektur des Modellbias werden entsprechend der 
jeweiligen Fragestellung geeignete Verfahren angewendet 
und weiterentwickelt. Um die Spanne von RCP2-Szenarien 
und Klimaprojektionen erfassen und bewerten zu können, 
ist ein Verfahren zur Ensemblebildung zu entwickeln und 
mit den Datennutzern abzustimmen. Dabei sind insbe-
sondere die auf den aktuellen RCP-Szenarien basierenden 
Modellergebnisse in die Spanne der in Vorläuferprojekten 
auf SRES3-Szenarien basierenden Ergebnisse einzuordnen 
und Verfahren der Ensemblereduktion wissenschaftlich zu 
bewerten. Sämtliche Ergebnisse werden hinsichtlich ihrer 
Plausibilität untersucht und bewertet.

2 RCP = Representative Concentration Pathways (Repräsentative 
Konzentrationspfade)

3 SRES = Special Report Emmission Scenarios (Nakicenovic et al. 
2000) 



Für Untersuchungen zur Bedeutung des Klimawandels im 
Küstenbereich muss zusätzlich der durch den Klimawan-
del veränderte Meeresspiegelanstieg in z.B. der Deutschen 
Bucht berücksichtigt werden. Insbesondere das simultane 
Auftreten von Extremen im Binnenbereich (Hochwasser-
ereignisse) und von Meeresseite (Überlagerung von Tide, 
Wind, klimabedingtem Meeresspiegelanstieg) ist hier für 
verschiedene Managementfragen kritisch.

Hinsichtlich der Entwicklung von Extremereignissen ist 
zunächst abzustimmen, welcher Szenarioansatz gewählt 
werden soll. Hier kann einerseits auf Klimaprojektionen 
zurückgegriffen werden, die dann z.B. mittels des Kern-
schätzers (Deutschländer und Dalelane, 2012) oder unter 
Verwendung von Kimaindizes hinsichtlich der zu erwar-
tenden Änderungen in den Extremwerten bewertet wer-
den. Andererseits können z.B. für Fokusgebiete ergänzend 
alternative Vorgehensweisen gewählt werden. Dazu gehört 
das Entwerfen von „Worst Case“ Szenarien, um die Folgen 
des größten anzunehmenden Ereignisses abzuschätzen. 
Ferner können Ereignisabfolgen („Story Lines“) formuliert 
werden, in denen unterschiedliche Gefährdungen (Hoch-
wasser und Hangrutschung; Hochwasser und Sturm�ut) 
oder Gefährdungen an unterschiedlichen Orten (Hochwas-
ser Rhein und Donau) gemeinsam oder zeitlich gestaffelt 
auftreten und so ausgewählte Managementmaßnahmen 
(Sperrung, Verkehrsverlagerung, Katastropheneinsatz) 
erforderlich machen. Zur Verbesserung der Datengrund-
lage für die Extremwertstatistik werden Ansätze getestet, 
die beispielsweise die stochastische Zeitreihengenerierung 
oder höchstau�ösende regionale Klimamodelle beinhalten. 
Auch die im Vorfeld des eigentlichen Extremereignisses 
aufgetretenen (meteorologischen) Vorbedingungen werden 
in den Fokus genommen, um die potenzielle Schadwirkung 
besser bewerten zu können. Dazu wird eine entsprechende 
Vorgehensweise entwickelt und das zukünftige Änderungs-
verhalten abgeschätzt.

„Nicht-Klimaszenarien“ werden der Literatur entnommen. 
Relativ detaillierte Landnutzungsszenarien sind z.B. über 
das Joint Research Center der EU verfügbar und können 
mit weiteren Quellen (z.B. BBSR-Projekt CC-LandStraD) ab-
geglichen werden.

Erwartete Ergebnisse bzw. Produkte: 

Datenbereitstellung (einschließlich aggregierter Daten):
 � Tägliche Rasterdaten (5 x 5 km Au�ösung) von Beob-

achtungen (Zeitraum: 1951 bis aktuell) für die deut-
schen Flusseinzugsgebiete (meteorologische Parameter: 
Lufttemperatur [Tagesmittel, Minimum, Maximum], 
Niederschlag [Tagessumme], Globalstrahlung [Tages-
summe])

 � Tägliche Rasterdaten auf Basis von Klimamodellen 
(gleiche Klimakenngrößen, wie bei Beobachtungsdaten; 
au¤ereitete Datensätze und ggf. Originaldaten) 

 � Hochaufgelöste Klimaprojektionsdaten (2,8 km Raster) 
inklusive statistischer Ensemble-Generierung

 � Indikatoren über die vergangene und zukünftige Ent-
wicklung von Klimakenngrößen (z.B. Temperatur, Nie-
derschlag etc.)

Abstimmungsprozesse und Methodenentwicklung:
 � Au¤ereitung der Klimaprojektionsdaten (z.B. Regiona-

lisierung, Bias-Korrektur)
 � Abgestimmtes Ensemble regionaler Klimaprojektionen 

(EURO-CORDEX, ReKliEs-De, gekoppelte Ozean-Atmo-
sphäre-Modelle)

 � Abgestimmter Auswertungsrahmen für regionale Kli-
mamodelldaten

 � Abgestimmtes Vorgehen zur Ensemblereduktion
 � Abstimmungsprozess zu den für die Facharbeiten im The-

menfeld 1 relevanten Nicht-Klimaszenarien und ggf. Be-
reitstellung der Daten innerhalb des Themenfeldes 1

Bewertungen:
 � Bewertung der zukünftigen Veränderungen im Extrem-

verhalten von Klimakenngrößen 
 � Einschätzungen zur Belastbarkeit der Ergebnisse ein-

schließlich Unsicherheitsbewertung der verwendeten 
Modelle, Szenarien und Methoden

 � Einschätzungen zum Potenzial multivariater Untersu-
chungen hinsichtlich der zeitlichen Entwicklung mete-
orologischer Parameter im Vorfeld des eigentlichen Ex-
tremereignisses

 � Einschätzungen zur Nutzbarkeit dekadischer Vorher-
sagen

10
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Vernetzung: Der SP-101 Szenarienbildung selbst greift auf 
Daten des internationalen Forschungsnetzwerkes zu. Ins-
besondere werden Klimasimulationen verarbeitet, die im 
Rahmen des Coupled Model Intercomparison Project (Pha-
sen 3 [Meehl et al. 2007] und 5 [Taylor et al. 2012]) des World 
Climate Research Programme (WCRP) sowie koordinierter 
europäischer Forschungsprogramme (EU-FP6-ENSEMB-
LES [Van der Linden und Mitchell 2009] und EURO-COR-
DEX [Jacob et al. 2014]) generiert wurden. Datengrundlagen 
bzgl. des Ab�usses und des Meeresspiegels werden aus den 
Schwerpunkten 106 und 108 übernommen. Im Hinblick 
auf die Nicht-Klimaszenarien erfolgen Abstimmungen mit 
anderen Bundesbehörden (z.B. BBSR) und ggf. Forschungs-
instituten. Die Datenprodukte des Schwerpunktes 101 wie-
derum bilden die Grundlage für die Arbeiten in den SP-103 
„Hochwassergefahren“, SP-104 „Sturmgefahren“, SP-105 
„Hangrutschungen“ und SP-106 „Schif¤arkeit und Wasser-
beschaffenheit“. Dort erfolgt eine auf die Anforderungen 
der jeweiligen Wirkmodelle und Auswertungsroutinen aus-
gerichtete Au¤ereitung.
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Deutschländer T, Dalelane C (2012): Auswertung regiona-
ler Klimaprojektionen für Deutschland hinsichtlich 
der Änderung des Extremverhaltens von Temperatur, 
Niederschlag und Windgeschwindigkeit. Abschlussbe-
richt, Forschungsvorhaben der ressortübergreifenden 
Forschungsallianz. Offenbach, 153 S.

Jacob D, et al. (2014): EURO-CORDEX: new high-resolution 
climate change projections for European impact re-
search. Regional Environmental Change 14(2): 563-578.

Meehl G, et al. (2007): The WCRP CMIP3 multi-model da-
taset: A new era in climate change research. Bulletin of 
the American Meteorological Society 88: 1383-1394. 

Nakicenovic N, et al. (2000): Special report on emissions 
scenarios: a special report of Working Group III of the 
Intergovernmental Panel on Climate Change, Paci�c 
Northwest National Laboratory, Richland, WA (US), En-
vironmental Molecular Sciences Laboratory (US). 

Solomon S (2007): Climate change 2007-the physical science 
basis: Working group I contribution to the fourth assess-
ment report of the IPCC, Cambridge University Press. 

Stocker T, et al. (2013): IPCC, 2013: climate change 2013: the 
physical science basis. Contribution of working group I 
to the �fth assessment report of the intergovernmental 
panel on climate change.

Taylor KE, et al. (2012): "An overview of CMIP5 and the ex-
periment design." Bulletin of the American Meteorolo-
gical Society 93(4): 485.

Van der Linden P, Mitchell J (Hrsg.; 2009): ENSEMBLES: Cli-
mate Change and its Impacts: Summary of research and 
results from the ENSEMBLES project. Exeter EX1 3PB, 
UK, Met Of�ce Hadley Centre, FitzRoy Road, 160 S. 

SP-102: Risikoanalyse

Leitung: Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt),  
Hr. Dr. M. Klose

Beteiligte Behörden:
 � Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH)
 � Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG)
 � Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt)
 � Bundesanstalt für Wasserbau (BAW) 
 � Deutscher Wetterdienst (DWD)
 � Eisenbahn-Bundesamt (EBA) 

Hintergrund: Der Analyse und Bewertung von Risiken 
durch extreme Wetterereignisse und klimatisch bedingte 
Naturgefahren kommt bei der sicheren und nachhaltigen 
Entwicklung der Verkehrssysteme in Deutschland eine 
Schlüsselrolle zu (vgl. Auerbach et al., 2014). Um den Ver-
kehr und die Infrastruktur an die Folgen des Klimawandels 
anzupassen, ist es erforderlich, potenzielle Gefährdungen 
zu identi�zieren und in ihren Ursachen und Wirkungen zu 
bewerten (vgl. Noble et al., 2014). Die Risikoanalyse widmet 
sich diesen Zusammenhängen und weitet zugleich den 
Blick auf die Untersuchung der Verwundbarkeit der Ver-
kehrsinfrastruktur und deren Kritikalität. Klimawirkungen 
auf den Infrastrukturbestand werden im Rahmen von Ri-
sikoanalysen häu�g über Klassi�kations- und Bewertungs-
systeme abgebildet und in die Zukunft projiziert (vgl. High-
ways Agency, 2011; Federal Highway Administration, 2012). 
Zunehmend komplexer werdende Transportbeziehungen 
erfordern den Schritt hin zu einer verkehrsträgerübergrei-
fenden Risikoanalyse, die es darüber hinaus ermöglicht, 
Klimarisiken im Hinblick auf Verkehrsverlagerungen und 



fehlende Redundanzen zu untersuchen, um somit weitere 
Aspekte der Resilienz von Verkehrsinfrastrukturen aufzu-
greifen (vgl. European Environment Agency, 2014). Diese 
integrierte Perspektive de�niert den Vernetzungscharakter 
von Risikoanalysen, in denen unterschiedliche Gefahren 
durch den Klimawandel individuell und in ihrer Gesamt-
wirkung betrachtet werden. Die Forschungsarbeiten im 
Kontext mit diesem Schwerpunkt sind damit von grundle-
gender Bedeutung für das Themenfeld 1 insgesamt.

Ziel: Im Fokus der Risikoanalyse steht die Weiterentwick-
lung einer Methodik zur Analyse von Klimarisiken im wei-
ten Sinne und die Zusammenführung der Teilergebnisse 
aus den Schwerpunkten „Hochwassergefahren“, „Hangrut-
schungen“, „Sturmgefahren“ sowie „Schif¤arkeit und Was-
serbeschaffenheit“. Ziel dieses Schwerpunktes ist es, auf 
Basis der zum Teil bereits vorhandenen Modellansätze, ein 
GIS-gestütztes, verkehrsträgerübergreifendes Werkzeug zur 
Risikoanalyse zu entwickeln. Dieses Werkzeug soll so kon-
zipiert und aufgebaut werden, dass es der Verkehrspraxis 
in Fragen des Risikomanagements als Entscheidungshilfe 

dienen kann. Besonderes Gewicht wird auf die Entwick-
lung einer Methodik gelegt, die es ermöglicht, Risiken auf 
Netzebene unter Verwendung standardisierter, netzweit 
erhobener Datensätze zu analysieren. Die Methodenent-
wicklung verfolgt darüber hinaus das Ziel, Schadensbildka-
tegorien als Betrachtungseinheiten der Risikoanalyse abzu-
leiten. Hierbei nimmt vor allem die integrierte Bewertung 
von Wirkungsmechanismen und indirekten Risikofolgen 
durch Verkehrsbeeinträchtigungen eine wichtige Rolle ein. 
Die für die Verkehrsträger Straße, Schiene und Wasserstra-
ße zu entwickelnden Schadensbildkategorien sollen unter 
Verwendung eines hierarchischen Indikatorenmodells in 
das Analyseverfahren eingebunden werden.

Die Risikoanalyse wird sich auf eine Vielzahl unterschied-
licher Indikatoren zur Beschreibung von Klimawirkungen, 
technischen Wirkungsweisen und Vulnerabilitätsmerk-
malen stützen. Neben meteorologischen bzw. hydrologi-
schen Datensätzen und Geoinformationen sind vor allem 
Bestands- und Zustandsdaten der Infrastruktur sowie Ver-
kehrskenngrößen von hoher Relevanz. Die Integration,  
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Abbildung 4: Betrachtung von Klimawirkungen
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Analyse und Visualisierung dieser heterogenen, kom-
plex strukturierten Forschungsdaten erfordert innovative 
Konzepte in den Bereichen Datenhaltung und Informa-
tionsverarbeitung. Um diesen Anforderungen gerecht zu 
werden, soll ein Werkzeug zur Risikoanalyse entwickelt 
werden, das an ein Geodatenbanksystem gekoppelt ist und 
Eingangsdaten automatisiert hieraus abfragt, verarbeitet 
und geovisualisiert. Die in diesem Kontext geplante Daten-
bank- und Systemarchitektur zielt auf eine zentrale Daten-
haltung ab, die Möglichkeiten eröffnet, Forschungsdaten 
aus den Schwerpunkten „Hochwassergefahren“, „Hangrut-
schungen“, „Sturmgefahren“ sowie „Schif¤arkeit und Was-
serbeschaffenheit“ zusammenzuführen. Darüber hinaus ist 
es vorgesehen, die zu entwickelnde Methodik in ein Web-
GIS (Geographisches Informationssystem) einzubetten, um 
langfristig eine ef�ziente Risikokommunikation zwischen 
den beteiligten Behörden und der Fachpraxis vorzuberei-
ten. Die Möglichkeit einer verkehrsträgerübergreifenden 
Nutzung der Forschungsergebnisse im Rahmen einer zen-
tralen Datenhaltung bei einem der Partner aus dem Exper-
tennetzwerk wird geprüft. 

Vorgehen: Das Forschungsvorhaben nimmt Bezug auf 
die Vorarbeiten aus dem Projekt „Risikoanalyse wichtiger 
Verkehrsachsen des Bundesfernstraßennetzes im Kontext 
des Klimawandels (RIVA)“ (vgl. Auerbach et al., 2014). Die 
innerhalb dieses Projektes entwickelte Methodik und das 
dazugehörige, MS Excel-basierte Pilotwerkzeug sollen vor 
dem Hintergrund des multimodalen Forschungsansatzes 
auf die Verkehrsträger Schiene und Wasserstraße erweitert 
werden. Dabei orientiert sich das Vorgehen an den Erfah-
rungen aus dem vorangegangen Forschungsprojekt. Die 
Untersuchungen beinhalten zunächst eine Identi�kation 
und Analyse von Klimarisiken und betroffenen Risikoele-
menten der Verkehrsinfrastruktur. Es sollen neue Scha-
densbildkategorien entwickelt werden, die sich über ein 
hierarchisches Indikatorenmodell abbilden lassen. Alle 
diesbezüglichen Arbeitsschritte erfordern nicht nur einen 
verkehrsträgerübergreifenden, interdisziplinären For-
schungsansatz, sondern auch eine direkte Einbindung von 
Akteuren aus der Verkehrspraxis. Die inhaltliche Ausge-
staltung der Schadensbildkategorien und der hiermit ver-
knüpften Indikatorensets soll durch Expertenworkshops 
fachlich begleitet werden. Mithilfe von Techniken der inte-
grierten Bewertung ist es möglich, Wirkungsketten zu mo-
dellieren, die potenzielle Risikofolgen und deren Wirkungs-

pfade für die relevanten Schadensbildkategorien graphisch 
visualisieren und Zusammenhänge qualitativ erfassen. 
Neben Expertenwissen, technischen Regelwerken und der 
Fachliteratur kommen an dieser Stelle auch die Ergebnisse 
aktueller oder kürzlich abgeschlossener Forschungsprojek-
te zum Tragen.

Die entwickelten Schadensbildkategorien werden im An-
schluss in das Analyseverfahren integriert und durch die 
De�nition von Datenschnittstellen zur Abbildung der 
Wirkungsketten eingesetzt. Eine dauerhafte Fortführung 
des MS Excel-basierten Pilotwerkzeuges ist aufgrund der 
großen Datenmengen und der komplexen Relationen zwi-
schen den Daten nicht realisierbar. Daher ist es geplant, ein 
Werkzeug zur Risikoanalyse zu entwickeln, das auf einem 
Geodatenbanksystem beruht und über eine interaktive 
Benutzerober�äche verfügt, um Eingangs- und Analyse-
daten ef�zient zu verwalten, abzufragen und zu editieren. 
Neben der technischen Leistungsfähigkeit des Modellie-
rungsverfahrens sind es vor allem Aspekte der Dateninteg-
rität sowie der Persistenz von Forschungsdaten, die für eine 
zentrale Datenhaltung in diesem Bereich von Themenfeld 
1 sprechen. Unter Berücksichtigung der regionalen Daten-
verfügbarkeit soll die GIS-gestützte Methodik in den Fo-
kusgebieten Binnen und Küsten angewendet werden. Die 
Anwendung wird sich unter anderem auf das transeuropä-
ische Verkehrsnetz (TEN-T) beziehen, wobei vorzugsweise 
Untersuchungsstrecken in den Korridoren Rhein-Alpen 
und Rhein-Donau auszuwählen sind. Im Zuge der For-
schungsarbeiten soll zugleich eine Validierung der Metho-
dik erfolgen, sodass erste Grundlagen geschaffen werden, 
um einen möglichen, operationalen Einsatz der Risikoana-
lyse zu skizzieren. Die Ergebnisse aus den Fokusgebieten 
(SP-108 und 109) sollen in das Datenbank- und Informati-
onssystem eingebunden, fachlich analysiert und so au¤e-
reitet werden, dass sie in die Konzeption von Anpassungs-
optionen Eingang �nden können.

Erwartete Produkte: Die Forschungsarbeiten haben die 
Entwicklung eines Werkzeuges zur Risikoanalyse zum Ziel, 
das nicht nur die Verkehrsträger Straße, Schiene und Was-
serstraße einbezieht, sondern auch in Form eines Web-GIS 
die Möglichkeit eröffnet, einen Wissenstransfer einzuleiten 
und die Bereitstellung von Ergebnisdaten behördenüber-
greifend zu organisieren. Mit der Risikoanalyse unmittel-
bar verknüpft sind Teilinnovationen aus dem gesamten 



Themenfeld 1, die über Datenschnittstellen und Zusatzmo-
dule in die Systemarchitektur eingebettet werden sollen. 
Im Einzelnen können folgende zu erwartende Produkte 
benannt werden: 

 � Werkzeug zur Risikoanalyse auf Basis eines GIS für die 
Verkehrsträger Straße, Schiene und Wasserstraße, das 
sowohl Klimarisiken im engeren Sinne als auch Hoch- 
und Niedrigwasser, Hangrutschungen, Sturmgefahren 
und Wasserbeschaffenheit berücksichtigt

 � Risikoanalysen für Untersuchungsstrecken in den Fo-
kusgebieten Binnen und Küsten sowie Methoden zur 
Visualisierung und zum webgestützten Austausch der 
Forschungsergebnisse zwischen den Netzwerkpartnern 
und weiteren Fachbehörden

 � Informationen über Gefährdungspotenziale, Schadens-
bilder und Verwundbarkeiten im Kontext mit Klima- 
und Georisiken entlang von Bundesverkehrswegen so-
wie Literatur- und Fallstudien zu klimatisch bedingten 
Verkehrsverlagerungen und komplexen Transportab-
hängigkeiten

 � Transfer der Ergebnisse aus den Risikoanalysen in die 
Konzeption von strategischen Handlungsempfehlun-
gen und Nutzung der Datenprodukte im Rahmen des 
Au¤aus eines Kataloges für Anpassungsoptionen auf 
Netz- und Objektebene (vgl. SP-107) 

Vernetzung: Die Risikoanalyse greift zurück auf Ein-
gangsdaten und Forschungsergebnisse aus nahezu allen 
Schwerpunkten im Themenfeld 1 und besitzt somit einen 
zentralen Vernetzungscharakter. Vor diesem Hintergrund 
wird bei der Risikoanalyse ein besonderes Augenmerk auf 
einen intensiven, das ganze Themenfeld einbeziehenden, 
Informations- und Datenaustausch gelegt. Eine aktive 
Beteiligung dieses Schwerpunktes an Themen wie Hoch-
wassergefahren, Hangrutschungen, Sturmgefahren sowie 
Schif¤arkeit und Wasserbeschaffenheit ist daher ein fester 
Bestandteil der jeweiligen Arbeitsprogramme. Darüber 

hinaus umfasst die Vernetzung vor allem auch die Einbe-
ziehung der Verkehrspraxis und externer Fachleute aus 
Wissenschaft und Verwaltung. Dieser Praxisbezug soll 
unter anderem durch die Ausrichtung von Expertenwork-
shops in die Risikoanalyse und das gesamte Themenfeld 1 
ein�ießen.
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Noble IR, Huq S, Anokhin YA, Carmin J, Goudou D, Lansi-
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15

SP-103: Hochwassergefahren

Leitung: Deutscher Wetterdienst (DWD), Fr. Dr. M. Rauthe, 
Hr. C. Brendel, Hr. Dr. T. Deutschländer

Beteiligte Behörden:
 � Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH)
 � Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG)
 � Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt)
 � Bundesanstalt für Wasserbau (BAW)
 � Deutscher Wetterdienst (DWD)
 � Eisenbahn-Bundesamt (EBA)

Hintergrund: Extreme Hochwasserereignisse werden 
durch das Zusammenspiel verschiedener Komponenten in 
Atmosphäre und Hydrosphäre verursacht. Im Binnenbe-
reich sind dies neben dem Niederschlag die Bodenfeuch-
tesättigung, die Schneebedeckung, der Füllgrad künstlicher 
Speicher, die Landnutzung und der Wellenablauf. Im Küs-
tenbereich kommen der Wasserstand bzw. Meeresspiegel, 
die Gezeiten, Fernwellen, der Wind und der Oberwasserzu-
�uss als beein�ussende Faktoren hinzu.

Hochwassersituationen können auf verschiedene Weise die 
Verfügbarkeit des Verkehrsnetzes beeinträchtigen. Über�u-
tungsbedingte Sperrungen von Schiene und Straße können 
zum Beispiel auf Grund von lokalen Starkregenereignissen 
oder durch über die Ufer tretendes Wasser bei Flusshoch-
wasser oder Sturm�uten auftreten. Von einer Sturz�ut 
spricht man, wenn innerhalb von wenigen Stunden nach 
einem Starkregenereignis enorme Wassermengen über ein 
Gebiet hereinbrechen. Es ist dann mehr Wasser vorhanden 
als von den weiter abwärts gelegenen Flussläufen oder Ab-
wasser- und Entwässerungssystemen aufgenommen wer-
den kann. Dadurch �ießt das ablaufende Wasser mit hoher 
Geschwindigkeit abwärts und sammelt sich inklusive des 
mitgerissenen Materials in tiefer liegenden Gebieten. Auf-
grund der Seltenheit von Sturz�uten und der sehr starken 
Abhängigkeit von lokalen Gegebenheiten wie Bebauung, 
Entwässerungssystemen, Gewässerführung etc. sind für 
diesen Hochwasseraspekt detaillierte Untersuchungen auf-
grund fehlender Datenbasis jedoch kaum möglich.

Sperrungen der Binnenwasserstraßen werden durch Über-
schreitung des sogenannten höchsten schif¤aren Wasser-
standes ausgelöst. Neben zeitweiligen Sperrungen können 

auch Schäden an der Verkehrsinfrastruktur verursacht 
werden, die nachhaltige und weitreichende Folgen für die 
Verkehrsströme in Mitteleuropa haben.

Prägnantes Beispiel war das Hochwasser an Elbe und Do-
nau im Mai/Juni 2013 (BfG 2014; DWD 2013). Die Folgen 
der Über�utungen z.B. in der Region Niederbayern waren 
die Sperrung der Donau für den Schiffsverkehr für mehr 
als zwei Wochen und die Sperrung der Bundesautobah-
nen A92 und A3 für drei bzw. elf Tage. Des Weiteren traten 
Schäden am Straßenbelag sowie diverse Schäden an Brü-
cken und Strecken des Schienenverkehrs auf. In dieser Zeit 
hatten die Niederschläge teilweise das zwei- bis dreifache 
der mittleren Niederschläge im Mai überschritten und das 
zusammen mit einer hohen Bodenfeuchtesättigung, wo-
durch die Niederschlagsmengen nur in geringerem Um-
fang vom Boden aufgenommen wurden. In Deggendorf an 
der Donau führte ein Deichbruch an der Isarmündung zur 
Flutung des Polders Steinkirchen-Fischerdorf.

In den Küstengebieten ergeben sich Über�utungspotenzi-
ale aus dem Zusammenspiel von Außenwasserstand und 
Ab�ussmenge eines Gewässers bei starken Niederschlägen. 
Im Zuge des Meeresspiegelanstiegs wird es immer schwie-
riger werden, Wasser aus Fließgewässern in das gezeitenbe-

Abbildung 6: Hochwassergefährdete Bereiche erkennen



ein�usste Meer abzugeben. Flache und tief liegende Gebiete 
werden aufgrund des mit dem Meeresspiegel ansteigen-
den Grundwasserspiegels zunehmend vernässen. Insofern 
wächst für die Infrastruktur, wie für jedwede Landnutzung, 
die Gefahr von Überschwemmungen bei außergewöhnli-
chen Niederschlagsereignissen; also bei lang anhaltenden 
Niederschlägen, extremen Niederschlagsereignissen oder 
einer Kombination aus beidem, wie z.B. im Dezember 2014 
in Schleswig-Holstein (BSH 2015, LKN-SH und LLUR-SH 
2015). Aufgrund des Meeresspiegelanstiegs steigt in den 
Küstengebieten ohne adäquate Anpassung auch die Gefahr 
von Über�utungen durch Sturm�uten.

Ziele dieses Schwerpunktes sind folgende:
 � Bestimmung der aktuellen Gefährdung der Straßen-, 

Schienen- und Wasserstraßeninfrastruktur durch 
Hochwassersituationen infolge Flusshochwasser und 
Küstenhochwasser,

 � vertiefende Untersuchungen in Pilotregionen,
 � Ableitung von Indikatoren zur Abschätzung zukünfti-

ger Gefährdungen durch Hochwasser und Über�utun-
gen im Binnenland sowie an der Küste infolge des Kli-
mawandels.

Vorgehen: In einem ersten Schritt werden in bundeswei-
ten Analysen besonders durch Hochwasser gefährdete 
Streckenabschnitte identi�ziert. Ausgangspunkt für die 
Untersuchungen sind im Fall der Straßen- und Schienen-
netze die Hochwassergefahrenkarten der Bundesländer 
nach der EU-Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie 
(2007/60/EG). Es ist geplant, die Über�utungs�ächen für 
verschiedene Hochwasserszenarien für den Binnen- und 
Küstenbereich mit den Daten zur Straßen-, Schienen- und 
Wasserstraßeninfrastruktur zu verschneiden. Bezüglich der 
Binnenschifffahrt werden die im Informationssystem  
ELWIS4 für verschiedene Streckenabschnitte ausgewiese-
nen höchsten schif¤aren Wasserstände dahingehend aus-
gewertet, an wie vielen Tagen im Jahr diese gegenwärtig im 
Mittel überschritten werden.

Der bundesweite Überblick über die hochwassergefährde-
ten Streckenabschnitte verschiedener Verkehrsträger er-

4 www.ELWIS.de

laubt es, Bereiche des Verkehrsnetzes zu identi�zieren, die 
im Hochwasserfall besonders betroffen sind, weil z.B. der 
Verkehr auf Schiene, Straße und Wasserstraße gleichzeitig 
eingeschränkt wird. In Verbindung mit Daten über das Ver-
kehrsauºommen können daraus wiederum Regionen ab-
geleitet werden, in denen die wirtschaftliche Betroffenheit 
besonders hoch ist. Vorrangige Aufmerksamkeit liegt dabei 
auf den TEN-T Korridoren Rhein-Alpen und Rhein-Do-
nau sowie den norddeutschen Abschnitten der Korridore 
Skandinavien-Mittelmeer und Nordsee-Baltikum, die den 
zentralen Knotenpunkt Hamburg, den Nord-Ostsee-Kanal 
(NOK) und das Elbeästuar für die Verkehrsträger Schiene, 
Straße und Wasserstraße einschließen.

In einem weiteren Schritt werden detaillierte Untersu-
chungen angestrebt (siehe SP-108 und SP-109). Diese 
Detailuntersuchungen schließen im Binnenbereich z.B. 
Analysen zu Über�utungshöhen ein, die durch zusätzli-
che Verarbeitung digitaler Landschaftsmodelle generiert 
werden sollen. Auch werden Änderungen im Auftreten von 
Hochwasserereignissen und Verkehrsbeeinträchtigungen 
unter Klimawandelein�uss bewertet. Aufgrund der Kom-
plexität der Untersuchung ist hierbei eine Auswahl der 
betrachteten Bereiche notwendig. Dabei sind die Kriterien 
für die Auswahl (1) das Vorliegen einer Gefährdung, (2) die 
verkehrliche Bedeutung des Abschnittes sowie (3) die Ver-
fügbarkeit detaillierter Modelle und Daten.
 
In der Küstenzone ist neben den klassischen Hochwasser- 
ursachen der Ein�uss des Meeresspiegelanstiegs zu be-
rücksichtigen. Da dessen zukünftige Dimension, sowohl 
höhenmäßig wie zeitlich, gegenwärtig noch sehr unsi-
cher ist, werden unterschiedliche Anstiegsszenarien unter 
Berücksichtigung unterschiedlicher technischer Anpas-
sungsmöglichkeiten zu untersuchen sein. Im Hinblick auf 
Sturm�uten sind Untersuchungen zu veränderten hydro-
dynamischen und topographischen Bedingungen im Elbe-
ästuar geplant. Diese Untersuchungen werden mithilfe ei-
nes hydrodynamisch-numerischen Modells der Deutschen 
Bucht und der Ästuare durchgeführt.

Bei der Betrachtung von Auswirkungen des Klimawan-
dels auf extreme Hochwassersituationen – seien es Fluss-
hochwasser, Sturm�uten oder außergewöhnliche Nieder-
schlagsereignisse (wie z.B. Starkniederschläge, Sturz�uten, 
Deich- und Dammüberspülungen) – sind verschiedene 
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Abbildung 7: Containerschiff auf einem Kanal

methodische Herausforderungen zu meistern. Insbesonde-
re ist die statistische Analyse von Extremereignissen sehr 
schwierig. Extreme sind de�nitionsgemäß seltene [und 
mengenmäßig außergewöhnliche] Ereignisse. Aufgrund 
nur endlich langer Beobachtungsreihen, aber auch be-
grenzter Klimaprojektionsensembles, erfordert die Analyse 
solcher Ereignisse spezielle statistische Verfahren. Es ist zu 
prüfen, inwieweit diese Verfahren bei Klimaänderungen 
noch anwendbar sind (s. auch SP-101). Anhand ausgewähl-
ter Ereignisse wird in Pilotgebieten sowie mittels Prozess-
studien die Eignung der verwendeten Klima-, Ozean- und 
Flussgebietsmodelle zur Wiedergabe dieser Prozesse gezielt 
geprüft und, wenn möglich, verbessert. Die Bewertungsme-
thodik wird in Zusammenarbeit mit den beteiligten Netz-
werkpartnern erarbeitet und trägt zur kohärenten Betrach-
tung von Hochwassergefahren im Projektverbund bei.

Erwartete Produkte
 � Bundesweite Karten der hochwassergefährdeten Schie-

nen- und Straßenbereiche für Hochwasser unterschied-
licher Jährlichkeit

 � Bundesweite Karten der Wasserstraßenbereiche mit 
Überschreitungen (Dauern) des höchsten schif¤aren 
Ab�usses (HSQ I/II, korrespondierend zu HSW I/II)

 � Indikatoren zur Abschätzung zukünftiger Gefährdun-
gen durch Hochwasser im Binnenland und an der Küs-
te infolge des Klimawandels

 � Ergebnisse aus Sturm�utuntersuchungen im Elbeästu-
ar mit veränderter Topographie in Kombination mit ei-
nem Meeresspiegelanstieg

 � Abschätzung der Auswirkungen des Klimawandels auf 
extreme Hochwasser in zuvor identi�zierten, besonders 
gefährdeten Regionen (SP-109)

Vernetzung: Es besteht eine enge Schnittstelle zum 
Schwerpunktthema SP-101 „Szenarienbildung“, das Da-
tengrundlagen bereitstellt und in dem generelle Ansätze 
zur Erarbeitung von Extrem-Szenarien gebündelt werden. 
Simulierte Ab�üsse im Binnenbereich werden aus dem SP-
106 „Schif¤arkeit und Wasserbeschaffenheit“ übernom-
men.

Die im SP-103 „Hochwassergefahren“ erarbeiteten bun-
desweiten Indikatoren und Gefährdungskarten gehen in 
die Risikoanalyse ein (SP-102). Die gefährdeten Bereiche, 
die anhand der bundesweiten Analyse identi�ziert werden, 
stellen mögliche Zielregionen für die „Fokusgebiete Bin-
nen“ dar (SP-109). Alle küstenbezogenen Arbeiten erfolgen 
in enger Abstimmung mit dem SP-108 „Fokusgebiete Küs-
ten“. Darüber hinaus werden die im Schwerpunkt erarbei-
teten Konzepte/Ideen für mögliche Anpassungsoptionen 
für die Küste an den Schwerpunkt „Anpassungsoptionen“ 
(SP-107) weitergegeben.

Im Rahmen der externen Vernetzung ist die Abstimmung 
mit den Bundesländern hervorzuheben, in deren Hoheit 
Fragen des Hochwasserschutzes und des Hochwasserrisiko-
managements liegen. Die Abstimmung soll frühzeitig z.B. 
im Rahmen der Bund/Länder-Arbeitsgemeinschaft Wasser, 
der Flussgebietskommissionen (IKSR, IKSE etc.) oder im 
Nationalen Hochwasserschutzprogramm erfolgen. Zusätz-
lich erfolgen auch Abstimmungen mit anderen Bundes-
behörden, wie beispielsweise dem BBSR, zur Prüfung der 
Möglichkeiten einer Risikoabschätzung in Anbetracht des 
zukünftigen Verkehrsauºommens.
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SP-104: Sturmgefahren

Leitung: Eisenbahn-Bundesamt (EBA), Hr. M. Forbriger,  
Fr. C. Herrmann

Beteiligte Behörden:
 � Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH)
 � Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG)
 � Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt)
 � Deutscher Wetterdienst (DWD)
 � Eisenbahn-Bundesamt (EBA)

Hintergrund: Stürme gehören zu den Extremwetterereig-
nissen, die Infrastruktur und Verkehr bereits jetzt – auch 
ohne Berücksichtigung des Klimawandels – vor Herausfor-
derungen stellen. Die Orkane der vergangenen Jahre haben 
den Verkehr auf Schiene und Straße in ganzen Regionen 
unterbrochen (Haeseler und Lefebvre 2013). An den Küs-
ten und in Flussmündungen verursachen Sturmereignis-
se extreme Hochwasserstände, welche die Sicherheit der 
Küstenbauwerke bedrohen, die Schifffahrt einschränken 
und die Entwässerung des Binnenlandes behindern (Hoch-
wassergefahrenaspekte werden in SP-103 behandelt). Bei 
ablandigen Stürmen (Sturmebbe) kann der Wasserstand in 
Flussmündungen so weit erniedrigt sein, dass der Verkehr 
für tiefgehende Fahrzeuge behindert wird.

Die Verkehrsträger Straße, Schiene und Wasserstraße wer-
den zumeist in vergleichbarer Weise durch Sturmereig-
nisse beeinträchtigt. So können Fahrzeuge durch starke 
Seitenwinde und Böen aus dem Fahrweg bzw. Fahrwas-
ser gedrückt werden oder die Fahrwege durch Windwurf 
und Windbruch, Schneeverwehungen oder Staubstürme 
blockiert werden. Insbesondere der Bahnverkehr ist emp-
�ndlich gegenüber Stürmen, da bei Oberleitungsschäden 
Aufräumungs- und Instandsetzungsarbeiten längere Zeit 
in Anspruch nehmen können. Bei der Straße sind die Aus-
wirkungen in der Regel zeitlich sehr begrenzt, da nur der 
Verkehrsweg freigeräumt werden muss und keine bedeu-

tenden Schäden an der Infrastruktur verursacht werden. 
Des Weiteren gibt es bei beiden Verkehrsträgern aufragen-
de Anlagenteile, die gegenüber Windlasten emp�ndlich 
sind. Die Seeschifffahrt ist bei Stürmen durch starken See-
gang von Ladungsverlust bis hin zu Monsterwellen bedroht 
(seeschifffahrt-spezi�sche Fragestellungen und Aspekte 
werden in SP-108 behandelt).

Ziel der Aktivitäten im Schwerpunkt „Sturmgefahren“ ist 
die Gewinnung von Erkenntnissen über die Art, Häu�gkeit 
und Relevanz der Gefahren, die durch hohe Windlasten 
entstehen. Es werden sturmgefährdete Regionen identi�-
ziert und Grundlagen für eine deutschlandweite Gefahren-
hinweiskarte zu Sturmgefährdungen erstellt. Aus Ergebnis-
sen von Klimamodellen soll abgeleitet werden, innerhalb 
welcher Bandbreiten sich die Häu�gkeiten und Stärken 
derjenigen Stürme, die Schäden an Verkehrsträgern nach 
sich ziehen, in der Zukunft verändern können. 

Vorgehen: Grundlage für die Analyse von zukünftigen 
Veränderungen sturmbedingter Risiken für Verkehrsträ-
ger sind Klimaprojektionen. Für die Betrachtung groß-
räumiger Sturmtiefs ist die bestehende räumliche Au�ö-
sung der Winddaten ausreichend (Winterfeldt und Weisse, 
2009); kleinräumige Strukturen, wie sie im Rahmen von 
Gewittern oder an Küsten auftreten, können jedoch nicht 
adäquat wiedergegeben werden. Zur Verbesserung der der-
zeitigen Windprojektionsdaten werden im Rahmen der 
Projektarbeiten vielversprechende, existierende Ansätze 
(z.B. Themessl et al. 2012) weiterentwickelt. Die Bestim-
mung der zukünftigen Entwicklung von Extremwetterer-
eignissen stellt generell eine Herausforderung dar. Daher 
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Abbildung 8: Beschädigung von Oberleitungen durch Windwurf
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wird versucht, mit einem neu entwickelten statistisch- 
dynamischen Modellansatz, der sich an den Bedürfnissen 
der betroffenen Verkehrsträger orientiert, auch kleinräumi-
ge und extreme Stürme zu erfassen.

Um eine Übersicht über die Sturmgefährdung für das Bin-
nenland zu erhalten, sollen Modellierungen zur Sturmin-
tensität mit Daten von bereits vorhanden Sturmwurfereig-
nissen und der Verkehrsinfrastruktur (insbesondere Bahn) 
verschnitten werden. Zusätzlich werden an ausgesuchten 
Standorten Informationen zu Orographie, Vegetations-
struktur, Böden, Geomorphologie und Geologie erhoben, 
um deren Ein�uss auf Sturmwurf zu untersuchen und zu 
quanti�zieren. Für das Verständnis des Sturmwurfrisikos 
wichtige komplexe Zusammenhänge, wie z.B. zwischen 
Sturm, Vegetationsmanagement, Hangrutschung und 
rechtlichen Zuständigkeiten, sollen identi�ziert werden. In 
diesem Zusammenhang bestehen Anknüpfungspunkte zu 
den Arbeiten im SP-105 Hangrutschungen (Boden-Wasser-
Haushaltsmodell). Dieser ganzheitliche Ansatz erlaubt die 
Erstellung von Windwurf-Gefahrenkarten. Die Risikoana-
lysemethodik soll um Sturmgefahren erweitert werden. Die 
BASt wird dafür Schadensbildkategorien für Sturmgefah-
ren entwickeln. In diesem Zusammenhang sollen poten-
zielle Einwirkungen von hohen Windgeschwindigkeiten 
auf die Verkehrsinfrastruktur mit Hilfe von Expertenwissen 
erfasst werden. Der Fokus liegt vor allem auf Elementen der 
Straßenausstattung (Mautbrücken, Lärmschutzwände etc.) 
sowie Brückenbauwerken und dem auf Brücken �ießenden 
Verkehr. Darüber hinaus nimmt die expertenbasierte Be-
wertung von Faktoren zur Beschreibung der Vulnerabilität 
gegenüber Sturmgefahren und deren direkten oder indi-
rekten Risikofolgen eine wichtige Stellung in den geplan-
ten Untersuchungen ein.

Die mögliche zukünftige Entwicklung der Windfelder über 
See wird ebenfalls mithilfe von Klimaprojektionen unter-
sucht. Hierbei werden die Methoden, die in KLIWAS zur 
Analyse der Windfelder auf der Nordsee entwickelt wurden 
(Ganske et al., 2016), auf die Daten der Ostsee angewandt. 
Die Ergebnisse von regionalen gekoppelten Ozean-Atmo-
sphärenmodellen ergeben dabei nicht nur wichtige Hin-
weise auf die möglichen Veränderungen der Windfelder, 
sondern sie liefern auch den Antrieb für die Wasserstände 
an der Küste. Zusätzlich sollen zum Vergleich die für das 
Binnenland verwendeten regionalen atmosphärischen Kli-

mamodelle analysiert werden. Bei allen Untersuchungen 
wird der Fokus auf hohen Windgeschwindigkeiten liegen, 
da nur diese bei den Verkehrsträgern und dem Wasserstand 
Probleme hervorrufen können. Für bestimmte Infrastruk-
turobjekte, z.B. den Hindenburgdamm nach Sylt und die 
Fehmarnsund-Brücke, sollen die möglichen zukünftigen 
Veränderungen der Windrichtungen und -stärken detail-
liert untersucht werden. 

Erwartete Produkte: 
 � Bereitstellung von Winddaten aus einem neu-entwi-

ckelten statistisch-dynamischen Modellansatz in hoher 
räumlicher Au�ösung (1 x 1 km² für das Binnenland)

 � Informationen über mögliche zukünftige Veränderun-
gen von Windrichtungen und Windgeschwindigkeiten 
über See und im Küstenbereich

 � Gefahrenhinweiskarten für die Verkehrsträger Straße, 
Schiene und Wasserstraße

 � Erweiterung der RIVA-Methodik bzgl. Sturmgefahren 
zur Risikoanalyse für Bundesverkehrswege 

 � Handlungsempfehlungen zur Prävention und Mini-
mierung der Sturmwurfgefahr und damit verbundenen 
Instandsetzungskosten 

Vernetzung: In diesem Schwerpunkt werden windbe-
zogene Datenprodukte aus den Schwerpunkten SP-101 
(Binnenbereich) und SP-108 (Küste) verwendet, wobei die 
spezi�schen Anforderungen der Verkehrsträger berück-
sichtigt werden sollen. Die interne Vernetzung innerhalb 
des Themenfeldes 1 umfasst des Weiteren die Einbindung 
der SP-104-Ergebnisse in das Schwerpunktthema Risi-
koanalyse (SP-102) sowie Anknüpfungspunkte zu Anpas-
sungsoptionen (SP-107). Abstimmungen hinsichtlich even-
tueller Fokusgebiete für Detailuntersuchungen erfolgen 
mit den Schwerpunkten Fokusgebiete Küsten (SP-108) und 
Fokusgebiete Binnen (SP-109). Zudem bestehen hinsicht-
lich der Sturm�utthematik fachliche Anknüpfungspunk-
te zu den Schwerpunkten Hochwassergefahren (SP-103) 
und Fokusgebiete Küsten (SP-108). Eine enge Abstimmung 
der Arbeiten soll nicht nur innerhalb des Themenfeldes 1 
vorgenommen werden, sondern es soll auch die Experti-
se externer Forschungseinrichtungen, wie Universitäten 
und Forschungseinrichtungen (z.B. Johann Heinrich von 
Thünen-Institut) sowie laufender Forschungsprojekte (z.B. 
EXTREMENESS und CLiSAP) eingebunden werden.
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SP-105: Hangrutschungen

Leitung: Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt),  
Hr. J. Kirsten, Hr. Dr. M. Klose

Beteiligte Behörden:
 � Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG) 
 � Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt)
 � Bundesanstalt für Wasserbau (BAW)
 � Deutscher Wetterdienst (DWD)
 � Eisenbahn-Bundesamt (EBA)

Hintergrund: Hang- und Böschungsrutschungen sind weit 
verbreitete, zumeist klimatisch gesteuerte Naturgefahren 
mit hoher Schadenswirkung, die Verkehrsinfrastruktu-
ren im Mittelgebirgsraum und angrenzenden Gebieten in 
hohem Maße gefährden (vgl. Krauter et al., 2012). Neben 
Felsstürzen, Geröllabgängen und Rutschungen im engeren 
Sinne werden häu�g auch Fließprozesse wie Schutt- und 
Schlammströme dem breiten Spektrum an Hang- und Bö-
schungsrutschungen zugerechnet (vgl. Hungr et al., 2014). 
Aktuellen Studien zufolge verursachen durch Niederschlag 
ausgelöste Schadensereignisse nicht nur direkte, bauliche 
Schäden mit vielerorts hohen Wiederherstellungskosten 
(vgl. Klose et al., 2015), sondern führen auch zu Beeinträch-
tigungen des Verkehrs und hiermit verbundenen indirek-
ten Schäden (vgl. Keller & Atzl, 2014). Vor dem Hintergrund 
der im Zuge des Klimawandels projizierten Zunahme an 
Starkniederschlägen gilt auch eine Zunahme des Gefähr-
dungspotenzials durch Hang- und Böschungsrutschun-
gen für weite Bereiche Deutschlands und die einzelnen 
Verkehrsträger als sehr wahrscheinlich (vgl. Krauter et al., 
2012).

Ziel: Im Fokus dieses Schwerpunktes steht das Ziel, das ak-
tuelle und zukünftige Gefährdungspotenzial durch Hang- 
und Böschungsrutschungen für Bundesverkehrswege zu 
analysieren, wobei dem Ein�uss von extremen Wetterer-
eignissen und Klimaänderungen Rechnung getragen wer-
den soll. Die geplanten Untersuchungen zielen darauf ab, 
Geographische Informationssysteme (GIS) und Methoden 
der Gefahrenanalyse einzusetzen und weiterzuentwickeln, 
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Abbildung 9: Einschränkungen durch starken Seegang
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Abbildung 10: Rutschung einer Böschung

schungen sowie typische Schadensbilder im Kontext mit 
Starkregenereignissen, Feuchteanomalien oder komple-
xen Steuerungsgefügen dienen darüber hinaus dem Ziel, 
Wirkungszusammenhänge an Rutschungsstandorten zu 
erfassen und modellhaft abzubilden. Eine wesentliche He-
rausforderung bezieht sich darauf, die erhobenen Daten so 
auszuwerten und zu verknüpfen, dass sich Aussagen über 
die Vulnerabilität von Verkehrsinfrastrukturen treffen las-
sen. Schließlich wird mit der Datenanalyse das Ziel verfolgt, 
Schadenskosten abzuleiten und ökonomische Bewertungs-
ansätze zu entwickeln, um erste Erkenntnisse über aktuelle 
und zukünftige Risikopotenziale zu gewinnen. Diese Er-
kenntnisse sollen in die Risikoanalyse im SP-102 ein�ie-
ßen und mit Blick auf das Erhaltungsmanagement sowie 
den Aus- und Neubau potenziell gefährdeter Verkehrsin-
frastrukturen fallbezogen diskutiert werden. Mehr denn 
je sind heute Datenbank- und Informationssysteme in der 
Risikoanalyse gefragt, weshalb deren Konzeption auch in 
diesem Schwerpunkt ein hohes Gewicht beigemessen wer-
den soll.

Vorgehen: Der Schwerpunkt verfolgt einen praxisbezoge-
nen und multimodalen Forschungsansatz, der nicht nur 
die Verkehrsträger Straße und Schiene bei der Entwicklung 
von Gefahrenhinweiskarten gezielt in den Fokus rückt, 
sondern auch dem Verkehrsträger Wasserstraße im Rah-
men von Fallstudien einen hohen Stellenwert einräumt. 
Zu Beginn der Entwicklung der bundesweiten Gefahren-
hinweiskarten liegt ein Hauptaugenmerk auf der Analy-
se und Integration unterschiedlicher Datenprodukte und 
Kartenwerke. Es sind in diesem Zusammenhang vor allem 
ingenieurgeologische Informationssysteme, digitale Gelän-
de- und Landschaftsinformationen, Klimaprojektionsdaten 
sowie räumliche Datensätze zu den relevanten Verkehrs-
netzen auszuwerten und systematisch zusammenzuführen. 
Eine intensive Kooperation zwischen den am Schwerpunkt 
beteiligten Fachbehörden ist vor diesem Hintergrund uner-
lässlich. Das gewonnene Datenmaterial dient in Kombina-
tion mit Expertenwissen und Ereignisdaten dazu, Dispo-
sitionsfaktoren von Hang- und Böschungsrutschungen zu 
de�nieren und in einem ingenieurgeologisch-klimatischen 
Modell abzubilden. Diesem GIS-gestützten Modellierungs-
ansatz liegt ein Bewertungsschema zu Grunde, das es er-
möglicht, de�nierte Dispositionsfaktoren zu klassi�zieren, 
zu gewichten und bundesweit zu kartieren. Die für Bun-
desfernstraßen bestehenden Gefahrenhinweiskarten (vgl. 

um potenziell gefährdete Streckenabschnitte auf Netzebe-
ne zu identi�zieren und für detaillierte Standortanalysen 
vorzuselektieren. Es sollen Kartierungsverfahren angewen-
det werden, die einerseits eine modellgestützte, regiona-
le Ausweisung von Gefährdungsschwerpunkten erlauben 
und andererseits auch die Möglichkeit bieten, instabile 
Geländebereiche im direkten Umfeld von Verkehrswe-
gen räumlich zu detektieren und zu inventarisieren. Ziel 
ist die Entwicklung und Aktualisierung von bundeswei-
ten Gefahrenhinweiskarten für die Verkehrsträger Straße 
und Schiene, die neben ingenieurgeologischen Faktoren 
wie Geologie, Morphologie und Landnutzung auch unter-
schiedliche Klimaparameter bei der Modellierung einbezie-
hen. Darüber hinaus sollen kleinräumige Gefährdungsana-
lysen in ausgewählten Pilotgebieten erfolgen. Damit wird 
das Ziel verfolgt, die Modellgenauigkeit auf lokaler Ebene 
zu validieren, Skalierungsverfahren zu erproben und die 
Eignung der Gefahrenhinweiskarten für die Planung von 
Anpassungsoptionen zu prüfen. 

Ein weiteres Ziel dieses Schwerpunktes stellt der Au¤au 
einer Rutschungsdatenbank für die Verkehrsträger Straße, 
Schiene und Wasserstraße dar. Die hiermit verbundenen 
Arbeiten umfassen unter anderem die Durchführung von 
Webrecherchen, Literaturanalysen und Archivarbeiten. Die 
Potenziale von hochaufgelösten Satelliten- und Be�ie-
gungsdaten sowie von innovativer Sensortechnik sind in 
diesem Zusammenhang ebenfalls, wenngleich nur ansatz-
weise, zu untersuchen und exemplarisch zu nutzen. Detail-
lierte Fallstudien über aktuelle Hang- und Böschungsrut-
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Krauter et al., 2012) können so um Schienenwege erweitert, 
methodisch optimiert und mit aktuellen Eingangsdaten 
versehen werden. Im Rahmen von Pilotstudien in den Fo-
kusgebieten Binnen (SP-109) ist es schließlich geplant, die 
räumliche Präzision des Dispositionsmodells und dessen 
Aussagekraft zu überprüfen. Hierzu müssen gegebenenfalls 
lokale Gefährdungsanalysen durchgeführt werden.

Die Entwicklung von Gefahrenhinweiskarten ist allein 
jedoch nicht ausreichend, um Verwundbarkeiten und zu-
künftige Gefährdungspotenziale im Kontext mit Hang- 
und Böschungsrutschungen im Detail bewerten zu können. 
Ein besseres Risikoverständnis setzt fundiertes Fachwissen 
über typische Schadensbilder sowie deren Ursachen, Kos-
ten und Sanierung voraus. Innerhalb dieses Schwerpunktes 
liegt daher ein weiterer Fokus auf der Analyse von Wir-
kungsketten bei der Ereignisauslösung sowie möglichen 
Zusammenhängen zwischen Prozesstypen (s.o.), Schadens-
bildern und spezi�schen Bauweisen. So wird untersucht, 
wie sich Niederschlagshöhen und -intensitäten mit Pro-
zesstypen und Schadensbildern in Verbindung bringen las-
sen. Andererseits ist es vorgesehen, aktuelle Ereigniskosten 
sowie Sanierungsmaßnahmen und deren Wirksamkeit fall-
weise zu betrachten, um erste Rückschlüsse auf mögliche 
Anpassungsoptionen ziehen zu können. Hierdurch werden 
Grundlagen für die Entwicklung von Schadensbildkate-
gorien geschaffen, sodass diese Arbeiten im gegenseitigen 
Austausch mit SP-102 Risikoanalyse erfolgen sollen. Die 
Untersuchungen werden sich teilweise auch mit Verfahren 
der Kostenmodellierung befassen, mit denen sich direkte 
Schadenskosten abschätzen und räumlich extrapolieren 
lassen (vgl. Klose et al., 2015). Neben Ereignisdaten nehmen 
Gefahrenhinweiskarten an dieser Stelle eine zentrale Rolle 
ein. So basieren diese Verfahren auf hieraus abgeleiteten 
Expositionsindizes, die die Gesamtlängen von gefährdeten 
Streckenabschnitten auf Netzebene beziffern, wodurch  
direkte Anknüpfungspunkte mit der Risikoanalyse im  
SP-102 gegeben sind.

Die Datenerhebung für den Au¤au einer Rutschungsda-
tenbank für Bundesverkehrswege stellt eine Daueraufga-
be dar und kann unter wissenschaftlicher Anleitung durch 
studentische Hilfskräfte begleitet werden. Darüber hinaus 
bestehen gegebenenfalls Möglichkeiten, Ereignisdaten über 
Behördenkooperation und Netzwerkbildung zu erschlie-

ßen und in die Datenbank einzubinden. Innerhalb dieses 
Schwerpunktes soll ein Beitrag für das im SP-102 zu entwi-
ckelnde, webgestützte Risikomanagementsystem geleistet 
werden, damit hierin unter anderem auch Gefahrenhin-
weiskarten zu Hang- und Böschungsrutschungen präsen-
tiert werden können. 

Erwartete Produkte: Im Rahmen des Schwerpunktes wer-
den Praxisprobleme aufgegriffen, die eine ganzheitliche 
Perspektive und neue Forschungsansätze erfordern, aus 
denen Innovationsleistungen hervorgehen, die sich auf alle 
Verkehrsträger übertragen lassen. Die geplanten Arbeiten 
orientieren sich an den Teilschritten des Risikokreislaufes 
und münden in Produkten zur Identi�kation, Analyse und 
Kommunikation von Gefährdungspotenzialen. Im Einzel-
nen können folgende zu erwartende Produkte benannt 
werden:

 � Datenbank zu historischen und aktuellen Rutschungs-
ereignisse an Bundesverkehrswegen

 � Gefahrenhinweiskarten zu Hangrutschungen für die 
Verkehrsträger Straße und Schiene

 � Fallstudien zu lokalen Gefährdungspotenzialen, Scha-
densbildern und Ereigniskosten 

 � Vulnerabilitätskonzepte, ökonomische Bewertungsan-
sätze und Handlungsempfehlungen

 � Gefahren- und Schadensinformationen zur Einbindung 
in die Risikoanalyse im SP-102

Vernetzung: Ein gegenseitiger Austausch mit Betreibern 
der Verkehrsinfrastruktur wird in allen Forschungsphasen 
angestrebt. So sollen beim Au¤au der Rutschungsdaten-
bank relevante Archive von Straßenbau- und Schifffahrts-
verwaltungen sowie der DB Netz AG ausgewertet werden. 
Zugleich ist es vorgesehen, die zu entwickelnden Gefah-
renhinweiskarten und hieraus abgeleitete Handlungsemp-
fehlungen der Praxis zur Verfügung zu stellen. Die inter-
ne Vernetzung innerhalb des Themenfeldes 1 umfasst die 
Einbindung der Ergebnisse in die Schwerpunktthemen 
Risikoanalyse (SP-102) und Anpassungsoptionen (SP-107). 
Ein Teil dieser Ergebnisse könnte darüber hinaus auch in 
die im SP-106 geplanten Untersuchungen ein�ießen. Enge 
Bezüge bestehen auch zu den Arbeiten im Schwerpunkt 
Fokusgebiete Binnen (SP-109). Schließlich sollen bestehen-
de Kontakte zu Universitäten und Forschungseinrichtun-
gen verstetigt werden.
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Abbildung 11: Hangrutschung 2007
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SP-106: Schiffbarkeit und Wasserbeschaffenheit

Leitung: Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG),  
Hr. Dr. E. Nilson

Beteiligte Behörden:
 � Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH)
 � Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG)
 � Bundesanstalt für Wasserbau (BAW)
 � Deutscher Wetterdienst (DWD)

Hintergrund: In diesem Schwerpunkt werden Gefahren 
gebündelt, die speziell für den Verkehrsträger Wasserstraße 

relevant sind. So können extreme Niedrigwassersituationen 
zu Transporteinschränkungen auf Bundeswasserstraßen 
und Wasserqualitätsproblemen führen. Hochwasserereig-
nisse, die im verkehrsträgerübergreifenden Schwerpunkt 
SP-103 „Hochwassergefahren“ betrachtet werden, können 
neben Sperrungen für die Schifffahrt nachhaltige mor-
phologische Veränderungen sowie eine Remobilisierung 
möglicherweise schadstof¤elasteter Sedimente nach sich 
ziehen. An der Küste wirken sich Veränderungen im System 
Atmosphäre-Ozean u.a. auf die Sedimentdynamik im Elbe-
ästuar aus, ebenfalls mit möglichen Folgen für Schifffahrt 
und Wasserstraßenmanagement.

Mit dem Klimawandel verändern sich Wasser- und Stoff-
haushalt sowie die Hydrodynamik im Bereich der Bun-
deswasserstraßen. Die möglichen Konsequenzen für die 
Robustheit der Wasserstraße hinsichtlich (1) der Verkehrs-
funktion, (2) der Wasserbeschaffenheit und (3) der Sohlbe-
schaffenheit stehen im Fokus dieses Arbeitsschwerpunktes. 

Ziel: Der Schwerpunkt 106 erarbeitet ein breites Produkt-
portfolio, das den aktuellen Stand des Klimawissens für die 
spezi�schen Aspekte des Wasserstraßen- und Schifffahrts-
managements au¤ereitet und Grundlage für Arbeiten in 
weiteren Schwerpunkten des Themenfeldes 1 ist. 

Die Auswirkungen des Klimawandels werden anhand von 
Ab�usskennwerten, Tidekennwerten, Wassertiefeninfor-
mationen, Stofºonzentrationen sowie Baggervolumina 
bewertet. Überregionale Informationen zu Änderungen 
von Wassermengen und der Verfügbarkeit der Bundeswas-



serstraßen (z.B. infolge Niedrigwasser im Binnenbereich 
oder morphologischer Änderungen im Ästuarbereich) wer-
den in gezielt ausgewählten regionalen Fallstudien ergänzt, 
um spezielle Aussagen zu Rückwirkungen auf die Sohl-, 
Schweb- und Schadstoffdynamik sowie auf Verkehrsab-
läufe zu generieren. In diesem Zusammenhang stehen 
die Evaluierung bestehender Unsicherheiten und eine 
Verbesserung des Prozessverständnisses im Zentrum des 
Erkenntnisinteresses. Weiterhin werden Wirkungen von 
ausgewählten Anpassungsmaßnahmen des Wasser(stra- 
ßen)managements in den Fokus genommen.

Vorgehen: Ausgangspunkt für die durchzuführenden Ar-
beiten sind Klimadaten auf Basis von Beobachtungen und 
Reanalysen und in Form von Klimaszenarien, die im Ar-
beitsschwerpunkt „Szenarienbildung“ (SP-101) abgestimmt 
und erstellt werden. Die Ergebnisse dieser Simulationen 
werden für die nachfolgende Anwendung in Wirkmodellen 
statistisch au¤ereitet (Anpassung von Raum- und Zeitbe-
zügen etc.). 
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Abbildung 12: Niedrigwasser am Rhein bei Bingen

Die Wirkmodelle umfassen im Binnenbereich eine Ver-
kettung von hydrologischen, hydromorphodynamischen 
Verkehrssimulationsmodellen sowie Modellen der Was-
serbeschaffenheit. Die verschiedenen Aspekte und die ent-
stehenden Datenprodukte sind in Tabelle 1 genannt. Jedes 
Glied der Modellkette ist jeweils von der Zulieferung von 
Daten vorgeschalteter Modelle abhängig. Um bereits in ei-
ner frühen Phase das simultane Arbeiten in allen Arbeits-
paketen zu ermöglichen, wird zunächst auf Ergebnisse aus 
KLIWAS zurückgegriffen (Hardenbicker et al., 2014; Hil-
lebrand et al., 2014; Nilson et al., 2014; Schröder & Wurms 
2014; Roberts et al., 2014). Im Weiteren werden an dem in 
KLIWAS angewendeten Instrumentarium verschiedene 
Verbesserungen und Neuerungen vorgenommen und suk-
zessive neue Szenariendaten berücksichtigt.

Die erstellten Ab�ussszenarien im Binnenbereich wer-
den neben den Unsicherheiten der Klimamodellierung 
auch diejenigen der hydrologischen Modellierung berück-
sichtigen und außer den Einzugsgebieten von Rhein, Elbe 
und Donau auch das Weser- und Emsgebiet abdecken. Die 
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Abbildung 13: Netz der Bundeswasserstraßen

ermittelten Ab�usskennwerte werden einerseits in den 
�usshydrologischen Webdienst FLYS5 eingespeist. Anderer-
seits werden auf dieser Grundlage Niedrigwasserindikato-
ren für das Netz der Bundeswasserstraßen abgeleitet, die an 
die Bedürfnisse der Wasserstraßennutzer und der Was-
serstraßen- und Schifffahrtsverwaltung (WSV) angepasst 
sind6 und in die Risikoanalysye (SP-102) eingehen werden. 
Die Simulationen zum Feinsedimenthaushalt werden die 
Sedimentretention entlang des gesamten Transportpfa-
des (Einzugsgebiet, lateraler und vertikaler Austausch im 
Gewässer) gegenüber den Vorarbeiten in KLIWAS besser 
berücksichtigen und damit realistischere Einschätzungen 
lokaler Sedimentfrachten, Quellen und Senken erlauben. 
In Ergänzung zu den Ab�ussszenarien werden dabei auch 
Landnutzungsszenarien herangezogen. Morphologische 
Änderungen der Flusssohle werden schwerpunktmäßig am 
Rhein untersucht. Dabei werden systemweite Betrachtun-
gen mit detaillierten Analysen kombiniert, die mit hoch 
aufgelösten Modellen an besonders relevanten Wasserstra-
ßenabschnitten durchgeführt werden. Dabei liegt ein Fokus 
auf dem Niederrhein, der das höchste Güterauºommen 
im Untersuchungsraum hat und für Transporte entlang 
der wichtigen Korridore Rhein-Alpen und Rhein-Donau 
des europäischen TEN-T-Netzes von außergewöhnlicher 
Bedeutung ist. Die Arbeiten fokussieren auch hier auf den 
Ein�uss von Niedrigwassersituationen und entsprechen-
den Verkehrseinschränkungen. Hochwasserbedingte Sper-
rungen werden im Schwerpunkt „Hochwassergefahren“ 
(SP-103) thematisiert. 

Hinsichtlich der Wasserbeschaffenheit konzentrieren sich 
die Arbeiten auf das Gebiet der Binnenelbe. Hohe Schad-
stof¤elastungen im Feinsediment und eine starke Algen-
entwicklung sind hier wichtige Ein�ussgrößen für das Se-
dimentmanagement, auch im Ästuar- und Küstenbereich. 
Vertieft untersucht werden darüber hinaus ausgewählte 

5 http://www.bafg.de/DE/08_Ref/M2/03_Fliessgewmod/01_
FLYS/�ys_node.html

6 z.B. voraussichtliche Anzahl von Tagen unter heutigem GlW 
(„Gleichwertiger Wasserstand“, Bezugswasserstand für Wasser-
bauverwaltungen und Schifffahrt), Änderungen des GlW für 
Pegel des ELWIS („Elektronischer Wasserstraßen-Informati-
onsservice“, www.elwis.de)

Strecken staugeregelter und urbaner Wasserstraßen, die in-
folge hoher Stoffeinträge, reduzierter Fließgeschwindigkei-
ten und starker morphologischer Veränderungen besonde-
re Herausforderungen für das Management darstellen.

Mit Blick auf die Systemzusammenhänge im Küstenbe-
reich konzentrieren sich die innerhalb dieses Schwerpunk-
tes durchgeführten Arbeiten auf das Elbeästuar. Hier ist 
das Prozessgeschehen der Deutschen Bucht eng mit dem 
des Binnenbereichs verzahnt, woraus sich ein spezi�scher 
Informationsbedarf für die Wasserstraßen- und Schiff-
fahrtsverwaltung des Bundes ergibt. Mithilfe eines über-
regionalen hydromorphodynamischen Modells werden 
Auswirkungen von veränderten Wind-, Meeresspiegel- und 
Oberwasserzu�ussverhältnissen auf die Hydrodynamik 
(Wasserstand, Strömung) im tidebeein�ussten Küstenbe-
reich untersucht. Die Kopplung zwischen Hydro- und Mor-
phodynamik erlaubt gleichzeitig die Simulation von Ände-
rungen im Sedimenttransport sowie von morphologischen 
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Änderungen, die die verkehrliche Nutzung von Seeschiff-
fahrtsstraßen beeinträchtigen können.

Mit dem im SP-106 zusammengestellten Modellinstru-
mentarium werden ausgewählte wasserwirtschaftliche 
und Sedimentmanagement-bezogene sowie verkehrs-
wasserbauliche Anpassungsmaßnahmen (Regelungs- und 
Unterhaltungsmaßnahmen) evaluiert, mit denen die ver-
kehrliche Nutzung gegenüber den veränderten Rahmen-
bedingungen des Klimawandels robuster gemacht werden 
kann. Die Ergebnisse werden im Schwerpunkt „Anpas-
sungsoptionen“ (SP-107) in einen intermodalen Kontext 
gestellt.

Erwartete Produkte: Die Produkte werden für zwei Nut-
zergruppen au¤ereitet. Zum einen werden für wissen-
schaftliche Anwender strukturierte Datenreihen für weite-
re Modellanwendungen und Auswertungen dokumentiert 
und bereitgestellt (s. Tabelle 1). Zum anderen werden aggre-
gierte Auswertungen für die Entscheidungsebene überregi-
onal zusammengestellt (z.B. Niedrigwasserindikatoren), mit 
denen zentrale Aussagen hinsichtlich der Robustheit der 
Wasserstraßen inklusive eines Unsicherheitsbereichs mög-
lich sind. Ausgangspunkt für die Ergebnisvermittlung sind 
hierbei die bewährten Darstellungsformen aus KLIWAS 
(z.B. BMVI, 2015) sowie Weiterentwicklungen in Abstim-
mungen mit Adressaten aus BMVI und WSV. 

Vernetzung: Die im Schwerpunkt SP-106 erarbeiteten 
Ab�uss- und Wasserstandsdaten werden im Kontext der 
Arbeitsschwerpunkte SP-103 „Hochwassergefahren" und 
SP-109 „Fokusgebiete Binnen“ mit Blick auf verkehrsträger-
übergreifende Aspekte weiterverarbeitet. Die im Schwer-
punkt erarbeiteten Indikatoren zu möglichen niedrigwas-
serbedingten Verkehrsbeeinträchtigungen �nden Eingang 
in SP-102 „Risikoanalyse“. Ebenso werden die untersuchten 
Anpassungsoptionen und ihre Wirkungen in SP-107 „An-
passungsoptionen“ in einen intermodalen Kontext gestellt. 
Spezielle Arbeiten im Einzugsgebiet des Nord-Ostsee-Ka-
nals und zum Elbeästuar werden mit dem SP-108 „Fokus-
gebiete Küsten“ abgestimmt. 

Anknüpfungspunkte ergeben sich ferner mit Projekten aus 
dem Themenfeld 2 „Verkehr und Infrastruktur umweltge-
recht gestalten“ des BMVI-Expertennetzwerks. Projekt 4 

des Themenfeldes 2 befasst sich mit Schadstof�mmissio-
nen von Verkehr und Verkehrsinfrastruktur u.a. in Gewäs-
ser. Schadstofftransportprozesse innerhalb der Gewässer 
– auch unter Klimawandelein�uss – werden im SP-106 des 
Themenfeldes 1 bearbeitet. Weiterhin wird die Methode 
der Verkehrssimulation für die Binnenschifffahrt in beiden 
Themenfeldern eingesetzt; in Themenfeld 2 zur Ermittlung 
der stof�ichen Emissionen (Stickoxide, Kohlenstoffdioxid), 
in Themenfeld 1 zur Ermittlung von Gütertransportmen-
gen und -kapazitäten.
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Tabelle 1: Produkte des SP-106 „Schiffbarkeit und Wasserbeschaffenheit“

Aspekt Größe7 Gebiet Partner

(Hydro-) 
Meteorologie

An die Anforderungen der Wirkmodelle ange-
passte Klimaprojektionsdaten 
(Ensemble von Rasterdaten des Niederschlags, 
der Lufttemperatur, der Strahlung, des Windes 
und der relativen Feuchte; ggf. bias-korrigiert)

Einzugsgebiete von Rhein, 
Elbe, Obere Donau, Weser, Ems, 
Nord-Ostsee-Kanal, Deutsche 
Bucht (Wind)

DWD

Hydrologie Ensemble von Ab�ussprojektionen 
(Pegelbezogene Zeitreihendaten)

Ausgewählte Pegel in den Ein-
zugsgebieten von Rhein, Elbe, 
Oberer Donau, Weser, Ems und 
Nord-Ostsee-Kanal

BfG

Hydromorpho-
dynamik

Binnen: Ausgewählte Projektionen des Wasser-
standes, der Wassertiefe, der Fließgeschwindig-
keit sowie der Morphodynamik

Küste: Simulationen von Wasserstand, Was-
sertiefe, Strömungsverhältnissen, Salzgehalt, 
Schwebstoffgehalt, Morphodynamik

Binnen: Längspro�le des 
Rheins von Iffezheim bis an die 
niederländische Grenze

Küste: Elbeästuar

BfG, 
BAW

Binnen-
schifffahrt

Engstellenanalyse und Einschätzungen zur Be-
fahrbarkeit sowie Gütertransportmengen und 
-kapazitäten unter Annahme ausgewählter hy-
drologischer und hydromorphodynamischer 
Szenarien

Rhein BAW

Wasser-
beschaffenheit

Ausgewählte Projektionen der Schweb- und 
Schadstoffdynamik (Bilanzen, Konzentrationen, 
Frachten)

Wassertemperatur, Schad- und Nährstoffe, Sau-
erstoff, Algenentwicklung

Elbe,
teilweise Fallstudiengebiete (z.B. 
Schadstoffdynamik)

BfG

7 Zumeist Daten für Referenzsituation und Szenarien in max. täglicher Au�ösung für den Binnenbereich. Für detaillierte hydromor-
phodynamische Betrachtungen (BAW) werden stündliche Au�ösungen bereitgestellt (BfG).
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SP-107: Anpassungsoptionen

Leitung: Eisenbahn-Bundesamt (EBA), Fr. C. Herrmann 
 Bundesanstalt für Wasserbau (BAW), Fr. E. Lifschiz

Beteiligte Behörden:
 � Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH)
 � Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG)
 � Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt)
 � Bundesanstalt für Wasserbau (BAW)
 � Deutscher Wetterdienst (DWD)
 � Eisenbahn-Bundesamt (EBA)

Hintergrund: Die Anpassung an veränderte Klimabe-
dingungen und extreme Wetterereignisse ist neben der 
Verminderung der menschbedingten Treibhausgasemissi-
onen und somit der Verringerung von Veränderungen im 
Klimasystem der zweite wichtige Baustein im Umgang mit 
dem Klimawandel. Im Verkehrssektor existiert eine breite 
Palette von Maßnahmen, mit denen möglichen Gefähr-
dungen durch veränderte meteorologische und hydrolo-
gische Bedingungen begegnet werden kann. Diese können 
operativer (z.B. Anpassung von organisatorischen Rah-
menbedingungen) oder investiver Natur sein (z.B. bauliche 
Maßnahmen; vgl. Moser et al., 2008). Die Entscheidungsträ-
ger im Geschäftsbereich des BMVI und die Verkehrsbetrei-
ber müssen die Frage beantworten, ob und ggf. wann und 
in welchem Umfang Anpassungsmaßnahmen zu ergreifen 
sind.

Ziele: Zur Unterstützung des vorgenannten Entschei-
dungsprozesses bündelt der SP-107 alle Informationen, die 
im Rahmen der übrigen Schwerpunkte des Themenfeldes 
im spezi�schen Kontext einzelner Gefährdungen (Hoch-
wasser, Hangrutschungen, Sturm), Verkehrsträger (Schiff-
barkeit und Wasserbeschaffenheit) oder Regionen (Fo-
kusgebiete Binnen und Küste) generiert werden. Darüber 
hinaus werden entsprechende Informationen aus anderen 
Themenfeldern und benachbarten Projekten integriert 
(s.u.). Es ist in diesem Kontext nicht möglich, alle denkba-
ren Maßnahmen für alle Verkehrsträger und Management-
aspekte zu analysieren. Zentrales Interesse des SP-107 ist 
es daher, ausgewählten Maßnahmen hinsichtlich Wirkung 
und/oder Implementierung möglichst konkret und detail-
liert zu beschreiben sowie verkehrsträgerübergreifende Zu-
sammenhänge herzustellen.

Vorgehen: Die Arbeiten innerhalb des SP-107 hängen in 
hohem Maße von den Vorarbeiten der anderen Schwer-
punktthemen ab. Daher werden zunächst die Arbeiten in 
den anderen Schwerpunkten intensiv mitverfolgt und im 
Hinblick auf die vorgesehene schwerpunktübergreifende 
Integration von Anpassungsinformationen mitgestaltet. 
Die konkreten Anpassungsoptionen, welche im SP-107 nä-
her untersucht werden, sind in Tabelle 2 (Planungsstand) 
dargestellt.

Von entscheidender Bedeutung für die Umsetzung von An-
passungsoptionen ist die Verankerung der Themenbereiche 
Klimawandel und Klimaanpassung in den entsprechenden 
Regelwerken und Richtlinien. Daher werden wesentliche 
technische Regelwerke und Richtlinien bezüglich ihrer 
Sensitivität im Kontext der Auswirkungen des Klimawan-
dels geprüft. Sollte ein Anpassungsbedarf der Regelwerke 
ermittelt werden, wird dieser in die betreffenden Gremien 
hinein getragen.

Des Weiteren werden die Erkenntnisse, die in den SP-103 
„Hochwassergefahren“, SP-104 „Sturmgefahren“, SP-105 
„Hangrutschungen“ und SP-106 „Schif¤arkeit und Was-
serbeschaffenheit“ erarbeitet werden, hier ein�ießen. So 
werden im SP-105 „Hangrutschungen“ Vulnerabilitätskon-
zepte, ökonomische Bewertungsansätze und Handlungs-
empfehlungen entwickelt, die der Praxis zur Verfügung 
gestellt werden oder in SP-104 „Sturmgefahren“ Vulnera-
bilitätskartierungen für Sturmgefährdungen erstellt, aus 
denen sich Landnutzungsempfehlungen entlang der Ver-
kehrswege ableiten lassen.

Im SP-106 „Schif¤arkeit und Wasserbeschaffenheit“ wer-
den an ausgewählten Beispielen des Wasserstraßennetzes 
Anpassungsmaßnahmen evaluiert, mit denen die verkehr-
liche Nutzung gegenüber den veränderten Rahmenbedin-
gungen des Klimawandels robuster gemacht werden kann. 

Wesentliche Ein�ussfaktoren sind hierbei Änderungen 
des Meeresspiegels und der Ab�ussbedingungen mit ihren 
Auswirkungen auf Strömungsverhältnisse, Morphologie 
und Stoff�üsse. Sowohl wasserbauliche Maßnahmen als 
auch Empfehlungen für das Sedimentmanagement sind 
hier denkbar. Am Beispiel des Mittelrheins, der heute ein 
Nadelöhr für den Binnenschiffsverkehr darstellt, kann die 
Wirkung neuer Begegnungsregeln mit einem Verkehrssi-
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mulationsmodell geprüft werden. Im Kontext stof�icher 
Belastungen der Gewässer ist zu klären, in welchem Um-
fang Einträge reduziert werden müssen, um unter mög-
lichen neuen Rahmenbedingungen die heute gegebenen 
Güteziele zu erreichen. Dieser Aspekt wird an ausgewähl-
ten Strecken staugeregelter und urbaner Wasserstraßen 
untersucht, die infolge hoher Stoffeinträge, reduzierter 
Fließgeschwindigkeiten und starker morphologischer 
Veränderungen besondere Herausforderungen für das Ma-
nagement darstellen.

Auch ausgewählte Ergebnisse aus SP-102 „Risikoanaly-
se“ werden genutzt, um die Wirtschaftlichkeit von Anpas-
sungsmaßnahmen fallbezogen zu untersuchen. Langfristig 
ist vorgesehen, erste Ansätze für ein Risikomanagement zu 
konzipieren, wobei es u.a. darum gehen wird, die Risiko-
analyse um eine Kosten-Nutzen-Analyse zu erweitern. In 
diesem Zusammenhang kann beispielsweise auf Informa-
tionen über aktuelle Schadensfälle und Sanierungskosten 
aus dem Schwerpunkt SP-105 „Hangrutschungen“ zurück-
gegriffen werden. Durch die im Rahmen der Risikoanalyse 
geplante Entwicklung eines Web-GIS, das zur Bereitstel-
lung und Visualisierung von Forschungsdaten eingesetzt 
werden soll, lässt sich zukünftig ein Wissens- und Tech-
nologietransfer zur Entscheidungsunterstützung bei der 
Anpassung an den Klimawandel und extreme Wetterereig-
nisse initiieren.

In den Schwerpunktthemen des Themenfeldes 1 werden 
nicht alle möglichen Auswirkungen von Klimawandel und 
Extremwetterereignissen in gleicher Intensität adressiert. 
Zu einigen Gefährdungsklassen, wie z.B. zu den hitzebe-
dingten Schäden, gibt es bereits umfangreiche Erkennt-
nisse aus bekannten Forschungsarbeiten. Vorliegende Er-
gebnisse zum projizierten Temperaturanstieg und dessen 
Auswirkungen an Straßen bilden die Grundlage für kon-
krete Analysen zu Materialanpassungen der verwendeten 
Straßenbaustoffe (Asphalt).

An Fallbeispielen werden exemplarisch einige dieser An-
passungsmaßnahmen in den Fokusgebieten Küsten (SP-
108) und Binnen (SP-109) betrachtet, wie beispielsweise die 
Anpassung des Gewässermanagements an den Klimawan-
del im Nord-Ostsee-Kanal. Das Potenzial für weitere kon-
krete Analysen wird im Projektverlauf nach der Festlegung 
der spezi�schen Fokusgebiete geprüft.

Vernetzung: Dieser Schwerpunkt bündelt die Erkenntnisse 
aller anderen Schwerpunktthemen in Bezug auf den Bedarf 
an sowie die Entwicklung von konkreten Anpassungsmaß-
nahmen an Klimawandel und Extremwetterereignisse. 
Daher ist ein intensiver Austausch mit allen Schwerpunk-
ten notwendig. Zudem werden Ergebnisse aus dem The-
menfeld 3 (hierbei insbesondere SP-303 „Prognosen und 
Vulnerabilitätsanalysen“) integriert, so dass auch hier ein 

Abbildung 14: Maßnahmen zur Anpassung an die Folgen des Klima-
wandels

Abbildung 15: Entwässerungseinrichtung
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kontinuierlicher Austausch statt�nden wird. Des Weiteren 
werden Kontakte zu Universitäten und Forschungseinrich-
tungen hergestellt, insbesondere im Hinblick auf „benach-
barte“ Projekte zu Klimaanpassungsaspekten im Infra-
strukturbereich. 

Literatur:
Moser H, Krahe P, Maurer T, Nilson E (2008): Wasserstra-

ßen - Handlungsoptionen für Wirtschaft und Binnen-
schifffahrt. Beitrag zum Symposium „Klimaänderung   
Was kann die Wasserwirtschaft tun?“ am 24./25 Juni 
2008 in Nürnberg. Forum für Hydrologie und Wasser-
bewirtschaftung der Fachgemeinschaft Hydrologische 
Wissenschaften in der DWA (FgHW). Heft 24.08 (ISBN: 
978-3-940173-97-3).

Tabelle 2: Im SP-107 erwartete Produkte

Bereiche exemplarischer 
Anpassungsoptionen

Verkehrsträger Schwerpunktthema/ Projekt Partner

Prüfung bestehender Regelwerke Schiene, 
Wasserstraße

SP-303, ext. Zuarbeit 
(WSV-Dialog)

EBA, BfG, 
BAW

Materialanpassungen Straße SP-107 BASt

Wasserbau Wasserstraße SP-103, SP-106, 
externe Zuarbeit 
(KLIWAS 403)

BfG, BAW

Sedimentmanagement Wasserstraße SP-103, SP-106, SP-108 BfG, BAW, 
BSH

Wasserbewirtschaftung (teilweise 
Zuarbeit extern), Kanalentwäs-
serung

Wasserstraße SP-106, SP-108, SP-303, 
externe Zuarbeit 
(WSV/BfG-NOK, 
BfG-WaWi2050)

BfG, BAW, 
BSH

Bemessung von Entwässerungs-
einrichtungen

Straße, Schiene SP-103, SP-109 BASt, EBA

Verkehrsverlagerung, Verkehrs-
vermeidung (Logistik) am Fall-
beispiel

Straße, Schiene, Wasserstraße SP-109 EBA, BASt, 
BfG, BAW
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SP-108: Fokusgebiete Küsten

Leitung: Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie 
(BSH), Hr. Dr. H. Heinrich, Fr. Dr. S. Hüttl-Kabus

Beteiligte Behörden:
 � Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) 
 � Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG)
 � Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt)
 � Bundesanstalt für Wasserbau (BAW) 
 � Deutscher Wetterdienst (DWD)
 � Eisenbahn-Bundesamt (EBA)

Hintergrund: Das Leben in der Küstenzone – die Wirt-
schaft und insbesondere die Verkehrsinfrastruktur des 
Bundes – wird sich an verändernde klimatische Bedingun-
gen des 21. Jahrhunderts anpassen müssen, wenn die an-
thropogenen Eingriffe in das Klima weiter zunehmen. Die 
wetter- und klimabedingten Risiken für die Bewohnbarkeit 
sowie für die wirtschaftliche und verkehrliche Nutzbarkeit 
dieses Raumes werden voraussichtlich steigen. Das süd-
westliche Schleswig-Holstein, weitere Teile der deutschen 
Küsten auf Meeresspiegelniveau sowie die Seewege werden 
extremen Wetter und dem Klimawandel im besonderen 
Maße ausgesetzt sein. Seegang, Stürme und Sturm�uten in 
Verbindung mit einem steigenden Meeresspiegel werden 
die Stabilität und Nutzung der Küsten gefährden. Höhere 
Niederschläge können im Binnenland vermehrt zu Über-
schwemmungen führen, wenn bei einem erhöhten seeseiti-
gen Wasserstand die Entwässerung der Fließgewässer, des 
Nord-Ostsee-Kanals (NOK) und anderer Kanäle nur einge-
schränkt möglich ist. Sowohl Wasserstraßen, Bahnverbin-
dungen als auch Bundesstraßen und Autobahnen können 
dadurch beeinträchtigt, bzw. beschädigt werden, wie z.B. 
das Weihnachtshochwasser 2014 im südöstlichen Schles-
wig-Holstein eindrucksvoll aufgezeigt hat. Neben dem 
Straßenverkehr war die Seeschifffahrt im Nord-Ostsee-Ka-
nal massiv behindert. Der Meeresspiegelanstieg wird diese 
Probleme verschärfen. Jenseits der Küstenlinie wird die 
Bahnverbindung nach Sylt durch Meeresspiegelanstieg und 
Sturm�utrisiko betroffen sein, ebenso die zu erneuernde 
Fehmarnsund-Querung durch möglicherweise veränderte 
Windverhältnisse. Auf See können extremere Seegangsver-
hältnisse den Seeverkehr und Offshore-Anlagen gefährden. 
Die Seeschifffahrt an den Küsten hängt stark von der mor-
phologischen Entwicklung im Küstenvorfeld und in den 

Hafenzufahrten ab. Ein beschleunigter Meeresspiegelan-
stieg als Folge des Klimawandels kann zu morphologischen 
Veränderungen führen. Insbesondere der Hamburger Ha-
fen, Knotenpunkt für Transport und Logistik, kann durch 
eine veränderte Hydro- und Morphodynamik nachteilig 
betroffen werden. Die große Diversität der Risiken stellt an-
spruchsvolle und komplexe Anforderungen an die Planun-
gen von Küstenschutz- und Infrastrukturmaßnahmen.

Ziel der Arbeiten des SP-108 Fokusgebiete Küsten ist es zu 
prüfen, inwieweit der Betrieb der küstennahen Verkehrs-
infrastruktur unter veränderten klimatischen und hydro-
logischen Rahmenbedingungen langfristig und nachhaltig 
gesichert werden kann, welche De�zite und neuen Gefähr-
dungen es gibt, welche Gegenmaßnahmen ggf. ergriffen 
werden und wie diese durch geeignete Informationen (In-
dikatoren, Kennwerte etc.) unterstützt werden können. Be-
trachtet werden dabei sowohl die zukünftigen see- als auch 
die landseitigen raum-zeitlichen Entwicklungen.

Es ist beabsichtigt, Datenprodukte und Informationen zu 
Veränderungen des Auftretens dieser Gefährdungen zur 
Verfügung zu stellen und ggf. Vorschläge für Anpassungs-
optionen zu erarbeiten. Neben meteorologischen Größen 
wie Niederschlag, Luftdruck und Wind werden auch deren 
Auswirkungen auf ozeanographische und hydrologische 
Größen wie z.B. Seegang, Ab�uss, Wasserstand sowie der 
küstennahen Morphodynamik untersucht. Die Wirkung 
von ausgewählten Anpassungsoptionen wird an Beispielen 
simuliert und bewertet. Weitere Anwendungen dieser In-
formationen sind in der Raumordnung möglich. 

Abbildung 16: Blick auf den Hamburger Hafen



Ein Schwerpunkt der Arbeiten wird der Nord-Ostsee-Ka-
nal sein. Im Rahmen der Projektarbeiten sollen verfeinerte 
Szenarien der seeseitigen und binnenseitigen Randbedin-
gungen des Kanalmanagements erarbeitet und modell-
haft angewendet werden. So können Veränderungen des 
Entwässerungszeitfensters infolge hoher Wasserstände und 
mögliche Konsequenzen für die Bewirtschaftung festge-
stellt werden. 

Vorgehen: Bei den Arbeiten im SP-108 wird inhaltlich auf 
den in KLIWAS erprobten und etablierten Methoden und 
den bereits vorhandenen Kooperationen aufgebaut. In ein-
zelnen Fokusgebieten kann zusätzlich auf weitere Modell-
instrumente zurückgegriffen werden. Dies gilt beispiels-
weise für den NOK. Hier wird auf Vorarbeiten aus einem 
Projekt aufgebaut, das die BfG im Auftrag der Generaldi-
rektion Wasserstraßen und Schifffahrt (GDWS ASt Nord) 
und mit Beratung durch das BSH durchführt. Dabei wurde 
ein Wasserhaushalts- und Kanalbilanzmodell aufgebaut, 
mit dem bereits erste Szenarien berechnet werden. Im Rah-
men des SP-108 sollen diese Szenarien weiter abgesichert 
und ggf. überarbeitet werden.

Zur Anpassung des NOK an extreme Wettersituationen 
sowie den Klimawandel an den norddeutschen Küsten er-
arbeiten BfG, BAW, DWD/Seewetteramt (SWA) und BSH 
die Randbedingungen für die Szenarien eines Modellsys-
tems, mit dem die mögliche zukünftige Steuerung des NOK 
auf Basis aktueller Klimaszenarien simuliert und analysiert 
werden kann. Ausgangspunkt hierbei ist das bereits vorlie-
gende Wasserhaushalts- und Kanalbewirtschaftungsmo-
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dell der BfG, welches im Rahmen eines aktuell laufenden 
Auftrages der GDWS Ast Nord an die BfG zum Au¤au und 
Betrieb eines Wasserbewirtschaftungs- und Vorhersagesys-
tems aufgebaut wurde. Mithilfe von Szenarienrechnungen 
sollen Grenzzustände der Wasserbewirtschaftung und ihre 
Auftrittshäu�gkeit (Zeithorizont Jahr 2100) simuliert wer-
den. Damit wird die zukünftige Sicherheit der Anlagen und 
ein möglichst reibungsloser Ablauf des Schiffsverkehrs und 
des Betriebs der Wasserstraße gewährleistet. 

BSH und DWD/SWA liefern die meteorologischen und oze-
anographischen Randbedingungen für Nord- und Ostsee. 
Die BAW untersucht die Auswirkungen von veränderten 
maritimen Randbedingungen auf die dynamischen Zustän-
de des Elbeästuars und im Küstenvorfeld (s. SP-106).

Weil Erdsystemmodelle extreme Zustände auf der hier 
angewendeten regionalen Skala noch nicht zuverlässig 
abbilden können, wird hier konsistent für Niederschlä-
ge, Sturmereignisse, Wasserstände und die Auswirkungen 
zukünftiger Wetterlagen auf Extremwellen ein anderes 
Vorgehen gewählt. Zunächst werden extreme Zustände 
in der Vergangenheit ermittelt. Anschließend werden die 
auslösenden meteorologischen, ozeanographischen und 
hydrologischen Rahmenbedingungen bestimmt und an-
hand einer begrenzten Anzahl von statistischen Kennwer-
ten beschrieben. Dabei werden vor allem solche Größen 
und Kennwerte herangezogen, die vergleichsweise gut mit 
Klima- oder Ozeanmodellen abgebildet werden können. Im 
Folgenden wird ermittelt, inwieweit die Kennwerte als Vor-
hersagegrößen (Prädiktoren) der jeweiligen Extremsituati-
onen im 20. Jahrhundert verwendet werden können. Sofern 
Vertrauen in einen Prädiktor (oder ein Prädiktoren-Set) be-
steht, wird dieser auf projizierte Klima- oder Ozeanmodell-
Daten für das 21. Jahrhundert angewendet, um so Aussagen 
über zukünftige Veränderungen zu erhalten. 

Ein weiterer Arbeitsschwerpunkt sind Untersuchungen 
möglicher Veränderungen der hydro- und morphodyna-
mischen Bedingungen in der Deutschen Bucht und im 
Elbeästuar aufgrund des Klimawandels. Für diese Untersu-
chungen wird ein hydromorphodynamisch-numerisches 
Modell der Deutschen Bucht und der Ästuare verwendet. 
Hierbei werden Simulationen mit und ohne klimabeding-
te Änderungen der Randwerte, wie beispielsweise Wasser-
stand in der Nordsee, Wind und Ab�uss, durchgeführt. Es 

Abbildung 17: Nord-Ostsee-Kanal in der Nähe von Kiel
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werden sowohl Extremwetterlagen als auch veränderte 
mittlere bzw. häu�ge Verhältnisse berücksichtigt. Mithil-
fe der gewonnenen Erkenntnisse können Betroffenheiten 
identi�ziert und Anpassungsoptionen entwickelt werden (s. 
SP-107). Als Anpassungsoptionen sind sowohl wasserbau-
liche Maßnahmen als auch Empfehlungen für das Sedi-
mentmanagement denkbar. Zudem können die Ergebnis-
se für den Küstenschutz und für Entwässerungskonzepte 
genutzt werden.

Erwartete Produkte: Die zu erwartenden Produkte basie-
ren auf umfassenden Auswertungen von Beobachtungs-, 
Reanalyse- und Klimamodelldaten für die Parameter Wind, 
Niederschlag, Seegang, Strömungen und Meeresspiegel in 
Nord- und Ostsee sowie auf Analysen von hydromorpho-
dynamischen Modelldaten für die Deutsche Bucht. Die 
meisten Produkte des SP-108 werden für die Unterstützung 
von Anpassungsarbeiten im gesamten Küstenraum hilf-
reich sein. Untersucht werden Ereignisse in der Vergangen-
heit, in Klimaprojektionen und in Fallbeispielen. Im Einzel-
nen sind die erwarteten Produkte:

 � Datenbank mit atmosphärischen und ozeanischen Kli-
matologien der Ostsee als Referenz zur Analyse von Kli-
mamodellen (Erweiterung der KLIWAS ICDC Klimato-
logie der Nordsee)

 � Meteorologische und ozeanographische Randbedin-
gungen für kritische Situationen der Binnenentwässe-
rung, insbesondere:
• Charakteristische Wetterlagen für den NOK
• Häu�gkeiten dieser Wetterlagen 
• Bestimmung des Entwässerungspotenzials des NOK 

 � Erkenntnisse aus Beobachtungen und Klimaprojekti-
onsdaten zu möglichen Veränderungen
• des Entwässerungspotenzials des NOK
• in den extremen Niederschlägen
• in extremen Windereignissen
• extremer Wellenhöhen in der Nordsee
• der extremen Pegelstände (Sturm�uten, Sturmeb-

ben) an den deutschen Küsten 
 � Sensitivitätsstudien zu möglichen zukünftigen Ände-

rungen in der Hydrodynamik und im Sedimenthaus-
halt der Deutschen Bucht 

 � Sensitivitätsstudien zur möglichen morphologischen 
Entwicklung der Deutschen Bucht 

Vernetzung: Aufgrund der wissenschaftlichen und ingeni-
eurstechnischen Komplexität der anfallenden Arbeiten im 
SP-108 ist die Zusammenarbeit mit allen im Expertennetz-
werk tätigen Themenschwerpunkten nötig. Die Arbeiten 
werden in enger Abstimmung mit dem SP-101 (Szenari-
enbildung) durchgeführt, der z.B. weitere meteorologische 
Größen bereitstellt und in dem die zentrale Abstimmung 
zum Umgang mit Szenarien erfolgt. Die Ergebnisse zum 
Thema „Sturm�ut" werden in SP-103 (Hochwasser) einge-
speist. Die im Themenschwerpunkt behandelten exemp-
larischen Anpassungsmaßnahmen werden in SP-107 (An-
passungsoptionen) in einen verkehrsträgerübergreifenden 
Kontext gesetzt.

Extern ist eine engere Zusammenarbeit mit der für die 
Leichtigkeit des Schiffsverkehrs zuständigen Wasser- und 
Schifffahrtverwaltung, den für den Küstenschutz verant-
wortlichen Länderbehörden sowie ggf. anderen Bundesbe-
hörden (BGR, BBSR) erforderlich. 
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SP-109: Fokusgebiete Binnen

Leitung: Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt), Hr. J. Ork

Beteiligte Behörden
 � Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) 
 � Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG)
 � Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt)
 � Bundesanstalt für Wasserbau (BAW)
 � Deutscher Wetterdienst (DWD)
 � Eisenbahn-Bundesamt (EBA)

Hintergrund: Das Binnenland Deutschlands ist ebenso wie 
der Küstenbereich von spezi�schen, durch extreme Wetter-
ereignisse und klimawandelbedingte Gefährdungen betrof-
fen. In Deutschland – insbesondere in den Mittelgebirgen 
und Tallandschaften – bestehen räumliche Zusammenhän-
ge zwischen dem zeitlichen Auftreten und der regionalen 
Verbreitung von Naturgefahren und klimatischen Extre-
mereignissen (vgl. u.a. Fiedler et al., 2002). In vielen dieser 

Bereiche führen darüber hinaus die lokalen Relie¤edin-
gungen und hiermit verbundene Raumnutzungskon�ik-
te zu einer räumlichen Konzentration von Verkehrsinfra-
strukturen in eng abgegrenzten Gefährdungszonen. Nicht 
selten sind in engen Flusstälern mehrere Verkehrsträger 
gleichzeitig einer Gefahr ausgesetzt (Flusshochwasser: 
Schiene/Straße/Wasserstraße, Hangrutschungen: Schiene/
Straße). Exemplarisch lassen sich diese Zusammenhänge 
beispielsweise am Oberen Mittelrheintal nachvollziehen 
(vgl. Grunert & Hess, 2010). Viele Teilräume Deutschlands 
sind nicht nur regelmäßig von Naturgefahren betroffen 
(vgl. Kreibich et al., 2014), sondern auch verwundbar ge-
genüber den Folgen des Klimawandels. Im Themenfeld 1 
des Expertennetzwerkes werden diese Gefährdungen ein-
schließlich ihrer potenziellen zukünftigen Veränderungen 
in den Schwerpunktthemen SP-103 bis SP-106 adressiert, 
um etwaige negative Auswirkungen auf die Verkehrsträger 
Straße, Schiene und Wasserstraße bewerten und entspre-
chende Anpassungsmaßnahmen (SP-107) entwickeln zu 
können. Diese Betrachtungen erfolgen dabei überwiegend 
anhand von Indikatoren auf der gesamtdeutschen Skala 
und für jede Gefährdung separat. Integrierte Betrachtun-
gen und ein hoher räumlicher Detailierungsgrad sind auf 
dieser Skala infolge daten-, rechen- und modelltechnischer 
Limitierungen nicht möglich. Hier setzen die Arbeiten des 
SP-109 an.
 
Ziele: Die Forschungsarbeiten innerhalb dieses Schwer-
punktes zielen auf die Schaffung eines methodischen 
Rahmens für die systematische, verkehrsträgerübergrei-
fende sowie räumlich und fachlich koordinierte Zusam-
menführung sowie die Verfeinerung der in den SP-103 bis 
SP-106 entwickelten fachlichen Methoden und Werkzeu-
ge. Der SP-109 nimmt eine räumliche Fokussierung vor, 
um Gefährdungspotenziale nicht nur bundesweit, sondern 
auch auf lokaler Ebene unter Verwendung zusätzlicher 
Daten und Methoden zu analysieren. Für die Auswahl der 
Fokusgebiete soll ein Selektionsmechanismus entwickelt 
werden, der wissenschaftliche und technische Aspekte ein-
bezieht. Die Prüfung der Verfügbarkeit und Qualität von 
Eingangsdaten sowie deren zentrale Organisation, Vorhal-
tung und Bereitstellung sind weitere wichtige Aufgaben 
dieses Schwerpunktes. Teilweise werden weitere Modellie-
rungsschritte und Datenquellen in die Analyse einbezo-
gen, die auf der bundesweiten Ebene (SP-103 bis 106) nicht 
verfügbar oder anwendbar sind. Zudem adressiert dieser 



Schwerpunkt die Möglichkeiten, eine Generalisierung der 
Ergebnisse aus den Fokusgebieten heraus vornehmen zu 
können. In engem Austausch mit SP-102 steht die Unter-
suchung von aktuellen und zukünftigen Gefährdungspo-
tenzialen durch Klima- und Georisiken wie Hochwasser-
gefahren, Hangrutschungen und Sturmgefahren sowie die 
fallbezogene Analyse der Verwundbarkeit und Kritikalität 
von potenziell betroffenen Verkehrsinfrastrukturen in Fo-
kus. Darüber hinaus sollen in engem Austausch mit dem 
SP-107 Anpassungsoptionen für die Fokusgebiete erarbei-
tet werden.

Vorgehen: In diesem Schwerpunkt werden die in den 
Schwerpunkten SP-102 bis SP-106 gewonnenen Erkennt-
nisse in ausgewählten, bundesweit relevanten Fokusgebie-
ten gebündelt und die verkehrsträgerübergreifende Ana-
lyse von aktuellen und zukünftigen Gefährdungen durch 
Klima- und Georisiken gegebenenfalls mittels spezi�sche-
rer Methoden präzisiert. Die wesentlichen Arbeitsschritte 
innerhalb dieses Schwerpunktes sind dabei: 
1) Selektion der Fokusgebiete anhand der Kriterien:

• Verkehrliche Bedeutung/Kritikalität
• Gefährdung/Verwundbarkeit
• Daten/Modellverfügbarkeit

2) Planung und Durchführung detaillierter Analysen in 
den Fokusgebieten

3) Prüfung der erzielten Ergebnisse hinsichtlich ihrer Ge-
neralisierbarkeit auf Bundesebene

4) Abstimmung der Ergebnisse mit den SP-102 (Risiko-
analyse) und SP-107 (Anpassungsoptionen)
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Im Rahmen der Auswahl von geeigneten Fokusgebieten 
nehmen vor allem die Korridore des transeuropäischen 
Verkehrsnetzes (TEN-T) eine Schlüsselstellung ein. Auf-
grund der hohen Bedeutung für den Personen- und Güter-
verkehr in Deutschland und Europa sind der Rhein-Alpen-
Korridor und der Rhein-Donau-Korridor (vgl. European 
Commission, 2013) für die Gefahren- und Risikoanalyse 
von besonderer Relevanz. Doch auch die Relevanz ande-
rer TEN-T-Korridore, wie die nördlichen Abschnitte des 
Skandinavien-Mittelmeer-Korridores und des Nordsee-
Baltikums werden geprüft. 

Für die Selektion von geeigneten Fokusgebieten werden 
zunächst Auswahlkriterien wie Gefährdung und Kritika-
lität der Verkehrsinfrastruktur sowie Datenverfügbarkeit 
herangezogen. Die räumliche Vorselektion orientiert sich 
am groben Verlauf des transeuropäischen Verkehrsnet-
zes in Deutschland. Es soll eine Analyse von bundesweiten 
Gefahrenkarten erfolgen, die ausgehend von vorliegen-
den Beobachtungs- und Projektionsdaten sowie externen 
Datenquellen (z.B. Hochwassergefahrenkarten der Bun-
desländer) in einer frühen Phase in den SP-103 bis 106 erar-
beitet werden. Die Verschneidung der Ergebnisse mit den 
Erkenntnissen aus Vorläuferprojekten (KLIWAS, RIVA etc.) 
unterstützt die Standortsuche und ermöglicht eine Vorse-
lektion von Gebieten für mögliche Fallstudien auf lokaler 
und regionaler Ebene.

Im Anschluss an die Vorselektion erfolgt die Festlegung 
der Untersuchungsstandorte, die neben der Gefährdung 
der Verkehrsinfrastruktur auch deren Verwundbarkeit und 
Kritikalität sowie die Verfügbarkeit entsprechender Daten 

Abbildung 18: Straße, Schiene und Wasserstraße auf engem Raum



und Modelle einbezieht. Neben den einzelnen Hauptach-
sen in den jeweiligen Korridoren sollen in den Betrach-
tung auch bedeutende Zufahrtswege und Hinterlandver-
bindungen einbezogen werden. Als relevante Kenngrößen 
zur Abschätzung der Kritikalität sind die Verkehrsstärke, 
die Güterverkehrsleistung und der Wert der transportier-
ten Güter zu nennen. Die Datenverfügbarkeit wird regional 
und fachbezogenen abgefragt und hinsichtlich Potenzial 
und Qualität für die jeweiligen Fragestellungen überprüft. 

Für die identi�zierten Fokusgebiete werden in enger Zu-
sammenarbeit der Fachexperten aus den SP-103 bis SP-
106 Fallstudien durchgeführt, welche die in den anderen 
Schwerpunktthemen erzielten Erkenntnisse räumlich ver-
feinern oder mittels differenzierter Methoden und Modelle 
erweiterte Erkenntnisse generieren. Dabei bietet sich die 
Chance, die Erkenntnisse für verschiedene Gefährdungen 
in ein Gesamtbild zu integrierten. Zudem können bei-
spielsweise Prozessstudien zu den Auswirkungen lokaler 
Starkniederschlagsereignisse, zu den Über�utungscha-
rakteristika spezi�scher Flusshochwasserereignisse oder 
Hangrutschungsereignisse von kritischen Verkehrsinfra-
strukturen durchgeführt und gegebenenfalls spezi�sche 
Anpassungsmaßnahmen getestet werden. Gegebenenfalls 
können auch andere – über die schwerpunktmäßig im 
Themenfeld 1 adressierten Gefährdungen hinausgehende 
– Aspekte aus der Literatur und aus Nachbarprojekten in 
die Analyse einbezogen werden. Dies betrifft zum Beispiel 
die Sommerhitze und ihre Folgen für Fahrbahnbeläge und 
Schienen.
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Die in den Fallstudien zu entwickelnden Methoden werden 
hinsichtlich ihrer räumlichen Skalierbarkeit überprüft und 
die Extrapolation von gebietsbezogenen Analysedaten ge-
testet. Somit werden auch Schlussfolgerungen hinsichtlich 
der Generalisierbarkeit der aus den Fallstudien abgeleiteten 
Erkenntnisse ermöglicht.

In diesem Schwerpunkt wird zudem geprüft, inwieweit für 
alle ausgewählten Fokusgebiete eine zentrale Organisati-
on und Bereitstellung von erforderlichen Eingangsdaten 
sowie Gefahren- bzw. Risikomodellen erfolgen kann. Durch 
die koordinierte Vorhaltung der für die verschiedenen Ver-
kehrsträger und Gefahrenarten häu�g gemeinsam nutzba-
ren Daten und Modelle sowie deren gezielter Einbindung 
in die jeweiligen Fallstudien lassen sich Forschungssynergi-
en realisieren. Einzubeziehen sind dabei Klimadatensätze, 
Geoinformationsdaten, Bestands- und Zustandsdaten der 
Infrastruktur sowie Verkehrskenngrößen. 

Erwartete Produkte: Im SP-109 Fokusgebiete Binnen wer-
den Arbeitsergebnisse mit sehr breit gefächertem Fach-
bezug, Inhalt und Anwendungspotenzial entwickelt. Zum 
einen sind diesbezüglich Ansätze im Bereich des Datenma-
nagements und der Koordinierung von komplexen For-
schungsaufgaben zu nennen. Zum anderen sind verfeinerte 
Datenprodukte und Methoden hervorzuheben, mit denen 
sich Gefährdungs- und Risikopotenziale für bestimmte Fo-
kusgebiete abschätzen lassen. Im Einzelnen können folgen-
de zu erwartende Produkte benannt werden:

 � Planungskonzept für die systematische Anwendung der 
im Themenfeld 1 entwickelten Methoden und Verfah-
ren innerhalb von Fallstudien

 � Methodischer Ansatz für die Selektion und Durchfüh-
rung von Fallstudien 

 � Konzept für die Etablierung eines koordinierten Daten-
managements 

 � Neue Datenprodukte innerhalb der Fokusgebiete basie-
rend auf den Untersuchungen der SP-102 bis 107

 � Pilotstudien zur Skalierbarkeit der entwickelten Me-
thoden und erste Ansätze zur Regionalisierung und Ex-
trapolation der generierten Datenprodukte

Vernetzung: Die Vernetzung mit den verschiedenen 
Schwerpunkten im Themenfeld 1 steht im Zentrum von 
SP-109 „Fokusgebiete Binnen“ und charakterisiert dessen 
Ausrichtung über alle Forschungsphasen hinweg. Vor dem 

Abbildung 19: Binnengebiete im Fokus



Hintergrund, dass eine Anwendung der im Themenfeld 1 
entwickelten Methoden erfolgen soll, ist eine intensive Ko-
operation mit den Netzwerkpartnern zwingend erforder-
lich. Die Vernetzung geht jedoch weit über das eigentliche 
Expertennetzwerk hinaus. So soll bei der Datenbeschaffung 
ein enger fachlicher Austausch mit den Betreibern der Ver-
kehrsinfrastrukturen in den jeweiligen Fokusgebieten eta-
bliert werden. Im Rahmen der Methodenentwicklung sol-
len darüber hinaus bestehende Kontakte zu Universitäten, 
Forschungseinrichtungen und anderen Ressortforschungs-
einrichtungen des Bundes verstetigt werden.
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5 Weitere Informationen zum 
BMVI-Expertennetzwerk

Angesichts der Notwendigkeit, das Verkehrssystem in 
Deutschland resilient und umweltgerecht zu gestalten, be-
schreitet das BMVI einen innovativen Weg und bündelt die 
Expertise und Kompetenzen seiner Ressortforschungsein-
richtungen und Fachbehörden im BMVI-Expertennetzwerk 
Wissen – Können – Handeln. 

Ziel des Netzwerks ist es, die Kompetenzen der beteiligten 
Behörden auf eine breitere gemeinsame Basis zu stellen, in-
tensiver miteinander zu vernetzen und so einen verkehrs-
trägerübergreifenden Wissens- und Technologietransfer zu 
fördern. Das BMVI-Expertennetzwerk intensiviert den Di-
alog zwischen Experten aus Wissenschaft und Forschung, 
der Industrie und Wirtschaft sowie der Politik und Verwal-
tung. 

Am Netzwerk beteiligt sind das Bundesamt für Güterver-
kehr (BAG), das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydro-
graphie (BSH), die Bundesanstalt für Gewässerkunde (BfG), 
die  Bundesanstalt für Straßenwesen (BASt), die Bundes-
anstalt für Wasserbau (BAW), der Deutsche Wetterdienst 
(DWD) und das Eisenbahn-Bundesamt (EBA).
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Gra�k 2: Die Ressortforschungseinrichtungen und Fachbehörden des BMVI-Expertennetzwerks
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Auf der Basis von technisch-wissenschaftlichen Innovati-
onen werden neue und nachhaltige Konzepte in die Praxis 
umgesetzt, um die Infrastruktur der Verkehrsträger Straße, 
Schiene und Wasserstraße umweltgerecht und resilient zu 
gestalten. Das BMVI-Expertennetzwerk ermöglicht zielge-
richtete und verkehrsträgerübergreifende Forschungsim-
pulse, die in Innovationen und angepassten Regelwerken 
münden. 

Organisatorisch ist das BMVI-Expertennetzwerk in eine 
Entscheidungs- und eine Fachebene gegliedert. Auf der 
Entscheidungsebene wirkt die vom Referat G 11 geleitete 

Lenkungsgruppe. Die Kompetenzen und Ressourcen der 
Fachebene sind in fünf Themenfeldern gebündelt: 

1. Verkehr und Infrastruktur an Klimawandel und extre-
me Wetterereignisse anpassen,

2. Verkehr und Infrastruktur umweltgerecht gestalten,
3. Verlässlichkeit der Verkehrsinfrastrukturen erhöhen, 
4. digitale Technologien konsequent entwickeln und nut-

zen sowie
5. Einsatzpotenziale erneuerbarer Energien für Verkehr 

und Infrastruktur verstärkt erschließen.

Lenkungsgruppe
G 11, DG 22, DG 23, DG 25, LA 15, LA 18, LA 24, 
StB 10, StB 17, StB 28, WS 12, WS 14, WS24

Gesamtkoordination
BASt, BAG, BAW, BfG, BSH, DWD, EBA

Wissenschaftlicher 
Arbeitsstab: BASt

Entscheidungs‐
ebene

Themenfeld 1:
Verkehr und 

Infrastruktur an 
Klimawandel und 

extreme 
Wetterereignisse 

anpassen

Koordination: 
DWD

Themenfeld 2:
Verkehr und 
Infrastruktur 
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gestalten

Koordination: 
BfG

Themenfeld 3:
Verlässlichkeit 
der Verkehrs‐
infrastrukturen

erhöhen

Koordination: 
BASt

Themenfeld 4:
Digitale 

Technologien 
konsequent 

entwickeln und 
nutzen

Koordination: 
BASt

Themenfeld 5:
Einsatzpotenziale 
erneuerbarer 
Energien für 
Verkehr und 
Infrastruktur 
verstärkt 

erschließen

Koordination: 
DWD

Fachebene
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BfG, BSH, EBA

BfG, BAG, 
BASt, BAW, BSH, 

DWD, EBA

BASt, BAG, BAW, 
BfG, DWD, EBA

BASt, BfG, BSH, 
EBA

DWD, BASt, BfG, 
EBA

Die erste Phase des BMVI-Expertennetzwerks ist zunächst 
für den Zeitraum Januar 2016 bis Dezember 2019 angelegt. 
Die insgesamt vier Roadmaps des Expertennetzwerks legen 
jedoch den Weg und die Forschungsinhalte bis 2030 fest. 

Weitere Informationen zu den verschiedenen Themen-
feldern, Schwerpunktthemen und Projekten sind auf der 
Homepage des BMVI-Expertennetzwerks www.bmvi- 
expertennetzwerk.de erhältlich. Auch die Feinkonzepte der 
Themenfelder 1 bis 3 sowie zusätzliches Informationsmate-
rial vom und über das BMVI-Expertennetzwerk stehen auf 
der Homepage zum kostenlosen Download zur Verfügung. 

Gra�k 3: Organisatorische Struktur des BMVI-Expertennetzwerks
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